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X . Oerkehrswege und Verkehrsmittel.

Verkehrswege,
s) Gemeindeliraßen.

I . Ltratzenbcnennungen.

Anlässlich der Aufführung voll Neubauten an den durch Grnndparcelliernngen ent¬
standenen oder erweiterten und nach nicht benannten Verkehrswegen wurden neu
benannt:

im Jahre 1889:
im II. Bezirke die Kurzbanergasse und Lansbergergasse , aus den pareellierten

Gründen des ehemaligen Thiergartens , Or.-Nr . 15 Schüttclstraste, und die Karajan¬
gasse , zwischen der Wasner- und Bäuerlegassc;

im Hl . Bezirke die Pettenkvfengasse , zwischen der Fasan- und Jacquingasse;
im IV . Bezirke die Seisgasse , zwischen der Hungelbrunngassc(jetzt Schönburg¬

straße! und Blechthnrmgasse;
im V. Bezirke die Kriehnbergasse , auf den pareellierten Grüildeil der Realität

Or.-Nr . 7 Matzleinsdorferstraße, und die Siebertgasse , zlvischen dem Margarethner
Gürtel und der Schallergasse;

im X. Bezirke die Feuchterslebengasse , oberhalb der Kudlichgasse;
im Jahre 1890:
im II . Bezirke die Jnnstraße und die von ihr abzweigende Salzachstraße,

auf den DonauregnlierungSgründen, zwischen der Dresdnerstraße und dem Handelsquai,
ferner die Schweidlgasse , zwischen der Tabor- und Prager Reichsstraße;

im lll . Bezirke die Markhofgasse , bei Or.-Nr . 29 Schlachthausgasso;
im V. Bezirke die Anzengrnbergasse , aus den pareellierten Gründen der Realität

Nr . 11 Matzleinsdorferstraße, und der Fröhlichplatz , an der Lainzcrstraßc zwischen
dieser und der Oppelgasse;

ini IX . Bezirke der Bailernfeldplatz , zwischen der Liechtensteinstraße und der
Porzellangasse;

im X . Bezirke der Arthaberplatz , an der Laxenburgerstraße, zwischen der
David- und Schröttergasse, und die Sonnleithnergasse , zlvischen der Fernkorngasse
und dem evangelischen Friedhofe;

im Jahre 1891:
im II . Bezirke die Ennsgasse , ans den Donaureguliernngsgründen, bciin Erz¬

herzog Karl-Platz, die Pasettistraße , auf denselben Gründen, zwischen der Dresdner¬
lind Leystraßc, und die Traisengasse , bei Or .-Nr . 85 Dresdnerstraße;

im III . Bezirke die Anenbrnggergas 'sc, bei Or.-Nr . 9 Rennweg;
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im IV . Bezirke die Schelleingasse , bei Or.-Nr . 62 Favoritenstraße, zwischen
dieser und der Blechthurmgasse;

im V . Bezirke die Hauslabgasse , zwischen der Blechthurm- und Laurenzgassc;
im IX . Bezirke die Altmüttergasse , zwischen der Fuchsthaller- und Sechs-

schimmelgasse;
im X. Bezirke der Laubeplatz,  zwischen der Buchen-, Rothenhof- und der

Alxingergasse;

im XVI . Bezirke die Maroltingergasse,  zwischen der Lorenz Mandlgasse und
Montleartstraße;

im Jahre  1802:
im II. Bezirke die Pöchlarnstraße,  bei Or .-Nr . 105 Tresduerstraße, die

TrauuselSgasse,  bei Or .-Nr . 7 Jagerstraße, , zwischen derselben und der Uloster¬
neuburgerstraße, und als Wehlistraße  die zweite Parallelstrnße in der Tonanstadt,
zwischen dem HandelSguai und der Engerthstraße;

im III . Bezirke die Khunngasse,  zwischen der Hohlweg- und Kleistgasse;
im VII . Bezirke die Kenyongasse,  bei Or.-Nr . 41 Seidengasse;
im. XII . Bezirke die Drasch egasse,  nächst der Philadelphiabrückc, zwischen der

Breitensurterstraße und der Trace der Reuen Wiener Tramway;
im XVIII . Bezirke die Hosstattgasse,  zwischen der Cottagegasse und Türken-

schanzstraße;
im Jahre  1893:

im II . Bezirke auf den Donauregulierungsgründen die Kampstraße,  zwischen
der Pasetti- und Salzachstraße, die Kremserstraße,  zwischen der Dresdnerstraße und
dem Handelsquai, und die Vorgartenstraße,  welche als die vierte Parallelstrnße
zwischen der Engerth- und Leyslraße liegt;

im III . Bezirke die S treichergasse  bei Or .-Nr . 58 Ungargasse, während die
bei Sr .-Nr . 52 Ungargassc eröffnete Quergasse in die Bezeichnung„Strohgasse" ein¬
bezogen wurde, ferner die Trubelgasse,  bei Or .-Nr . 27 Hohlweggasse;

im X . Bezirke die Knöllgasse,  nächst der Triesterstraße und parallel mit der¬
selben, zwischen dem evangelischen Friedhof und dem Wasserreservoir;

im XIII . Bezirke die Hickelgasse,  bei Or.-Nr . 3 Hütteldorferstraße in Breitensec,
die Kirchmeye rgasse,  die erste Quergasse aus den parcellierten Gründen der „Neuen
Welt" in Hietzing, die Kopfgassc,  die zweite Quergasse auf denselben Gründen, die
Lautensackgasse,  auf den parcellierten Gründe» der Schlossrealität in Baumgarteu
parallel mit der Baumgartener Hauptstraße, ferner die Sauraugasse und die Wam-
bachergasse,  bei Or .-Nr . 21 und 17 Ciusiedeleigassein Lainz, beide parallel mit
der Trace der Verbindungsbahn, endlich die Wenzgassc,  als dritte Quergasse auf den
Gründen der „Neue» Welt" in Hietzing. t

im XVI . Bezirke die Baldiagassc,  entstanden durch Parcellierung der Realität
Nr . 81 Ottakringer Hauptstraße;

im XIX . Bezirke die Vcgagasse,  zwischen der Karl Ludwig- und Gymnasium¬
straße, in die Prinz Eugengasse mündend.
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Aus dem gleiche» Anlasse, sotvic auch uns Verkehrsrücksichtenivurdeu ab geändert:
Im Jahre  1890:
im II. Bezirke: die Bezeichnung des unteren Theiles der Rordbahnstraße vom

Hanse Lr .-Nr . 14 abwärts in „Am Tab vr " nnd jene des Straßcntheiles längs der Realität
Lr .-Nr. 5 Am Tabor in „Trnnnerstraße " ;

im IX . Bezirke die Bezeichnung des oberen Theiles der Flnchtgassc in „Fnchs-
th a ll e r ga ss e ";

im Jahre  1891:
im III . Bezirket der Name „Blumengasse" in „Svphienbrückengasse"  und im

V. Bezirke: die Bezeichnung des oberhalb des Bacherplatzes gelegenen Theiles der Wim¬
mergassei» Pannaschgasse;

im Jahre  1892:
ini II . Bezirke: die W.inkelgassc in Schwarzingergasse;
im III . Bezirke: die bisher mit MagazingasseI bezeichnete Quergasse nächst dem

Gebäude der k. k. Staatsdruckerei in Praetorinsgasse;
im IV . Bezirke: die Hungelbrnnngasse in Schvnbnrgstraßc;
im IX . Bezirke: der zwischen der Universitätsstraßc nnd J-crstlgassc gelegene Theil

der Schwarzspanierstraßein Garnisonsgasse;
im Jahre 1893:
im I. Bezirke: der Reichsrathsplatz in Schmerling platz.

Ter eiserne Gehsteg über den Wienslnss, nächst dem Gnmpendorfer Schlachthause,
im VI . Bezirke erhielt im Jahre 1892 die Bezeichnung Wackenrodcr Brücke.

Tie Nenbenei.nung, beziehungsweise Namensänderung der vorangeführtcn Ver-
kehrsvbjecte erfolgte nach den zufolge der Gemeinderathsbeschlüsse vom 27. Mai 1873
und 29. Februar 1884 normierten Grundsätzen.

Da in den im Polizeirayon gelegenen Vorortcgemeinden Berkehrswege wiederholt
mit Namen bezeichnet wurden, die in den benachbarten Gemeinden bereits Vorkommen,
nnd infolge der Übelstände, welche die gleichen Straßennamen dem öffentlichen Dienste
nnd im Bcrkehr verursachen, beschloss der Gemeinderath auf Ersuchen der k. k. Polizei-
directivn in seiner Sitzung vom 24. September 1889 bei Straßcnbenennungen die
Wahl von in den Vororten bereits vorkvmmenden Straßennamen thnnlichst zu vermeiden,
nnd hat sodann die k. k. n.-ö. Statthalterei mit Erlass vom 29. Deeember 1889
Zahl 67.302 die k. k. Bezirkshauptmniinschaften im Wiener Polizeirayon aufgcfordcrt,
ans die in diesem Rayon gelegenen Gemeinden ihres Bezirkes cinznwirken, dass die¬
selben die Bezeichnung von Straßen und Plätzen mit solchen Namen, nach welchen Ver¬
kehrswege im Wiener Polizcirayvn bereits benannt sind, in Zukunft unterlassen.

In dem durch die Vereinigung der Vorortegenieinden mit Wien erweiterten
Gemeindegebiete ergab sich, dass von den 2200 Straßen , Gassen nnd Plätzen, ein Drittel
Bezeichnungen führte, die mehr als einmal Vorkommen.

Behufs Abänderung dieser gleichen Straßennamen wurden die dazu erforderlichen
Vorarbeiten bereits im Jahre 1891 eingeleitet. Auf Grund der damals von den Bürgermeister¬
ämtern in den ehemaligen Vorortegcmeinden bekanntgegebenen Wünsche und der darnach von
der städtischen Bibliotheksdireetion gemachten Studien nnd gepflogenen Erhebungen wurde im

ttVerwaltungsbericht der Stadt Wien.
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Jcihre 1893 über die Abänderung der gleichen Straßennamen in Wie » nnd über die Revision
der bisher geltenden Normen für die Straßenbenennnng nnd Gcbäudenumcrierung
commissionell berathen nnd worden 2 Altcrnativprojecte ansgearbeitet , von denen das

eine die Abänderung sämmtlicher gleichnamiger Straßenbczeichnungen im ganzen Gebiete
Wiens , das andere aber nnr die Beseitigung der gleichen Straßennamen in ein nnd
demselben Gemeindebezirke betrifft ; beide Operate wurden dem Stadtrathe zur Beschluss¬
fassung vorgelegt.

S . Herstellung und Erhaltung der Straßen.
Das Flächenmaß der in der regelmäßigen Erhaltung der Gemeinde stehenden

Straßen , Gassen nnd Plätze , einschließlich der Trottoire , Gehwege nnd Reitsteige betrug
in den alten zehn Gemeindebezirken

Hievon entfallen aus

am Ende des Jahres im ganzen
Fahrbahnen , Plätze,
Spiegel , Talus re.

Quadratmeter

Trottoire , Gehwege
und Reitsteige

1889 . / 5,133 .965 3,701 .978 1,431 .987
1890 . . 5,185 .302 3,745 .577 1,439 .726
1891 . . 5,265 .164 3,799 .631 1,465 .533
1892 . . 5,309 .442 3,858 .205 1,451 .237
1893 . . 5,465 .352 4,000 .080 1,465 .272

Die alljährlich zu verzeichnende, nicht unbedeutende Zunahme der auf die Straße » ,
Gassen und Plätze entfallenden Area ist hauptsächlich durch die Eröffnung neuer und
die Verlängerung oder Verbreiterung bereits bestehender Straßen und Gassen entstanden.
Weiters sind aber auch durch die entgeltliche Abtretung von Gründen aus Anlass von
Hanserumbauten Straßenflächen zngewachsen.

Gelegentlich der Einverleibung der Bvrortegemeinden hatte die Stadt Wien nach

Art . XVIII des Gesetzes vom 19 . December 1890 auch die innerhalb des erweiterten
Gemeindegebictes liegenden Landes - und Bezirksstraßen in die eigene Erhaltung als
Gemeindestraßen zu übernehmen . Die Bedingungen , unter welchen , und der Zeitpunkt , wann

diese Übernahme zu erfolgen hat , wurden durch das Landesgesetz vom 15 . Februar 1892,
L . G . Bl . Nr . 13 festgestellt . Nach demselben hatte die Gemeinde Wien , außer 42 Bezirks¬
straße », die im erweiterten Gebiete gelegenen Landesstraßen , und zwar:  die Nnssdorfer-
straße mit der Abzweigung durch die. Gounoldstraße bis zur Kaiser Franz Jvses-
Jubiläumsbrücke über den Donaucanal , einschließlich der Brücke und deren beiderseitigeil
Rampen , ferner die Gürtelstraßen , Steinbauergasse , Rndolfsgasse , Wilhelmsdorferstraße

stimmt der Matzleinsdorferstraße im XII . Bezirke , endlich die Marx -Meidlingerstraße im

V ., X . nnd XII . Bezirke am 1. Jänner 1892 zu übernehmen.

Ein genaues Ausmaß der Fläche der durch die Einverleibung der Vororte
zugewachsenen Straßen kann erst dann gegeben werden , wenn die Neuvermessung dieser

Vororte , bezüglich welcher Verhandlungen zwischen dem k. k. Ärar und der Gemeinde
Wien im Zuge sind , vollzogen sein wird . Nach den vorläufigen  für Straßensäuberungs-

nnd Bespritzungszwecke gepflogenen Erhebungen beträgt die Fläche der durch die Ein¬
verleibung der Vororte zugewachsenen Straßen rund 3,880 .000 Quadratmeter , wovon
beiläufig 75 Pereent auf Straßen und Plätze nnd 25 Percent auf Trottoire , Gehwege
nnd Reitstcige entfallen.
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Von größere» Straßenherstellungen, welche i» der Periode 1889— l 899 zur
Ansführnng gelangte», sind hervorzuheben:

Im Jahre 1889 : die geradlinige Durchführung der Nordbahnstraße im II . Bezirke
bis zur Dresdnerstraße und die Regulierung der dvrtigen Umgebung mit Schaffung eines
Plastes ; die Durchführung der Jacgningnsse, van der Gerlgassc bis zur Riossgasse im
III . Bezirke; die Regulierung der Straßen rings um den Plast des deutschen Volkstheaters
im VII . Bezirke.

Im Jahre 18!>0 fanden bedeutende, mit wesentlichen Nivcauvcränderungen ver¬
bundene Straßenreguliernngen in der Spitalgasse und Waisenhausgasse lim IX . Bezirke!
und in der Jnnstraße (Donaustadtj statt. Für die Untere Weißgürbcrstraße, vvn der
lllegelgasse bis zur Rasnmoffskygasse wurde ein neuer Durchbruch geschaffen, wodurch diese
Straße eine geradere Richtung erhielt und verbreitert wurde.

Im Jahre 1891 wurde eine Anzahl größerer Straßenreguliernngen vvrgenvuimen,
und zwar : im I. Bezirke: die Niveauregulierung am Franz,Josefs-Ouai in der Strecke
von der Rothenthnrmstraße bis zur Ferdinandsbrücke, dann am Stock im Eisenplay:
im II . Bezirke: der Straßenbau in der Oberen Donanstraße beim sogenannten scharfen
Eck; im III . Bezirke: die Regulierung in der Fasangasse; im VI . Bezirke: die Nivean-
regulierung in der Gumpendorferstraße am sogenannten Hahnlberg; im VII . Bezirke die
Verbreiterung und Regulierung der Bnrggasse; letztere drei Regulierungen erfolgten
anlässlich des Baues der Tramwaystreckcn; im IX . Bezirke: Regulierungen in der
Rothen Löwengasse, in der Fuchsthallergasse und in der Blcichergasse.

Weiters erfolgten Straßendurchbrüche  zur Verlängerung der Fichtegasje bis zur
Seilerstätte im I. Bezirke und zur Verlängerung der Sofienbrückengasse bis zur Erdberger¬
straße im III . Bezirke.

Infolge der zu Ende des Jahres 1891 stattgehabte» Verlegung der Verzehrnngs-
steuerlinie wurden die bereits bestandenen, jedoch nur für den Tramwayverkehr benützten
Linienwalldurchbrüchein der Verlängerung der Arbeitergasse (V. Bezirk! und in der
Verlängerung der Sechsschimmelgasse(IX . Bezirk! verbreitert und für den allgemeinen
Verkehr eröffnet.

Im Jahre 1892 wurden nur im I. Bezirke die Adlergasse und im II . Bezirke
der Marktplatz angrenzend an die lilrummbanmgasse im Niveau reguliert und gepflastert,
dagegen wurden zur Verbesserung der Commnnieativnen zwischen den alten und neuen
Bezirken eine Anzahl von Linienwalldnrchbrüchcn  ansgeführt , und zwar im
III . Bezirke in der Verlängerung der Fasangasse; im IV . Bezirke in den Verlängerungen
der Louisengasse und Starhemberggasse; im V. Bezirke in den Verlängerungen der
Jvhannagasse und Lanrcnzgasse; im VI . Bezirke in der Richtung der Matrosengasse
und in der Nähe der Mollardgasse; im VII . Bezirke in der Verlängerung der Seiden¬
gasse; im VIII . Bezirke in den Verlängerungen der Lerchenfelderstraße und Flvriani-
gasse; im IX . Bezirke in den Verlängerungen der Säulengasse, Lazarethgasse, Fuchs¬
thallergasse und Gemeindegasse; weiters wurde der früher nur für den Tramwayverkehr
eröffnete Durchbruch in der Verlängernng der Liechtensteinstraße verbreitert und dem
allgemeinen Verkehre übergeben.

Im Laufe des Jahres 1893 fanden bedeutendere RegnlierungSarbeiten im
I. Bezirke am Michaelerplatz, anS Anlass des Ausbaues der Hofburg: im III . Bezirke
in der Hohlweggasse; im XVII . Bezirke am Lnrcheiiplatz und im XIX . Bezirke in der

11*
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Neustiftgasse, oberhalb des eingewölbte» Krotenbaches statt. Weiters wurde der Linien-
wall zwischen der Mariahilferlinie und Kurzgasse und bei der Lustkandlgasse abgegraben
und in der Verlängerung der Schönbnrgstraße zur Herstellung einer Cvmmuuicatiou
durchbrochen.

Kepflakcrte Stratzen.

Das Älusmaß aller Pflasterflächenauf den von der Gemeinde Wien erhaltenen
Straßen , Gassen und Plätzen in den alten 10 Bezirken betrug:

Hievon entfielen:
auf Fahrbahnen, Plätze,

im ganzen Zwischenplätze und Spiegel auf Trottoire
im Jahre

1889 . . . . . 3,183 .396
Quadratmeter

2,098 .029 1,085 .367
1890 . . . . . 3,227 .203 2,138 .311 1,088 .892
1891 . . . . . 3,279 .660 2,181 .320 1,098 .340
1892 . . . . . 3,349 .387 2,247 .204 1,102 .183
1893 . . . . . 3,488 .576 2,370 .052 1,118 .524
In der Berichtsperiode wurden die im Folgenden angeführten Straßenflächen theils

neugepflastert, theils umgepflastert, hiebei ist unter der Bezeichnung„Neupflasterung" nicht
nur die Pflasterung einer bisher ungepflasterten, sondern auch einer bereits gepflasterten
Straße verstanden, wenn bei letzterer durchaus neues Material verwendet wird,
daher als „Nmpflasterung" nur die Pflasterung einer bereits gepflasterten Straße mit
Verwendung des alten Materiales , bezeichnet ist.

Neu gepflastert  wurden in den alten Bezirken I—X:
Fahrbahnen Trottoire

im Jahre Quadratmeter
1889 . . . . . . . 72 .138 13.436
1890 . 86 .063 5.107
1891 . 88 .299 10.580
1892 . 99.484 8.303
1893 . 86 .772 6.706

Gelegentlich dieser Neupflasterungenwaren umzupflastern:
Fahrbahnen Trottoire

im Jahre Quadratmeter
1889 . 20.191 10.336
1890 . 27 .394 19.845
1891 . 34.334 22 .783
1892 . . . . . . . 28 .674 24 .565
1893 . 32.530 19.599

Umgepflastert  wurden in diesen Bezirken:
Fahrbahnen Trottoire

im Jahre Quadratmeter
1889 . 46 .397 4.317
1890 . 27.427 4.579
1891 . 25 .241 5.019
1892 . 64.091 6.068
1893 . 34.369 7.048
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In den neugeschaffenen Bezirken XI — XIX wurden neugepflnstert:
Fahrbahnen Trottoire

im Jahre
1892
1893

Quadratmeter
28 .788
46 .219

4 .106
7.253

Gleichzeitig wurden umgepflastert:

in: Jahre
1892
1893

Fahrbahnen Trottoire
Quadratmeter

5 .864
6 .824

6.274
10 .490

Uni gepflastert wurden in den neuen Bezirken:
Fahrbahnen Trottoire

im Jahre
1892
1893

Quadratmeter
12 .237

6 .443
1.011
3 .056

Dem immer allseitiger auftreteudeu Verlangen nach Herstellung da» das Geräusch
vermindernden Pflasterungen an Stelle des Granitpflasters wurde auch in dieser Ver¬
waltungsperiode nach Möglichkeit entsprochen, indem eine Anzahl von Straßen oder
Theilcu derselben mit Asphalt oder Holzstöckeln und versuchsweise auch mit dem
sogenannten Metallicpflaster belegt wurden.

Au solchen geräuschlosen Pflasterungen ans Fahrbahnen , wo früher ei» solches
Pflaster nicht bestand, wurden hergestellt:

im Jahre 1889 in der Maximilianstraße im Ausmaße von 2833 Quadratmeter;
im Jahre 1890 in der Stallburggasse im Ausmaße von 673 Quadratmeter ; im
Jahre 1891 in der Habsbnrgergasse und am Stock im Eisenplatz im Ausmaße von
zusammen 2328 Quadratmeter ; im Jahre 1893 im I . Bezirke in der Schottengasse,
Wipplingerstraße , Goldschmiedgasse, Schivarzenbergstraße , Schottengasse , Michaelerplatz,
im II . Bezirke in der Großen Pfarrgasse und im XII . Bezirke in der Hufelandgasse im
Ausmaße von zusammen 5527 Quadratmeter.

im Jahre  1889 : im I . Bezirke am Bauernmarkt , in der Himmelpfvrtgasse , Tuch-
lauben , Augustinerstraße und Herrengnsse ; im IV . Bezirke in der Schwindgasse und
Favoritenstraße und im V . Bezirke in der Hnndsthurmerstraße im Ausmaße von
zusammen 7301 Quadratmeter ; im Jahre  1890 : im III . Bezirke in der Seidelgaffe;
im VII . Bezirke in der Museumstraße und Zieglergasse , ferners im IX . Bezirke am
Maximilianplatz , in der Spitalgasse und Kinderspitalgasse im Ausmaße von zusammen
11 .620 Quadratmeter ; im Jahre  1891 : im I . Bezirke in der Schnlerstraße , Milchgasse,
Touuergasse , Plankengasse , Dorotheergasse und am dienen Markt ; im IV . Bezirke in
der Paulanergasse und Nenmanngasse ; im VI . Bezirke in der Gumpendorserstraße ; im
VII . Bezirke in der Burggasse , Zieglergasse und Westbahustraße ; im VIII . Bezirke in
der Lerchengasse und im IX . Bezirke in der Waisenhausgasse im Ausmaße von
zusammen 9260 Quadratmeter ; im Jahre  1892 : im I. Bezirke in der Bvgnergasse,

2.) mit 28pll2lk eoniprilne:

b) mit Holzstöckeln:



tgg X. Verkehrswege Mid Verkehrsmittel. V Verkehrswege . Gcmcindestraßen.

am !̂obko>vipplah und Jranziskancrplah, i» der Uiihsnßgasse, Weihburggasse, Rothen-
thurmstraße, Singerstraße, Tegetthofsstraße uud Strauchgassc; im II . Bezirke iu der
kleine» Psarrgasse; im IV . Bezirke iu der Uarolinengasse; im V. Bezirke iu der Grün-
gasse; im VII . Bezirke iu der Neustiftgasse; im VIII . Bezirke iu der Piaristengasse im
Ausmaße von zusammen 10.417 Quadratmeter ; im Jahre  1863 : ini I. Bezirke am
Stefansplah , Michaelerplcch uud Josefsplaß, iu der Jreisingergasse, Goldschmiedgasse,
Helferstorferstraße, R' eitschulgasse uud Schauflergasse; im VI . Bezirke iu der Drei¬
hufeisengasse; im VII . Bezirke iu der Kaudlgasse uud Zollergasse; im VIII . Bezirke
iu der Zeltgnsse; im IX . Bezirke iu der Ban Swieteugasse und Mariauengasse; im
XII . Bezirke iu der Ehreufelsgasse; im XV . Bezirke in der Blüthengasse, Elementineii-
gasse, Goldschlaggasse und Rosiuagasse; im XVII . Bezirke am Elterleinplcch, zusammen
im Ausmaße von 15.267 Quadratmeter.

e ) mit Metallicpflastcr:
im Jahre  1860 : im I. Bezirke iu der Löwelstraße, uud im IV . Bezirke am

llärutuerthormarktc, zusammen im Ausmaße von 6742 Quadratmeter ; im Jahre  1862:
im II. Bezirke am Marktplaß, zwischen der Urummbaumgasse uud Haidgasse; im III . Be¬
zirke iu der Stroh -, Veith- uud Aneubruggergasseuud im IX . Bezirke am Serviten-
platz, zusammen im Ausmaße von 6335 Quadratmeter ; im Jahre  1863 : im II . Be¬
zirke am Czeruiuplaß im Ausmaße oou 481 Quadratmeter.

Hinsichtlich des von der BanuuteruehmuugC. Schlimp und N. Sch esst el  im Jahre
1888 ausgeführtcu uud im Berwaltuugsberichte desselben Jahres naher beschriebenen
Metallicpflasters sind i:u iveitereu Verlause die folgenden Vorkommnisse nuzusiihreu.

Nachdem im Jrühjahre 1886 ein kleiner Dheil der Jahrbahupftasterung aus
Ursachen schadhaft geworden war , welche »ach der Angabe der Banunternehmuug nicht
im verwendete» Materiale , sonder» iu der maugelhnfteu Manipulation der anfangs noch
nugeschulteu"Arbeiter ihre Erklärung finde», und nachdem die schadhafte» Stellen mit
Zustimmung des Gemeiuderathes erneuert worden waren, fand nach Ablauf des Probe¬
jahres am 10. Qctober 1886 die commissionelle Besichtigung der im Vorjahre her¬
gestellten Metalliepflasterung, sowohl in der Jahrbahn , als aus den Trottoiren statt, bei
welcher der gute Zustand der Jahrbahupflasterung uud der längs der Trottoire ans
Metallicmasse ausgefiihrten Randsteine eoustntiert wurde.

Bei den mit Metallicmasse belegten Trottviren, bei welchen die Masse in einer
Dicke von 5 Eeutimeter» unmittelbar auf daS Erdplanum nufgetrageu worden war, ergab
es sich, dass Risse und wellenartige Unebenheiten entstanden waren, woraus folgte, dass
diese Art der Herstellung keine stabile Decke gibt, weil selbe vom Untergründe abhängig
ist. Die Unternehmung erklärte sich demnach auch bereit, das Trvttoirpflnster im Qiufe
des Jahres 1860 iu der Weise zu reconstruiere», dass eine Neupflasteruiig, bestehend ans
einer 10 Centimeter hohen Betonschichte als Unterlage und einer 3 Centimeter hohen
Metallicschichteals eigentliche Pflasterdecke ans ihre Uosten und unter den früheren
Haftungsverpflichtungenhergestellt wird. Diese Reconstruction der Trottoire hat in der
Zeit vom 26 . August bis 18. September 1880 stattgefunde». Die so hergestellten Metallic-
pflasteruugeu haben zwar bis Ende 1881 einiger Reparaturen bedurft, welche die durch
drei Jahre hastende Unternehmung herstellte, doch haben sich dieselben im ganzen gut
bewährt. Auch iu de» Jahren l862 uud 1863 mussten sowohl an der Jahrbahu , als
an den Trottoiren einige Reparaturen vvrgenommen werde».



X. Oerkehrswege und Verkehrsmittel. 4 . Verkehrswege . a) Gemeindestraßeil . 1P>7

Tie bei Pflasterungen mittels Metallicmasse bisher geinachten Erfahrungen sind
folgende : Nachdem diese Masse ein Betau ist , welcher , wie schau im Verwaltungsberichte
des Jahres 1888 ausgeführt wurde , aus kleingepachter Hochofenschlacke , Schlackensand
und Portlandcement besteht , und da dieser Beton im breiartigen Z/stande aufgetrage»
wird , so geschieht die Abbindung und Erhärtung des Betons auf dem Objecte selbst und
es ist hiezu ein längerer Zeitraum erforderlich , während welchem in der Masse und an
der Oberfläche Haarrisse entstehe », welche sich im Verlaufe der Zeit erweitern und zu
Reparaturen Veranlassung geben . Die Auftragung der Metallicmasse auf die Straßen¬
oberfläche erfolgt in einzelnen , durch gerade Linien begrenzten Partien (sogenannten Tafeln ) ,
wodurch sich im Pflaster Fugen ergeben . Es hat sich nun gezeigt , dass das Metallic-
pflastcr in der Fahrbahn durch den Wagenverkehr entlang dieser Fugen eine stärkere
Abnützung erleidet und ausgeschlagen wird , daher sich die Nothwendigkeit der Vornahme
von Reparaturen hauptsächlich an diesen Stellen ergibt.

Da aber das Probcpflaster in der Reichsrathsstraße nach einem fünfjährigen
Bestände sich im guten Zustande befindet und die bisher ausgeführten Reparatursarbeiten
verhältnismäßig nicht bedeutend sind , so kann das Metallicpflaster für Straßen , welche
einen geringeren Wagenverkehr besitzen , umsomehr als empfehlenswerth bezeichnet werden,
als der Preis von 4 fl . per 1 Quadratmeter bei der Neuherstellung gegenüber den Preisen
für Granit - , Asphalt - oder Holzstöckelpflaster nur beiläufig die Hälfte beträgt.

Bezüglich der Anzahl und Gattung der im abgelaufcncn Qningnennium für Nen-
nnd llmpflasternngen verwendeten Steine , sowie bezüglich des Schotter - und Sand-
verbranches und der aus den städtischen Steinbrüchen in und bei Mauthansen einge¬
lieferten Pflastersteine wird hier auf die in den bezüglichen Jahrgängen des Statistischen
Jahrbuches der Stadt Wien enthaltenen Angaben verwiesen.

Zur Pflasterung besonders stark befahrener Straßen wurden auch in dieser Be¬
richtsperiode Granitsteine aus den Brüchen von Vilshofen in Baiern , dann von

Schärding in Oberösterreich und seit dem Jahre 1892 auch noch ans anderen Brüchen
in Oberösterreich und Böhmen , welche die Mauthanser Steine an Härte überragen,
verwendet.

Von derlei Steinen wurden geliefert:

n» Jahre Würfel halbe Würfel
(Zwickel»

Rechtecksteine
(048 Meter lang und hockt,

013 Meter breit)
1889 . . 174 .109 6 .000 30 .000

1890 . . 250 .000 2 .000 25 .000

1891 . . 372 .000 4 .000 40 .000

1892 . . 732 .216 18 .140 165 .612

1893 . . 807 .868 22 .644 54 .388

Wie aus den Verwaltnngsberichten für die Jahre 1885 und 1886 zu entnehmen
ist , wurden in den benannten Jahren am Stefansplatze in der Fahrbahn vor dem

Zwcttelhofe und dem fürsterzbischöstichen Palais Probepflasternngen mit Würfeln ans

Porphyr und aus Granit von verschiedenen Bezngsorte » zu dem Zwecke ausgeführt , um
vergleichende Beobachtungen über die Widerstandsfähigkeit und die Art und Weise der
Abnützung dieser Steingattnnge » anznstellen.
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Diese Probepflasteruugen wurden fortgesetzt beobachtet und erfolgte am 21 . Mai
1890 au je einer Stelle der verschiedene » Probepflasterungen durch Anfbrechen derselben
die Entnahme von Steinen , um hinsichtlich ihrer Abnützung genaue Messungen vor¬
nehmen zu können.

Über das Resultat der vier - bis fünfjährigen Beobachtungen und den Instand der im
Mai 1890 aufgebrvchenen Steine ist Folgendes zu bemerken.

Die im Jahre 1885 vorgenommencn Probepflasterungen wurden ausgeführt:
1 . mit Pvrphyrwürseln , bezogen aus Galizien;
2 . mit Granitwürfeln von Mauthansen in Oberöskerreich;

8 . mit Granitwürfeln von Vilshvfen in Baiern;

bei den im Jahre 1880 ansgeführten Probepflasterungen wurden verwendet:
4 . Würfel von den Olschaner Steinbrüche » in Mähre » ;
5 . Granitwürfel lichter Färbung von den Brüchen in Dörnach in Oberösterreich;
6 . Granitwürfel dunkler Färbung von den Brüchen in Dörnach in Oberösterreich;

7 . Granitwürfel von den Brüchen zu Perg bei Mauthauseu.
Es muß vor allem bemerkt werden , dass die Fahrbahn , in welcher die Probe-

Pflasterungen vvrgenvmme » wurden , schmal ist und einen sehr starken Wageuverkchr besitzt.

Die während der ganzen Probezeit gemachten Beobachtungen ergaben , dass bei
den Pflasterungen , welche aus de » galizischen Pvrphprwürfelu und ans den Granit-
würfcln von Mauthansen hergestellt waren , Schlaglöcher vorkamen , zu deren Beseitigung
schon während der Probezeit Ilmpflasterungen geringeren Umfanges vvrgenvmmen
werden mussten , während bei den übrigen fünf Proben ein solcher Mangel nicht vorkam;
es ergibt sich daraus , dass sowohl die Pvrphhrwürfel als auch die Mauthausnerwürfel,
eine ungleiche , das heißt theilweisc ungenügende Härte besitzen , was die Bildung von
Schlaglöchern veranlasst , während die übrigen 5 Tteinsorten eine gleichmäßige Abnützung
zeigten , also in Härte und Gefüge gleichartig sind.

An den aufgebrochenen Steine » wurden durch möglichst sorgfältige Abmessungen
folgende durchschnittliche Abnützungen in ihrer Höhendimeusion durch den Wagenverkehr
pro Jahr cvnstatiert . Dieselbe betrug bei den Porphhrwürfeln und bei den Granitwürfeln
aus Mauthausen iProbe 1 und 2j 8 .g Millimeter;

bei den Würfeln von Bilshvfen iPrvbe 8 ) l g Millimeter;
bei den Würfeln aus den Olschaner Brüchen lProbe 4 ) 8 .z Millimeter;
bei den Würfeln lichter Färbung aus Dörnach lProbe 5 ) 2 .7 Millimeter;
bei den Würfeln dunkler Färbung aus Dörnach (Probe 01 l .g Millimeter;
bei den Würfeln ans Perg (Probe 7 ) 2 Millimeter.

Die Porphyrwürfel waren an der überfahrenen Kopffläche etwas hohl <ausge-
fahrenl , alle anderen Steingattnngen etwas abgerundet.

Es hat sich bei diesen Proben die schon anderweitig gemachte Beobachtung be¬
stätigt , dass sich die harien Steine an den befahrenen Kopsflächen weniger abuützen als
abrundc » , weil der Hauptnngriff der Pferdestollen in den Pflastersngen , also an den
Kanten und Ecken der Würfel stattfindet , dass weiters Würfel aus hartem und fein¬
körnigem Granit durch die Abnützung glatter werden als weichere Steine oder solche
von gröberem Korn.

Hinsichtlich der in die specielle Erprobung am Stefnnsplatze nicht einbezogcneu
Granitwürfel ans den Brüchen von Schärding in Oberöstcrreich ist zu bemerken,
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dass Schärdinger Würfel bei den Straßenpflasterungeu in Wie» schon seit längerer
Zeit und in bedeutenden Quantitäten zur Pflasterung von Straßen mit starkem Wagen¬
verkehr zur Verwendung gelangten. Die Erfahrungen haben gezeigt, dass diese Stein-
gattnug bezüglich ihrer grüßen und gleichmäßigen Härte , Dauerhaftigkeit und Wider¬
standsfähigkeit zu den besten hierorts für Pflasterungen verwendeten Gattungen gehört
und dass die Schärdinger Würfel den Bilshofener Würfeln in der Qualität wenig oder
gar nicht nachstehen.

Im Hinblick auf die durchgeführten Proben und auf die bei den Pflasterungen
in Wien überhaupt gemachten Beobachtungen hat sich Folgendes ergeben.

Die der Probe unterzogenen Pvrphyrwttrfel  ans Galizien sind nicht besser,
als die gewöhnlichen Manthausener Würfel, daher deren Verwendung zu Straßen-
pflasternugen in Wien mit Rücksicht auf den hohen Preis nicht zu empfehlen ist.

Die ans den Brüchen in Manthanse » kommenden Würfel  sind zwar eben¬
falls kein besonders gutes Pflastermateriale; da aber der Preis dieser Steingattuug
wesentlich billiger ist, als der aller anderen, so erscheint dieses Materiale für die
Pflasterung von Straßen mit geringerem Berkehr aus ökonomischen Rücksichten geboten,
weil sonst die Deckung des Jahresbedarfes an Pflastersteinen mit ungleich größere»
kosten als jetzt verbunden wäre.

Für stark befahrene Straßen (Lastcnstraßen) erscheinen die Pflastersteine ans den
Brüchen von Vilshofen,  dann von Schärding , Dörnach , Perg,  sowohl hinsicht¬
lich ihrer Qualität als auch ihres Preises, besonders geeignet.

Die ans den Qlschaner Brüchen  kommenden Würfel sind als gute Pflaster¬
steine zu bezeichnen und es sind dieselben für Wien auch verwendbar, wenn deren Preis
nicht wesentlich höher ist, als jener der Manthausener Würfel.

Eine andere im Pflasterungswesen wichtige Frage ist jene, welche sich auf die
Gattung des zur Fugenfüllungbei Steinpflasterungenam zweckmäßigsten zu verwendenden
Materials bezieht.

Über' Auftrag des Gemeinderathes wurden bei der Umpflasterung der Kärntner¬
straße von der Ringstraße bis zur Elisabethbrücke im Monate Oktober 1886 einzelne
Strecken der Pflasterung mit verschiedenen Fugenfüllnngen hergestellt (siche Verwaltnngs-
bericht vom Jahre 1886) und zwar:

1. eine Strecke mit Asphaltsurrogat aus Briquetpech :c.,
2. eine Strecke mit Asphaltsurrogat aus Schifsspech?c.,
8. eine Strecke mit Cementmörtel im Mischungsverhältnisse von Eementkalk zu

Sand wie 1 : 2,
4. eine Strecke mit Cementmörtel im Mischungsverhältnisse von 1 : 8,
5. eine Strecke mit gesiebtem Manerschutt.
Nach mehr als lp/gjährigem Bestände, während welcher Zeit diese Probestrccken

sorgfältig beobachtet wurden, erfolgte am 16. Mai 1890 eine commissionelle Besichtigung
der Probestrecken, wobei einzelne Theile derselben aufgebrochen wurden. Über das
Resultat der mehrjährigen Beobachtungen und der Besichtigung am 16. Mai 1890
wurde ein Protokoll ausgenommen, welches im wesentlichen Folgendes enthält.

Bei den mit Asphaltsurrvgaten (Probe 1 und 2) hergestellten Pflasterungen war
das Füllmateriale auch unter die Steine eingedrnngen: die Masse haftet an den Steinen
sehr fest, wodurch das Aufbrechen des Pflasters mit großen Schwierigkeiten verbunden
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ist, und hiebei einzelne Steine beinahe zertrümmert werden mussten. Es zeigte sich
weiters, dass diese Asphaltsurrogate bei warmer Witterung mehr weniger plastisch bleiben,
ja so weich werden, dass eine Bewegung sein langsames Absitzenl der Fugeufüllung
nach der Evnvexität der Straße , bon der Mitte der Straße gegen das Rinnsal zu
stattfindet, daselbst zntagc tritt und einen förmlichen Überzug bildet. Tie Fugeufüllung
mit diesen Asphaltsurrogaten gibt ein sehr standhältiges Pflaster, weil die einzelnen
Steine durch die Füllung sehr festgehalten werden und ein Eindringen von Wasser in
den Untergrund ausgeschlossen ist; allein die Abnützung der Steine an ihrer Oberfläche
ist die gleiche wie bei den anderen Fugcnfüllungen. Das wesentlichste Bedeuten, welches
gegen die allgemeinere Anwendung bon Asphalt und Asphaltsurrvgateu zur Fugeufüllung
bei Steinpflasterungen erhoben werden kann, besteht in den bedeutend hohen Preisen
bon 90 kr. bis 1 ft. pro Quadratmeter und in dem Umstande, dass zum Zwecke der
Herstellung, des Betriebes und der Erhaltung der sich stets vermehrenden unterirdischen
Bersorgnngsnetze das Anfbrecheu der Pflasterungen oft und vielseitig stattfiuden muss,
welche Arbeit schwierig, zeitraubend, mit Materialverlusten verbunden und kostspielig ist.

Die Fugenfüllungen mit Cementmörtel (Proben 9 und 4) ergaben, insbesondere
bei Probe 9, dass dieses Materiale das Eindringen von Wasser unter das Pflaster
hintanhält, dass die erhärtete Mörtelmasse in den Fugen an den Steinen anhaftet, sich
jedoch beim Aufbrechen wieder leicht ablöst , und dass die Pflastersteine einen guten
Halt gewinnen, wodurch die Pflasterung standhältig wird. Cementmörtel wird auch in
anderen Städten vielfältig zu Fngensüllnngeu bei Stein - und selbst bei Holzpflasterunge»
verwendet, allein es ist nothwendig, dass dem Mörtel eine entsprechende Zeit zur
Erhärtung gelassen wird, wodurch für die öffentliche Passage der Nachtheil entsteht, dass
das bereits fertige Pflaster durch mehrere Tage dem Verkehre entzogen bleibt.

Was endlich die Verwendung von gesiebtem Mauerschutt zur Fugenfüllung
anbelangt, so hat die durchgeführte Probe (Nr . 1s ergeben, dass dieses Materiale im
Gegensätze zu der gewöhnlichen Sandfüllung einen günstigen Einfluss auf die Haltbarkeit
des Pflasters nicht ausznüben imstande ist, daher Mauerschntt, welcher in früheren
Jahren zu Pflasterungen in Wien verwendet, wegen der großen Staubbelästigung aber
außer Gebrauch gesetzt wurde, weiterhin nicht mehr in Betracht zu ziehen wäre.

Nachdem der Gemeinderath im Haupkvoranschlagefür das Jahr 1892 einen
Betrag von 100.000 fl. für Mehranslagen infolge der Verbesserung der Pslasternngs-
methode bewilligte, wurden über Genehmigung des Stadtrathes die Versuche mit der
Verwendung von hydraulischem Kalkmörtel und von Portlaudcementmörtel, dann von Kunst-
asphalt zur Fugeufüllung im ausgedehnten Maße fortgesetzt, und bei allen Pflasterungen
eine l ö Centimeter hohe Unterlage aus R'uudschotter hergestellt.

Bei Anwendung von hydraulischem und Cementmörtel ergab sich wieder die Noth-
wendigkeit, die fertigen Pflasterflächeu durch längere Zeit dem Fuhrwerksverkehrc zu
entziehen, damit der Mörtel in den Fugen erhärten kann, weil sonst die Verwendung
dieser ziemlich kostspieligen Fugeufüllung gar keinen Bortheil bringt. Nun ist es eine
bekannte Thatsache, dass jede Arbeit auf Straße », wodurch in denselben der Verkehr
behindert oder ganz unterbrochen wird, äußerst störend ans den öffentlichen Verkehr ein¬
wirkt, und dass sowohl das Publienm im allgemeinen als auch die Hausbesitzer, Gewölbs-
inhaber und Wohnparteien in der in Pflasterung begriffenen Straße eine möglichst rasche
Beendigung der Arbeit fordern. Wird nun eine solche Straße , deren Pflasterung eigentlich
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fertig ist, ivegen der erforderlichen Zeit zur Erhärtung des zur Fugcufülluug ver¬
wendeten Mörtels , noch durch acht und mehr Tuge dem Berkehre entzogen, so wird
der allgemeine Unwille rege und es erscheint diese Art der Fugenfülluug, besonders in
2tragen mit starkem Verkehre wenig empfchlenswerth, Nachdem ferner die nach Ablauf
von mehreren Monaten angestellten Untersuchungen ergeben haben, das; der zur Fugen-
süllung verwendete hydraulische Mörtel noch immer nicht genügend erhärtet war, ja in
manchen Fällen durch die Einwirkung des Wagenverkehres seinen Zusammenhang ver¬
loren hatte, wurde die weitere allgemeine Berwendnng dieser Art der Fugenfüllung
wieder eingestellt und der Stadtrath fasste in der Sitzung vom 23 . September 1332
folgende Beschlüsse:

1. Bei Straßenpflasterungen mit Granitsteinen ist in stark befahrene», sowie in steil
ansteigenden Straßen zur Fugensiillung Asphalt, in allen anderen Fällen Sand zu verwenden.

2. Das Stadtbauamt wird beauftragt, die Versuche mit Verguss der Fugen durch Eement
kalkmörtel in geeigneter Weise und in beschränktem Ausmaße fortzusetzen und über die gesammelten
Erfahrungen zu berichten.

Hinsichtlich der Holzstöckelpflasterungen  ist zu bemerken, dass bisher zu
solchen Pflasterungen imprägnierte Holzstöckel von 10 oder 13 Centimeter Höhe ver¬
wendet wurden, welche eine Betvnuntcrlage in der Dicke von 13 bis 20 Centimeter
erhielten.

Über das Ansuchen einer Unternehmung genehmigte der Gemeinderath im Jahre 1391
bei einigen Objecten die probeweise Herstellung von Holzpflasternngen mit mir 8 Centi¬
meter hohen imprägnierten Holzstöckeln ans einer 0.^ Meter dicken Betonunterlage:
die Unternehmung musste jedoch eine Cautivn erlegen, ferner eine fünfjährige Haftung
und die Verpflichtung übernehmen, dass sie, im Falle als dieses Pflaster sich nicht
bewährt, die Auswechslung desselben gegen ein solches mit 10 Centimeter hohen
Stöckeln ans einer 0 ,g Meter dicken Betonunterlage vornehmen muss. In der kurzen
Zeit bis Ende 1893 konnte ein Urtheil über die Haltbarkeit der Pflasterungen mit
8 Centimeter hohen Hvlzstöckeln nicht gefällt werden; diese Pflasterungen befanden sich
zu Ende des Jahres 1893 in gutem Zustande.

Nichtgepffasterte Straßen.

Das Ausmaß der nicht gepflasterten lmacadamisiertenoder beschotterten) Flächen
ans den von der Gemeinde erhaltenen Straßen , Gassen und Plätzen betrug in den
10 alten Gemeindebezirken:

davon entfallen auf

im ganzen
Fahrbahnen, Plätze und

Zwischenplätze
Gehwege und

Reitsteige

1889 . . . . . 1,950 .569
Quadratmeter

1,603 .949 346 .620
1890 . . . . . 1,958 .099 1,607 .266 350 .833
1891 . . . . 1,985 .504 1,618 .311 367 .193
1892 . . . . . 1,960 .055 1,610 .835 349 .220
1893 . . . . . 1,976 .776 1,630 .023 346 .748

Die seit mehreren Jahren erörterte Frage über die Instandsetzung und Erhaltung
der nichtgcpflasterten Straßen hat durch de» Gemeinderathsbeschluss vom 12. März 1839
ihre Erledigung, wie folgt, gesunden:
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1. Hat als Regel zu gelte», dass die stark befahrenen Straßen künftig mit
Gebirgsschlögelschotter zu beschottern, die schwächer befahrenen dagegen in macadam¬
artiger Weise herzustellen, d. i. zuerst mit Gebirgsschlögelschotter zu schottern und dann
mit Rieselschotter zu überziehen sind. Die macadamartige Herstellung von Straßen ist
ans ein Minimum zu reducieren.

2. Es bleibt im I. Bezirke dem Ermessen des Stadtbanamtes , in den übrigen
Bezirken dem Ermessen der Bezirksvvrsteherüberlassen, welche Straßen als stärker, und
welche als schwächer befahren anzusehen sind, — welche Straßen sohin nur mit Gebirgs¬
schlögelschotter, und welche auch unter Berwendnng von Gebirgsrieselschotter zu erhalten
sind; bei den erstgenannten Straßen ist eine Eomprimierung des Schotters mittels
Walzen vorzunehmeu.

3. Die Schotterstraßen sind nach dem Grade der Frequenz in ein Verzeichnis
zusammen zu stellen, welches alljährlich vorzulegcn ist; alljährlich ist wenigstens eine
Straße in die Pflasterung einzubeziehen.

4. Bei Neuherstelluug von Straßen , deren Pflasterung technisch unmöglich ist,
sind dieselben macadammäßig in der Weise herzustclleu, dass sie einen Unterbau von
groben Schotter erhalten, welcher, bevor der Rieselschotter daraufkommt, mittels der
Walze in vorschriftsmäßigerWeise zu befestigen ist.

Bei bestehenden stark befahrenen Straßen ist zur Beschotterung in Hinkunft statt
des Riesels ein etwas gröberes Materiale zu verwenden. —

Tie Gemeinde Wien besitzt znr Conscrvierung der »»gepflasterten Straße » kl große
Straßenwalzen mit Pferdcbctrieb.

». Säuberung und Bespritzung der Straßen.
Slraßeirsäukerung.

Die Säuberung der Straßen , Gassen und Plätze wurde im I. Bezirke durch die
allgemeine österreichische Transportgesellschaft auf Grundlage des bis 30. Juni 1893
abgeschlossenen Vertrages , in den übrige» neun alten Vorstadtbezirken durch die Gemeinde
in eigener Regie, und zwar unter der Leitung und Überwachungder Bezirksausschüsse
besorgt, wobei der im Vcrwaltungsberichte deS Jahres 1888 näher beschriebene Vor¬
gang auch weiters eingehalten wurde. Nachdem schon seit Jahren bezüglich der Ver¬
legung der Straßensäuberung in die Nachtzeit oder in die frühen Morgenstunden
Anträge gestellt und Berathungen gepflogen worden waren und nachdem die Gemeinde
schon im Jahre 1882 drei Kehrmaschinen angekauft und dem VII . Bezirke zur
probeweisen Verwendung zugewieseu hatte, in letzterer Beziehung aber keine brauchbaren
Resultate zustande kamen, genehmigte der Gemeinderath mit Beschluss vom 7. Jänner 1890,
dass im IX . Bezirke ein Versuch mit der Säuberung der Straßen zur Nachtzeit
und in den frühen Morgenstunden gemacht werde und dass zu diesem Behufe

1. die früher im VII . Bezirke befindlichen drei Kehrmaschinen zur Verfügung
gestellt werden;

2. dass wegen Instandsetzung der Maschinen, dann wegen Sicherstellung der
Bespannung für dieselben und wegen Beistellung der Wasserwage» znm Vorspritzen
Verhandlungen einzuleiten sind; endlich

3. der Vorsteher des IX . Bezirkes nach Ablauf von drei Monaten über die bei
der Maschinenkchrung gemachten Wahrnehmungenzu berichten habe, wobei die Leistungs-
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fühigkeit dcr Maschinen, die Kosten des Betriebes, das Erfordernis für die Erneuerung
der Bürstenwalzen und Reparaturen an den Kehrmaschinen, ferner der Bedarf an
Stationisten in den der Säuberung mit Maschinen unterzogenen Straßen und der hieraus
sich ergebende» Auslagen an Löhnungen ins Auge zu fassen sind, damit ein erschöpfender
Bergleich zivischeu den Kosten der Säuberung mit Maschinen zur Nachtzeit und jenen
der Säuberung mit Arbeitern zur Tageszeit ermöglicht wird.

Nach erfolgter Bestellung des Contrahenten für die Bespannung und den Betrieb
der drei Kehrmaschinen und für die Beistelluug des Wasserwagens sammt Arbeitern zum
Borspritzen bei der Maschinenkehrung wurde mit dieser Art der Säuberung anfangs des
Monates Juni 1890 begonnen und dieselbe durch sechs Monate lbis Ende des Monates
November) fortgesetzt. Dem Aufträge des Gemeinderathes entsprechend erstattete der
Bezirksvorstehernach Ablauf der ersten drei Monate (Juni , Juli , August) einen Bericht,
aus welchem folgende Daten hier angeführt werden:

1. In die Nachtsäuberung mit den drei Kehrmaschinen wurden die Fahrbahnen
der Währingerstraße, Universitätsstraße, Alserstraße, Spitalgassc, Porzellangasse, Nufs-
dvrferstraße und Liechtensteinstraße, zusammen mit einer Säubernugsfläche vvn 93.200
Quadratmeter einbezogen.

2. Die Kehrung der vorbenannten Straßen erfolgte täglich von 12 Ilhr nachts
bis 7 Ilhr früh mit einer einstündigen Unterbrechung, also in sechs Arbeitsstunden,
daher auf jede Kehrmaschine pro Stunde eine Leistung von 5178 Quadratmeter Straß cn-
reinigung entfällt.

3. Zum Häufeln und Berladen des von den Kehrmaschinen in die Straßenrinnsalc
geschafften Materiales waren täglich von 5 bis 7 Uhr früh, also durch zwei Stunden,
8 bis 9 Partieführer und 45 bis 58 Taglöhner in Berwendung.

4. Zur Beseitigung größerer Verunreinigungen waren in den bezeichnet«:», der
Nachtsäuberung unterzogenen Straßen während des Tages zusammen 22 sogenannte
Stationisten vertheilt.

5. Im Laufe dieser drei Monate wurden bei den drei Maschinen die dazu
gehörigen6 Bürstenwalzen mit neuem Piassavabesatz versehen, dagegen ist eine Reparatur
an den Maschinen nicht vorgekommen.

6. Die Gesammtkosten für die Nachtsäubernngmit Kehrmaschinen in den benannten
sieben Straßen , sammt Arbeitslohn für die Stationisten und das Personale beim Häufeln,
Bürstenwalzenerncuerungund Besenabnützung betrugen in den drei Monaten Juni , Juli,
August 1890 mit 91 Arbeitstagen 5441 fl. 59 kr., woraus sich die durchschnittlichen
Kosten per Tag mit 59 fl. 80 kr. berechnen.

In demselben Berichte wurden auch die Kosten, welche früher die Säuberung zur
Tagzeit mittels Handarbeit dieser sieben der Maschincnkehrnug probeweise unterzogenen
Straßen während der gleichen Zeit von 91 Arbeitstagen verursachten, detailliert nach-
gcwiesen und dieselben zusammen mit 3461 fl. 43 kr. oder per Tag mit 38 fl. 4 kr.
beziffert, «voraus sich ergiebt, dass das System der Nachtsäuberungmit Berwendung
von Kehrmaschinen um 57.z Perccnt theurer zu stehen käme, als jenes der Säuberung
zur Tageszeit mittels Handarbeit.

In den zwei folgenden Monaten (September und Qctober) wurde die Säuberung
zur Nachtzeit mit Kehrmaschinen in der gleichen Weise wie in den vorhergehendendrei
Monaten fortgesetzt, wobei jedoch eine Verringerung der Zahl der Stationisten von
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22 Manu auf 14 sich als zulässig erwies und die durchschnittliche» Kosten per Tag van
59 fl. 80 kr. (in den Monaten Juni , Juli , August) auf 52 fl. 16 kr. (in den Monaten
September und October ) sich verminderten , welche Kosten aber immer noch nm
67 .1 Procent höher sind, als jene für die Tagsäubernng mit Handarbeit.

Die in vorbeschriebener Weise während eines längeren Zeitraumes durchgeführte
Probe führte zu dem Ergebnisse, dass das System der Straßensäuberung mit Verwendung
von Kehrmaschinen zur Nachtzeit und in den frühen Morgenstunden bedeutend theurer
zu stehen kommt, als die jetzt übliche Methode der Straßensäuberuug durch Handarbeit
zur Tageszeit.

Die probeweise Kehruug mit Maschinen zur Nachtzeit wurde im IX . Bezirke auch
im Jahre 1891 auf den Hauptverkehrsstraßen in demselben Umfange wie im Vorjahre
fortgesetzt, doch war nach dem vom Vorsteher des Bezirkes am Schlüsse des Jahres
eingelangten Berichte über die hiebei gemachten weiteren Beobachtungen das Resultat in
finanzieller Beziehung nicht günstiger als im Vorjahre ; auch die Gründlichkeit der
Reinigung lässt bei feuchtem Wetter und auf schlechtem Pflaster viel zu wünschen übrig;
die niit der Maschinenkehrung zur Nachtzeit gemachten Erfahrungen
haben daher nicht befriedigt  und es wurde diese Art der Säuberung im IX . Bezirke
auch nicht weiter fortgesetzt.

Über ein Ansuchen des Vorstehers des VII . Bezirkes hat der Gemeinderath mit
dem Beschlüsse vom 22 . April 1890 bewilligt , dass die Säuberung der Mariahilferstraße
in der Nacht durch Handarbeit vorgenommen werde . Gleichzeitig wurde angeordnet , über
alle mit dieser Art der Säuberung verbundenen Kosten für Löhnungen , Controle , Noth-
beleuchtung re. separat genaue und detaillierte Rechnung zu führen und seinerzeit zu
berichten.

Nachdem die Säuberung der Mariahilferstraße zur Nachtzeit mittels Handarbeit
vom 26 . April bis 14 . Lctober 1890 stattgefuuden hatte , überreichte der Vorsteher des
VII . Bezirkes einen Bericht mit folgenden wesentlichen Angaben:

1. Die Reinigung erfolgte von 12 Uhr nachts bis 6 Uhr früh durch drei Arbeiterpartien, jede
bestehend aus einen« Partieführer und sechs Mann , welche über Tags frei sind.

2. Jeder Partie ist zur Beleuchtung der Arbeitsstelle eine transportable , an einen«Pfosten
ständer befestigte große Petroleumlampe mit Reflexschirn« beigegeben.

3. Das Vorspritzen der Straße erfolgt mit Gießkannen, erscheint aber nur selten nothwendig,
«veil die Morgenfeuchtigkeitsich dem Kehricht mittheilt und eine Staubentwicklung gewöhnlich
nicht eintritt.

4. Um 5 Uhr morgens erscheinen die Wagen, welche die an den Seitengrenzei« der Straße
gen,achten Kehrichthänfchen unter Mithilfe der Arbeiter sammeln und abführen, so dass um 6 Uhr
früh die ganze Straße vollständig gesäubert ist.

5. Die in drei Partien eingetheilten neun Tagarbeiter als Stationisten treten um 6 Uhr früh
in Dienst, um tagsüber sofort die Pferdeabfälle und sonstigen Verunreinigungen zu beseitigen.

6. Die Vergleichung der täglichen Kosten der frühere» Tag- und jetzigen Nachtsäuberung
exclusive der Kehrichtverführung, welche in beiden Jällen die gleichen Auslagen verursacht, stellt sich
folgendermaßen dar:

H frühere Tagsäubernng:
3 Partieführer >« fl. 1 20 . fl. 3.00
24 Taglöhncr ü fl. 1.10 . „ 20.40

zusammen . . . fl. 30.—
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I>) jetzige N achtsäu bc rung:

3 Partiesührer ä fl. 1.20 . fl. 3.60
18 Nachtarbeiter ä fl. 1.10 . „ 10 .80
0 Stntioniste » 3 fl . 1 .— . „ 0 .—
dem cvntrolierenden Aufseher per Nacht . 1.—
Kosten der Nothbeleuchtung per Nacht . „ —.14.35

fl. 33 .54 .35

Es ist daher die Nachtfäuberung um ll .g Procent theurer als die frühere Tag¬

säuberung ; jedach hat nach diesem Berichte diese Art der nächtlichen Reinigung die
allgemeine Zustimmung der Bevölkerung gefunden und sich vollkommen bewährt.

Auch im Jahre 1801 wurde im VII . Bezirke die Säuberung der frequentierten
Straßen und in den Jahren 1802 und 1803 aller Straßen dieses Bezirkes zur Nachtzeit

mit Handarbeit vorgenommen , und hat sich auch da allseitig bewährt ; die Kosten stellten

sich um ungefähr 23 Procent höher , als jene der früheren Tngsäubernng.

Zum Zwecke der Schneesüubcrung  wurden im Jahre 1800 drei , im Jahre

1801 zwei und im Jahre 1892 drei neue Schneepflüge beschafft , daher am Ende des

Jahres 1893 31 Schneepflüge im Besitze der Gemeinde waren , wovon acht Stück dem

II . Bezirke , je vier dem III . und X ., je drei dem IV . , VII . und IX . Bezirke und je

zwei dem V ., VI . und VIII . Bezirke zugewiesen sind.

Nachdem der mit der allgemeinen österreichische » Transportgesellschaft zuletzt bestandene

fünfjährige Vertrag , womit dieser Gesellschaft die Besorgung der Straßensäuberung im

I . Bezirke und der damit in Verbindung gebrachten sonstigen Leistungen gegen Bezahlung

eines jährlichen Pauschalbetrages von 370 .000 fl. übertragen war , am 30 . Juni 1803

zu Ende ging , musste noch vor Ablauf des Vertrages für die weitere Besorgung dieses

Geschäftes Vorsorge getroffen werden , wobei ins Auge zu fassen war , ob diese

Besorgung entweder , wie seit 20 Jahre » , wieder an eine llnternehmung gegen ein Pau¬

schale vergeben , oder in die eigene Regie der Gcmeiudc Wien übernommen werden soll.

Auf Grundlage der am 1<i . März 1893 abgehaltenen Offertverhandlung wegen

Übertragung der Straßensüuberung im I . Bezirke an eine Unternehmung gegen Pauschal-

vergütung , ferner der von den Ämter » erstatteten Berechnungen und Referate über die

eigene Regie , habe » sowohl im Stadtrathe als auch im Gemeinderathe eingehende

Berathungen in dieser Angelegenheit stattgefunden und es wurde in der Gemeinderaths¬

sitzung vom 1-l . Juni 1803 folgender Beschluss gefasst:

„Es ist die Straßenreiniguug des I. Bezirkes vom 1. Juli d. I . an , in die eigene Regie der
Eommnue in der Art zu übernehmen , dass vorerst ein Provisorium bis 1. Lctober l. I . einge¬
führt wird ."

Tie Einführung der Straßensäuberung im I . Bezirke in eigener Regie der

Gemeinde erfolgte in derselben Weise , wie selbe in den anderen alten Bezirken besteht,

indem die Leitung und Überwachung dem Bezirksvorstchcr übertragen , die erforderlichen
Requisiten und Werkzeuge beschafft , das Straßensänbernngs -Personale ausgenommen und

die zur Straßensäuberung , Kehrichtverführung und Bespritzung erforderlichen Fuhrwerks-

leistnngen im Offertwege an Eontrahenten vergeben wurden.

Dieses Provisorium wurde mit Gemeinderathsbeschluss vom 20 . September 1803

bis 30 . Juni 1894 verlängert und angeordnet , dass der Bericht bezüglich der Durch¬
führung der Straßensäuberung in eigener Regie bis l . Avril 1894 dem Gemeinderathe
zur Beschlussfassung vorzulegeu sei.
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Zum Zwecke der Straßensäubernng wurden dem Vorsteher des I . Bezirkes die
im Besitze der Gemeinde Wien befindlichen drei Kehrmaschinen zngewiesen, serner wurden
für die Schneesänberung im Winter 1893/94 30 Stück Schneepflüge beschafft.

Über die Säuberung der infolge der Einverleibung der Vorortegemeiudeuin die
Verwaltung der Gemeinde übergegaugenenGemeinde-, Landes- und Bezirksstraßen ist
Folgendes zu bemerken.

In den ehemaligen Gemeinden Hernals und Ottakring war die Straßensäubernng
einschließlich aller Fuhrwerksleistnngen, sowie die Straßcnbespritzungan Unternehmer gegen
Bezahlung von jährlichen Pauschalbeträgen vergebe» und es waren die diesbezüglichen
Verträge in Ottakring bis 16. Juli 1892, in Hernals bis 1. November 1893 abge¬
schlossen; in den übrigen Gemeinden erfolgte die Straßensäuberung in eigener Regie einer
jeden Gemeinde.

Für die Säuberung der in der Verwaltung von Bezirksstraßen-Ansschüssen stehenden
Bezirksstraße», dann der unter der Administration des Landesausschusses stehenden Landes¬
straße» waren Wegmeister und Straßeneinrünmer bestellt, die erforderliche» Fuhrwerks¬
leistungen aber a» Contrahenten vergeben.

Mit dem Zeitpunkte der Einverleibung der Vororte wurde auch das von den
ehemaligen Gemeinden bestellte Straßensäuberungs-Personale übernommen, während die
ans den Landes- und Bezirksstraßen im einverleibten Gebiete angestellten Wegmeister
und Straßeneinräumer zufolge des Gesetzes vom 15. Februar 1892 , L. G. Bl . Nr . 13,
vom 1. Jänner 1892 an in den Dienst der Gemeinde Wien eintraten.

Nach erfolgter Abgrenzung der nenn neuen Bezirke und nach erfolgter Constituiernng
der Bezirksausschüsse ist sodann die Organisation des Straßensänberungsdicnstes in
derselben Weise, wie er in den alten Vorstadtbezirken bereits seit langem stattfindet,
erfolgt; nur in den ehemaligen Gemeinden Ottakring und Hernals konnte erst nach Ablauf
der früher erwähnten Verträge diese Organisation vorgenommen werden.

Es werden daher die sümmtlichen iin Besitze der Gemeinde Wien befindlichen
Straßen auch in den neun neuen Bezirken seit 1. November 1893 nach denselben
Principien, wie im alten Gebiete von Wien gesäubert und unterliegt die Durchführung
und Überwachung derselben den Bezirksvorstehern.

Der für die Straßensäubernng in den nenn nengeschaffenen Bezirken in Aussicht
genommene Arbeiterstand soll aus 25 Aufsehern, 72 Partieführern und 642 Taglöhnern
bestehen; für Zwecke der Schneesäubernng sind diesen Bezirken 33 Schneepflüge zugewiesen,
wovon 26 Stück bereits im Jahre 1892 vorhanden waren und 7 Stück am Ende des
Jahres 1893 angekauft wurden.

Bei der Einsammlung und Abfuhr des Haus - und Marktkehrichts,
dann der häuslichen und gewerblichen Abfälle, welche Arbeits- und Fnhrwerksleistnng
für die neun alten Bezirke mit Gemeinderathsbeschluss vom 18. April 1890 an Contra¬
henten auf fünf Jahre , d. i. für die Zeit vom 1. Juli 1890 bis 30. Juni 1895 ver¬
geben wurde, ist insofern«: eine wesentliche Änderung eingetrete», als die Contrahenten
verpflichtet wurden, für den Hauskehrichtneu constrnierte Sammelwägen, durch welche
die bei de» früheren Wagen bestandene Stanbbelästignng für das Publicum möglichst
beseitigt werden soll, in Verwendung zu bringen, und es sind zwei verschiedene Gattungen
solcher Wagen vorgeschrieben worden.
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Die eine Gattung dieser Wagen, welche van der allgemeinen österreichischen Transport¬
gesellschaft in Wien cvnstruiert wurde und auf welche sie auch ein Patent besitzt, ist bereits in
dem Verwaltungsberichte des Jahres 1888 erwähnt; das Transportmittel besteht aus
einem Wagenkasten, dessen Rückwand keine feste ist, sondern aus einer Plache besteht.
Die gefüllten Kehrichtgefäßewerden bei dieser nach Erfordernis geöffneten Rückwand
dem im Innern des Wagenkastens befindlichen Arbeiter überreicht, welcher dieselben in
die zwei Kehrichtabtheilungendaselbst entleert und sodann wieder bei der Rückwand
hinausgibt. Durch diese Art der Kehrichteinsammlung wird allerdings die Staubbelästigung
auf der Straße sehr vermindert, allein der im Innern des Wagens befindliche Arbeiter
muss durch eigene Überkleider gegen den sich beim Entleeren der Gefäße entwickelnden
Staub im geschlossenen Raume geschützt werden.

Die andere Gattung der neuen Kehrichtwagen ist nach dem Patente von W. Nossian
und I . Ohler construiert und es wurde diese Wagengattuug in der ersten Hälfte des
Jahres 1890 erprobt und für zweckmäßig befunden. Dieser Wagen hat so ziemlich die
Form der früher in Gebrauch gestandenen Kehrichtwagen; derselbe ist jedoch an der ab¬
geflachten Wagendecke mit einem verschiebbaren Einwnrfkasten versehen, bei welchem
beiderseits die Einfüllöffnungendurch beweglich hängende Eisenstäbe, an welche eine in
Falten gelegte Plache geheftet ist, automatisch geschlossen werden können. Wird nun ein
Kehrichtgefäß, was immer für einer Form, durch Ilmkippen in den Wagen entleert, so
öffnen sich stets nur so viele Stäbe und Falten, als die Form des Gefäßes erfordert,
und es wird die Mündung des Gefäßes derart von dem Verschlüsse umhüllt, dass der
seitliche Staubaustritt auf ein nicht mehr belästigendes Minimum sich reduciert. Diese
Wagengattung hat vor der erstbeschriebcue» den Vorzug, dass auch die mit dem Ent¬
leeren der Kehrichtgcfüße beschäftigten Arbeiter möglichst vor Staub geschlitzt sind.

Rach der auf Grundlage der durchgeführtcn Offcrtverhandlungcn erfolgten Genehmi¬
gung seitens des Gemeinderathcs,. betragen die an die Contraheuten zu bezahlenden
Pauschalsummen in der mit 1. Juli 1890 begonnenen neuen fünfjährigen Pachtperiode
für die Bezirke II—X zusammen jährlich 77.162 fl. Am Schlüsse der abgelanfenen
Pachtpcriode bezifferte sich der jährliche Pauschalbetrag mit 56.614 fl. 40 kr. ; es ist
somit eine Erhöhung der Jahreskosten um 20.547 fl. 60 kr., oder um 36.g Procent
eingetretcn, wovon circa 30 Procent auf die durch die Einführung der neu construierten
Kehrichtwagen den Contrahentcn erwachsenden Mehrkosten, dann für das zur Bedienung
der Wagen erforderliche größere Arbeitspersvnale und Materialabnützungzu rechnen sind.
In den durch die Einverleibung der Vororte entstandenen neuen Bezirken wird
seit dem Jahre 1893 die Einsammlung und Abfuhr des Halls- und Marktkchrichtes,
dann der häuslichen und gewerblichen Abfälle in derselben Weise wie in den alten
Bezirken von der Gemeinde Wien besorgt und es sind für die Bezirke XI , dann XIII
bis inclusive XIX Contrahentenbestellt, welche für diese Leistung eine jährliche Pauschal¬
summe zusammen von 49.754 fl. erhalten.

Im XII . Bezirke wird diese Einsammlung und Verführung ganz in eigener Regie
der Gemeinde besorgt.

Die Gesainmtauslagcn für die Straßensäuberung  bezifferten sich im
Jahre 1889 mit 1,042 .041 fl. 18 kr., 1890 mit 884 .205 fl. 25 kr., 1891 mit
1,058 .073 fl. 6 kr., 1892 mit 1,330 .800 fl. 13 kr. und 1893 mit 1,752 .156 fl.
39.g kr. Die geringe Ziffer für das Jahr 1890 ist auf die mäßige Höhe der Aus¬
lagen für die Schneesäuberniigim milden Winter dieses Jahres zurückznführen.

12Vcrwaltungsbericht der Stadt Wien.
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Straße,ikcsprihu,lg.
Die Straßenbespritznng wurde auch während der VerwaltnngSPcriode 1889—1898

in derselben Art nnd Weise wie früher bewerkstelligt, und wird der größte Theil dieser
Arbeit mit Verwendung von Fasswagen (Sprengwagen geleistet.

Es wurden wohl Non mehreren Erfindern Fnsswngen eigener Cvnstruction, bei
welchen durch mechanischen Luftdruck ein vermehrter nnd gleichförmiger Wnsserausfluss
aus der Brauseröhre erzielt werden soll, probeweise vorgeführt, eine regelmäßige Ver¬
wendung derselben hat aber bisher nicht stattgefnndcn.

Nachdem die Bespritzung der Straßen im öffentlichen sanitären Interesse gelegen
ist, wurde auch in dieser Vcrwaltnngsperiode eine Anzahl bereits bestandener, sowie
neu entstandener Straßenflächcn in die Bespritzung einbczogen und betrugen die Flachen
der bespritzten Straßen in den alten zehn Bezirken mit Einschluss der Straßen am
Centralviehmarkte und im k. k. Prater:

im Jahre
1889
1890
1891
1892
1893

Quadratmeter
3,391 .197
3,452 .608
3,596 .962
3,606 .840
3,740 .931

In den durch die Einverleibung der Vororte entstandenen neuen Bezirken besteht
nur Fasswagenbespritzung und es waren

im Jahre Quadratmeter
1891 1,933 .540
1892 . 1,960 .756
1893 . 2,054 .039

Straßenflächen in die Bespritzung einbezogen.
Am Ende des Jahres 1893 betrug daher die gesammtc Bespritzungsfläche

5,794 .970 Quadratmeter.
Tie Auslagen für die Strnßenbcspritzuug bezifferten sich im Jahre 1889

mit 233 .318 fl. 66.5 kr ., 1890 mit 183.994 fl. 42 .̂ kr., 1891 (für fämmtliche
19 Bezirke) mit 277 .373 fl. 26 .z kr., 1892 mit 335 .755 fl. 42.g kr. und 1893 mit
333 .649 fl. 89 kr.

Die geringere Ziffer des Jahres 1890 erklärt sich dadurch, dass zufolge Gemeinde¬
rathsbeschlusses vom 24. Jänner 1890 der Wert des zur Straßenbespritzung ver¬
wendeten Wassers Vvu 2 fl. 50 kr. auf 1 fl. per Hektoliter und Jahr herabgesetzt
wurde.

Nähere ziffermüßige Details über die Straßenflächen, die Pflasterung, Säuberung
und Bespritzung der Straßen sind im Abschnitte„Straßenwcsen" der einzelnen Jahr¬
gänge des Statistischen Jahrbuches der Stadt Wien enthalten.

b) Sonstige Straßen.
Bis zum 1. Jänner 1892 befanden sich im Gemeindegebiete von Wien außer den

Gemeindestraßen noch für den öffentlichen Verkehr bestimmte Straßen, welche dem
k. k. Straßenärar (Reichsstraßen), dem k. k. Hvfärar (Hofstraßen), dem Lande Nieder¬
österreich(Landesstraßcn) und den Straßcnbezirks-Concnrrenzen(Bezirksstraßen) gehörten
und von diesen auch erhalten nnd gereinigt wurden.
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Nach der mit dem 1. Jänner 1892 erfvlgten Übernahme der Landes- imd
Bezirksstraßen in die städtische Verwaltung befinden sich im Wiener Gemeindegebiete
außer den Gemeindestraßennnr nach Straßen , welche dem k. k. Straßenärar und dem
k. k. Hofärar gehören.

Die in der Administration des k. k. Straßenärars befindlichen Straßen im Gemeinde¬
gebiete von Wien sind:

1. Tie Kagraner Reichsstraße, welche von der Kronprinz Rudvlfsstraße über die
ärarische Kronprinz Rndolfsbrückedurch den Bezirkstheil Kaisermühlen bis zur Gemeinde¬
grenze führt.

2. Die Pressbnrgcr Reichsstraße, von dcr ehemaligen St . Marxerlinie durch Simme¬
ring bis zur Gemeindegrenze.

3. Tie Ödenbnrger Reichsstraße, von der ehemaligen Favoritenlinie durch den
X. Bezirk (Laxenburgerstraße) bis zur Gemcindegrenze.

4. Die Triestcr Reichsstraße, von der ehemaligen Matzleinsdorferlinie durch den
X. Bezirk bis zur Gemeindegrenze.

5. Die Linzer Pvststraße, von der ehemaligen Mariahilferlinie durch Theile des
XV ., XIV . und XIII . Bezirkes führend bis zur Gemcindegrenze.

Diese Straßen , welche zusammen eine Länge von 24 .gg Kilometer besitzen, werden
vom k. k. Straßenärar erhalten und gesäubert, und sind bezüglich der zu diesem Behnfe
durch die Gemeinde zu tragenden Leistungen die Bestimmungen des Reichsstraßengesetzes
maßgebend.

Die hofärarischen Straßen befinden sich zum größten Theile im k. k. Prater , von
der Ausstellnngsstraße rechts bis gegen den Wiener Tvnaucanal, ferner gehören zu den¬
selben die Maria Theresiastraße, die Schönbrnnnerallee, die Laxenbnrgerallee und die
Gloriettegasse im XII . Bezirk, dann die Schönbrunner Schlossstraße, die Straße vom
Schönbrunner Schlosse bis zur Linzer Poststraße (sogenannte vierfache Allee), und die
Straße entlang des neuen Parkes bis zum Marktplatz in Rudolfsheim im XIII . Bezirke.
Diese Straßen haben zusammen eine Länge von 23 .zg Kilometer und werden auf Kosten
des k. k. Hofärars erhalten und gesäubert.

v) Eisenbahnen.
1 . Locomotiv -Eisenbahncn.

Vollbahnen . —Die  am 1. August 1889 erfolgte Einführung des Zoncntarifes
ans den ungarischen Staatsbahnen veranlasste die Gemeinde Wien eine Eingabe an die
Regierung zu richten, in welcher unter näherer Begründung der wirtschaftlichen Bor¬
theile der Einführung eines Zoncntarifes ans den österreichischenStaatsbahnen und der
wirtschaftlichen Nachtheile, welche aus der Einführung des Zoncntarifes in Ungarn für
die diesseitige Reichshälfte und insbesondere für Wien resultieren, die Bitte gestellt wurde,
es möge die Regierung ohne Berzug alle einleitenden Schritte unternehmen, um auch
auf den österreichischenStaalsbahnen einen Zonentarif mit billigen Fahrpreisen und unter
besonderer Berücksichtigung der Stadt Wien ins Leben treten zu lassen.

Die vom Vereine für kaufmännische Interessen in Wien überreichte Petition, auf
Erwirkung der Ausgabe von Tour- und Retourkarten auf allen in Wien einmündenden
Bahnen von allen Stationen und für Personen- und Eilzüge zu ermäßigten Preisen

12*
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und mit längerer Giltigkeitsdauer wurde im Februar 1889 dem k. k. Handelsministerium
zur Würdigung vorgelegt und dasselbe ersucht, in dem angedeuteteu Sinne aus die
Bahnverwaltuugen einwirken zu wallen.

Gleichzeitig wurde an das genannte Ministerium das Ersuchen gestellt, zu ver¬
anlassen. die dermalen für Kinder unter 10 Jahren geltende Fahrpreisermäßigung ans
die ganze Dauer des schulpflichtigen Alters anszudehnen, eventuell zu gleichen Preisen
für Volks- und Bürgerschulen Schülerkarten cmszugeben; ferner die gleiche Fahrpreis¬
ermäßigung allen Studierenden ohne Ausnahme, sowohl an Mittelschulen, Gewerbeschulen,
Lehrerbildungs- und diesen gleichstehenden Unterrichtsanstalten, als auch an Fachschulen,
sobald sie sich mit deni Fregnentativnszeugnisse einer solchen Anstalt ausweisen, zu
gewähren; endlich, den sich mit dem Arbeitsbnche answeisenden Arbeitern Fahrpreis¬
ermäßigungen znzugestehen. Über eine neuerlich im Sctober des Jahres 1898 ein-
gebrachte Petition wurde, in Abänderung des bisher giltigen Tarifes , diesen Studie¬
renden, ohne Rücksicht darauf, ob sie die Schnlgeldbefreinnggenießen, vom I . April 1894
angefangen eine öOprocentige Fahrpreisermäßigung zngestanden.

Wegen Einführung billiger städtischer Tarife der Eisenbahnen für Fahrten inner¬
halb des nun bedeutend erweiterten Territoriums der Gemeinde wurde infolge Stadt¬
rathsbeschlusses vom 4. Jänner 1892 an die in Wien einmündenden Privatbahnen seitens
des Magistrates herangetreten, jedoch ohne Erfolg.

Auf Grund des Beschlusses des StadtratheS vom 7. October 1892 wurde eine
Eingabe an den Staatseisenbahnrath, sowie an die Privateisenbahnen gerichtet und darin
im Hinblick auf die in Aussicht gestandene Erhöhung der Localtarife um Wiedereinführung
der Jahreskarten für Theilstrecken innerhalb des Gemeindegebietes zu entsprechenden
Preisen ersucht. Hierüber hat nun das k. k. Handelsministerium am 4. März 1894
dem Magistrate eröffnet, dass die Verhandlungen im Staatseisenbahnrathe zu folgendem
Ergebnisse geführt haben:

1. Die k. k. Staatsbahnen haben vom 1. Jänner 1893 ermäßigte Jahreskarten für Strecken
innerhalb des Gemeindegebietes zum Preise von 45 ft. für die III., von 90 ft. für die II. und von
135 fl. für die I. Wagenclasse eingeführt.

2. Die priv. österreichische Staatseisenbahngesetlschaft hat vom 1. Jänner 1894 an für die
Strecke Wien—Schwechat—Kledering Permancnzkarten zn 90 fl. für die II. und zu 135 fl. für die
I. Wagenclasse eingeführt.

3. Die k. k. priv. Südbahngesellschaft hat vom 1. Jänner 1894 Jahreskarten eingeführt:
a) zwischen Wien-Südbahnhvfeinerseits und Meidling, Hetzendorf(Südbahnstativn) und Jnzers-

dvrf anderseits und diesen Stationen untereinander, ferner
>>) zwischen dem Hanptzollamte und den Haltestellen der Wiener Verbindungsbahn und diesen

untereinander zum Preise von 50 fl. für die III., von 75 fl. für die II. und von 100 si. für
die I. Wagenclasse, dann

c) zwischen dem Hanptzollamte und den Haltestellen der Wiener Verbindungsbahn einerseits und
Meidling, Hetzendorf(Südbahn), Jnzersdvrf anderseits um den Preis von 60 fl. für die III.,
von 90 sl. für die II. und von 120 fl. für die I. Wagenclasse.

4. Die Dampftramwah-Gesellschaft vormals KraußL Comp, gibt Saisonkarten für 12 Monate
hinsichtlich der im Gemeindegebiete von Wien gelegenen Strecken zn folgenden Preisen ans:

Wien—Hietzing II. Classe 38 fl. 50 kr., I. Classe 59 fl. 50 kr.; Wien- Lainz II. Classe
55 sl. 50 kr., I. Classe 83 fl. ; Hietzing—Lainz II. Classe 38 sl., I. Classe 59 fl. 50 kr.; Wien-
Kaiser Franz Josef-Brücke II. Classe 35 fl., I. Classe 52 fl. 50 kr.; ferner für die Strecken Wien—
Floridsdorf II. Classe 52 fl., I. Classe 76 fl.; Wien—Donnnseld und Wagenfabrik II. Classe 62 fl. 50 kr.,
I. Classe 90 fl.
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Mit dem Erlasse des k, k, Handelsministeriums vom 17 . Juni 1885 , Z . 16 .338

und durch die neueren Tarife waren den activen k. k. Staatsbeamten , ferner den activen

Beamten und Dienern der k. und k. Hofämter auf sämmtlichen Linien der k. k. öster¬

reichischen Staatsbahnen bei allen Reisen in und außer Dienst ermäßigte Preise .inge¬

standen worden.

In Berücksichtigung des NmstandeS , dass die Beamten der Gemeinde Wien bei

Besorgung der Agenden des übertragenen Wirkungskreises zahlreiche Geschäfte des

Staates besorgen , wurde von der Gemeinde eine Petition an das Herrenhaus überreicht,

welches übereinstimmend mit dem Abgeordnetcnhause eine Resolution beschloss , wonach

die Regierung ersucht wird , die vorerwähnte Begünstigung auch ans die Eommunal-

beamten Wiens auszudehnen . Die Regierung entsprach jedoch diesem Wunsche nicht

und auch der Handelsminister zeigte sich über die persönliche Intervention des Bürger¬

meisters nicht geneigt , diese Begünstigung den Beamten der Gemeinde einznrünmen.

Donannferbahn . —Bei  der fortwährenden Zunahme des Frachtenverkehres auf

der Kaiser Franz Josessbahn und bei der Unzulänglichkeit des Bahnhofes in Nussdorf,

sowie des Kaiser Franz Josefsbahnhofes sah sich die k. k. Generaldirection der

österreichischen Staatsbahncn bemüssigt , das Project für die Erbauung eines großen

Rangierbahnhofes ans dem zwischen dem Donaustrome und dem Donaucanale gelegenen

Grunde nächst der Nordwestbahnbrücke zur Vorlage zu bringe » . Diesem Projecte stimmte

der Gemeinderath am 11 . Oktober 1889 unter nachstehenden Bedingungen zu:
1. Die Qnaistraße hat unter der Nordwestbahnbrücke zwischen dem Brückenpfeiler und der

Grundgrenze der DonanUlferbahn eine Breite von 17 Meter zu erhalten;
2. die an der Quaiseite befindliche Begrenzungslinie der Baugruppe 4/a muss durchgehends

eine Entfernung von 50 Klafter — 94 .82 Meter von der Ufcrgräte des regulierten Donaustromes
besitzen, und es hat diese Linie zugleich auch die Eigenthnmsgrenze für die benannte Baugruppe
zu bilden;

3. um für die Folge allen Zweifeln zu begegnen , sind die Projectpläne im Sinne der
ack 1 und 2 gestellte» Bedingungen sowohl in der Zeichnung , als auch in der Cotierung richtig-

znstellen;
4. die Krenzungsstelle der Quaistraße durch das Stockgeleise ist von der Aufstellung von

Eiseubahnwaggons stets frei zu halten , und hätte zur Hintanhaltung von Irrungen die gedachte
Station , welche im Gemeindegebiete von Wien zu liegen kommt, nicht die Benennung „Rangier¬
station Nussdorf " , sondern etwa die Bezeichnung „Station Brigittenau " zu erhalten.

Über eine im Gemeinderathe gemachte Anregung wurde am 21 . Februar 1890

beschlossen , neuerlich mit allem Nachdrucke die Einführung eines ständigen Personen¬

verkehres auf der Staatsbahnstrecke Nnssdvrf —Maxing — Penzing (Donannferbahn ) ,

mindestens aber die Einführung eines Personenvcrkehres ans dieser Strecke während der

Dauer der im Jahre 1890 stattgefnndenen land - und forstwirtschaftlichen Ausstellung

anzustreben und hiebei die Nothwendigkeit einer angemessenen Fahrordnung zu betone » .

Weiters wurde über die Zuschrift der Donauregulierungs - Commission vom

10 . Jänner 1890 , Z . 2226 , betreffend die Gestattung der Benützung der Bahngeleise

des städtischen Lagerhauses zur Einführung des Personenverkehres auf der Donauufer-

bnhn beschlossen , die Benützung der Lagerhansbahnanlage , falls sie nach dem vom

Lagerhausdirector im Einvernehmen mit dem Stadtbanamte gemachten Vorschläge er¬

weitert würde , für den Personenverkehr unter den vom Lagerhausdirector formulierten

und vom Magistrate beantragten Bedingungen mit dem Zusätze zu gestatten , dass auch

die Vergütung einer aus Anlass der Einführung des Personenvcrkehres etwa eintretendeu

Erhöhung der von der Gemeinde zu zahlenden Bersichernngsprämien bedungen wird.
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An die Gcneraldirection der österreichischen Staatsbahnen lvurde gleichzeitig die
Bitte gestellt, sie möge die Einführung des Personenverkehres ans der Donanuferbahn
beim Handelsministerium bcfürwvrten, das Tetailproject sür die Erweiterung und Ab¬
änderung der LagerhanSgeleise-Anlage ansarbeiten und ans ihre Echten durchführen.

Thatsächlich kam die Verwaltung der iisterreichischen Staatsbahnen hinsichtlich des
Verkehres zur Rotunde während der land- und forstwirtschaftlichen Ausstellung diesem
Ansuchen nach, lehnte jedoch die Einführung des ständigen Personcnverkehres auf der
Donanuferbahn aus technischen und finanziellen Rücksichten ab.

Verbindungsbahn . — Gegen die projectierte Verstärkung der imZnge der Ver¬
bindungsbahn bestehenden Überbrückungen der Weißgärberstrastc, Löwengassc, Hetzgasse
Marxergasse und llngargasse im III . Bezirke mittels Aufstellung eiserner Säulen hatte
der Gemeinderath aus öffentlichen Verkehrs- und Sicherheitsrücksichten Protest erhoben
und erklärt, nur einer solchen Verstärkung dieser Objecte zuznstimmen, durch welche
weder die lichte Hohe und Weite der Durchlässe, noch die Breite der Straßen , sowie
ihr Niveau nachtheilig verändert wird. Einem neuerlichen diesbezüglichen Projccte,
wonach die gegenwärtigen Dnrchlassprvfile unverändert beibehalten werden, ertheilte der
Gemeinderath seine Zustimmung und erklärte, auch gegen die zur Durchführung dieser
Verstärkungennothwendige Gerüstaufstellung unter Einhaltung der obigen Bestimmungen
keine Einwendung zu erheben.

Kaiser Franz Josefsbahn . — Durch die erhebliche Steigerung des Verkehres
ans der Kaiser Franz Josefsbahn infolge der Einführung des Kreuzer-Zouentarifes sah
sich die Staatsverwaltung veranlasst, eine Vergrößerung der Ankunftshalle des Kaiser
Franz Josefsbahnhvfes und des westlichen Vorplatzes vor demselben vorzunehmen.

Diesem Projccte und der diesfalls begehrten Enteignung der städtischen Parcellen
1043/2 und eines Theiles der Parcelle 1043/1 wurde von der Gemeinde Wien
zugestimmt; dieselbe erklärte sich auch bereit, einen Theil der Straßenparcelle
1510/1 dem k. k. Eisenbahnärar abzutreten, jedoch wurde die Zustimmung zur vor¬
erwähnten freiwilligen Enteignung an folgende Bedingungen geknüpft:

1. Lind im Falle der sofortigen Inanspruchnahme der Parcellen 1043/2 und 1043/1 die der¬
zeitigen Pächter dieser Parcellen von der k. k. Gcneraldirection zu entschädigen, da mit den Pächtern
eine halbjährige Kündigung zum Mai - und November -Termin vereinbart worden war.

2. Ist der Bestand und die Duldung des städtischen llnrathscanales in der Spittelaucr-
straße , sowie der freie und ungehinderte Zutritt zu diesem Canale zum Zwecke der Vornahme von
Reparatur - und Räumungsarbeiten desselben eisenbahnbücherlich zu Gunsten der Gemeinde Wien
auf dem abzutretenden Theile der Parcelle 1510/1 sicherzustellen.

3. Hat sich die k. k. Gcneraldirection der österreichischen Staatsbahnen zum Zwecke der
Ermöglichung einer rationellen Verbauung der längs der Bahuhvfabfahrtsstraße gelegenen Gründe
nach der im Jahre 1872 von der Gemeinde Wien festgesetzten Baulinie zu verpflichten, dass sowohl
die gegenwärtig zur Enteignung begehrten Gründe , als auch für den Fall , dass die weiters zur
Verbreiterung der Bahnhofabfahrtsstraße von 12 auf 20 Klafter erforderlichen Grundflächen vom
k. k. Eisenbahnärar erworben werden sollten, auch diese zur Verbreiterung der Bahnhofabfahrts¬
straße erworbenen Gründe in der ganzen Ausdehnung bis zur Einmündung in die Alserbachstraße
als Straße für den öffentlichen Verkehr benützt werden können, und dass diese Verpflichtung des
k. k. Eiseubahnärars zu Gunsten der Gemeinde Wien auf die zur Verbreiterung der Bahnhof¬
abfahrtsstraße erworbenen Gründe eiscnbahnbücherlich . sichergestellt werde.

Bei dieser Gelegenheit hcit der Gemeinderath ferner die Zustimmung ertheilt, dass
der 14zöllige Rohrstrang der Kaiser Ferdinands-Wasserleitung in Kilometer O.gz, links
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vom Hauptgeleise der Kaiser Franz Joses -Bahn , mittels einer Wasserkrahnleitung zum

Zwecke der Speisung der Locomotioen gekreuzt werden darf , wobei die k. k. Bahn-

Verwaltung sich verpflichtet:

1 . Für jeden Schaden , welcher durch den Bestand oder den Betrieb der Krahnleitung für

das Eigcnthum der Gemeinde Wien sich ergeben sollte , aufzukommcn;

2 . im Falle , als sich die Nvthwcndigkeit einer Verlegung der Krahnleitung im Interesse der

Gemeinde Wien ergeben sollte , diese Verlegung ans ihre alleinigen Kosten zu bewerkstelligen;

3 . einen Revers auszufertigcu , welcher die suk, 1 und 2 erwähnten Verpflichtungen zum

Gegenstände hat;
4 . für den Fall , als ein Wechsel in der Person des Eigenthümers der Kaiser Franz Josef-

Bahn im Laufe der Zeit eintreten sollte , zu veranlassen , dass die bücherliche Einverleibung des

sud 3 bezeichnet « ! Reverses erfolgt.

Kaiser Ferdinands - Nordbahn . — In Ansehung des Projectes der k. k. priv.

Kaiser Ferdinands -Nordbahn für die im Jahre 1889 ansznfnhrenden Bauten in der

Station Wien wurde von der Gemeinde nachstehende Erklärung abgegeben:

Gegen die beabsichtigte Herstellung der Stützmauer an der verlängerten Nord-

bahnstrasie , die Herstellung einer Wngenremise daselbst , die Vergrößerung der Eilgut¬

magazine , die Herstellung einer neuen Ölgasanstalt , sowie die Ausführung neuer und

Veränderung bestehender Gelciseanlagen , dann gegen die Herstellung eines Gehsteges

zwischen zwei Kanzleitracten wird keine Einwendung erhoben , es wird hiebei jedoch

bedungen , dass

al die Stützmauer an der Nordbahnstraste , sowie die Risalite bei der Wagenremise daselbst

entweder in die Baulinie gestellt oder aber bezüglich der Vorsprünge über dieselbe der hiefür

erforderliche Grund mit 15 fl. per Quadratmeter von der Gemeinde eingelöst werde;

V) dass bei den Souterrain -Gassenladenthüren keine über den Hansmauergrund vorspringenden

Vorlegstufen angebracht;
c) sowohl längs der Wagenremisc , als auch bei den neuen Stützmauern , somit längs des ganzen

Bauplatzes , im Sinne des K 61 der Bauordnung das Trottoir in der vorschriftsmäßigen

Weise nach Angabe des Stadtbauamtes gelegt ; endlich
ä ) die in den Stützmauern geplanten Wassersickeröffnungen oberhalb des Gassentrottoirs weg-

gelassen und für den Wasserabzng vom Grunde der Kaiser Ferdinands -Nordbahn auf andere

Weise vorgesorgt werde.

Österreichisch - ungarische Staatsbahn . — Vom Gemeind erathe wurde dem

Projecte der priv . österreichisch -ungarischen Staatseisenbahn -Gesellschaft für den Bau

einer Schleppkahn an der Erdbergerlände zum Erdberger Gaswerke in der Sitzung

vom 29 . November 1889 zngestimmt ; von den hiebei festgesetzten Bedingungen sollen

hier folgende hervorgehoben werden.

Die Benützung der städtischen Straßengründe und der sonstigen städtischen Gründe zum

Baue und Betriebe dieser Schleppbahn wird der priv . österreichisch -ungarischen Staatseisenbahn-

Gcsellschaft bis zum Abläufe der Eoucessivu dieser Gesellschaft für ihr gesammtes Bahnnetz,

d. i . bis 31 . Dccembcr 1965 , beziehungsweise bis zum Zeitpunkte einer etwa früher eintretenden

Auflassung dieser Schleppkahn pachtweise überlassen.

Als Entgelt für diese Grnndbcnützung ist ein jährlicher Pachtzins von 50 kr. per

Cnrrentmeter Bahnstrecke auf städtischen ! Grunde an die Gemeinde Wien zu entrichten und steht

der letzteren die Berechtigung zu , vom 31 . Oktober 1899 ab diesen Pachtzins eventuell zu erhöhen,

jedoch soll derselbe den Betrag von 2 fl. per Currentnieter Bahnstrecke auf städtischem Grunde und

pro Jahr während der Bcnützungsdancr nicht überschreiten . Dieser Bestandzins ist in halbjährigen

Anticipativraten zu entrichten und hat die Zahlung an dem Tage zu beginnen , an welchen ! di«

Pnchtflächen zum Baue der Schleppkahn in Verwendung genommen werden.
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Nach Ablauf des zivischen der Gemeinde Wie » und der Jinpelial -Eoiltinental -Gas-
Assveialw » abgeschlvssenen Verlrages >81 . Oetvber 1899 ) und nach Übernahme der Gaswerke
in die Verwaltung der Gemeinde Wien soll die priv . österreichisch -ungarische Staatseisenbahn-
Gesellschaft unter der Voraussetzung , dass der Bestaudzins von 50 kr. per Currentmeter Bahn¬
strecke und Jahr nicht erhöht wurde , gehalten sein , der Gemeinde Wien oder ihren Rechtsnachfolgern
jene Mindestgebürcn für die Kohlcutrnnsporte auf der Schleppkahn zum Erdberger Gaswerke zu
gewahren , welche die Bahugesellschaft der Jmperial -Continental -Gas -Ässociativu aus Anlass der
Herstellung der Schleppkahn bis Ende Oktober 1899 zugestehen wird oder bereits zugestauden hat.

Die priv . österreichisch -ungarische Staatseisenbahu Gesellschaft hat bei eintretendem
Bedürfnisse an der neuen Bahntrace Kohlenrutschen zu errichten , und der Gemeinde Wien solche
Kvhlenrutschen mindestens zu jenen Bedingungen zur Verfügung zu stellen , welche sie als die
günstigsten bei anderen , an Parteien vermieteten Rutschen stellt , oder aber , wenn die Gemeinde
Wien solche Kohlenrutschen aus eigene Kosten aus städtischem Grunde errichten wollte , die Zufuhr
der Kohle zu denselben gegen jene billigsten Preise zu besorgen , welche sie von anderen Parteien fordert.

Bezüglich eines Übereinkommens mit der k. k. priv . österreichisch -ungarischen
Staatseisenbahn -Gesellschaft wegen Herstellung einer Zweigbahn zu den Szullüsen am
Central -Biehmarkte hat der Gemeinderath in seiner Sitzung vom 23 . Mai 1890
unter anderen folgende Beschlüsse gefasst:

Die Beistellgebür im Mazimalbetrage von 90 kr. für jeden beladenen Wagen zu den
SzLlläsen und ebenso für die Abholung eines jeden beladeneu WagenS von dort wird für die
Dauer von 5 Jahren ncceptiert ; nach diesem Zeitpunkte hat von 5 zu 5 Jahren eine Revision
der Beistellgebüren stattzufinden.

Der Verkehr auf der Sz -illäsbahn ist ausdrücklich auf Viehtrausporte zu beschränken.

Weiters hat der Stadtrath am ü . August 1892 dem Projekte dieser Gesellschaft,
versuchsweise eine Personenhaltestelle „ Stadlauerbrücke — Lusthaus " in der Nähe der
bestehenden Abzweigung der Donau -Uferbahn zwischen den Stationen Wien — Stadlau
iu Kilometer 7 .g der Linie Wien — Brüun zu errichten , zuznstinimen beschlossen.

Aspangbahn . — Über die von der austro -belgischen Eisenbahugesellschaft wegen
Erweiterung ihres Wiener Bahnhofes an die Gemeinde im Jahre 1890 gerichtete Eingabe
beschloss der Gemeinderath , gegen die Ausführung Provisorischer Baute » behufs Errichtung
von Kvhlenrutschen und Lagerplätzen der Eisenbahn Wien — Aspang unter gewissen , die
Wahrung einiger , der Gemeinde Wien nach der Bauordnung zustehender Rechte bezweckenden
Bedingungen keine Einwendung zu erheben ; der Gemeinderath behielt sich vor , bei einer
definitiven weiteren Ballführung zum Zwecke der Erweiterung der Bahuhofanlage gemäß
der Wiener Bauordnung die Herstellung von Straßen und Wegen zur Verbindung der
durch die Bahuhofanlage getrennten Stadttheile zu verfügen.

Industriebahnen . — Zur Herstellung einer Schleppkahn von der Eisenbahnlinie
Maxiug — Kaiser -Ebersdorf zur Fußbodenfabrik Loewy , Baiersdorf und Biach in Kaiser-
Ebersdorf hat die Gemeinde im Jahre 1893 unter den entsprechenden Bedingungen
ihre Zustimmung ertheilt . Auch bezüglich der Schleppkahn von der Station Brigittenau
der Donauuferbahn zur Eiseufabrik der Firma Bernhard Weiniger Sohn am Handels¬
quai hat der Stadtrath mit Beschluss vom 26 . Jänner 1892 die Zustimmung zur Straßen-
benützung ertheilt.

Bezüglich der Herstellung einer Schleppkahn von der Donauuferbahn zur Mälzerei
der Hütteldorfer Bierbrauerei -Actiengesellschaft nächst dem Quaibahnhofe im Prater stellte
der Stadtrath zufolge Beschlusses vom 13 . September 1893 unter anderen die Forderung,
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dass das Schienensystem dem Magistrate zur (Genehmigung vorgelegt und dass alle
Sicherheitsvorkehrungen bei der Kreuzung der Quaistraße unch den Anordnungen des
Stadtbauamtes von der Brauerei veranlasst werden . Obwohl diese Forderungen lediglich
vom Gesichtspunkte der Strnßenpvlizei gestellt waren und die Brauerei sich zur Erfüllung
derselben bereit erklärte , erblickte die Eisenbahnbehörde hierin einen Eingriff in die
staatliche Bahnaufsicht und wies diese zwei Forderungen zurück . Der Gemeinderath fasste
hierüber in seiner Sitzung vom 22 . December 1893 den Beschluss , die Beschwerde an
den k. k. Verwaltungsgerichtshof zu ergreifen.

Stadtbahn

Durch einen Zeitraum von mehr als zwei Tecennien war im Schoße des
Gemeinderathes die Nothwendigkeit der Verbesserung und Erweiterung der Ver¬
kehrsmittel oftmals betont und erörtert worden und ist im Verlaufe dieser Zeit
dem Gemeinderathe eine große Anzahl von Projeeten für Verkehrsanlagen zugegaugen,
welche jedoch eine Verwirklichung nicht gefunden haben . Die Berwaltnngsberichte
für die Jahre 1880 bis 1888 geben ein klares Bild über die bezüglichen Verhand¬
lungen.

Nach der im Jahre 1891 erfolgte » Vereinigung der Vororte mit Wien wurde
allseits , namentlich aber auch seitens der Staatsverwaltung erkannt , dass nunmehr in¬
folge der räumlichen Ausdehnung des Gemeindegebietes eine durchgreifende Änderung in den
bisherigen Verkehrsverhältnissen der Stadt und ihrer Umgebung sich vollziehen und
insbesondere die Herstellung eines den Verkehrsanforderungen der Gegenwart und der
Zukunft entsprechenden Stadtbahnnetzes  stattfinden müsse.

Bei der Erörterung dieser Verkehrsbedürfnisse hat sich auch die Nothwendigkeit
herausgestellt , dass aus technischen und bauökonomischen Gründen , sowie aus finanzielle»
Rücksichten die Sicherstellung des Stadtbahnnetzes »nr im Zusammenhänge mit der
Ausführung der schon lange ersehnten Wienflussregulierung , der Anlage von Hauptsammel-
canälen längs des Donancannles und der Umgestaltung des letzteren in einen Handels¬
und Winterhafen stattfinden könne und dass die Ausführung aller dieser Verkehrsanlagen
nur unter Zusammenwirknng des Staates , des Landes und der Gemeinde zu bewerk¬
stelligen sei.

In der Sitzung der Dvnanregnlicrnngs -Cvmmission vom 23 . September 1891
entwickelte der Statthalter , Graf .Kielm ansegg  den Gedanken einer neuen Regierungs¬
action mit dem Wunsche , dass behufs einheitlicher Durchführung der bczcichneten großen
Arbeiten vertrauliche Conferenzen zwischen den Vertretern der dabei Einfluss nehmenden
Factoren stattfinden sollen . Die erste diesbezügliche Besprechung fand bereits am
5 . October 1891 statt.

Zu diesen Besprechungen wurden Vertreter der Regierung , des Landes , der Stadt
und der Dvnaureguliernngs -Commission geladen . Seitens des Statthalters wurde die
Bildung einer Commission nach dem Vorbilde der Donauregnliernngs - Commission

beantragt , welcher die technische und finanzielle Durchführung der Arbeiten zu über¬
tragen wäre.

Aufgabe der vertraulichen Besprechungen war es nun , über das Ausmaß und die
Art der Durchführung dieser Arbeite » , über deren Kosten und die Vertheilnng ans die
einzelnen Factoren schlüssig zu werden.
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Bei den mannigfachen technischen nnd finanziellen Rücksichten , welche hiebei in
Betracht gezogen werden mussten , tonnte diese "Aufgabe mit Recht als eine schwierige
bezeichnet werden . Jedenfalls musste ein Scheitern dieser Verhandlungen von bedeutendem
Rachtheile für die Interessen der Gemeinde werden.

Die von den einzelnen Cnrien zu den Verhandlungen delegierten Vertreter möge»
hier , in Anbetracht der Wichtigkeit dieser Action namentlich angeführt werden:

Es fungierten als Vertreter der Regierung die Herren : Statthalter Graf
Kielmansegg , Seetionschef Ritter von Wittek , Hvfrath F . Rössler , Hvfrath von
Wrba , Regiernngsrath Tostal , Oberbaurath Doppler , Lberingcnieur Lander,
Commissär Gvttslcben ; als Vertreter des nicderösterreichischen Landesausschusses die
Herren : Dr . Granitsch und Tr . Weitlof ; als Vertreter der Gemeinde Wien die
Herren : Bürgermeister Dr . I . Prix , die Bürgermeister -Stellvertreter Dr . Borschke und
Tr . Richter , die Stadträthe Boscha » , A . Wurm und Fr . Ritter von Reumann,
Magistrats -Vicedirector Tachau und Stadtbandirector F . Berger ; als Vertreter der
Donaurcgulierungs - Cvmmission die Herren : Oberbanrath E . Kaiser , Professor Ed . Sneß,
Oberbaurath Fänncr nnd Architekt W . Stiaßny.

Zur Kennzeichnung der Absichten , von welchen die Regierung in dieser Angelegenheit
geleitet war , mag der Statthaltereierlass vom 27 . September 1891 wiedergegeben
werden , aus welchem der Umfang der Besprechungen bereits mit genügender Deut¬
lichkeit hervorgeht . Der Erlass lautet:

„Der Herr Handelsminister hat mich ermächtigt , vor Einbringung der auf die Herstellung
neuer Verkehrsanlagen bezüglichen Vorlagen zur verfassungsmäßigen Behandlung zunächst im Wege
vertraulicher Besprechungen mit Vertretern der Gemeinde Wien nnd des Landes Niederösterreich
das Einvernehmen mit den autonomen Interessenten einzuleiten . Als Grundlage für diese ver¬
traulichen Besprechungen hätte ein im hohen Handelsministerium aufgestelltes und vün scimmtlichen
betheiligten Ministerien genehmigtes Programm für die finanzielle Sicherstellung und die Alls¬
führung der nachstehenden, . durch das Zusammenwirken des Staates , des Landes Niederösterreich
und der Gemeinde Wien herzustellenden großen Verkehrsanlagen in Wien zu dienen , und zwar:
1 . der Wiener Stadtbahn , 2 . der Regulierung des Wicnflnsses im neuen Wiener Stadtgebiete,
3 . der Anlage von Hanptableitllngscanälen beiderseits des Tonaucanales und des Wienflusses
und 4 . der Umwandlung des Douaucanales in einen gegen größere Hochwässer geschützten Handels-
nnd Winterhafen . Die Ausführung der vorbezeichnetcn Anlagen soll nach einem einheitlichen
Gesammtplane erfolgen , welcher mit a . h . Genehmigung festgestellt werden wird.

Dieser Plan in seinen Grundzügen wird unter Angabe des approximativen Kostenerforder¬
nisses bei den bevorstehenden Besprechungen dnrgestellt und erläutert werden.

Diese Besprechungen werden am 5 . Oktober d. I . im kleinen Sitzungssaals der Statthalterei
beginnen und ununterbrochen täglich bis zum Abschlüsse der zu erörternden Fragen fortgesetzt
werden.

Indem ich dem Hern , Bürgermeister hievon mit der Einladung die Mittheilung mache,
persönlich an diesen Besprechungen theilzunehmen , stelle ich es dem Herrn Bürgermeister anheim,
denselben außer Vertretern des Magistrates und des Stadtbauamtes auch ein bis zwei Mitglieder
des Stadtrathes beizuziehen und mir diese Persönlichkeiten gefälligst vorher namhaft zu machen ."

In der vorerwähnten ersten Sitzung wurden seitens der Regierung die Grund¬
züge der geplanten Arbeiten bekannt gegeben.

Die geplante Trace der Stadtbahn ist aus dem unten folgenden Programme
zu entnehmen.

Rücksichtlich der Wienflnssregulierung referierte Ministerialrats ) Rössler,
welcher die Regelung des ganzen Flusslaufes innerhalb des neuen Gemeindegebietes,



X. Verkehrswege und Verkehrsmittel. — Verkehrswege, c) Eisenbahnen. Iss7

sowie aller auch außerhalb desselben einmündendeu Zuflüsse ins Auge fasste und sich
aus finanzielle» Gründen gegen die Ei »Wölbung der Wien  im Stadtgebiete ans¬
sprach. Die Regulierung fall derart erfolgen, dass ein offenes Gerinne bleibt.

Oberbaurath Fänner  legte das Programm für die Ausgestaltung des
Donaucanales  dar . Die Absicht der Regierung ist dahin gerichtet, de» Donaucanal
durch eine Schleusenanlagein einen Hafen zu verwandeln. Ter Unrath soll durch zwei
Sammelcanäle,  welche längs der beiden Ufer zu errichten wären, abgeleitet werden.
Die Quaimauern des Canales sollen erhöht und mit den nöthigen Vorrichtungen zum
Ein- und Ausladen versehen sein.

Die ersten Besprechungen, welche am 5. und 6. Oktober 1891 abgehalten wurden,
zeigten eine Übereinstimmung über das Programm im allgemeinen, jedoch Differenzen
technischer Natur , namentlich bezüglich der Wienflusseinwölbung. Es fanden daher am
9. und 10. October specielle Conferenzen zwischen den technischen Vertretern statt, in
welchen eine allgemeine Einigung, auch bezüglich der rein technischen Fragen, namentlich
der Durchführbarkeitder Wienflusseinwölbung erzielt wurde.

In den weiteren allgemeinen Sitzungen vom 12., 15., 20., 21 ., 24 . Oktober
fanden lebhafte Debatten statt, namentlich hinsichtlich der Wienflussrcgnlierungund der
Höhe der Beitragsguoten, so dass nach der letzterwähnten Sitzung weitere Informationen
im engeren Kreise der betheiligten Faktoren eingeholt werden mussten, welche zu einer
Verständigung in allen Thcilen führten. Diese Resultate wurden in der allgemeine»
Sitzung am 16. November 1891 bekannt gegeben und allseits genehmigt. Damit war
die Aufgabe der vertraulichen Sitzungen gelöst und es wurden die Verhandlungen
geschlossen.

Das auf Grund der gepflogenen Verhandlungen von der Regierung verfasste

Programm für die finanzielle Sicherstellung nnd Ausführung von öffentlichen
Verkehrsanlagen in Wien

lautet:

I. Die Ausführung der nachstehenden großen Verkehrsanlagen in Wien, nnd zwar:
1. der Wiener Stadtbahn;
2. der Regulierung des Wienstusses unter gleichzeitiger Anlage beiderseitigerSammelcanäle;
3. der Anlage von Hauptsammelcanälen beiderseits des Donaucanales;
4. der Umwandlung des Donaucanales in einen gegen größere Hochwässer geschützten

Handels- und Winterhafen soll durch das Zusammenwirken des Staates, des Landes
nnd der Gemeinde unter den im nachfolgenden(Punkt II bis einschließlich XIV)
angeführten Modalitäten sichergestellt werden.

Die Ausführung der vorbezeichnetenAnlagen hat nach einem einheitlichen Gesammtplane in
Gemäßheit der Bestimmungen des gegenwärtigen Programms zu erfolgen.

II.  Das in Wien anszuführende Stadtbahnnetz  soll vom Gesichtspunkte der technischen
Ausführungsmodalitäten in zwei große Gruppen gestellt werden, und zwar in Hauptbahnen,
welche bei Ausstattung mit dem Charakter von Vollbahnen und bei vollständiger Übergangsfähigkeit
für sämmtliche Fahrbetriebsmittel der Anschlussbahnen sofort einen directen Schiencnanschluss an
die bestehenden Hauptbahnen erhallen und in Lokalbahnen,  bei welchen— von einzelnen Theil-
strecken abgesehen, auf die auch Fahrbetriebsmittel der Hauptbahnen unter gewissen Beschränkungen
übergehen können — ein directer Schienenanschluss an die bestehenden Bahnen nicht unbedingt
nothwendig erscheint.

Aber auch bei diesen letzteren wird die Herstellung eines directen Schienenanschlusses an die
in Wien einmündenden Hauptbahnen und die Einrichtung eines directen Übergangsverkehrs auf
die Localstrecken dieser Hauptbahnen anzustreben sein.
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Selbstverständlich sind die Localbahnen untereinander in entsprechende direkte Schienen¬
verbindung zu bringen , so dass ein Umsteigen nur in unvermeidlichen Fällen einzütreten hat.

Eine weitere Untertheilung der Linien des Wiener Stadtbahnnetzes ergibt sich mit Rücksicht
aus den Umstand , dass die Ausführung der fraglichen Bahnlinien zum Theile sofort sichergestellt,
zum Theile einer späteren Zukunft Vorbehalten werden soll, wenn und sobald sich ein Bedürfnis
hiefür Herausstellen sollte.

Das für Wien zu projectierende Bahnnetz hat nachstehende , durchwegs doppelgeleisig auszu¬
führende Linien zu umfassen:

Sofort sicherzustellende Bahnlinien.
I . Hauptbahnen.

a) Eine Verbindung der Kaiser Franz Josef -Bahn mit der Wiener Verbindungsbahn und
Südbahn , dann mit der Donauuferbahn und der Kaiserin Elisabeth -Bahn (Gürtellinie ) .
>15.3 Lm; Effectivkosten circa 25,415 .000 fl.) *)

Diese Gürtellinie wäre einerseits von der zu errichtenden Station Heiligenstadt mit
der Donauuferbahn zu verbinden , anderseits — bei eintretender Nothwendigkeit — mit der
Kaiserin Elisabeth -Bahn , etwa in der Station Penzing , in directe Verbindung zn bringen.

b) Eine Fortsetzung der Wiener Verbindungsbahn vom Praterstein mit Benützung . der Kronprinz
Rudolfstraße im k. k. Prater in die Donaustadt und weiterhin , entlang der Donauuferbahn,
zum Anschlüsse an die Station Nussdorf der Kaiser Franz Josef -Bahn (Donaustadtlinie ) .
<5s L», ; Effectivkosten ca. 8,600 .000 fl.)

<0 Eine zweite Berbindnng der Kaiserin Elisabethbähn mit der Kaiser Franz Josef -Bahn
sB oro rteliuies.

Dieselbe hätte in Station Penzing der Kaiserin Elisabeth -Bahn zu beginnen und wäre
über Breitcnsee , Sttakring , HernalS , Währing und Döbling nach der «ul, a) genannten
Station Heiligenstadt zu führen . (9 3 Lm ; Effectivkosten circa 9,700 .000 fl.)

Bei Ausführung dieser Linien wären unbeschadet des Vollbahn Charakters derselben
alle jene Erleichterungen zu gewähren , welche mit Rücksicht ans die 40 Kilometer per Stunde
nicht überschreitende Fahrgeschwindigkeit zulässig erscheinen.

Nur bei der Linie a ) wäre sofort ans einen dichten Personenverkehr Rücksicht zn nehmen.
Dieselbe wird theils als Tiefbahn , theils als Hochbahn ausznfiihren sein.

Die ack b) genannte Bahnlinie wäre bis zur vollständigen Verbannng der Donau¬
stadt theilweise als Provisorium hcrznstclleu , und zwar in folgender Weise:

Diese Linie wird vom Pratersteru bis zur Erreichung der Vorgartenstraße als Hoch¬
bahn hcrgestellt , sodann fällt dieselbe ins Straßenniveau und wird vorerst als Niveanbahn
weiter geführt.

Die all a) bezeichnete Linie wird vorerst hauptsächlich für die Bedürfnisse der Industrie
nnd für einen beschränkten Personenverkehr herzustcllen sein ; ihre Ausführung kann theils
im Damme , theils in Einschnitten , mit thnnlichster Vermeidung kostspieliger Anlagen erfolgen.

II . Lokalbahnen.

<l) Eine Linie im Wieuthale ; dieselbe beginnt nächst dem Westbahnhvfe , folgt dem Zuge der
Gürtelstraße und der unter a) beschriebenen Gürtellinie bis zum Gumpendorfer Schlacht-
Hanse und führt sodann entlang des Wienflusses bis zur Elisabethbrücke, im weiteren Zuge
entlang des Rescrvegartens nnd Heumarktes zur Station Hanptzollamt . Nach dem Verlassen
dieser Station gelaugt die Bahn längs der Wiener Verbindungsbahn zum Pratersteru . In
Verbindung mit dieser Linie ist eine Abzweigung vom Gumpendorfer Schlachthause zur
Dampstramway Schönbrunuerlinie — Mödling herzustelleu (Wicnthallinie ) . (7'2 Lm;
Efsectivkosteu circa 9,360 .000 fl.)

Außerdem soll bei cintreteudem Bedürfnisse eine Fortsetzung der vorgedachten Ab¬
zweigung im Wienthale aufwärts bis an einen geeigneten Punkt der Kaiserin Elisabeth-
Bahn , etwa nächst Hütteldorf hcrgestellt werden.

-') In diese» approximativen Effectivkosten ist das Erfordernis für die ne» anznlegende Übergangsstation in
Matzleinsdorf inbegriffen i dagegen ist hierin , sowie in den nachstehend angeführte » Kostenziffer» das Erfordernis für
Jntercalarzinsen nicht enthalten.
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e) Eine Linie entlang des Donckucanales , nächst der Station Hauptzollamt , anschließend an die
8ul > 6 ) bezeichnete Bahnstrecke , bis znm Franz Josef -Bahnhvse , eventuell bis zur neu errichteten
Station Heiligenstadt dieser Bahn (Donaucanallinie ) . (3 -8 Lm und 22 Lm ; Effeetiv-
kosten circa 5,700 .000 fl. und 2,200 .000 fl.)

l ) Eine Linie entlang der Museums - , Landesgerichts - und Universitätsstraße , sowie des
Schottenrings (Innere Ring - Linie ) .

Dieselbe zweigt von einem geeigneten Punkte der all ä ) bezeichnet « ! Linie nächst der
Elisabethbriicke ab und mündet in die all o) genannte Linie nächst dem Kaiserbade ein.
(4 -o Lm ; Effectivkosten circa 6,400 .000 fl.)

Die »ck ä), e ), und k) bezeichneten Linien sind als Loealbahnen im Sinne der ein¬
gangs angedeuteten Aussührungsweise herzustellen und mit Rücksichtnahme auf einen dichten
Personenverkehr auszuführen.

Diesbezüglich erscheint statthaft , als Minimalradius der Bögen in der offenen Strecke
150m , ausnahmsweise und nächst den Stationen 120m zu wählen . Eine Ausnahme bildet
die all e ) angeführte Dvnaucanallinie , in welcher Bögen mit weniger als 180m Halbmesser
innerhalb der Strecke Aspernbrücke -Augartenbrücke nicht angewendet werden dürfen.

Ferner kann eine Verringerung der Höhe des Lichtraumprvsiles unter das normale
Maß von 4 -8 m gestattet werden ; die nähere Feststellung der noch zulässigen Lichthöhc
bleibt Vorbehalten.

U. Erst später , bei eintretendem - Verkehrsbedürfnisse herznstcllendc Ergänzungs-
Linien.

I . Hauptbahnen.

x ) Sobald sich infolge Zunahme des Verkehrslebens die Nothwendigkeit ergeben sollte , auch die
bis ans weiteres von und zu den Endbahnhöfen der bestehenden Bahnen verkehrenden
Fernzüge bis ins Innere der Stadt zu leiten , wäre für die Turchleitnng dieses Extern¬
verkehres die Wr . Verbindungsbahn mit der Kaiser Franz Josef -Bahn derart im Zusammen¬
hang zu bringen , dass längs des Tvnnncanales  eine Vollbahn hergestellt wird , in deren
Zuge sür die Personenbeförderung in Fernverkehre bestimmte Stationen ansznfiihre » sein werde » .

1,1 Bei eintretender Nothwendigkeit wird ferner der zunächst im Straßenniveau provisorisch
hergestelltc Theil der ail b) erwähnten Bahnlinie verlegt und diese Strecke thunlichst in den
Hänserblöcken der Donaustadt  nächst der Vvrgartenstraße als Hochbahn weiter geführt und
dieselbe unter einem für einen dichten Personenverkehr eingerichtet.

Desgleichen wird diese Linie bei eintretendem Bcdarfc stromabwärts verlängert
werde » , nin auch diesen Theil der Tonaustadt in den Personenverkehr einbeziehen zu können.

II . Loealbahnen.

i ) Eine Linie , abzweigend von einem geeigneten Punkte der » ck ck) bezeichneten Stadtbahnstrcckc
und entlang des Rennweges  zur Wien — Aspangbahn und eventuell znm Ecntral -Friedhvfe
(unter Benützung der Wien — Aspangbahn ), mit einer Abzweigung znm Süd - und Staats-
bahnhvfe.

I<) Eine Abzweigung von einem geeigneten Punkte der Linie kl, etwa von der Landcsgerichts-
straße zu den Linien ai und o) (Gürtel - und Vorortelinie ) mit eventueller Fortsetzung gegen
Dornbach und Pötzlcinsdorf  in einer den speciellen Verhältnissen vorzubehaltenden
Aussührungsweise.

Außerdem sind behufs Einbeziehung weiterer Theile des Stadtgebietes in den Verkehr
des LocalbahnnetzeS Abzweigungen von einzelnen der vorangesührten Linien in Aussicht zu
nehmen , deren allgemeine Richtung ehethunlichst insoweit festgestellt werden soll , als dies sür
die Ausstellung des Baulinienplanes in den betreffenden Stadttheilen nothwendig erscheint.

I) Behufs Erleichterung des Verkehres zwischen dem Innern der Stadt und den vorstehend
bezeichneten Loealbahnen wird die Realisierung von die Innere Stadt  lsurchguerenden
Radialbahnen mit elektrischem Betriebe in Aussicht genommen , welche einerseits von der
Elisabethbrücke unter dem Stephansplatze zur Station Ferdinandsbrückc , anderseits von der
Station Schottenring unter der Freiung , dem Hofe , Graben und Stephansplatz zur Station
Hauptzollamt zu führen wären.
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Vorstehendes Linienprogramm bietet die grundlegenden Priucipien für die Aufstellung eines
Stadtbahnprojectes , wobei jedoch kleinere Modificationen , insbesondere hinsichtlich der gegenseitigen
Verbindungen der einzelnen Linien , sowie auch etwaige weitere Ergänzungen Vorbehalten bleiben.

In diesem Sinne werden sonach noch eingehende Studien Vvrzunehmen sein, in elfterer
Beziehung hinsichtlich der angeregten Verbindung der Linie a) mit der Südbahn in der Richtung
nach Meidling , dann der Linie e) mit dem Bahnhofe Hanptzollamt der Wiener Verbindungsbahn,
ferner der gleichfalls befürworteten Deltaverbindungen an den Endpunkten der Linie l), in letzterer
Richtung hinsichtlich der in Anregung gebrachten Herstellung von Manipulationsgeleisen zu Zwecken
der Approvisionierung und des Ilmschlagverkehres in dem oberhalb der Angartenbrücke und unter¬
halb der Sofienbrücke gelegenen Theile des Donaucanalhafens , endlich hinsichtlich der Anlage von —
eventuell im Straßenniveau herznstellenden — Schleppkähnen zur Einbeziehung der Jndustriebezirke.

III . Von den vorstehend angeführten Bahnlinien sind im Interesse der wünschenswerten
Bertheilnng , respectivc Hinausschiebung der durch diese Bahnbauten bedingten bedeutenden Belastung
des Staatsschatzes , des Landes und der Stadt Wien vorerst in der Bauperiode bis Ende  1897
die nachfolgend bezeichnet« ! Linien in Angriff zu nehmen und in derselben Bauperiode zu vollenden:

1. Die von den hhdrotechnischen Arbeiten des Banprogrammes unabhängigen Bahnlinien
a) und bi (Gürtellinie und Donaustadtlinie ) ; erstere jedoch nur in der Ausdehnung zwischen dem
Wcstbahnhofe und der an der Kaiser Franz Josef -Bahn anzulegenden Station Heiligenstadt ein¬
schließlich einer Verbindung mit der Donauuferbahn . Eventuell ist statt der bei Linie a) angeführten
Verbindung mit der Kaiserin Elisabeth -Bahn eine Fortsetzung der Wienthallinie bis Hütteldvrf
(Punkt II lit . ä) herzustcllen.

2. Die all cki und e) genannten Bahnlinien (Wienthal - und Donaucanallinie ). Die Her¬
stellung dieser Bahnstrecken ist vorerst in jenen Theilstrecken, in welchen der Bau unabhängig von
den, im Wienthale und Donaucanale zu bewirkenden hhdrotechnischen Arbeiten begonnen werden
kann , sofort nach Fertigstellung der bezüglichen Projekte in Angriff zu nehmen und im übrigen
nach Maßgabe des Fortschrittes der hhdrotechnischen Arbeiten derart zu fördern , dass diese Bahn¬
linien gleichfalls mit Ende des Jahres 1897 dem Betriebe übergeben werden können.

3. Die ack s) genannte Bahnlinie (Innere Ringlinie ).
4. Eine Theilstrecke der mit es bezeichneten Bahnlinie lVvrortelinie ) in einer derartigen Aus¬

dehnung , dass hiedurch die wichtigsten Jndustriestätten in den Bahnverkehr einbezogen werden.
Die Verfassung der entsprechend detaillierten Projekte ist jedoch auch bezüglich der übrigen

Linien sofort wenigstens insoweit durchzuführen , um die für den scinerzeitigen Bahnbau erforderlichen
Grundstücke sofort erwerben , eventuell mit einem Banverbote belegen oder in anderer Weise für
die seinerzeitige Bauausführung reservieren zu können.

Die Projectsverfassung für die sab 6) und a) angeführten Localbahnlinien (Wienthallinie
und Donaucanallinie ) hat im Zusammenhänge mit jenen für die im Punkt l , ZI . 2 bis einschließlich 4
angegebenen , öffentlichen Arbeiten zu erfolgen . Ebenso sind auch die Bauarbeiten für die vor-
bezeichneten Bahnlinien nach Erfordernis im Zusammenhänge mit der Herstellung der eben angeführten
öffentlichen Arbeiten in Angriff zu nehmen.

Die Entscheidung über die weiters im Bauprogramme angeführten Bahnlinien , sowie über
die ins Auge gefassten Ergänzungsstrecken derselben und die Festsetzung der Bautermine für die¬
selben wird nach Maßgabe des eintrctenden Bedürfnisses rechtzeitig und derart zu erfolgen haben,
dass mit den bezüglichen Bauten unmittelbar nach Vollendung der Linien der ersten Bauperiode
begonnen werden kann.

Es wird jedoch schon jetzt bestimmt , dass der Ausbau der Vorortelinien (Punkt II , lit . o),
sowie die Herstellung der Theilstrecke Westbahnhof —Matzleinsdors der Gürtellinie (Punkt II , lit . a)
längstens bis Ende 1900 zu erfolgen hat.

IV . Das Projekt der Wienflussregulierung  ist unter Bedachtnahme auf die Stadtbahn¬
anlage auszuarbeitcn und demselben eine Abflussmenge von 600 ^ per Sccunde zu Grund zu legen
ferner behufs Regelung des Hochwasscrabflusses die Errichtung entsprechender Reservoiranlagen,
sowie behufs Ableitung der städt. Abwässer die Herstellung seitlicher Canäle zur Aufgabe zu stellen.

Hiebei ist ferner sowohl ans die Adaptierung der gegenwärtig bestehenden Brücken Rücksicht
zu nehmen , als auch für die Anlage von Schotter - und Holzfüngen Sorge zu tragen.
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Die Projectsverfassung für die Wienflussregulicrung hat gleichzeitig und im steten Einklänge
mit jener der Wienthallinie der Stadtbahn , sowie derart zu erfolgen , dass den ökonomischen
Interessen beider Unternehmungen in gleichem Maste Rechnung getragen wird . Innerhalb des
Weichbildes der Stadt ist diese Regulierung in der Art zu bewerkstellige», dass die theilweise oder
gänzliche Einwölbung des regulierten Flussbettes zu beliebiger Zeit ermöglicht ist. Die Seiten¬
canäle sollen in der Strecke voni Eintritte des Wienflnsses an der Grenze des neuen Wiener
Gemeindegebietes bis zur Stubenthorbrücke , beziehungsweise bis zur Einmündung in die längs des
Wiener Donaucanales auszuführende Sammelcanalanlage derart in in einer dieser letzteren ana¬
logen baulichen Ausstattung hergestellt werden , dass die anzuordnenden Nothauslässe erst nach
Eintritt einer den sanitären Anforderungen entsprechenden Verdünnung der Abfallwässer in Function
kommen können.

Hinsichtlich der Bertheilung der Kosten jener Anlagen , welche sowohl die Wienregulierung
als die Bahnherstellung betreffen, hat nach Fertigstellung der Projekte eine genaue Auseinander¬
setzung in der Richtung stattzufinden , dass jede dieser beiden Unternehmungen nur mit jenen Kosten
belastet wird , welche durch dieselbe bedingt sind. Die Ausführung der Wienflussregnlierung , deren
Kosten ohne Einbeziehung der für die Verstärkung der Widerlager und für die Einwölbung
erwachsenden Auslagen auf 15 Millionen Gulden bcrauschlagt sind, ist auf zwei Bauperivden , und
zwar bis Ende 1895 und bis Ende 1900 zu vertheilen . In der ersten Bauperiode ist die Her¬
stellung der Reservoirs , der Schotter - und Holzfänge , dann die Regulierung in der Strecke von der
Flussmündung aufwärts bis zur Einmündung des Lainzer Baches mindestens in jenem ' Umfange
durchzuführen , dass die seitlichen Nbleitungscanäle in dieser Strecke scrtiggestellt werden und die
Anlage der Bahn innerhalb dieses Termines ermöglicht wird.

V . Die anszuführenden Hauptsammelcanäle beiderseits des Wiener Donau¬
canales  müssen derzeit in grösserer Ausdehnung hcrgestellt werden , als dies in früherer Zeit
projectiert war.

Nunmehr hat die Anlage des rechtsseitigen Canales vom Schreiberbache in Nussdorf abwärts
bis zur Stadlauerbrücke , respective bis zur Ausmüudung in den Hauptstrom und jene des links¬
seitigen Canales vom Mathildenplatze bis zu den vorgenannten Endpunkten stattzusindcn.

Vom Canalsporn bis zum Mathildenplatz ist die ganze Canalisierungsanlage der Brigittenau
bereits so vorgedacht und theilweise ausgeführt , dass ein specieller Sammelcanal an der Donau¬
lände nicht nvthig erscheint.

Die Kosten des Sammelcanales am rechten Ufer sind veranschlagt:
1. Für die Strecke vom Schreiberbache bis zur Nadlanerbrücke , lang

11.490 m, mit. . 5,166 .000 fl.
2. Für die Strecke von der Stadlauerbrücke bis zur Ausmündung in den

Hauptstrom , laug 5.300 m, mit . . 4,007 .000 „

zusammen mit . . 9,172 .000 fl.
Die Kosten des Sammelcanales am linken Ufer sind präliminiert:
1. Für die Strecke vom Mathildenplatz bis zur Stadlauerbrücke , lang

6.990 m, mit . 880 .000 fl.
2 . Für die Strecke von der Stadlauerbrücke bis zur Ausmündung in den

Hauptstrom , lang 6.300 m, mit . 1,210 .000 „

zusammen mit . . 2,090 .000 fl.
Die Kosten beider Canäle zusammen werden sonach voraussichtlich 11,262 .000 fl. oder rund

11 Millionen Gulden betragen.
Die Canäle bewegen sich weitaus zum grössten Theile in Straßen längs des Donaucanales,

mit Ausnahme des Stückes Ferdinandsbrücke —Sosienbrücke , wo wegen der Kreuzung mit dem
Wienflusse eine in das Land gerückte Trace bis zur Stubcnbrücke gewählt erscheint. Längere
Strecken hindurch ist der rechtsseitige Sammelcanal auch Begleiter der Stadtbahnlinie längs des
Donaucanales . Die Ausstattung der Canäle soll eine solche sein, wie selbe auch anderwärts , in
Paris , London rc. angewendct ist.

Die vvrbeschriebcne Anlage ist als Canal mit continuierlichem Gefälle gedacht. Jnsoferne durch
die geplante Eiuschkeusung Änderungen an dem bestehenden Wasserspiegel im Donaucaunlc entstellen
werden , wird darauf bei der Wahl der Nothauslässe in den Sohlenhvhen Rücksicht zu nehmen sei».
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Die Kreuzung mit dein Wienflusse soll an einem so hoch gelegenen Punkte nächst der
Stubeubrücke ersolge» , dass die Einziehung eines Shphons umgangen werden kann. Der Durchfluss
erfolgt mit gleichem, freien Gefälle mit gedrücktem Profil.

Bei Verfassung des Projektes für die Sammelcanäle wird auch auf die eventuelle Berieselung
des Marchfeldes mit dem Inhalte der Sammelcanäle in der Weise Bedacht zu nehmen zu sein,
dass die Herstellung einer Baunnlage zum Zwecke dieser Berieselung ermöglicht wird.

Die Ausführung der Cnnalanlage soll in 2 Bauperioden getheilt werden , wovon die erste
(bis Ende 1895 ) die Ausführung der Strecke bis zur Stadlauerbrücke mit einem Kvstenaufwande
von 6 Millionen Gulden umfasst . Die Weiterführung der Canalanlage von der Stadlauerbrücke
bis zur Ausmündung in den Hauptstrom niit einem Kostenaufwande von 5 Millionen Gulden
soll für eine spätere Zeit aufgeschvben werden . Sachliche Gründe für die sofortige Ausführung im
ganzen liegen nicht vor . Die Bauzeit für die in die erste Bauperiode aufzunehmende Ausführung
der Theilstrecke des Hauptsammclcanales bis zur Stadlauerbrücke wird mit 2 Jahren bestimmt,
unter der Voraussetzung , dass die erste, oberste Schleuse im Donaucanale sofort ansgeführt wird,
so dass der Eanalban von Grund - und Hochwässern bewahrt bleibt.

Es wird in Erwägung zu ziehe» sein, ob nicht jenen Unternehmungen gewerblicher Betriebs
anlagcn , welche durch die Gestattung der unmittelbaren Einleitung ihrer Abwässer im Haupt-
sammelcanale von den Kosten der Anlage und des Betriebes besonderer Einrichtungen für die
unschädliche Ableitung der Abwässer enthoben werden , im Wege eines Landesgesetzes hiefür die
Entrichtung einer mäßigen Gebür auferlegt werden soll.

VI . Es ist an dem Beginne des Dvnaucanales bei Nussdorf eine Absperrvorrichtung
sammt Kainmerschlense einzubanen , welche vorkommenden Falles den Einfluss deS Wassers vom
Hauptstrom gänzlich abzuschließen imstande ist. Ferner sind in den Lauf des Dvnaucanales zur
Herstellung der für die Schifffahrt erforderlichen Wassertiefen 3, eventuell 4 Wehre sammt Kammer-
schlensen einzubauen und ist in gleicher Weise nahe dem unteren Ende des Canales die Anlage
einer Absperrvorrichtung gegen den Rückstau in Betracht zu ziehen.

Quaimauern sollen vorläufig auf der Strecke Augartcubrücke —Franzensbrücke und zwar an
beiden Ufern des Eanales erbaut werden . Diese Quaimaucrn werden dort , wo die Eisenbahn am
Cnnale liegt , bis zum Planum der Eisenbahn , au den anderen Strecken bis zum Niveau der
Straße aufgeführt werden . An jenen Stellen , an welchen die Hauptsammelcanälc an das User
hcrantreten , wird die Vereinigung der Qunimauer mit dem Sammelcanale von Fall zu Fall in
Betracht gezogen werden . ,

Da die Herstellung mehrerer anderer in Anssicht genommener Arbeiten von der Vvrhergegaugcncn
Vollendung der hydrotechnischen Bauten abhängig ist, werden diese sämmtlich innerhalb der ersten
Bauperivde , und zwar bis Ende 1895 fertigzustelleu sein.

ES ist zunächst an die Herstellung der Abspcrrschlense bei Nüssdvrf zu schreiten und hat die
Erbauung der anderen Schleuse» , sowie der Quaimnnern nach Maßgabe des technisch Zulässigen
entweder während des Baues der Schleuse bei Nüssdvrf oder unmittelbar nach demselben zu erfolge».

Tie Kosten für diese Bauten sind mit 10,000 .000 fl. zu veranschlagen.
VII . Die einheitliche Leitung der ProjectSaufsteUung und eigentlichen Bauausführung der

in Punkt I bezeichneten öffentlichen Verkehrsanlagen , sowie die Verwaltung der hiesür gewidmeten
Geldmittel , respective des zum Zwecke der Geldbeschaffung für diese Anlagen zu bildenden Fondes
iPnnkt IX ) wird einer Commission (Commission für Verkehrsanlagen in Wien ) übertragen,
welche unbeschadet der gesetzlichen Competenz der zur Projectsgenehmigung und Bauüberwachung
berufenen Behörden und Organe unter Verantwortlichkeit des Handelsministers und unter dem
Vorsitze desselben oder des von demselben zu bestimmenden Vertreters fungiert.

In dieser Commission werden der Staat , daS Land und die Gemeinde Wien als Curien
mit gleichem Stimmrechte durch Abgeordnete vertreten sein, deren Anzahl für jede Curie höchstens
fünf und mindestens zwei betragen soll. Zur Beschlussfassung der Commission ist die rechtzeitige
Einladung sämmtlicher Mitglieder unter Angabe der Tagesordnung durch den Vorsitzenden und
die Anwesenheit von mindestens zwei Vertretern jeder Curie erforderlich . Über die Verhandlungen
der Coinmissivn werden Beschlnssprotvkolle verfasst , welche vom Vorsitzenden und je einem Mit¬
glieds der drei Curien zu unterfertigen sind. Die Beschlussfassung der Commission erfolgt mit
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Stimmenmehrhcit der Curie», Zn Beschlüssen jedoch, welche eine Abänderung oder eine mit Mehr¬
kosten verbundene Erweiterung de« gegenwärtigen Programme« zum Gegenstände haben, ist die
Stimmeneinhelligkeitder Curicn erforderlich.

Falls zwischen den drei Eurien Meinungsverschiedenheitenüber die Auslegung des gegen¬
wärtigen Programmes , insbesondere aber Fragen sich ergeben sollten, welche unmittelbar oder
mittelbar die Bertheilung der Kosten zwischen den einzelnen im Punkt l angeführten Vcrkehrs-
antagcn betreffen, so ist jene Curie, welche sich durch einen Majoritätsbeschluss der Commission
in ihren Interesse» beeinträchtigt erachtet, berechtigt, gegen die Ausführung des betreffenden
Beschlusses der Commission Einsprache zu erheben und längstens binnen drei Tagen die Einberufung
eines Schiedsgerichteszu verlangen. Das Schiedsgericht besteht ans sieben Mitgliedern und werde»
von der dasselbe anrufendcn Curie einerseits, sowie von den beiden anderen Curicn zusammen
anderseits je zwei Mitglieder ernannt, die übrigen drei Mitglieder aber von der vollen Raths
Versammlung deS Obersten Gerichtshofes aus seiner Mitte gewählt.

Das so zusammengesetzte Schiedsgericht entscheidet mit Ausschluss jedes weiteren Rechtsweges
jedoch unbeschadet der gesetzlichen Competenz der zur Projeetsgenehmigung und Banüberwachuug
berufenen Behörden, ob der angefochtcne Beschluss ausgeführt werden soll, zugleich aber auch alle
etwaigen Streitigkeiten über seine eigene Competenz in erster und letzter Instanz.

Die Commission, welcher die erforderlichen technischen und administrativenOrgane zugewiesen
werden, wird sofort nach ihrer Coustituierung ihre Geschäftsordnungfestsetzen.

VIII,  Die nach Punkt VII zu bildende Commission ist befugt, unter ihrer Aussicht und
Oberleitung die Ausführung einzelner Bauwerke für ihre Rechnung im Wege des Übereinkommens
durch andere öffentliche Anstalten oder Körperschaften besorgen zu lassen.

Insbesondere ist der Bau der Wiener Stadtbahn , soweit nicht etwa der Zusammenhang
einzelner Baustrecken mit anderen der Commission zugewiesenen Bauanlagen behufs einer rationellen,
einheitlichen Baudnrchführnng eine Ausnahme bedingen sollte, für Rechnung der Commission von
letzterer der k. k. General-Direction der österreichischen Staatsbahnen zu übertragen, welche auch
den Betrieb der von ihr hergestelltcn Stadtbahnlinien auf Grund eines mit der Commission zu
vereinbarenden Betriebsvertrages zu besorgen hat.

Die im Punkt II , lit . ä, o, k, dann i und ü bezeichnet«» Linien der Wiener Stadtbahn
sollen für Rechnung der Commission hergestellt werden, wenn es nicht als zweckmäffig erkannt
werden sollte, die Ausführung derselben im Wege der ConcessionSertheilnngan eine geeignete
leistungsfähige Privatunternehmung unter dem Vorbehalte der jederzeitigen Einlösbarkeit oder
Betriebsübernahme durch den Staat unter zu vereinbarendenBedingungen und unter vollständiger
Wahrung der in Betracht kommenden öffentlichen Interessen, insbesondere in Bezug auf die Fest
letzung der Tarife und der Fahrordnung, die ÜberwachungdeS Baues und Betriebes, sowie unter
Einhaltung der im Punkte III festgesetzten Bautcrmine sicherzustellen.

Bezüglich der Linien Punkt II , lit. I ist jedenfalls die Concessionsertheilungan eine Privat-
unternehmnng in Aussicht genommen.

Auch im Falle der Concessionsertheilungist der Commission Gelegenheit zu bieten, ans die
dem einheitlichen Gesammtplaneentsprechende Bauausführung und BetriebSeinrichtung den geeigneten
Einfluss zu üben.

Die Ausführung der Wienflussregulierung, wie dieselbe im Punkte IV festgesetzt ist, soll der
Gemeinde Wien übertragen werden. Die Mehrauslagen für Verstärkung der Widerlager und
theilweise oder gänzliche Einwölbung (Punkt IV, Absatz 7) treffen die Gemeinde. Dieselbe kann
hiebei unbeschadet der sonst bestehende» Cvmpetenzen und der unerlässlichen Rücksichtnahme ans die
Bahnanlage nach freiem Ermessen Vorgehen und genießt zugleich die finanziellen Vvrtheile der zu
erzielenden Ersparnisse bei der Bauvergebung und des Gewinnes aus den späterhin ermöglichten
Grnndverküufenallein.

Endlich soll die im Punkte I, Z. 4, angeführte Umwandlung,des Donancanales in einen
Handels^ >v>d Winterhafen im Einklänge mit den anderen im Punkte I angeführten Verkehrsanlagen
und demnach im steten Einvernehmen mit der neu zu bildenden Commission für Berkehrsanlagen
in Wien und ans Rechnung des nach Punkt IX zu bildenden Fondes durch die Donauregulierungs¬
commission bewirkt werden.

IX.  Zur Beschaffung der erforderlichen Geldmittel  für die Ausführung und die
Instandhaltung , rcspective für den Betrieb der s.ib I genannten Verkehrsanlagen in Wien, soweit

Verwaltuiigdbericht der Stadt Wie». IH
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die letzteren nicht im Sinne des im Punkt VIII , Absatz 9, enthaltenen Vorbehaltes im Wege der
Concessionsertheilung an eine Privatunternehmung sichergestellt werden , soll ein besonderer Fond,
welcher von der laut Punkt VII cinzusetzenden Commission zu verwalten ist, gebildet und sohin
ein gemeinsames Anlehen ausgenommen werden , für dessen höchstens 4proccntige Verzinsung und
Tilgung innerhalb 90 Jahren der Staat , das Land und die Gemeinde Wien nach dem im Folgenden
festgesetzten Verhältnisse aufzukommen haben.

An den Capitalslasten (Verzinsung und Tilgung des zur Geldbeschaffung erforderlichen
Nnlehensbetrages ) haben theilzunehmen:

1. Bezüglich der Stadtbahn , und zwar bezüglich der Hauptbahnen (Punkt II , lit . a , b , o,
g und b) der Staat mit 87 >/z Procent , das Land mit 5 und die Gemeinde Wien mit 7' /z Procent,
bezüglich der Localbahnen (Punkt II , lit . <1, s, k, i und le), wenn für dieselben nicht die Concession
an einen Privatunternehmer crtheilt wird , der Staat mit 88 , das Land mit 5 und die Gemeinde
Wien mit 10 Procent;

2 . bezüglich der Anlage vom Hauptsammelcanälen längs deS Donaucanales , der Staat und
das Land mit je 8, die Gemeinde Wien mit 90 Procent;

3 . bezüglich der Umwandlung des Donaucanales in einen Handels - und Winterhasen , der
Staat mit 66 '/, , das Land mit 25 , die Gemeinde Wien mit 8 '/ , Procent;

4. bezüglich der Wienflussregulierung , der Staat und das Land je mit jenem Jahresbetrage,
welcher zur Verzinsung und Tilgung eines Anlehensbetrages von je 5 Millionen Gulden erforderlich
ist, wogegen das restliche Erfordernis für Verzinsung und Tilgung des zum Zwecke der Geld¬
beschaffung für die Wienflussregulierung zu begebenden Anlehensbetrages ausschließlich von der
Gemeinde Wien zu bestreiten ist.

X . Die Einnahmen des nach Punkt IX zu bildenden Fondes werden bestehen:
1. Aus dem Erlöse des vorgedachten nach Erfordernis serienweise zu begebenden Anlehens.
2. Aus den vom Staate , dem Lande und der Gemeinde Wien für die Verzinsung und

Tilgung des sab 1 angeführten Anlehens zugesicherten jährlichen Beitragsleistungen , welche zu den
zu vereinbarenden Terminen in Gemäßheit der Bestimmungen im Punkte IX und nach Maßgabe
des auf Grund der Abrechnungen sich ergebenden Bedarfes zur Verfügung zu stellen sind.

3. Aus den Erträgnissen (Fructificationszinsen ) der jeweilig » »verwendeten Theilbeträgc des
Erlöses aus dem nach Z . 1 zu begebenden Anlehen.

4. Aus den Erträgnissen der jeweilig ausgeführtcn Verkehrsanlagen (Betriebsreinerträgnissen
der Bahnen , Gebüren für die Hasenanlagen u. dgl.)

5. Aus den sonstigen , aus der Gebarung der Commission sich ergebenden Einnahmen aus
Grundverkäufen , Miet - und Pachtzinsen u . dgl.

Die im Vorstehenden »ab 3, 4 und 5 angeführten Einnahinen des Fondes sind mit Aus¬
nahme etwaiger Erträgnisse und Einnahmen aus der Wienflnssregulierung , welche ausschließlich der
Gemeinde Wien zufließen sollen, dem Staate , dem Lande und der Gemeinde nach dem Verhältnisse
ihrer Antheilnahme an den Capitalslasten (Punkt IX ) gutzuschreibcn.

Dagegen sind aus dem zu bildenden Fände zu bestreiten die Auslagen:
1. Für die laufende Gebarung der Commission.
2. Für die Verzinsung und Tilgung des vorgedachten Anlehens.
3. Für die Herstellung , Ausrüstung und Inbetriebsetzung der von der Commission auszu-

sührenden Verkehrsanlagen , einschließlich der thatsächlich auslaufenden Jntercalarzinscn.
4. Für die Erhaltung , Reconstruction und Erneuerung , dann für die Erweiterung eben dieser

Verkehrsanlagen.
XI . Sofern sich nach vollständiger Durchführung der von der Commission zu bewirkenden

Verkehrsanlagen aus der Gebarung mit dem mehrgedachten Fond Ertragsüberschüsse ergeben sollten,
sind die letzteren in erster Linie zur Bildung eines Reservefondes  für unvorhergesehene Aus¬
lagen und für Erweiterungsbauten und sonstige Investitionen auf den von der Commission aus-
gesührtcn VerkehrSanlagen zu verwenden.

Sobald dieser Reservefond die Höhe von 5 Prvccnt des investierten Anlagecapitales erreicht
hat , können etwaige weitere Ertragsüberschüsse zu sonstigen, mit den ausgeführten Arbeiten im
Zusammenhänge stehenden öffentlichen Arbeiten in Wien verwendet werden.

XII . Der mehrgedachte Fond ist aufzuheben  und die Commission für Verkehrsanlagen in
Wien auszulösen,  sobald die Anlehensschuld der Commission vollständig getilgt sein wird.
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In diesem Falle sind die bei Liquidation des Fvndes sich ergebenden Aetive » und Passiven
nach Verhältnis der Antheilnahme an der Verzinsung und Tilgung deS Anlehens vom Staate , dem
Lande und der Gemeinde Wien zu übernehmen.

In diesem Falle wird ferner das Eigenthum und die Verwaltung der auSgcfiihrten Verkehrs¬
anlagen , und zwar bezüglich der Bahnen sammt Zngehör au den Staat , bezüglich der Wicn-
regulierungsanlagen und der Sammelcanäle längs des Wienflusses und des Tonnucauales au die
Gemeinde Wien , bezüglich des zu Hafenaulagen umgestalteten Dvnaucanales an die Dvnau-
reguliernngs -Commissivn oder deren Rechtsnachfolger übergehen.

XIII . Für die im Punkte I , AZ . 1 bis einschließlich 4 , angeführten öffentlichen Verkehrs
anlageu in Wien , und zwar ohne Unterschied , ob dieselben durch die nach Punkt VII , Absatz I,
cinzusetzende Commission ausgesührt oder im Wege der Cvneessivnsertheilung au eine Privatunter-
»ehinuug sichergestellt werden , sollen vom Staate , beziehungsweise vom Lande und der Gemeinde
Wien die nachstehenden Begünstigungen gewährt werden:

1 . Die nach den bestehenden Gesetzen zulässigen oder durch besondere Gesetze einznränmenden
Steuer - , Stempel - und Gebürenbefreinngen , sowohl in Bezug ans .de» Bau , einschließlich der Grund¬
erwerbung , die Ausrüstung und den Betrieb der Verkehrsanlage » , als auch in Bezug ans die
Geldbeschaffung einschließlich der Ausgabe des Anlehens . Jnsoferne und insolange als nach den
gesetzlichen Vorschriften die Borschreibung einer Staatssteuer nicht stattfindet , sind auch die bezüglichen
Landes - und Gemeindeznschläge nicht einzuheben.

2 . Die unentgeltliche Benützung (Unterfahrung oder Übersetzung ) öffentlicher Straßen (Ärarial - ,
Landes - und Gemeindestraßen ), insofern dadurch die Straße ihrer Bestimmung für den öffentlichen
Verkehr nicht entzogen wird.

3 . Die unentgeltliche Bestellung einer Servitut an Grundstücken des Staates , deS Landes
oder der Gemeinde Wien , insoweit dies zum Zwecke der ersten Herstellung und der Erhaltung der
mchrgcdachten Berkehrsnnlagcn erforderlich erscheint.

Sollte zu diesem Zwecke die Abtretung des Eigenthums oder sonstiger Rechte an Grundstücken
erforderlich sein , so hat auch diese Abtretung unentgeltlich zu geschehen.

Bezüglich solcher Grundstücke wird jedoch die Unternehmung verpflichtet sein , die Kreuzung
der Verkehrsanlage durch bestehende oder neu herzustellende öffentliche oder private Leitungen
stWasser- oder Gasleitungen , Canäle , Kabel u . dgl .) einschließlich der Erhaltung unentgeltlich mit
der Maßgabe zu gestatten , dass hiedurch der Bestand und Betrieb der Verkehrsanlage nicht gefährdet
wird , und dieser letzteren die aus diesem Anlasse etwa erwachsenden Kosten vergütet werden.

Desgleichen bleibt bezüglich der gedachten Grundstücke Vorbehalten , die unter den Verkehrs¬
anlagen lHochbahn -Vinducte re .) befindlichen oder oberhalb dieser Anlagen zu schaffenden Flächen
(überdeckte Strecken der Bahnen re.) für öffentliche Zwecke zu benützen , zu welchem Ende die Con-
struetionen so ansznführen sind , dass die beabsichtigte Benützung für öffentliche Zwecke möglich
erscheint . Die im Falle der Auflassung oder Umlegung der Verkehrsanlagen oder einzelner Strecken
derselben versügbar werdenden Grundflächen sind , insvferne dieselben unentgeltlich abgetreten wurden,
an die früheren Eigenthümcr unentgeltlich zurückzustellen.

Ausgenommen von der unentgeltlichen Bestellung von Servituten oder der unentgeltlichen
Abtretung des Eigenthums oder sonstiger Rechte sind jene Grundstücke , welche schon im Zeitpunkte
der Herstellung der betreffenden Verkehrsanlagen ohne Rücksicht auf die durch die letzteren herbeizn-
führendc Änderung der Verhältnisse als verkäufliche Baugründe anzusehen sind . In letzterem Falle
ist die zu Lasten deS Fondes an den Staat , das Land oder die Stadt zu leistende Entschädigung
bei dem Abgänge einer gütlichen Vereinbarung nach den für die Enteignung zu Zwecken des Eisen-
bahnbaues geltenden Vorschriften sPunkt XIV ) zu ermitteln.

XIV . Zur Ausführung der im Punkte I , ZZ . 1 bis einschließlich 4 angeführten VerkehrS-
anlagen wird der Commission das Enteignnngsrecht eingeräumt , wobei die Bestimmungen des
Gesetzes vom 18 . Februar 1878 , R . G . Bl . Nr . 30 , betreffend die Enteignung zum Zwecke de^
Herstellung und des Betriebes von Eisenbahnen , auch ans die im Punkte I , ZZ . 2 , 3 und 4
bezeichneten Berkehrsanlagen sinngemäß Anwendung zu finden haben.

Dieses Programm wurde van der Regierung an den n .- ö . Landtag und die Gemeinde

Wien behufs Ertheilung der Zustimmung übermittelt . Tie Sitzungen des n . -ö . Land¬

tages  über die Regierungsvorlage begannen am 8 . Deeember 1891 ; die Genehmigung
13*
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der Vorlagen erfolgte am 15 . Jänner 1892 . Was die Berathungen der Gemeinde
anbelangt , so ersuchte der Statthalter mit Erlass vom 10 . December 1891 um thnnlichstc
Beschleunigung der Verhandlungen , welche auch vom Stadtrathe am 15 . December 1891
ausgenommen wurden . Der Gemeinderath hat hierüber auf Grund des Referates des
Vice-Bnrgermeisters Dr . Richter nach eingehenden am 5 ., 8 ., 26 . und 27 . Jänner 1892
gepflogenen Berathungen folgende Beschlüsse gefasst:

.4. § 1. Die Gemeinde Wien ertheilt dem beiliegenden Programme für die finanzielle Sicher¬
stellung und die Ausführnng der nachstehenden großen Verkehrsanlagcn in Wien, und zwar:

1. Der Wiener Stadtbahn;
2. der Regulierung des Wienflusses unter gleichzeitiger Anlage beiderseitiger Sammelcanäle;
3. der Anlage von Hauptsammelcauälen beiderseits des Donaucanales;
4. der Umwandlung des Donaucanales in einen gegen größere Hochwässer geschützten

Handels- und Winterhafen;
ihre Zustimmung.

8 2. Die Gemeinde Wien betheiligt sich an der Ausführung der im 8 1 bezeichnet«! Berkehrs¬
anlagen und an dem hiefür nach Punkt IX des Programmes zu bildenden Fände, und zwar an
der Verzinsung und Tilgung des aufzunehmendenAnlehens:

zur Bestreitung der Kosten der Stadtbahn bezüglich der Hauptbahnen (Punkt II , lit . a, b,
e, g und >! des Programmes) mit 7V« Procent,

bezüglich der Localbahnen (Punkt II , lit . 6, s , I, i und lc des Programmes), wenn für
dieselben nicht die Concession an einen Privatunternehmer ertheilt wird, mit 10 Procent,

bezüglich der Anlage der Hauptsammelcanäle beiderseits des Donaucanales , mit 90 Procent,
bezüglich der Umwandlung des Donaucanales in einen Handels- und Winterhafen, mit

8'/, Procent.
Bezüglich der Wienflussregulierung übernimmt die Gemeinde die Verzinsung und Tilgung

jenes Anlehensbetrages, welcher zur Beschaffung des nach Maßgabe des Baufortschrittes auszu-
zahlcuden, auf die Gemeinde Wien entfallenden effectiven Betrages von 5,000.000 fl. nebst den
auflaufenden Jntercalarzinsen erforderlich ist, sowie auch die Verzinsung und Amortisation jenes
Betrages , welcher für diese Arbeiten über den Betrag von 15,000.000 fl. effektiv bis zum voraus¬
sichtlichen Betrage, von 20,000.000 fl. auflaufen wird.

8 3. Bezüglich der sämmtlichen iin Sinne des Programmes bis Ende 1897 auszuführenden
Verkehrsaulagen, wie selbe im Punkte III , IV, Absatz 7 und 8, V, Absatz 13 und 14, IV, Absatz
4 und 5 Vorkommen, darf die Anlehenssumme, deren Verzinsung und Tilgung von dem Bürger¬
meister auf Grund der vorstehenden Beschlussfassung zugesichert werden kann, den Höchstbetrag von
24,000.000, d. i. vierundzwanzig Millionen Gulden ö. W. nicht überschreiten. In dieser Summe ist
die Beitragsleistung für die Wienflussregulierung im Höchstbetrage einer Barsumme von 10,000.000 fl.
enthalten, obschon dieselbe erst bis Ende 1900 vollständig zu verwenden ist.

Sollte einer Privatunternehmung die Concession zum Baue der Localbahnlinien der Wiener
Stadtbahn (Punkt II des Programmes lit . ä, e, I, 1 und Ic) ertheilt werden, so wird der soeben
bezeichuete Höchstbetrag auf die Summe von 21,400.000 fl. ö. W., d. i. einundzwanzig Millionen
vierhunderttausend Gulden herabgesetzt.

Eine Erhöhung des Maximalbetrages von 24,000.000 fl., rücksichtlich 21,400.000 fl. oder
überhaupt die Übernahme irgend einer weiteren Zahlungs- oder Beitragspflicht der Gemeinde kann
nur durch einen Geineinderathsbeschlnsserfolgen.

8 4. Die Betbeiligung der Gemeinde an den im 8 1 genannten Verkehrsanlagen erfolgt
unter der Bedingung, dass dem Programme seitens des Landes Niederösterreich und seitens des
Staates zugestimmt wird, dass behufs der Betheiliguug des Landes und des Staates an der Ver¬
zinsung und Tilgung des aufzunehmcnden Anlebens die verfassungsmäßigeGenehmigung erwirkt
werde und dass bezüglich der Wienflussregulierung sowohl der Staat als das Land Niederösterreich
die Verzinsung und Tilgung jenes Anlehensbetrages übernehmen, welcher zur Beschaffung des nach
Maßgabe des Bausortschrittes auszuzahlendeu, auf das Land und den Staat entfallenden effectiven
Betrages von je 5,000.000 fl. nebst den auflaufeuden Jntercalarzinsen erforderlich ist.
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Z 6. Die Gemeinde Wien crtheilt die Bewilligung zu der im Punkte XIII , Z . 2 und 3 des
Programmes vorgesehenen unentgeltlichen Benützung von Gemeindestraßen und zur unentgeltlichen
Abtretung oder Belastung von Gemeiudegrundstücken.

Z 6. Der Bürgermeister wird ermächtigt , das zur Ausführung des Programmes nothwendige
Übereinkommen mit der Regierung und dem n .-ö. Landesausschusse , beziehungsweise mit der nach
Punkt VII des Programmes einzusetzenden Commission für Verkehrsanlagen in Wien abzuschließen.

H 7. Der Gemeinderath wählt aus seiner Mitte gemäß Punkt VII des Programmes fünf
Mitglieder und zwei Ersatzmänner in die Commission für Verkehrsanlagen in Wien auf die Dauer
ihres Gemeinderaths -Mandates.

Die Ersatzmänner sind als erster und zweiter Ersatzmann zu wählen und haben im Falle
der dauernden Verhinderung von Mitgliedern einzutrete » .

H 8. Der Gemeinderath erklärt es als selbstverständlich, dass der Gemeinde über die Gebarung
jährlich Rechnung gelegt werde.

II. Es seien der Regierung folgende Wünsche zur Berücksichtigung zu unterbreiten:
1. Bei allen Linien der Stadtbahn ist die Herstellung eines direkten Schienenanschlusses an

die in Wien einmündenden großen Bahnen und die Einrichtung eines direkten Übergangsverkehres
auf die Localstrecken dieser großen Bahnen nicht bloß anzustreben , sondern weil unbedingt nothwendig,
sofort auszuführen , wenn auch die Übergangsfähigkeit für sämmtliche Fahrbetriebsmittcl der großen
Bahnen auf die Loeallinicn der Stadtbahn nicht gefordert werden kann.

Demnach besteht die Nothwendigkeit , die Schienenanschlüsse der Gürtellinie a an die Kaiserin
Elisabethbahn etwa in der Station Penzing , die Schicnenanschlüsse der Wienthallinie ä an die
Kaiserin Elisabethbahn etwa nächst Hütteldorf , die Schieuenanschlüsse der Donaucauallinie s mit den
Geleisen der Verbindungsbahn beim Hauptzollamte sofort und den Anschluss ' der Linie a an die
Südbahn in der Richtung nach Meidling gleichzeitig mit dem vollständigen Nusbaue der Linie a
herzustellen.

2. Die Dampftramwahlinie längs des Wienflusses ist in eine Localbahn umzugestalten.
3. Übergangsfähigkeit der Localzüge der Localstrecken der Hauptbahnen auf die wichtigeren

Locallinien deS Stadtbahnnetzes.
Bei der Dvnaucanal - und Wienthallinie sollen sowohl hinsichtlich der Minimalradien der

Bögen als auch der Hohe der Lichtraumprofile solche Annahmen zur Ausführung gelangen , dass
eine jede Beschränkung bezüglich des Überganges der Localzüge jeder Art von den nngeschlossenen
Hauptbahnen auf die vorgenannten Locallinien beseitigt ist.

4 . Herstellung einer Linie , ausgehend von einem Punkte der Südbahn bei Matzleinsdorf
oder Meidling durch den X . und XI . Bezirk, den Bezirkstheil Erdberg des III . Bezirkes zum
Anschlüsse an die Donaucanalliue.

6. Hinsichtlich der zum Zwecke der Erleichterung des Verkehrs zwischen der inneren Stadt
und dem Lvcalbahnnetze auszuführendcn , durchquerenden Radiallinien ist, da der Bau dieser Bahnen
Privatunteruehmungen überlassen bleiben soll, ein generelles Project mit etwaigen Alternativen
ehebaldigst aufzustellen, damit die Privatunternehmungen von den in Aussicht zu nehmenden Losungen
unterrichtet werden und Anbote solcher Ausführungen daher schon in nächster Zeit zu erwarten sind.

6. Es sei die Einbeziehung des Nordbahnhofes und des Nordwestbahnhofes in das Stndt-
bnhnuetz anzustreben.

7. Die Donaucauallinie (Lvcalbahn ) ist mit der Gürtellinie (Hauptbahn ) in eine zwecks
mäßigere stadtseitig näher gerückte Verbindung zu bringen , womit ein direkter Circulationsverkehr
des Ringes „Donaucanalgürtel -Wienthal " ermöglicht wird.

Im Anschlüsse hieran ist die Planung einer Locallinie vorzunehmen , von der festzustellenden
Verbindungsstelle der Donaucauallinie mit der Gürtellinie führend nach Döbling und den höher
gelegenen Orten zum Zwecke der Verbindung nach den Cottageaulagen.

Weiters wurde noch beschlossen:

1. Dass in erster Reihe bei Vergebung der Arbeiten Wiener Gewerbslcute berücksichtigtund
inländische Arbeiter und inländisches Material in Verwendung genommen werden ; endlich dass
die Hochbauten direct an Wiener Gewerbsleute vergeben werden mögen.

2. Dass die unter Z . 4 genehmigte Herstellung der fortgesetzten Gürtellinie womöglich schon
in der ersten Bauperiode erfolge.
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8. Ter Gemeinderath spricht die Überzeugung aus , dass es sich aus wirtschaftlichen Gründen
empfiehlt , die Localbahnen , ebenso wie die Hauptbahnen i» eigener Regie ausznführen und zu
betreiben.

4. Der Gemeinderath spricht seine Überzeugung dahin ans , dass wichtige socinlpolitische
Gründe dafür sprechen, dass auf die bei den Berkehrsanlagen beschäftigten Arbeiter die Bestimmungen
der im VI . Hauptstücke der Gewerbeordnung festgesetzten Grundsätze der Arbeiterschntzgesetzgebnng,
n. zw. die auf fabriksmäßig betriebene Gewerbeunternehmungen bezüglichen Bestimmungen
Anwendung finden sollen.

5. Es sei bei der Station Matzleinsdorf eine Linie abzuzweigen , welche den X . Bezirk in der
Mitte durchschneidet, womöglich durch die Quellengasse und durch den XI . Bezirk zum Anschlüsse
an die Linie Central -Friedhof geht.

6 . Bei Herstellung der projectierten Berkehrsanlagen und der Umwandlung des Donaucanales
in einen Handelshafen sei darauf Rücksicht zu nehmen , dass die Eentralisativn des Frachten ^ und
Umschlagsverkehres durch Errichtung von große» Frachtenhüuseru und Docks ermöglicht werde, der
Bau derselben auch durch die Cvminission für die Berkehrsaulageu ausgeführt und das Erträgnis
zur Tilgung der Herstellungskosten dieser Bauten verwendet werde.

7. Bei der definitiven Tracierung der Vvrortelinie möge für die Strecke Kreuzung —Dorn
bacherstrnße bis Kreuzung —Grinzingerstraße eine Variante ins Auge gefasst werden , welche — statt
nach rechts gegen die Weinhauser Kirche — im flachen Bogen die „Gestritten" hinter dem Türke»
jchanzparke durchschneidet, rechts vom „Nothspital " das Gesenke des Krvtenbaches durchquert und
bei der Kreuzung Karlsgasse —Silbcrgasse wieder in die projektierte Trace einmündet.

8. Bei jene» Linie », welche in gewöhnlich abgeböschten Einschnitten geführt werden , sind
beiderseits Futtermauern anfzusührcn , und zwar mindestens so hoch wie der dritte Theil des Ein
schnittes , und so stark, dass jederzeit die Überbrückung des Einschnittes möglich ist. Zum mindesten
wären die Futtermauern an jenen Stellen aufzuführen , wo Straßenkreuzungen projektiert sind.

ö. Dass diese Vvrortelinien in der Weise auszuführen sind, dass auf die bestehenden und
die zukünftigen Straßen in der Weise Rücksicht zn nehmen ist, dass Durchlässe oder Überbrückungen
hergestellt werden.

10 . Dass auch der Stadterweiteruugsfond wie der Staat und das Land und die Gemeinde
die nöthigen Gründe unentgeltlich abzutreten oder sic belasten zu lassen hat.

11. Die Herstellung einer Linie , ausgehend von der ehemaligen Währingcrlinie , mit möglichst
kurzem Anschlüsse an die innere Ringlinie , sei es direct über die Währingerstraße oder indirekt
über Alserbachstraße -Althanplatz , zum Anschlüsse an die Donaucanallinie durch das Cottageviertel
über Gersthof , Pötzleinsdorf , Neustift am Walde , Salmannsdorf bis Neuwaldegg , mit Abzweigungen
von einem geeignete» Punkte nach Sievering und Grinzing.

Im Abgeordnetenhause wurde die die Verkehrsanlagen betreffende Verlage zur
Vvrberathnng einem Ausschüsse überwiesen und Reichstagabgeordneter Dr. Ruß mit
dem Referate betraut. Die Verhandlungen fanden in der zweiten Hälfte des Monats
Februar ihren Abschluss, kurz Var der Vertagung des Hauses. Am 2li. April wurden
die Titzungen wieder ausgenommen und am 18. Mai das Programm unverändert
angenommen.

Am 15. Juni wurden die betreffenden Vorlagen, nach dem Referate des Herren-
hansmitgliedesFreiherrnv. Czedik, auch vom Herrenhanse genehmigt.

Von diesem Zeitpunkte an fanden bis zur kaiserlichen Tanction noch Verhandlungen
mit der Gemeinde Wien statt, welche eine andere Auffassung rncksichtlich des staatlichen
Beitrages zur Wienflussregulierung geltend machte, als sie im Regiernngsprogrnmm
gegeben war, nach welchem die staatlichen Beiträge zur Wienflnssregulierung erst vom
Jahre 1898 an beginnen sollten.

11m jedoch eine weitere Verzögerung zu vermeiden, stand die Gemeinde zufolge
Gemeinderathsbeschlnsses vom 8. Juli 1892 von weiteren Einwendungen ab und es
erfolgte somit die kaiserliche Tanetion des Gesetzes vom 18. Juli  1892 , R. G. Bl . 109,
betreffend die Ausführung öffentlicher Perkehrsanlagen in Wien.
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Nach den Bcstimimmgen des früher angeführten Programmcs war für die Leitung
der Projectsausstellung und Bauausführung der öffentlichen Berkehrsanlagen eine
Commission — Commission für Verkehrsanlagen in Wien — zu bestellen, in

welcher der Staat , das Land und die Gemeinde mit gleichem Stimmrechte durch Abgeordnete
vertreten werden . In diese Commission, deren erste Sitzung am 25 . Juli 1892 unter

BorsiN des Handelsministers Marquis v. Bacquehem und dessen Stellvertreters,
Sectionschef Ritter v. Wittek stattfand , wurden entsendet:

von Seite der Regierung , als Mitglieder : Statthalter , geheimer Rath Erich
Graf Kielmansegg , Sectionschef Anton Ritter v. Rinaldini , Ministerialrat !) Ludwig
Wrba , Ministerialrath Johann Kaps , Ministerialrath Franz Wetschl ; als Ersatzmänner:
Hofrath Otto Ritter v. Fraydenegg und Monzello , Ministerialrath Johann Reßek,

Ministerialrath Theodor Haberer , Sectionsrath Friedrich Freiherr v. Raymond,
Ministerialsecretär Karl Pcyrer v. Heimstatt;

von Seite des n .-ö. Landtages , als Mitglieder : Landmarschall Freiherr von
Gndcnus , Landesansschuss Dr . Georg Granitsch , Lnndesansschuss Dr . Mvriz Weitlof,
Landtagsabgeordneter Dr . Karl Lueger , Landtagsabgeordneter Dr . Julius Magg;

als Ersatzmänner : die Landtagsabgeordneten Hermann Gerhardns und Alfred

Ritter v. Lindheim;
von Seite der Gemeinde Wien , als Mitglieder : Bürgermeister Dr . Johann

N . Prix , Vice-Bürgermeister Dr . Albert Richter , Stadtrath Georg Boschan , Stadt¬
rath Josef Müller , Gemeindernth Rudolf Stummer v. Traun fels;

als Ersatzmänner : die Stadträthe Wilhelm Stiastny und Alois Wurm.

Am 30 . Juni und an den folgenden Tagen wurde seitens der k. k. Statthalterei

die Tracenrevision hinsichtlich der in der ersten Banperiode ansznführenden sechs Linien
der Wiener Stadtbahn gepflogen, bei welcher Verhandlung von den Vertretern der
Gemeinde Wien den Beschlüssen des Gemeinderathes vom 23 ., 24 ., 25 . und 27 . Mai

1892 entsprechend nachstehende Erklärungen abgegeben wurden:
I.

Die Gemeinde Wien verweist bei dem Eingehen auf die Begutachtung deS vorliegenden
Projektes auf die Bestimmung der Artikel VII und VIII deS Programmes, nach welcher die
einheitliche Leitung der Prvjcctaufstcllung der „Commission für Verkehrsanlagen in Wien" zusteht
und gibt ihr Gutachten nur unter der Verwahrung ab, dass dadurch der desinitive» Prvjectaufsteüung
durch die obige Commission in keiner Weise präjudiciert werde.

Iv In Bezug auf sämmtliche vorliegende Projecte.
1. Nachdem in den vorliegenden Prosectplänen über die Wiener Verkehrsanlagen nicht nur

die beabsichtigten Tracensiihrungen der Stadtbahnen verzeichnet, sondern auch die Bahnnivelletten
im Längenprofile, die beabsichtigteConstrnctionsweise der Bahnkörper, der Bahnstationen und
Haltestellen mit den zugehörigen Objecten verzeichnet sind und angegeben ist, in welcher Weise
städtische Objecte verlegt werden wollen, und nachdem es sich im gegenwärtigen Stadium der
Verhandlung nur um die Feststellung der Bahntraeen handelt «Verordnung des k. k. Handels¬
ministeriums vom 25. Jänner 1879, R. G. Bl. Nr. 19, 8 3», wird seitens der Gemeinde ausdrücklich
hervorgehoben, dass die Beurtheilungder Bahnanlagen hinsichtlich der Lage der Bahnnivellette,
dann in eonstruetiver und ästhetischer Beziehung, sowie hinsichtlich der Art der Umlegung oder
Reeonstructwn der städtischen Objecte(Gebäude, Canäle, Wasserleitungen re.) der politischen Begehung
der Bahnanlagen Vorbehalten bleiben müsse.

2. Es wird gefordert, dass bei der Bahnanlage darauf Rücksicht genommen wird, dass alle
derzeit bestehenden CommunieationeniStrahenziige« aufrecht erbalten bleiben und dass auch in



200 X. Verkehrswege >md Verkehrsmittel . — .4. Verkehrswege , c) Eisenbahnen.

Zukunft die von der Gemeinde Wien als nothwendig erkannten Evmmunicationcn anstandslos
hergestcllt werden können , sowie dass bei Einschnitten durchgehends eine Überdeckung der Bahn im
bestehenden Niveau ansgesiihrt werden kann , bei Hochbahntracen hingegen entsprechend breite und
hohe Durchlässe im Bahnkörper angelegt werden.

Die offen projektierten Bahneinschnitte sind jederzeit einzudecken und die Durchlässe jederzeit
anszusührcn , beides auf Berlnngen der Gemeinde Wien und ohne deren Belastung.

3. Wird bedungen , dass in jenen Fällen , wo durch die Bahnführung der Straßen-
körper in der Weise occupiert wird , dass hiedurch der Bau von dort bereits projektierten oder dort
unumgänglich nothwendig auszufiihrenden Objecten (Flussregulierungen , Sammelcanäle , Leitungen re.
behindert erscheint, sür den okkupierten Grund durch die Unternehmung der Ersatz zum Baue der
besagten Objecte durch Einlösung nachbarlicher Gebäude und Gründe beschafft wird.

4. In jenen Strecken, wo die Bahn im überdeckten Einschnitt geführt wird und ober der¬
selben dermalen Gartenanlagen oder Alleen bestehen, ist anzustreben , dass die Construetion der
Eindeckung in einem Niveau hergestellt werde, welches es ermöglicht , eine genügend hohe Erdschichte
darüber zu geben, damit neuerliche Anpflanzungen möglich sind.

5. Die Züge der Localbahnen sollen direct auf die Localbahnstrecken der Süd -, West- und
Franz Josefs -Bahn verkehren.

III. In Bezug auf die einzelnen Linien.
Gürtellinie.

I . Theilstrecke Westbahnhof —Heiligenstadt.
H Die Tracenführnng ist in den geraden Strecken jedenfalls in der Are und bei Krümmungen

möglichst innerhalb des Spiegels der Gürtelstraste zu lege» . Die Realitäten Nr . 1 und
2 Hcrnalser Hauptstraße, XVII. Bezirk, sind eiuzulösen und ist die Gürtelstraße in ihrer ganzen
Breite zu eröffnen.

Ist Das zwischen Kilometer 3.1 und 3.S bestehende städtische Wasserreservoir ist einzulöseu.
e) Bei der Tracensührung in der Strecke zwischen Kilometer 4.o und 4.k> ist die in letzter Zeit

festgesetzte Baulinie der Gürtelstrabe zu berücksichtigen und demnach die Tracc den neuen
Baulinien gemäß in die hienach sich ergebende Are zu verlegen.

<0 Gegen die Führung der Bahn über den Grund des städtischen Wasserreservoirs nächst der
Lerchenfelderlinie obwaltet gegen dem kein Anstand , dass die dort erforderlichen Wasserleitungs-
rohr -Verbindungen auf Kosten der Unternehmung hergestellt werden.

e) Auch in der Strecke zwischen Kilometer 4.8 und 6.1 ist die Bahntrace in die Mitte des
Gürtelstraßenspiegels zu verlegen.

s) Die Bahnstrecke zwischen Kilometer 2.8 und der Westbahnstraße ist sofort einzudecken.
x) Für die direkte Fortführung der Josesstädterstraßeund Lerchenfelder Hauptstraße im XVI. Bezirke

sind entsprechend hohe und breite Durchlässe im Bahnkörper der Gürtelstraße zu schaffen.
b) Rücksichtlich der Strecke Kilometer 5.1 bis Kilometer 5.8, woselbst die Gürtelstraße durch die

Station Michelbeuern abgeschnitten erscheint, ist das Project dahin abzuändern , dass die
Durchführung des innere » Theiles der Gürtelstraße unbehindert auf Kosten der Unternehmung
erfolgt und dass auch die Communicativnen zwischen dem äußeren und inneren Gürtel
ermöglicht werden . Dieser Bahnhof ist in der Weise zu situieren , dass die Ein - und Abfnhrts-
eurven noch innerhalb des Gürtelspiegels liegen und die Führung der Bahn nach beiden
Seiten in der Axe des Spiegels ermöglicht wird.

Es wäre zu studieren , ob nicht die Verlegung der Station Michelbeuern in den Untergrund
nächst dem Jrrenhausparke und die Abänderung der Richtungsliuicn der Trace als gerade
Fortsetzung in Aussicht zu nehmen wäre.

l) In allen jenen Theilen der Gürtellinie , wo die Bahn auf der Gürtelstraße als Hochbahn
geführt wird , sind aus ästhetischen und Verkehrsrücksichten Bogenstellungen oder Eisencvnstruc-
tionen mit geräuschloser Fahrt anzubringen.

>0 Für die bereits bestehenden drei Durchlässe im Terrain des Heiligenstädter Bahnhofes sind
mindestens zwei Durchlässe in entsprechender Weise aufrecht zu erhalten.

I) Es ist anstatt der vorgeschlagene» Dispositionen der Haltestelle Lerchenselderlinie guer vor der
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Josesstädterstraße eine Haltestelle zwischen der Josefstüdter - und Lerchenfelderstraste und ferner
eine solche an der Ausmündnng der Alserstraßc in die Giirtelstraße anzulegen.

In der Nähe der ehemaligen Westbahulinie ist eine Haltestelle anzustreben,
ms Es sind alle Realitäten , welche die Durchführung der Traee , wie sie im Punkte a) verlangt

wird , behindern , von der Unternehmung vollständig einzulösen.

k . Dvnaustadtlinie.

Die Gemeinde spricht sich mit aller Entschiedenheit gegen die Vvrgeschlagene Traee aus , in
der Überzeugung , dass dieselbe weder den staatlichen noch den städtischen Interessen dienen tonne.

Die Gemeinde gibt ihrer Anschauung dahin Ausdruck , dass es sich empfehle , die Bahnlinie
vom Praterstern an sofort in definitiver Weise längs des Nordbahnhofes an der Nordbahnstraste
(der Nordbahnhof ist mit der Nordwestbahn zu verbinden ) und nach Übersetzung der DreSdenerstrnßc
längs des Nordwestbahnhvfes , dann weiters neben den Geleisen der Nordwestbahn zur Donau-
nferbahn und zum Bahnhofe von Heiligenstadt führen.

Es wird an die k. k. Regierung das Ersuchen gestellt , noch vor Entscheidung über die
Tracenführung der Dvnnnstadtlinie die vorerwähnte Alternative einem eingehenden Studium unter¬
ziehen zu lassen.

Durch die Borgartenstraste und längs der Dvnauuferbahn ist das Provisorium abznlehnen
und gleich ein Definitivnm zu beschließen.

Der Gemeinderath spricht seine Anschauung dahin aus , dass die Bahnlinie vom Praterstern
abzweigend , von der Verbindungsbahn durch die Kronprinz Rudolfstraße und von da entlang der
Rückseite des Nordbahnhofes in definitiver Weise als Hochbahn für den Personenverkehr eingerichtet
und durchgesührt werde . Desgleichen ist auf die Verlängerung dieser Linie bei eintretendcm Bednrfe
stromabwärts Rücksicht zu nehmen , und um auch diesen Theil der Donanstadt in den Personenverkehr
einbeziehen zu könne » .

Die Traee der Bahn in der Kronprinz Rudolfstraße ist innerhalb der Grcnzmaner der
Nordbahn über die sogenannte Kohlenstraße zu legen.

O Vorortelinie.

a) Die Bahnhofsanlage Ottakring ist in der Art abzuündern , dass die Bnrggnsse und noch eine
Gasse in ihrer geradlinigen Fortsetzung nicht unterbrochen werden.

Bei der Bahnhofsanlage in Ottakring soll die Burggasse und die sogenannte Marc Anrcl-
straße in ihrer geradlinigen Fortsetzung nicht unterbrochen werden.

In dem Profile 3 .3 bis 3 .6 Hernalser Bahnhof ist dafür Sorge zu tragen , dass mindestens
zwei Straßen in ihrer geradlinigen Fortsetzung nicht unterbrochen werden.

I>) Es sei in der Strecke vom Hernalser Bahnhofe eine neue Variante hinter der Sternwarte bis

in die Silberstraße zu studieren , uni die enormen Einschnitte bei dem Hernalser Schlachthause,
sowie die im Bogen ungünstig gelegene Station Hohenwarte zu vermeiden , und ist für eine
Frachtenstation bei der Gersthofer Hauptstraße Sorge zu tragen.

Bei dem Austritte der Bahn in das Krotenbachthal ist eine Haltestelle anzulegen,
ei Mit Rücksicht ans die bereits behördlich genehmigte Einwölbung des Krotenbaches und die

Projeetierte Anlage einer Straße über denselben , ist die Abänderung der Bahntracc im
Krotenbachthale in der Weise durchzuführen , dass dieselbe in das rechtsseitige Gehänge des
Krotenbachthales verlegt und das Krotenbachbett von der Bahnanlage freigehalten wird.

Da durch die Führung der Bahntrace längs des Krotenbaches die bereits behördlich
genehmigte Einwölbung des Krotenbaches erheblich erschwert wird , sind — falls diese Be¬
hinderung nicht durch die Verlegung der Bahntrace ans dem Laufe des Krotenbaches behoben
wird — die bei dem Baue der Überwölbung des Krotenbaches und Führung einer Straße
über demselben durch diese Behinderung und Erschwerung erwachsenden Mehrkosten auf
Rechnung der Unternehmung zu setzen.

In der Strecke vor dem Rudolfinum sei die Bahn derart zu führen , dass selbe aus dem
Krotenbach zu verlegen ist , damit die Interessen der Straßenkreuzung daselbst , sowie der
Bestand des Rudolfinums und Taubstnmmen -Jnstitutes gewahrt werde.

<U Anstatt der zwischen Kilometer 0 .6 und 0 .7 projectierten Straßenkreuzung im Niveau , ist
sofort bei der Bahnanlage eine definitive Überfahrung der Straße herznstellen.



202 K. Verkehrswege und Verkehrsmittel . — /L Verkehrswege , c ) Sisenbabneit.

«) Die prvjcrticrten Fnttermaucrn und Einschnitte bei .Kilometer 4 .S sind in der Ausdehnung
des Hernalser Schlachthauses auf die Höhe des dort bestehenden Niveaus zu bringen , und ist
dortselbst eine Überdeckung der Bahn herzustellen , eventuell wäre durch Änderung der Traee
die Berührung deS Schlachthauses zu vermeide « .

In Anbetracht , dass diese Traee sännntliche ' Ortschaften Vvn Heiligenstadt bis Penzing
durchschneidet , auf alle Verkehrsinteressen dieser Ortschaften höchst störend wirkt , und in weiterer

Erwägung , dass diese Bahnstrecke nur mittels Erddämmen hergestellt werden kann , soll diese
Traee einem neuen Studium unterzogen und womöglich nach Weste » zu verlegt oder wenigstens
mit gemauerten Viaducten hergestellt werden.

Bei der Erbauung der Vorortelinie ist darauf Rücksicht zu nehmen , dass keine projektierten
Gassen und Straften durch den Eisenbahndamm oder Einschnitt abgesperrt werden . Bei der
Ausmündnng der Hanptstraften in den Bezirken Ottakring , Hernals , Gersthof , Döbling ist je
ein Lastenbahnhof zu errichten.

I) . Wienthallinie.

Die Gemeinde Wie » spricht sich gegen die Verleihung der Eoncessiv » an Krauß sc Comp . aus.
Ter Gemeinderath behält sich vor , wenn der Bau dieser Bahn nicht von der Commission

für Verkehrsanlagcn in eigener Regie durchgesührt wird , um die Conccssivn zur Erbauung dieser
Bahn anzusuchc » .

Nachdem in dem vorliegenden Übersichtsplanc auch die Fortsetzung der Wienthallinie von der
Stiegergassc aufwärts nicht dnrch eine Punktierte , sondern durch eine stetige Linie eingezeickinet
ist , wird mit Befriedigung zur Kenntnis genommen , dass diese Traee als eine sofort ans
zuführende bezeichnet erscheint , wodurch dem in der Sitzung vom 27 . Jänner 1892 ans

gesprochenen Wunsche des Gemeinderathes Rechnung getragen ist.

l>s Es wird das Ersuchen gestellt , daS Projekt für diese Strecke sobald als möglich auszuarbeiten,
damit die nothwendigen Anhaltspunkte für die Ausarbeitung des Wienflnssprojectcs und die

Durchführung des letzteren geboten sind.

e) Die an der Groftmarkthalle bestehenden , für den Marktverkehr bestimmten Geleise sind in ihren,
gegenwärtigen Bestände zu belassen und ist dementsprechend die Stadtbahntraec zu wählen.

äs Längs des Kinderparkes ist die Bahnlinie näher gegen die Strafte in der Weise zu verlegen,
dass das Trottoir dieser Strafte längs des Parkes unter die Bahnanlage zu liegen kommt,
welche dementsprechend ans einer aus Stein und Eisen combinierten Constrnetion geführt
werden muss , wobei ans möglichste Geräuschlosigkeit Bedacht zu nehmen ist.

e) Dem vor der technischen Hochschule projektierten Bahnhofe „ Elisabethbrücke " kann die Gemeinde
Wien nicht zustimme » . Es ist daselbst bloft eine Haltestelle zu errichten . Diese Haltestelle ist
näher dem Lbstmarkte zu verlegen und zu überdecken und sind die über Terrain herzustellenden
Baulichkeiten in Übereinstimmung mit der seinerzeit seitens der Gemeinde zu bestimmenden
Ausbildung des Platzes „ .Karlskirche , Obstmarkt " in ästhetisch entsprechender Weise anszu-
führen . Die im Untergründe herznstellende Bahnhofanlage selbst ist zu überdecken . Dies-
bezüglich sind verschiedene Projeetskizzen in Vorschlag zu bringen.

0 Die offen projektierten Bahnstrecken von Kilometer 2 .7 bis Station „ Elisabethbrücke " , dann
am Lbstmarkte , ferner zwischen Kilometer 3 .9 „Rndolfsbrücke " und Kilometer 4 .s bis „ Pilgram-
brücke " sind sofort zu überdecken.
Die Verringerung der Straftenbreitcn in der Helenengasse , dann in der Oberen und Untere»
Viadnctgasse kann nur dann zugestanden werden , wenn für die Verbreiterung der Verbindungs¬
bahn eine Constrnetion gewählt wird , welche die Benützung der in Anspruch zu nehmenden
Ttraftentheile als Fußwege ermöglicht.

K) Es ist für eine entsprechende Verbindung der Vorderen Zollamtsstrafte mit der Hinteren
Zollamtsstrafte , wie für die Möglichkeit der direkten Durchführung der Marxergasse gegen den
für den Bau von Markthallen bestimmten Eislaufplatz Vorsorge zu treffen . Auch ist die

AuSmündung der Oberen Viadnctgasse gegen die Hintere Zollamtsstrafte entsprechend ans
zngestalten.

! , Der Bahnhof beim Hanptzollamte ist derart nnzulcgen , dass er auch von der Landstrafte ans

zugänglich ist.
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Mit Rücksicht aus den Punkt IV 6 des Prvgrammes sieht sich die Gemeinde Wien veranlasst
zu constatieren , dass zwischen der Engel - und Canalgasse der größte Theil des gegenwärtigen
Wienflussbettes zur Bahnanlage beansprucht wird . Es wird daher bedungen , dass die Kosten
der Einlösung der am linken Wienflussnfer liegenden Häuser zum größten Theile auf Rechnung
der Unternehmung zu stellen sein werden.

I) In Betreff der Kreuzung des Wienflnsses durch die Anschlnsslinien nächst der Elisabethbrücke
und der Hauptzollamtsbrücke wird die Erklärung abgegeben , dass die Gemeinde Wien erst
bei der politischen Begehung entscheiden wird , ob die Freihaltung des in der Einwölbnng des
Wienflusses vorgesehenen Lichtraumes auch bei den Bahnüberbrückungen nvthwendig ist.

L . Donaucnnallinie.

a) Bei der Ausführung dieser Baulinic ist in der Strecke der Übersetzung des WienflusseS als
Ersatz für die Hauptzollamtsbrücke bis zum Zeitpunkte der Einwölbung des Wienflusses auf
Kosten der Unternehmung eine provisorische Brücke herzustellen , welche nach dnrchgeführter
Wienflnssreguliernng durch eine definitive zu ersetzen ist.

b > Die Herstellung von neuen Brücken über den Dvnaueanal darf durch diese Bahnlinie nicht
behindert oder erschwert werden.

oi Ans die Erbauung der in Aussicht genommenen Brücke in der Richtung der Lilienbrnnngassc
ist bei dem Bahnbane ' insoweit Rücksicht zu nehmen , dass die erforderlichen Pfeilerfundamente
für die Brücke im Einvernebmen mit der Gemeinde zu veranlagen sind.

>1) Die zur Verbindung der Dvnaucanallinie mit der Dampftrnmwah Wien bis Stammersdorf
bei der Station „ Kaiserbad " Projektierte Brücke ist ans Kosten der Unternehmung für den
allgemeinen Personenverkehr geeignet zu constrnieren.

e) Da durch die Führung der Trace längs der Rossauerlände und des Franz Josefs -Quai die
Anordnung von Nothanslässen aus dem zu erbauenden Sainmeleanale theils unmöglich
gemacht , theils erheblich erschwert wird , sind , falls diese Behinderung der bereits bestehenden
Wasserabzüge nicht durch eine Änderung der Trace oder der Nivellette behoben wird , die bei
dem Baue des Sammelcanales durch diese Behinderung oder Erschwerung erwachsenden
Mehrkosten auf Rechnung der Unternehmung zu setze» .

tj Die Lage der Trace und der Nivellette an der Kreuzung mit dem Alsbach ist derart zu
bestimmen , dass bei Beobachtung des höchsten im regulierten Dvnaucanale eintretenden
Wasserstandes der ungehinderte Abfluss der Hochwassermengen aus dem Alsbache gesichert
erscheint.

s ) Behufs Ermöglichung einer entsprechende » Kreuzung des rechtsseitigen Sammelcanales oberhalb
der Brigittabrücke mit der Bahnlinie darf daselbst die Nivellette der Bahn nicht unter der
Cäte von 160 .90 gelegt werden.

b > Da durch die Benützung der Straße vor den Häusern Nr . 3 , 3ö , 37 , 39 Rossauerlände für die
Bahnanlage die Führung des Sammelcanales daselbst ohne Häusereinlösungen nicht möglich ist,
so muss bei Beibehaltung der projektierten Bahntrace die Erwerbung der für die Anlage des
Cnnales erforderlichen Grundflächen aus Rechnung der Unternehmung erfolgen.

i > Die Bahn ist vom Wienflusse an bis zur Haltestelle „Franz Josef -Bahn " auch an jenen
Stellen zu überdecken , wo dies nach den vorliegenden Plänen nicht projektiert ist.

K> In Betreff der Galleriebahn längs des Donancanales ist bei der Anlage den ästhetischen
Anforderungen in jeder Beziehung Rechnung zu tragen.

Es sei mit Rücksicht auf die mannigfachen Übelständc , welche die Führung der Bahntrace
von der Brigittabrücke bis zur Einmündung in die Franz Josef -Bahn , besonders durch Ein¬
lösung eines ganzen Häuserblockes in Lichtenthal sehr erschweren , ein Alternativproject dieser
Strecke unter Vermeidung aller dieser Übelstände nusznarbeiten.

1' . Innere Ringlinie.

Alternative ä . über die Lnstenstraße.

Es ist die ursprünglich projektierte Linie über die Lnstenstraße anszuführen:
Die für den unbehinderten Verkehr unbedingt nothwendige Verbindung der inneren Ringlinie
mit der Wienthallinic ist auch flnssanfwätts sofort Hcrznstellen.
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>>) Dir Bahntrace am Getreidemarkte in der Lasten - , Museum , Auersperg -, LnndeSgerichts-
und Universitätsstraße ist durchaus unter die Fahrbahn dieser Straßen zu verlegen und die

Haltestelle „ Schottenring " anstatt in den Park vor die Botivkirche aus dem Schottenring , zu
situieren.

c) An jenen Stellen , wo die Unterfahrung von Anpflanzungen nicht vermieden werde » kann , ist
auf die Bestimmungen des Punktes II 4 Rücksicht zu nehmen.

<Is Soweit durch die in Antrag gebrachte Traccnänderung der Ottakringer Bachcanal und die

übrigen Unrathscanülc getroffen werden , ist eine entsprechende Umlegung derselben auf Kosten
der Unternehmung vorzuuehmen.

es Da durch die beiden Anschlüsse der inneren Ringlinie an die Dvnaucanallinie der projektierte
rechtsseitige Sammelcanal an der Einmündung des Schottenringes in den Franz Josefs -Quai

in seiner Höhenlage nach abwärts gedrückt und dadurch das Gefälle derselben bis zum Wien-
slusse verschlechtert wird und infolge dessen die Eanalprofile vergrößert werden müssen , so ist
in der Strecke Schottenring — Kaiserbad durch eine Änderung der Tracenführung oder durch

entsprechende Hebung der Nivelletten Abhilfe zu schaffe» , andernfalls wären die durch die
Bahnanlage verursachten Mehrkosten des Canalbaues sowie die größeren Erhaltung ? und

Reinigungskosten aus Rechnung der Bahnherstellung zu setzen.

s) Die Bahn ist in ihrer ganzen Ausdehnung von der Station „ Elisabethbrücke " bis zur Station
„ .Kaiserbad " einzudecken.

IV . Wünsche.

1 . Es ist der Wunsch ausznsprechen , dass die Gürtellinie von Heiligenstadt bis zum Matz

leinsdorscr Bahnhofe in ihrer ganzen Ausdehnung schon in der ersten Bauperiode zur Durchführung

gelange ; sollten jedoch die hiefür zur Verfügung stehenden Geldmittel den Ausbau der Theilstrecke
„Acstbahnhos — Matzlcinsdorf " und gleichzeitig auch der ganzen Vorortelinie schon in der ersten

Bauperiode nicht ermögliche » , so ist anzustreben , dass die Gürtellinie „ Westbahnhof — Matzleinsdvrs"
noch in der ersten Bauperiode ausgeführt werde , wogegen allenfalls von dem Baue der Vorortelinie
in der ersten Bauperiodc abgesehen werden könnte.

2 . Es wird der Wunsch ausgesprochen , eine Verbindung der Geleise der Wienthalbahn mit

denen der Gürtellinie in der Richtung gegen die Südbahn herznstellen . Mindestens ist an der

.Kreuzungsstelle der Gürtellinie mit der Wicnthallinie die Niveandifferenz dieser beiden Linien
thunlichst zu vermindern . Es ist auch für eine Verbindung der Wicnthallinie mit der Gürtellinie
in der Richtung gegen den Westbahnhof vorzusorgen.

Z. In den Plänen über die projektierten Stadtbahnlinien ist eine entsprechende Verbindung
des Centralviehmarktes mit den Stadtbahnen für die Zwecke des Viehtranspvrtes zu den Schlacht¬

häusern nicht vorgesehen . Durch die bestehende Schlachthausbahn erscheint zwar wohl die erwähnte
Verbindung mittels der Staatsbahn und der Verbindungsbahn gegeben , allein der Verkehr ans

dieser Bahnverbindung müsste ans einem erheblichen Umwege in unpraktischer Weise erfolgen.

Eine für die gedachten Zwecke vollkommen entsprechende Verbindung des Centralviehmarktes
mit den projektierten Stadtbahnen kann nur dadurch erzielt werden , dass im Anschlüsse an die

sogenannten Rindergeleise der Schlachthausbahn eine neue Bahnlinie im Untergründe zur Ver¬
bindungsbahn geführt nnd diese neue Linie nächst dem k. k. Artillerie -Arsenale an die Verbindungs¬
bahn angescblossen wird . Die Herstellung dieser Bahnverbindung ist für den Viehtransport von
größter Wichtigkeit , weil der gegenwärtig geübte Viehtrieb mit empfindlichen Übelständen aller
Art verbunden ist und derselbe keinesfalls noch für längere Zeit fortbestehen kann.

Mit Rücksicht aus alle diese Umstände wird das dringendste Ersuchen gestellt , die Ausfübrung
der vorerwähnte » Bahnverbindung in die Projekte der Stadtbahnen auszunehmen und dieselbe

schon für die erste Bauperiode in Aussicht zu nehmen . Hiedurch würde auch die von der

k. k. Geueralinspectivn der österreichischen Eisenbahnen angeregte Sicherstellung der Grundflächen
für die Anlage der oben angeregte » Bahnverbindung am besten erreicht werden.

4 . Bei der Anlage der Verbindungsbahnlinien ist auf die Möglichkeit des LeichentranspvrteS
nach dem Centralsriedbose Rücksicht zu nehmen.

5 . Schließlich wird konstatiert , dass einige von dem Gemeinderathe gelegentlich der Berathnng

des Programmes über die Herstellung der Wiener VerkehrSnnlngen , in der Sitzung vom 27 . Jänner 1892

geäußerte Wünsche nicht berücksichtigt sind nnd spricht der Gemeinderath neuerlich den Wunsch anS:
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a) Dass eine Linie van Meidling durch den X. nnd XI . Bezirk, durch Erdberg mit dem
Anschlüsse an die Donaueanallinic , desgleichen eine Linie van Matzleinsdors durch die Quellen
gassc, den XI . Bezirk zum Eentralsriedhvfe hergestellt werde;

I>) dass aus die Anschlüsse der, die Innere Stadt durchquerenden Radiallinien , bezüglich welcher
auch die vom Gemeinderathe gewünschten generellen Prajeete sehlen, Rücksicht genommen wird;

e) dass die angeregte Verbindung der Donnucanallinien mit der Gürtellinie durch eine näher der
Stadt liegende Geleiseanlage , sowie ein Anschluss an diese Localbahn nach Döbling her¬
gestellt wird;

<I) dass die vom Gemeinderathe angeregten Linien „Innere Ringstraße oder Donancanallinie
über die ehemalige Währingerlinie nach Pötzleinsdorf , Salmannsdorf nnd Nenwaldegg"
berücksichtigt werden;

e) dass die Linie von Meidling durch den X. und XI . Bezirk und durch Erdberg mit dem
Anschlüsse an die Donancanallinie nach dem Beschlüsse des GemeinderatheS vom 27 . Jänner
1892 schon in der ersten Periode auszuführen sei.

Betreffs der Theilstrecke Westbahnhvf— Matzleinsdors , der Gürtellinie der Stadtbahn
wurde das ursprüngliche Tracenproject seitens der k. k. Geueral -Jnspection der öster¬
reichischen Eisenbahnen zurückgezogen nnd ein diesbezügliches neues Project vorgelegt.
In Ansehung dieses letzteren Projectes erklärte der Gemeinderath zufolge Beschlusses
vom 3 . Juni 1892 Folgendes:

i.

Die Gemeinde verweist bei dem Eingehen ans die Begutachtung des vorliegenden Projectes
auf die Bestimmung der Art . VII und VIII des Programines , nach welcher die einheitliche Leitung
der Projectaufstellung der „Commission für Berkehrsanlagen in Wien " zusteht, uud gibt ihr Gut¬
achten nur unter der Verwahrung ab , dass dadurch der definitiven Projectaufstellung durch die
obige Commission in keiner Weise prüjudiciert werde.

II.
1. Nachdem in den vorliegenden Projectpläncn über die Wiener Verkehrsanlagen nicht nur

die beabsichtigten Tracenführuugen der Stadtbahnen verzeichnet, sondern auch die Bahnuivelleten
im Längenprofile , die beabsichtigte Constructionsweise der Bahnkörper , der Bahnstationen und
Haltestellen mit den zugehörigen Objecten verzeichnet sind uud angegeben ist, in welcher Weise
städtische Objecte hiedurch tangiert werden wollen , uud nachdem es sich im gegenwärtigen Stadium
der Verhandlung nur um die Feststellung der Bahntracen handelt (Verordnung des k. k. Handels¬
ministeriums vom 25 . Jänner 1879 , Nr . 19 R . G . Bl ., H 3), wird seitens der Gemeinde aus¬
drücklich hervorgehobcn , dass die Beurtheilung der Bahnanlagen hinsichtlich der Lage der Bahu-
nivelletc , dann in construetiver und ästhetischer Beziehung , sowie hinsichtlich der Art der Umlegung
oder Reconstruction der städtischen Objecte (Gebäude , Canäle , Wasserleitungen re.) der politischen
Begehung der Bahnanlagen Vorbehalten bleiben müsse.

2. Es wird gefordert , dass bei den Bahnanlagen darauf Rücksicht genommen wird , dass
ntlc derzeit bestehenden Cvmmunicationen (Straßenzüge ) aufrecht bleiben und dass auch in Zukunft
die von der Gemeinde als nvthwendig erkannten Communicationen anstandslos hergestellt werden
können , sowie dass bei Einschnitten durchgehends eine llberdeckung der Bahn im bestehenden Niveau
ausgeführt werden kann, bei Hochbahntraceu hingegen entsprechend breite und hohe Durchlässe im
Bahnkörper angelegt werden können.

Die offen projektierten Bahneinschnitte sind jederzeit einzudeckeu und die Durchlässe jederzeit
auszuführe » , beides auf Verlangen der Gemeinde Wien nnd ohne deren Belastung.

I . Endlich wird bedungen , dass in jenen Fällen , wo durch die Bahnführung der Straßen
körper in der Weise vccupiert wird , dass hiedurch der Bau von dort bereits projektierten oder
dort unumgänglich nvthwendig nuszuführenden Objecten (Flussregulierungen , Sammelcanälen
Leitungen rc.) behindert erscheint, für den okkupierte» Grund durch die Unternehmung der Ersatz
zum Baue der besagten Objecte durch Einlösung nachbarlicher Gebäude uud Gründe beschafft wird.

4. In jenen Strecken , wo die Bahn im überdeckten Einschnitte geführt wird und ober der¬
selben dermalen Gartenanlagen oder Alleen bestehen, ist auzustreben , dass die Construction der
Eindeckung in einem Niveau hcrgestellt werde, welches es ermöglicht , eine genügend Hobe Erd¬
schichte darüber zu geben, damit neuerliche Anpflanzungen möglich sind.
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5. Es wird verlangt , dass die Züge der Lokalbahn direet auf die Loealstrecken der Süd-
West- und Franz Josef -Bahn verkehren können.

III.
-0 Die Tracenführnng ist in den gerade » Strecken jedenfalls in der Are und bei Krümmungen

möglichst innerhalb des Spiegels der Gürtelstraßc zu legen.
b > In allen Theilen der Gürtellinie , wo die Bahn auf der Gürtelstraßc als Hochbahn geführt

wird , sind ans ästhetischen und Verkehrsrücksichten Bvgenstellunge » oder Eisenconstructivnen
mit geräuschloser Fahrt anznbringen.

c) Alle Realitäten , welche die Durchführung der projectierten Traccn behindern , sind vvn der
Unternehmung einzulösen.

>l) Da die Gemeinde Wien die Führung der Gürtelstraße in der Strecke vvn Kilometer l .o bis
1.8 in der vollen Breite Vvn 40" in Aussicht genommen hat , so stellt sie auch hier die
Forderung , dass die Bahn thnnlich in der Mitte des Giirtelspicgels geführt werde.

es In der Strecke zwischen Kilometer 2.1 und Kilometer 3.S, das ist zwischen dem Hnndsthurmcr
Friedhofe und der Matzleinsdorserstraße , ist für die der Benützung entzogene Meidlingerstraße
die innere gegen den Pferdemarkt gelegene Gürtelstraße auf Rechnung der Bahnunternehmung
durchznfiihren.

I) Für die direkte Verbindung der Margarethener Gürtelstraße mit der Hundsthnrmerstraße,
sowie der Oberen Bräuhansgasse mit der Lainzerstraße , sind im Bahnkörper entsprechend weite
und hohe Durchlässe anzulegen.

x) Tie Gemeinde Wien behält sich vor, in der Perbindnngscurve zwischen Kilometer O.i und
Kilometer0.8 in der Richtung gegen Meidling außer den bereits Projektierten Bahnübersetzungen
und Durchlässen noch weitere Bahnüberfahrten und Bahndurchlässe erst nach Lösung der Frage
über die Art der Verwendung der Gründe im Bahndclta vor dem Matzleinsdorfer Frachten
bahnhofe zu fordern.

Ir) Sollte die Führung der Bahn in Kilometer 1.3 bis Kilometer 1.1 über das Gumpendorser
Schlachthaus nicht vermieden werden , so ist die Gemeinde Wien für die Einräumung dieser
Servitut im Sinne des Punktes XIII , Absatz 8 des „Programmes " zu entschädigen.

Tie Entscheidungen des k. k. Handelsministeriums über die Resultate der vor¬
erwähnten Traeenrevisiousverhaudluugen sind in dem nachstehenden Erlasse enthalten:

Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 27. Oktober 1892, Z. 2845,
womit die Entscheidung über die Tracenrevisionsverhandlung bezüglich der sechs in der
ersten Bauperiode ausznfiihrenden Linien des Ttadtbahnnetzes und bezüglich der in der zweiten
Bauperivde ausznfiihrenden Strecke „Westbahnhof-Matzleinsdorf" der Gürtellinie getroffen wird.

hJntimiert mit Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 8. November 1892, Z. 70.563.,
Auf den Bericht vom 5. Oktober 1892 , Z. 12 , bezugnehmend , womit die löbliche Eommission

unter principieller Zustimmung zu den Anträgen des CommissionsgntachtenS ihre Beschlüsse über
die .in der Zeit vom 30. Mai bis 9. Juli 1892 abgchaltene Tracenrevisionsverhandlung bezüglich
der sechs in der ersten Bauperivde ausznfiihrenden Linien des Stadtbahnnetzes und bezüglich der
in der zweiten Bauperivde ausznfiihrenden Strecke Westbahnhof —Matzleinsdorf der Gürtellinie zu
meiner Kenntnis gebracht hat , finde ich sohin auf Grund des Ergebnisses der gedachten commissionellen
Amtshandlung im Gegenstände nachstehende Entscheidung zu treffen:

^4. Hauptbahnen.

Die in Ansehung der Gürtellinie , Dvnanstndtlinie und Vorortelinie der Traeenrevision
unterzogenen generelle» Projekte und die hiedurch bedingten Traeenziige der einzelnen Linien
erhalten nach Maßgabe der hiemit im allgemeinen bestätigten Anträge der TraeenrevisionS -Evmmision,
und der nachfolgenden speeiellen Bestimmungen , respective Bemerkungen die Genehmigung.

I. Gürtellinie.
-0 Strecke Westbahnhof —Heiligcnstadt.

1. Die Traeengenehinigung bezieht sich in der Nähe des Westbahnhvses bloß ans die currente
Strecke ; die Führung der Linie zum Westbahnhose selbst und der Anschluss an denselben, respective
gegen Penzing ist noch einem eingehenden Studium zu unterziehen ; mit dem Variantenprojecte
sind vergleichende Kostenberechnungen in Vorlage zu bringen.
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2 . Tie Anlage der currenten Bahn soll - - so viel als möglich — in den geraden Strecken
in der Achse der Giirtclstraßc , bei Krümmungen innerhalb des Gürtclspiegels ersvlgen.

Bei Ausstellung der GrnndeinlösungSbehelfe ist ans die Eröffnung der Gürtelstraße insoferne
Rücksicht zu nehme » , als die Einlösung von Realitäten sür den Bahnbau erforderlich ist.

3 . Die Station Michelbeuern ist nur als Frnchtcnbahnhos zu errichten , und zwar unter

Beachtung folgender Bedingungen:

a) Der Bahnhof ist möglichst tief in den Einschnitt nächst der niederösterrcichischen Landesirrenanstalt
zu verlegen;

l>> zwischen dem Bahnhöfe und der Irrenanstalt ist eine thunlichst breite Straffe zu belassen;
c > der Garten der Irrenanstalt ist durch eine entsprechend hohe Mauer abzuschließen;
<>) am Bahnhose ist gegen die Irrenanstalt zu ebenfalls eine möglichst hohe Mauer zu errichten;

e > die Geleise sind möglichst weit vom Garten der Irrenanstalt zu verlegen und ist der Betrieb
derart einzurichten , dass akustische Störungen möglichst vermieden werden , demnach der Verkehr,
insbesondere bei Nachtzeit , thunlichst geräuschlos durchgcsührt werden kann.

4 . Tie Anlage , respective Situierung der übrigen Stationen und Haltestellen ist bei Aus¬
arbeitung des Projektes für die Stationscommissivn und politische Begehung , welche beide Amts¬
handlungen behufs möglichster Beschleunigung der Bau -Inangriffnahme zu verbinden sind , eingehend
in Erwägung zu ziehen.

6 . In Bezug auf die Anschlüsse der Gürtellinie an die Kaiserin Elisabethbahn und an die

Kaiser Franz Josef -Bahn , dann in Bezug auf die Kreuzung der Verbindung zur Donauuferbahn
mit dem den gleichen Zweck verfolgenden Geleise der k. k. priv . österreichischen Nordwestbahn werden
die zwischen den betheiligten Bahnverwaltnngen zu treffenden , dem Handelsministerium zur
Genehmigung vorzulegenden Vereinbarungen maßgebend sein.

6 . Die Einwendungen der Neuen Wiener Tramwahgesellschaft als Eoncessionärin der
Gürtelstraffen -Tramway können , insoweit sie gegen die Ausführung der Gürtelbahnlinie des

Stadtbahnprojectes gerichtet sind , schon aus dem Grunde nicht berücksichtigt werden , weil der
genannten Gesellschaft nach Maßgabe der ihren einschlägigen Eoncessionen z» Grunde liegenden
Allerhöchsten Entschließung vom 25 . Februar 1859 ein ausschließendes Recht oder ein Entschädigungs¬

anspruch gegen das Staatsärar nicht zusteht . Insoferne die Einwendungen gegen die Verlegung

ihrer Geleise gerichtet sind , werden dieselben bei der Verfassnng des Detailprojectes in Erwägung
zu ziehen sein . Der Wunsch , es möge nach Ausführung der durch den Bau der Gürtellinie
bedingten Umlegungen einzelner Strecken ihrer Geleise die Lage der Tramwaptrnce in ihrer ganzen
Ausdehnung als definitiv erklärt werden , muss im Hinblicke darauf , dass derzeit weder das Detail-

project für die Bahn und deren Nebenanlagen , noch das Projekt der seitens der Stadtgcmeinde
Wien beabsichtigten Straßcnhcrstellnngen vorliegt , in jedem Falle als verfrüht bezeichnet werden;

überdies entzieht sich die Entscheidung hierüber , als mit der Frage der Straßenbcnütznng zusammen,
bängend , dem Wirkungskreise des Handelsministeriums.

7 . Die von den Anrainern erhobenen Ansprüche werden , insoferne denselben nicht bei

Verfassung des Detailprojectes Rechnung getragen werden kann , bei der seinerzeitigen Politischen
Begehung zu erörtern sein.

d > Strecke Westbahnhos - Matzlcinsdvrs.

Dhne Präjudiz für den Zeitpunkt der Ausführung wird bestimmt , dass:
1. die Führung der Linie im Gürtelspiegel in Relation zur Festsetzung der Baulinie ans

der künftigen Gürtelstraße zu erfolgen hat , und

2 . die Verringerung des Höhenunterschiedes zwischen der Haltestelle Hnndsthurmerlinie der
Gürtelbahn und der Haltestelle Gürtelstraße der Wientballinie aus das thunlichst geringste Maß
im Einvernehmen mit der Unternehmung der letzteren Linie anzustreben ist.

3 . Die Einwendungen der Vertreter der Wiener Verbindungsbahn und der k. k. priv . Süd-

batmgcsellschaft , welche lediglich die projectierte Haltestelle Matzleinsdorf , die beabsichtigten Erweite¬

rungsbauten und Geleiseanlagen der Station Matzleinsdors , sowie den Anschluss und die Erweiterung

der Station Meidling betreffen , werden zunächst im Wege der Vereinbarung der betheiligten
Eisenbahnverwaltungen im Sinne der Anordnungen des 8 10 , lit . x des Eisenbahn -EoncessivnS-
gesetzes vom 14 . September 1854 , R . G . Bl . Nr . 238 , anszutragen sein.
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II . Donanstadtlinie.
1. In Anbetracht der vom k. nnd k. Reichskricgsininisterinin gestellten Anforderungen,

respeetive im Hinblicke ans die voll dem genannten Ministerium an die Belastung der Provisorischen
Theilstrecke der Donaustadtlinie in der projektierten Weise geknüpften Bedingungen werden zum
Zwecke der augeregten Nivennhebnng der Douauuferbahn , respeetive der Dvuaustadtlinie im Ein¬
vernehmen mit der Dvnanreguliernngseonrmission die erforderlichen Studien zu pflegen sein ; indem
Falle , als dieselben ein günstiges Resultat nicht ergeben sollten , wären alle Vorarbeitungen derart
zu treffen, dass die Ausführung der definitiven Donaustadtlinie bereits zu Beginn der zweiten
Bauperiode <1898 —1!>0<>> in Aussicht genommen werden kann.

Im Kriegs - oder Mvbilisiernngsfalle wird auf dein provisorische» Theile der Donanstadtlinie
über Verlangen der k. nnd k. Kriegsverwaltung der Verkehr einzustellen sein.

2. Die von der k. k. priv . Kaiser Ferdinands -Rvrdbahn beantragte Verlegung des projectierleu
Übergabsbahnhofcs kan» aus technischenund ans ökonomischen Rücksichten nicht gutgeheißcn werden.

Der von derselben Gesellschaft erhobene Anspruch auf Überlassung der Berbindungscurve
zwischen dein Übergabsbahnhvfc und den Nordbahngeleisen zur freien Benützung wird unter Be¬
achtung des Umstandes , dass den Lokalbahnen im Hinblicke aus die Situierung ihrer Zugförderungs¬
anlage die Mitbenützung dieser Verbindungslinie gewahrt bleiben muss , bei Abschluss des Anschluss¬
vertrages in Erwägung zu ziehen sein, gleichwie auch die Regelung der aus der Kreuzung der
Dvnaustadtbahngeleise mit den zuin Donauuferbahnhofe und zur Gasfabrik führenden Nordbahn-
gelcisen entspringenden Verhältnisse vorerst im Wege der Vereinbarung zwischen den beiden Bahn¬
verwaltungen zu erfolgen hat.

3 . Die Einwendungen der k. k. priv . öftere. Rordwestbahn gegen die Art des Anschlusses
an die österreichische Nordwestbahn werden beim Studium für die Verfassung des Detailprojectes
in Erwägung zu ziehen sein. Die von derselben Bahnunternehinung angeregten beiden Altcrnativ-
straßen , welche auf die directe Einbeziehung der Norwestbahn in das Stadtbahnnetz abzieleu , können
angesichts der übereinstimmenden Anträge der Tracenrevisionscommission und der Commission für
Verkehrsanlagen in Wien derzeit nicht weiter in Betracht gezogen werden.

4. Die Nivellette der Bahn in der Kronprinz Rndolfstraße entlang der Rückseite des Nord-
bahnhofes ist derart zu wählen , dass einerseits die nöthige Höhe für die unbehinderte Coinniunication
unter der Bahn gewonnen , anderseits für den Anschluss der mehrfach als dringend bezeichneten
nnd auch hierorts als wünschenswert erkannten Fortsetzung der Donanstadtlinie stromabwärts
Vorsorge getroffen wird.

5>. Der Forderung der Stadtgemeinde Wien , dass die im Pareellierungsplane vorgesehenen
Vorgärten in der Vvrgartenstraße zu schvnen seien, ist in angemessener Weise Rechnung zu tragen,
und wird zu dem Ende mit der Stadtgemeinde das Einvernehmen zu Pflegen sein.

III . Vorvrtelinie.

Rücksichtlich des in die zweite Bauperiode fallenden , mit Rücksicht auf die erhobenen zahl¬
reichen Einwendungen bei der Tracenrevision zurückgezogenen Projecttheiles Hernals -Heiligenstndt
wird die hiervrtige Schlussfassnng jenem Zeitpunkte Vorbehalten , wo das bezügliche Barianten-
Prvject vvrliegen wird . Bei Verfassung dieses letzteren ist jedoch darauf Bedacht zu nehme»,
dass eventuell eine Verbindung zum Hernalser Schlachthausc hcrgestellt werden könne ; ferner
wird die Frage der Herstellung von angemessenen Stationen zur Befriedigung der Bedürfnisse
von Gersthof und Döbling , sowie der Anlage einer Haltestelle beim Austritt der Bahn in das
Krotenbachthal einein eingehenden Studium zu unterziehen sein.

Rücksichtlich der in Ansehung der Trace feststehenden Theilstrecke Penzing —Hernals (ein¬
schließlich Station ) sind nachstehende Anordnungen zu beachten:

1. Im Kilometer (l .s/7 bei Penzing wird anstatt der Straßenniveaukrcuzung die Eventualität
der Herstellung einer definitiven Bahnüberfahrt ins Auge zu fassen sein.

2. Die Bahnhofsanlage in Ottakring ist derart zu verschieben, dass die geradlinige Forü
setzung zweier Straßen , darunter die Burggasse , keine Unterbrechung erfährt ; außerdem wird daraus
Rücksicht zu nebnien sein, dass eine begneme Verbindung der Magazine der im Gebiete von
Ottakring neu zu erbauenden Ärarial -Tabakfabrik mit der Bahn zur Ausführung gelangen kann.
In letzterer Hinsicht ist das Einvernehmen mit der k. k. Generaldirection der Tnbakregie und mit
der k. k. Dicasterialgebäude -Directivn zu pflegen.
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3 . Im Kilometer 3 .3/6 ist » ach Möglichkeit dafür Sorge zu tragen , dass mindestens zwei
Straßenzüge in ihrer geradlinigen Fortsetzung durch die Bahnanlage nicht unterbrochen werden.

V . Rücksichtlich aller » uk I III besprochenen Bahnlinien ist weiterhin Folgendes
zu beachten:

1. Die Festsetzung der Zahl und Dimensionierung der behuss Anfrechthnltung bestehender
oder sichergestellter Commnnicationen erforderlichen Durchlässe oder Überfahrten ist Gegenstand der
politischen Begehung , respective der Entscheidung deS Handelsministeriums über diese Amtshandlung;
gleichwohl wird im Interesse der Bermeidnng der Schwierigkeiten in eben diesem Zeitpunkte
empfohlen , bereits bei der Verfassung des Detailprojectes mit der Stadtgemeinde Wien das Ein¬
vernehmen zu Pflegen und deren Wünsche — soweit dieselben mit den technischen Rücksichten und
mit den Forderungen der Ökonomie vereinbar erscheinen zu berücksichtige » . Bei Verlegung von
Straßen , denen die Stadtgemeinde Wien größere Breitendimensionen als die bisherigen zu geben
gedenkt , ist rücksichtlich der dem Eisenbahnunternehmen in Gemäscheit des Eisenbnhn -Concessions-
gesetzes obliegenden Verpflichtung zum Ersätze der bisherige Bestand maßgebend.

2 . Das Maß und der Umfang der anznordnenden Eindeckung offener Bahnstrecken wird bei
der politischen Begehung zur Erörterung gelangen . Insoweit für Eindecknngen bereits im Dctnil-
projeete Vorsorge getroffen wird , ist gleichzeitig eine ansreichende Ventilation in Vorschlag zu
bringen.

3 . Öffentliche Gartenanlagen sind in weitestgehender Weise zu schonen ; bei überdeckten Ein¬
schnitte » unter derartigen Anlagen ist darauf Bedacht zu nehmen , dass durch Aufführung einer
genügenden Erdschichte neuerliche Anpflanzungen ermöglicht werden.

4 . Alle hinsichtlich der Ausführung der Bahn in Bezug auf Evnstructionsnrt und Detail der
Anlagen vorgcbrachten Wünsche der Interessenten sind bei Verfassung des Detailprojectes eingehend
in Erwägung zu ziehen und bei der politischen Begehung zu erörtern . Bei de» Hochbahnanlagen
ist insbesondere geräuschlose Fahrt anzustreben.

ö . Es werden Einrichtungen zu treffen sein , welche die Einführung des Leichentransportes
ermöglichen ; in dieser Richtung wird , und zwar insbesondere wegen Fixierung der Aufnahmsstellen
mit der Stadtgemeinde Wien das Einvernehmen zu Pflegen sein.

6 . Bei Verfassung der Detailprojecte ist aus die Möglichkeit der künftigen Erweiterung und
Ergänzung der projectierten Anlagen derart Rücksicht zu nehmen , dass die Grenzen der erweiterten
und ergänzten Anlagen in einem abgesonderten Übersichtsplane zur Darstellung gelangen , welcher
der Stadtgcmeinde Wien zum amtlichen Gebrauche zu übergeben sei» wird.

L . Localbahnen . — I. Wienthallinie.

Das generelle Project und der hiedurch bedingte Tracenzug wird unter der Voraussetzung
dass die denselben beeinflussenden anderen Verkehrsanlagen , insbesondere die WienflusSregulierung
in der dem Projecte vorschwebenden Aussührungsweise zur Realisierung gelangen und mit dem
Vorbehalte , dass die Tracenbestimmung hinsichtlich der von den sonstigen Projecten der Verkehrs¬
anlagen abhängigen Theile der Linie erst bei Entscheidung über das Detailprojeet als eine end-
giltige anzusehen ist, nach Maßgabe der hiermit bestätigten , ans Grund einstimmiger Beschlüsse
erstatteten Anträge der Tracenrevisionseommission , sowie nach Maßgabe der nachstehenden besonderen
Bestimmungen und Bemerkungen genehmigt:

1 . Die hinsichtlich der Geleise -Anordnung am Hauptzollamtsbahnhofe von der Verwaltung
der Wiener Verbindungsbahn , von den Vertretern der k. k. Dicasterialgebäude -Direction und von
den Vertretern der niederösterreichischen Handels - und Gewerbekammmer , dann hinsichtlich der
Station Praterstern vom Vertreter des k. k. Hofärars , endlich hinsichtlich der Erhaltung und
Sicherung der Telegraphen - und Telephonkabcl vom Vertreter der k. k. nicderösterreichischen Po st¬
und Telegraphendirection vorgcbrachten Einwendungen , beziehungsweise Wünsche sind bei Verfassung
des Detailprojectes in Erwägung zu ziepen.

In Bezug auf de» Anschluss der Wienthallinie an de» Hanptzollnmtsbcchnhvs und auf die
Ermöglichung der anstandslosen Bedienung des Hanptzollamtes durch die Verwaltung der Wiener
Verbindungsbahn ist mit dieser und der k. k. Finanzverwaltnng eine entsprechende Vereinbarung
anzustrcbe » .

Dkewattungrberiqt der Stadt Wicn. 14
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2. Die Situierung der projektierten Stativ » „Elisabethbrücke" — deren Geleisanlage ans
das von der Eisenbahnaufsichtsbehörde unbedingt nvthwendig erkannte Mas; zu beschränken ist —
wird bei Verfassung des Detailprojectcs unter Festhaltnng des Gesichtspunktes, dass die Trace sv
nahe als möglich an das jetzt bestehende Wienflussufer zu rücken sei, einem eingehenden Studium
zu unterziehen sein.

3. Rücksichtlich der Riveandiffereuz beim Gumpendorfer Schlachthause an der Kreuzung mit
der künftigen Gürtellinie (Strecke Westbahnhvf—Matzleinsdvrf) ist im Einvernehmen mit der
k. k. Generaldirection der österreichischen Staatsbahncn die thunlichste Abminderung anzustreben.

4.  Längs des Kinderparkes im III . Gemeindcbezirke ist die Bahn näher gegen die Straße
zu verlegen und aus einer ans Stein und Eisen cvmbinierten Constrnction zu führen, wobei ins¬
besondere geräuschlose Fahrt anznstreben ist.

6. Bei Erbreiterung des Verbindungsbahnviaductes in der Helenengasse (II. Gemeindebezirkh
dann in der Qberen und Unteren Viaductgassc (III. Gemcindebezirk) ist darauf Bedacht zu nehmen,
dass die Benützung der in Anspruch genommenen Theile der Eommunicationen als Fußweg
ermöglicht wird.

6. Bei Verfassung des Tetailprvjectes ist auch die Eventualität der Fortsetzung der Marxer-
gasse, sowie die Herstellung eines Zuganges zum Hauptzollamtsbahnhvfe vom Bezirk Landstraße
aus durch den Bahnkörper der Wiener Verbindungsbahn unter Ausgestaltung der Ansmündung
der Qberen Viaductgassc gegen die Hintere Zvllaintsstraße dem Studium zu unterziehen.

7. Bei Verfassung des Detailprojeetes ist endlich in dasselbe die Fortsetzung der Wienthnl-
linie bis Hütteldorf einzubeziehen.

II . Donaueanallinie.
Das generelle Prvject und der hiedurch bedingte Tracenzug für die Donaueanallinie wird

unter der gleichen Voraussetzung und mit dem gleichen Vorbehalte wie bezüglich der Wienthallinie,
nach Maßgabe der Anträge der Tracenrevisionscommission, jedoch mit Ausschluss der Theilstrecken,
welche sich auf die Unterfahrung des Franz Josef-Bahnhofes und ans den Anschluss gegen das
Hauptzollamt beziehen, genehmigt.

Was die Unterfahrung des Franz Josef-Bahnhoses anbelangt, so hat die k. k. Generaldirection
der österreichischen Staatsbahnen ihre Forderung, wonach die Haltestelle der Donaueanallinie nicht
am nördlichen Kopfende des Aufnahmsgebändes des Franz Joses-Bahnhoses, sondern ungefähr in
der Mitte desselben angelegt werden solle, aufrecht erhalten. Die cndgiltige Entscheidung über diese
beiden Alternativen kann nur auf Grund vergleichender Kostenberechnungen erfolgen, welche spätestens
bei Vorlage des Detailprojeetes, das dann aber auch beide Varianten zu umfassen hätte, zu liefern sind.

Was die Einmündung der Donaueanallinie am Hauptzvllamtsbahnhofe betrifft, so kann in
Anbetracht und bis zur Behebung der sehr schwer wiegenden Einwendungen, welche seitens der
Vertreter der k. k. Dicasterialgebäude-Direetiou gegen die Durchschneidung der Vorderen Zvllamts-
straße und gegen die Inanspruchnahme des vor dem Hauptzollamtegelegenen, zur Errichtung eines
Amtsgebäudes bestimmten Platzes, ferner seitens der Vertreter der Verwaltung der Wiener Ver¬
bindungsbahn gegen den Anschluss der Donaueanallinie überhaupt erhoben worden sind, die Trace
für jene Theilstrecke, welche zwischen dem Franz Josefs-Quai und den; Hauptzollamtsbahnhofeliegt,
somit von der Ferdinandsbrückeab, dermalen nicht cndgiltig sestgestellt werden.

Für die Führung der Donaueanallinie von diesem Punkte bis zu deren Anschluss an die
Wiener Verbindungsbahn in der Richtung gegen den Pratersteru einerseits und an die Wienthal¬
linie anderseits werden daher unvcrweilt eingehende Studien einznleiten sein, wobei die Even¬
tualität der Verlegung des Hanptzollamtes erst in letzter Reihe in Rechnung zu ziehen wäre.

Bemerkt wird, dass diese Studien erforderlichen Falles auch auf die vor der Ferdinands-
brücke stromaufwärts gelegene Strecke ausgedehnt werden können. Das Ergebnis der Studien ist
sodann unter Vorlage der bezüglichen Variautcnprojecte nebst vergleichenden Kostenberechnungen
dem Handelsministcrinm im Wege der Eommissiou für Verkehrsanlagcn in Wien behufs weiterer
Verfügung zur Kenntnis zu bringen.

In Bczng aus die Theilstrecken, für welche nach dein Boransteheudeu die Trace als bedingt
genehmigt zu betrachten ist, wird bei Verfassung des Detailprojeetes einem eingehendenStudium
zu unterziehen sein:

1. Die Ermöglichung der unbehinderten, respective nicht erschwerten Herstellung neuer Brücken
über den Donaucanal;
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2. die Veranlagung der Fundamente für die Pseiler der im Zuge der Lilienbrunngasse in
Aussicht genommenen Brücke zur Verbindung des I. und II . Gemeindebezirkes; hiebei ist das
Einvernehmen mit der Gemeinde Wien zu Pflegen;

8. die Ermöglichung einer thunlichst unbehinderten Anlage von Nothanslässen anS dem
Sammelcanale längs der Rossauerlände und des Franz Josef-Quais;

4. die Ermöglichung des ungehinderten Abflusses des Hochwassers des Alsbaches;
6. die Ermöglichungeiner entsprechenden Kreuzung des rechtsseitigen Sammelcanales ober¬

halb der Brigittabrückemit der Bahnlinie;
6. die Bedachtnahmeauf die Telegraphen- und Telephvnkabel.

III . Innere Ringliuie.

Das generelle Project und der hiedurch bedingte Tracenzug wird unter Zugrundelegung der
seitens der Traceurevisionscommissio» mit Stimmenmehrheit, seitens der Eommissio» für VerkehrS-
anlagen in Wien mit Stimmeneinhelligkeitvorgeschlagcnen Variante, wornach die Trace von der
Station Elisabethbrückc der Wieuthallinie ausgehend, nach Übersetzung des Wieuflusses, der ver¬
längerten Kärnthuerstraße und nach Unterfahrung der Ecke deS Heinrichshofes sich nach links wendend
der Ringstraße folgt, nach Maßgabe der hiemit bestätigten Anträge der Traceurevisionscommission
mit dem Beifügen genehmigt, dass in Ansehung der inneren Ringliuie die bezüglich der Wieuthal¬
linie ausgesprochene Voraussetzung, sowie der gleiche Vorbehalt zu gelten hat, ferner dass den
Forderungen des k. u. k. Lbersthosmeistcramtes, der k. k. niederösterrcichischen Post und Telegraphen-
direction und der Stadtgemeinde Wien, respcctive der Vertreter des Stadtrathes in Bezug auf
Stativnsanlagcu , Traceverschiebuugcnund Berücksichtigungdes gegenwärtigen Bestandes von
Kabeln und Canälen bei Verfassung des Tetailprojectes Rechnung zu tragen ist.

IV. Rücksichtlich aller sub I—III besprochenen Bahnlinien ist weiterhin Folgendes
zu beachten:

1. Das Maß und der Umfang der Eiudeckung offener Bahnstrecken wird bei der politische»
Begehung zur Austragung gelangen. Für die im Untergründe zu führenden Bahnstrecken ist bei
Verfassung des Detailprojectes für die Anlage ausreichenderLuftstätten vorznsorgen, für Bahn-
strcckcn im gedeckten Einschnitte ist auf eine angemessene Ventilation Bedacht zu nehmen.

2. Öffentliche Gartenanlagen sind in weitestgehender Weise zu schonen; bei überdeckten Ein¬
schnitten unter derartigen Anlagen ist im Auge zu behalten, dass durch Ausführung einer genügende»
Erdschichte neuerliche Anpflanzungen ermöglicht werden.

3. Alle hinsichtlich der Ausführung der Bahn in Bezug auf Constructionsart und Detail
der Anlagen vorgebrachten Wünsche der Interessenten sind bei der Verfassung des Detailprojectes
eingehend in Erwägung zu ziehen.

Bei den Hochbahnstrecken und den Strecken in offenen Einschnitten ist insbesondere geräusch¬
lose Fahrt anzustreben.

4. Es werden Einrichtungen zu treffen sein, welche die Einführung des Lcichentransportes
ermöglichen; in dieser Richtung wird, und zwar insbesondere wegen Fixierung der Ausnahmsstellcn,
mit der Stadtgemeinde Wien das Einvernehmen zu Pflegen sein.

5. Es wird, wo nur immer möglich, der Frachtenverkehrfür Stückgüter in Aussicht und
demnach auf entsprechende Einrichtungen Bedacht zu nehmen sein, welche die Abwicklungdieses
Verkehres zur Nachtzeit und ohne Störung des Personenverkehresgestatten.

8. Bei Verfassung der Detailprojecte ist in Ansehung jener Strecken, welche mit den sonstige»
prvgrammüßigen Verkehrsanlagen in Beziehung kommen, im engsten Einvernehmen mit der
Stadtgemeindc Wien und der Dvnauregulicrungseominissiouvorzugehe».

7. In Bezug auf den Anschluss der Localbahnliuieu an bestehende Eisenbahnen sind die
Detailprojecte im Einvernehmen mit den betheiligtcn Eisenbahnverwaltungen und nach Maßgabe
der mit denselben zu treffenden Vereinbarungen zu verfasse».

8. Die Einwendungen der Privatintercsscnteu, welche sich auf die aus der Bahunnlage
resultierenden Nachtheile beziehen, werde», soweit sie sich nicht lediglich als Ersatzansprüche darstellcn,
den Gegenstand der Erörterung bei der politischen Begehung zu bilden haben.

Wien,  am 27. Qctober 1892.
Der k. k. Handelsministcr:

Bacquehem m. p.
14*
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Aus Grund dieses Erlasses des k. k. HaudelsiuiuisteriumS konnte mm zur Abfassung
der Tctailprojecte und sohin zur commissionellen Behandlung der Projekte geschritten iverdeu.

Diese Verhandlungen , sonne die nach weiteren Tracenrevisionen für mehrere
Theilstrecke » der Stadtbahn wurden in nachstehender Reihenfolge vorgenaiiimein

Am 30 . November 1892 fanden seitens der Stationseommission die politische

Begehung und Enteignungsverhandlung hinsichtlich der Station Michclbenern  der
Gürtellinie statt.

Tie Gemeinde hat der Ausführung des diesbezüglichen Tetailprojectes auf Grund
des Gemcinderathsbeschlusses vom 25 . November 1892 zngestimmt.

Am 30 . Tecember 1892 folgte die Traccnrevisionsverhandlnng und Stations-

commissivn hinsichtlich des generellen Prvjectes der definitiven  Donanstadtlinie ; am
3 . Jänner 1893 die Tracenrevisionsverhandlung hinsichtlich der Fortsetzung der

Wienthallinie von Hietzing bis Hüttcldorf . Mit diesen beiden Projekten befasste
sich der Gemeinderath in den Sitzungen vom 27 . und 30 . Tecember 1892.

Am 20 . Jänner 1893 erfolgte die Tracenrevisionsverhandlung hinsichtlich des

generellen Prvjectes für eine Variante der Borortelinie von Hernals bis zum Bahnhöfe
Heiligenstadt , über welches der Gemeinderath in der Sitzung vom 17 . Jänner 1893

schlüssig geworden war.
Dieses Project wurde nämlich mit Rücksicht auf die gegen das erste Projekt der

Borvrtelinie hinsichtlich der Strecke Hernals — Heiligenstadt bei der Traeenrevisions-
verhandlnng am 30 . Mai 1892 erhobenen Einwendungen im Sinne des vorangeführten
Handelsministerialerlasses vom 27 . Oktober 1892 ansgearbeitet ;' von der Gemeinde
Wien war hiebei speeiell gefordert worden , dass die Bahntrace hinter die Sternwarte

verlegt werde ; diesem Verlangen wurde durch das abgettnderte Project entsprochen.

Am 3 ., 4 . und 6 . Mai folgten die Stationscommission , die politische Begehung

und Enteignungsverhandlung hinsichtlich der Theilstrecke Michclbenern —Rampengassc
der Gürtellinie nebst der Perbindungslinie zur Tonannferbahn und hinsichtlich der

Theilstrecke Gersthof bis Nussdorferstraße der Borvrtelinie.
Ter Gemeinderath hat sich zufolge Beschlusses vom 28 . April 1893 für die

Genehmigung des diesbezüglichen Tetailprojectes ausgesprochen.
Endlich erfolgte am 25 . Tecember 1893 die Tracenrevisionsverhandlung hinsichtlich

der Fortsetzung der Tonnnstadtlinie von der Kronprinz Rudolfsstraße abwärts bis zur

Ltaatsbahn , mit welchem Projekte der Gemeinderath sich in der Sitzung vom
19 . Tecember 1893 beschäftigt hatte.

Mit Rücksicht darauf , dass die Wienthallinie der Stadtbahn die natürliche Fort¬
setzung der bestehenden Tampftramwaylinie Hietzing — Schönbrunnerlinie bildet , war seitens
der Regierung zufolge des Punktes VIII des Programnies für die Berkehrsanlagen in
Aussicht genommen , die Erbauung der Wienthallinie , Donaucanallinic und Inneren
Ringlinie sammt zwei Radiallinien nach Dörnbach und Pötzleinsdorf , der Tampf-

tramwaygesellschaft vormals Krauß L Comp,  zu übertragen.
Ta jedoch einerseits die Verhandlungen des k. k. Handelsministeriums mit dieser

Firma hinsichtlich der Formulierung der Evneessionsbedingungen , anderseits die Unter¬
handlungen der Firma mit den Creditinstitutcn bezüglich der Finanzierung des Unter¬
nehmens ans Schwierigkeiten stießen , wurde nicht nur der Ban der von der Gemeinde
gewünschten Wienthallinie , sondern auch die Durchführung der Wienflussrcguliernng
gehemmt.
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Mit Rücksicht aus diese Umstände, und uns die im Sinne des GemcinderathsbeschlusseS
dein 27 . Mai 1892 gegen die Concessivnsertheilnng für die im Punkt II, lit . ck, e,
k, i und st des Programmes bezeichnetenStadtbahnlinienan eine Pridatnnternehmnng
seitens der Gemeinde gemachten Vorstellungen, fasste mit Zustimmung der Regierung
die Commission für Verkehrsanlagen am 16. Jänner 1894 folgenden Beschluss:

1. Die Ausführung der als Localbahnen in der ersten Bauperiode, bis Ende 1897, her-
znstellendcn Wienthallinie und Donaucauallinie wird von der Commission für Berkehrsanlagen in
Wien für Rechnung des von derselben verwalteten Fondes ans Grund der für diesen Falt gesetz¬
lich festgestelltcn Beitragslcistung des Staates mit 85 Proeent, des Landes mit 6 Procent und
der Gemeinde Wien mit 10 Procent (Punkt IX, Zahl 1 des Programmes , Artikel II, lit. Ides Gesetzes!
übernommen.

2. Die Ausführung der inneren Ringlinie, für welche die programmgemäßen Beiträge des
Landes Niederösterreich und der Gemeinde Wien in den vom Landtage und Gcmeinderathe
bewilligten Mazimalbeträgen (L. G. vom 18. Juli 1892, L. G. n. B. Bl . Rr . 42, und Gemeinde
rathsbeschlussvom 27. Jänner 1892 und 8. Juli 1892) inbegriffen sind, bleibt vorläufig der Vor¬
sorge ü» Wege der Concessivnserthcilnngan eine Privatnnternehmung Vorbehalten, wobei diese
Linie nach Ermessen der Regierung mit elektrischem Betriebe ausgeführt werden kann.

8. Statt der im Programme (Punkt II, AbschnittX, Zahl II , lit. ck) an erster stelle vor¬
gesehene», vom Westbahnhofe im Zuge der Gürtelstraßc und parallel mit der Gürtellinie bis zum
Gumpendvrfer Schlachthaus«: sübrenden Strecke der Wienthallinie ist die laut des Programmes erst
„bei cintretcndcm Bedürfnisse" in Aussicht genommene Fortsetzung vom Schlachthanseim Wien-
thale aufwärts znm Anschlüsse an die Kaiserin Elisabeth-Balm bei Hütteldorf sofort zur Ausführung
zu bringen, und in dieselbe die abznlvscndeund entsprechend umznbaucnde Dnmpftrnmwahstrecke
Gaudenzdorf—Hietzing einzubeziehen.

4. Die im Programme (Punkt II, AbschnittX, Zahl I, Ilt. a) „bei eintretcnder Nvthwendig-
kcit" vorgesehene direete Verbindung der Gürtellinie mit der Kaiserin Elisabeth-Bahn, etwa in der
Stativ » Penzing, entfällt gänzlich.

5. Der nach dem Programme stPunkt III , Zahl 1) erst der zweiten Banperivde nach Ende
1897 Vorbehalten« Ban der Strecke Westbnhnhvf—Matzleinsdorf der Gürtellinie ist bezüglich der
Theilstrecke Westbahnhos—Gnmpendorferlinie in die erste Banperiode einzubeziehen und gleichzeitig
eine VcrbindungScnrve von der Gumpendorferlinie zum Anschlüsse an die Wienthallinie in der
Richtung gegen die Stiegerbrückc zur Ausführung zu bringen. Die Beitragsleistung der drei
Enrien erfolgt bezüglich der nntieipierten Theilstrecke der Gürtellinie, sowie bezüglich der Ver-
bindnngseurve mit dem bisher gesetzlich für die Hauptbahnen normierten Procentnalverhältnisse.

6. Die Eommission für Verkehrsanlagen in Wien tritt an Stelle der Tampstramwap-
gesellschast vormals Krauß L Comp,  in das von dieser letzteren mit der Gemeinde Wien am
29. April 1893 getroffene Übereinkommen hinsichtlich der Grnndsätze für die Bertheilung der Koste»
jener Anlagen ei», welche sowohl die Lvcnlbahn als die Wienflnssregulierung und die Sammel-
cnnäle treffen, und übernimmt demgemäß alle hieraus entspringenden Rechte und Pflichten gegen¬
über der Gemeinde Wien.

7. Der Commission für Verkehrsanlagen in Wien bleibt Vorbehalten, ans Grund der ihr
»ach Maßgabe deS Erfordernisses für die Verzinsung und Tilgung vierproeentiger Anlehen von
den drei Curien zuznsichernden Annuitäten, Obligationen mit geringerer Verzinsung in entsprechend
höherem Nominalbeträge anszngcben, insoweit hiedurch die vorerwähnte Gesammtannnität nicht
überschritte» wird.

Der Gemeinderath hat in seiner Sitzung vom 26. Jänner 1894 diesen Beschlüssen
der Commission zngestimmt und die diesbezüglichen Lasten übernommen.

Hinzu,znfügen ist noch, dass der Dampftramwaygesellschaft vormals Kraust
L Comp,  für die Ablösung ihrer Anschlnssstrecke, soweit sie im Wienthale liegt,
d. i. die Strecke Hietzing- Schönbrnnnerlinie, eine jährliche Annuität von 22 .000 fl.
für die Dauer ihrer gegenwärtigen Concessivn, d. i. bis 1972 zngewiesen wurde,
womit die Verzinsung und Amortisation des investierten Capitales gedeckt erscheint.
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Durch den angeführten Beschluss der Commission für Verkehrsanlagen vom
16 . Jänner 1894 erwächst der Gemeinde , da der Ban der sogenannten Loeallinic i der

Stadtbahn durch die Berkehrscommission und nicht durch eine Privatunternehmnng
ausgeführt wird , eine Mehrbelastung von ungefähr 3,000 .000 ft.

Was die innere Ringlinie der Stadtbahn betrifft , so hat das k. k. Handels¬
ministerium mit dem Erlasse vom 12 . April 1894 , Z . 11 .630 der allgemeinen
Elektricitätsgesellschaft in Berlin die Bewilligung zur Vornahme technischer Vorstudien
für die innere Ringlinie sammt den beiden Durchmesserlinien durch die Innere Stadt,
sowie für weitere , im Programme für die Verkehrsanlagen nicht vorgesehene und
sämmtlich als Untergrundbahnen herzustellende Linien ans die Tauer eenes Jahres
ertheilt.

Ans dem hier angeschlvssenen Plane der Bezirkseintheilnng der Stadt sind die
Hanptlinien des Stadtbahnnetzes  mit Unterscheidung der vor und nach 1897
auszuführenden Linien , sowie die Lage der Hanptstationen  zu entnehmen.

Dampftramway - Gesellschaft vormals Uranß L Comp. — Nach einem

Projecte vom Jahre 1889 sollte die bestehende Bahn Wien — Mödling von ihrem
gegenwärtigen Anfangspunkte vor der Hundsthurmerlinie in der Jacobsgasse bis zur
Rudolfsbrücke verlängert werden . Die Unternehmung beabsichtigte nämlich die Grnnd-
streifen zwischen dem rechten Böschnngsgrat des Wienflusses bis zur genehmigten Bau¬
linie des Wienflnss -Bonlevards zur Anlage einer theils doppel - , theils eingeleisigen
Bahn im Niveau zu benützen , wobei sich dieselbe verpflichten wollte , nach Herstellung
der Wienthalstraste diese Bahn an einen passenden Ort im Niveau dieser Straße zu
verlegen , und die erworbenen vorerwähnten Grnndstreifen unentgeltlich an die Gemeinde
abzutreten.

Der Gemeinderath beschloss jedoch am 17 . Mai 1889 , auf dieses Project nicht
einzugehen und wurde auch die Herstellung einer derartigen Bahn bei der am 7 . Juni 1889

stattgehabten commissivnellen Verhandlung ans allgemeinen Verkehrsrücksichten als unzu¬
lässig bezeichnet.

Wegen Abstellung von Übelständen im Betriebe der Tampftramwaylinie Wien—
Stammersdorf — Groß -Enzersdorf wurde am 7 . März 1890 beschlossen , an die com-
petenten Behörden das Ersuchen zu stellen , die Gesellschaft verhalten zu wollen , dafür
Sorge zu tragen , dass

1. die aus die vorgenannte Dampftramwaylinie Bezug habenden Betriebsvorschriften genau
eingehalten und alle zur Vermeidung von Ungliicksfällen gebotenen Mittel aufgewendet werden;

2. namentlich die vorgeschriebenen Signalzeichen erforderlichenfalls in Anwendung gebracht,
unbedingt aber jederzeit vor Passierung von Straßenkreuzungen und vor dem Beginne von
Biegungen der Bahntrace die Glockensignale an der Betriebsmaschine abgegeben werden:

3. die vorgeschriebene Fahrgeschwindigkeit nicht überschritten und dieselbe an den Straßen¬
kreuzungen vermindert werde;

4. die Waggons mit standhältigen gut und schnell wirkenden Bremsevorrichtungen versehen
und diese stets im guten und wirksamen Zustande erhalten werden;

5. die Bahnzüge sowohl , als auch in besonderen Fällen , d. i. bei Bahngebrechen oder Arbeits-
Herstellungen, die Bahngeleise zur Nachtzeit allseits ergiebig beleuchtet werden , und dass die Signal¬
laterne an der Bctriebsmaschine entsprechend niedriger angebracht und mit einem sogenannten
Strahlenwerfer versehen werde, so dass die Geleise vor dem Punkte , auf welchem sich die Maschine
befindet , auf eine Distanz von circa 80 Meter beleuchtet sind;

6. dass zur Feuerung der Maschinen ausschließlich Coaks verwendet werde.
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Wciters wurde beschlossen die Behörden zu ersuchen , den Betrieb auf dieser

Strecke und die Einhaltung aller diesbezügliche » Vorschriften strenge zu überwachen

und auch auf die Einhaltung der , der Dampftramway -Gesellschaft gegenüber der

Gemeinde obliegenden Bertragsverpflichtungeu zu dringen.

Über eine Eingabe des Vorstehers des XIII . Gemeindebezirkes , betreffend die

Einführung eines besseren Verkehres und Herabsetzung des Fahrpreises auf den Strecken

der Dampftramway vormals Krauß L Comp , innerhalb des XIII . Bezirkes , wnrde

vom Stadtrathe in der Sitzung vom 29 . Juli 1892 beschlossen , an das k. k. Handels¬

ministerium das Ersuchen zu richten , auf eine entsprechende Fahrordnung nicht nur aus

den im XIII . Bezirke , sondern auch auf den im II . Bezirke befindlichen Dampftramway¬

strecken, weiters auf eine geeignete Vermehrung der Fahrbetriebsmittel , endlich auch ans

eine angemessene Reduction des Fahrpreises hinzuwirken.

Mit dem Erlasse des k. k. Handelsministeriums vom 12 . Tecember 1892 wurde

die Anregung gegeben , zu erörtern , in welcher Weise die Tampftramwaylinie „ Schön¬

brunnerlinie — Hietzing " anlässlich der Errichtung der Wienthallinie der Stadtbahn von

Hietzing bis Hütteldorf umgebaut werden soll.

Die Tampftramway -Gesellschaft vormals Krauß L Comp , beantragte , den Umbau

der ganzen Dampftrambahn „ Schönbrunnerlinie — Mödling " in der Weise vorzunehmen,

dass die Theilstrecke „ Schöubrunnerlinie — Hietzing " entsprechend reconstruicrt , die Theil-

strecke „ Hietzing — Mauer " in den Straßenzügen aufgelassen und ans eigenem Grund

und Boden angelegt , hingegen die Theilstrecke „ Blauer — Blödling " theils reeonstruiert,

theils umgelegt wird , wogegen die Strecke „ Hietzing — Ober -St . Veit " aufzu¬

lassen wäre.

Die Gemeinde Wien hat sich jedoch mit Rücksicht auf das lebhafte Verkehrs-

mteressc dieses Bezirkstheiles gegen die Auslassung der Theilstrecken „ Hietzing — Mauer"

und „ Hietzing — Lber -St . Veit " ausgesprochen und ersucht , die Regierung wolle dahin

wirken , dass diese Strecken mindestens als Pferdebahnen aufrecht erhalten bleiben.

Neue Wiener Tramwaygcsellschaft. — Die Neue Wiener Tramwaygesellschaft

hatte im Laufe der Berichtsperiode den Correspondenzdienst mit den Localzügen der

Wien — Wiener -Neudorfer Localbahn znm Behufe directer Anschlüsse an die am

Bleidlinger Bahnhofe aukvmmendeu und abgehenden Züge der Südbahn durch Ein¬

führung einer entsprechenden Fahrordnung so eingerichtet , dass den Anforderungen des

Pnblicums und den diesfalls ausgesprochenen Wünschen der Gemeinde nach Möglichkeit

Rechnung getragen erschien . Näheres hierüber wird im Abschnitte „ Pferdeeisenbahnen"

unter „ Reue Wiener Tramwaygesellschast " angeführt , da seit 15 . Jänner 1893 auf

der Strecke Opcrnriug — Bleidlingerbahnhof ein einheitlicher Pferdebetrieb eingeführt ist.

Dem Anträge der Gesellschaft , betreffend die Einführung einer direkten Wagen¬

verbindung auf der Bahnlinie Tperngasse — Johannagasse zur Blatzleinsdorferstraße in

Meidling , wurde die Zustimmung der Gemeinde mit dem Vorbehalte ertheilt , dass durch

diese Einrichtung die bisherigen Fahrzeitiutervalle auf der Strecke Opcrngasse — Johanna¬

gasse nicht beeinträchtigt werden dürfen und die diesbezügliche Bewilligung nur versuchs¬

weise und gegen Widerruf ertheilt wird.

Die Gesellschaft hat auch um die Bewilligung zur Straßenbeuützung für die

Fortsetzung der Dainpftrainwaylinie „ Märzstraße — Baumgarten " bis zur Bahnstraße in
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Hütteldorf nachgesucht ; von der Genieinde tvurde dem diesfalls vvrgelegten Projeete zufolge
Stadtrathsbeschlusses vom 24 . März 1892 unter folgenden Bedingungen zugestimmt:

1. dass die gelegentlich der Verhandlungen über die Anlage der Bahnstrecke „ Breitensee—
Baumgartcn " mit dem Statthalterci -Erlasse vom 2 . November 1884 , Z . 50 .337 , aufgestellte»
Bedingungen , insoweit dieselben sinngemästc Anwendung finden können , eingehakten werden , ins
besondere , dass seitens der Gesellschaft für die Inanspruchnahme des städtischen Straßengrundes
ein Reevgnitivnszins von 2 fl. jäbrlich per .Kilometer benützter Strnßenlänge an die Gemeinde
Wien entrichtet wird;

2 . dass sich die Gesellschaft verpflichtet , über Verlangen der Gemeinde Wien auf eigene
»osten die Geleise in die Mitte der Straßenfahrbahn zu verlegen und die Art dieser Geleisever-
legnng mit der Gemeinde Wien zu vereinbaren;

3 . dass sich die Gesellschaft weiters verpflichtet , an allen .streuznngspnnkten der Geleise mit
den derzeitigen oder späterhin entstehenden Querstraßen und Verkehrsverbindungen zu den Häusern
und Heldern die Geleise in der fixierten Zvnenbreite von 2 .^ Meter in entsprechender Weise ans und
anzupflastern , im verbauten Theile von Lr .-Nr . 6 bis 22 Hütteldvrser Hauptstraste aber die beider¬
seitigen Geleise in dieser ganzen Ausdehnung in der erwähnten Weise aus - und anzupflasiern ; ferner

4 . auf der ganzen Strecke die Schienen derart zu legen , dass dieselben das Strastenniveau
nicht überrage » . Gleichzeitig wurde beschlossen , bei der politischen Begehung den Wunsch auszu
sprechen:

o) dass die k. k. Verwaltung der Linzer Reichsstraße ihrerseits in Ansehung des ärarischen
Grundes eine der oben sul , 2 aufgeslellten Bedingung gleiche Forderung stelle:

d ) dass der gegenwärtige Fahrpreis von 6 kr., beziehungsweise 10 kr. auf der Strecke „ Wien—
Hütteldors " nach dem projektierten Ausbau der Bahnstrecke nicht erhöht werde;

c) dass im Interesse des Verkehres die Auspflasterung der Geleise aus der ganze » neue»
Strecke und die Legung einer Sanmschar an der Außenseite der Schienen vorgenomme » werde.

Wiener Localbahueu - Actiengefellfchaft. — Tie Wiener Localbahueu -Actieu-
gesellfchast hat am 15 . Jänner 1893 den Betrieb ihrer Bahnlinien und Anlage»
«Wie» — Wiener -Neudorsi , welcher bisher durch die Diene Wiener Tramwaygesellschaft
besorgt worden war , der Betriebsunternehmung Leo Arnoldi  in Wien übergeben . Alle
die Wiener Localbahnen -Actiengesellschaft betreffenden Angelegenheiten nnd statistischen
Angaben erscheinen daher vom Jahre 1893 angefangen nicht mehr , wie bisher , mit
jenen der diene » Wiener Tramwaygesellschaft cumnliert , sondern abgesondert aufgefnhrt.

Durch die Tracenführung der Stadtbahn außerhalb der ehemaligen Schonbrunner¬
linie war die Gesellschaft genöthigt , ihren Frachtenbahnhvf von der ehemaligen Schön¬
brunnerlinie zum Matzleinsdorfer Jrachtenbahnhofe der Sndbahn zu verlegen und
weiters infolge der erwähnte » Einführung eines selbständigen Betriebes ihre Geleise-
anlagen theilweise zu vergrößern , theilwcise abzuäuderu.

Zufolge Gemeinderathsbeschlusses vom 4 . November 1892 wurde die Zustimmung
zu diesen Anlagen und zu der veränderten Betriebsfnhruug unter nachstehenden
Bedingungen ertheilt:

1 . Die Anlage des neuen Frachtenbahnhofes hat in einer Weise zu erfolgen , dass zwischen
demselben und der Stadtbahnanlage die Durchführung der Dammstraße in der genehmigten Breite
von 18 .gg Meter möglich bleibt.

2 . Der Actiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen wird die Bewilligung zur Benützung der
Dammstraße und der Marx -Meidlingerstraße zur Anlage der Projectierten provisorischen Geleise Pis
zum Zeitpunkte der Ausführung der Gürtellinie der Wiener Stadtbahn ertheilt und behält sich die
Gemeinde Wien vor , die Bedingungen hinsichtlich der Straßenbenntzung für die definitiven Geleise
anlagen erst in dem Zeitpunkte aufzustellen , in welchem die Actiengesellschaft der Wiener Loeal
bahnen mit dem Projekte für diese Anlagen an die Gemeinde Wien heraulreten wird.
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Die Gesellschaft hat daher binnen längstens sechs Wachen nach Genehmigung des Prajcetes
für die dartige Gürtellinie der Wiener Stadtbahn das Prajeet für die vorbezeichneten definitiven
Geleiseanlagenzur Genehmigung varznlegen.

3. Für die Benützung der durch diese vravisvrischen Geleiseanlagen in Anspruch genommenen
städtischen Straßengründe hat die Gesellschaft an die Gemeinde Wien vom Tage des Baubeginnes
einen Bestandzins zu entrichten, dessen Höhe von der Gemeinde Wien von fünf zu fünf Jahren
festgesetzt und für das erste Quinqncnnium mit dem Betrage von 50 kr. per Meter Bahnlänge ans
städtischem Strnßengrunde und Jahr bemessen wird. Diese Abgabe kann jedoch nicht höher als mit
2 fl. per Meter Bahnlänge bemessen werden.

4. In der Dammstraße sind die Geleise vorläufig in das von der Gemeinde Wien bereit?
genehmigte Niveau derart einznlegen, dass sowohl in der Wvlfgnnggasse, als auch in der AnffahrtS-
rampe über den Durchlass der Stadtbahn eine gleichmäßige Nivennanlagc ermöglicht werde.

5. In der Marx-Meidlingcrstraße sind die Geleise in das bestehende Nivea» zn lege» und
ist diese Straße , welche gegenwärtig nicht in ihrer ganzen Ausdehnung die für die Anlage der
Geleise erforderliche Breite besitzt, in den engeren Theilen entsprechend zn verbreitern, nnd zwar:

In der gepflasterten Straßenstreckc zwischen Kilometer 1 und 1.? sind von den beiderseits
der Straße bestehenden Rinnsalen je 80 Centimeter Breite in die Fahrbahn einznbeziehen und sind
beiderseits der Fahrbahn gepflasterte Rinnsale in der Breite von je 60 Zentimeter herznstellen:
das Bahngeleise ist sohin in die verbreiterte Fahrbahn mit 40 Centimeter Entfernung der äußeren
Schiene von den Randsteinen einznlegen.

In der Straßenstrecke von Kilometer 1.? bis l .g ist da? ganze außerhalb der Fahrbahn an
der linken Straßenseite sStadtseites gelegene Rinnsal in die Fahrbahn einznbeziehen.

Entlang der in Aussicht genommenenKopfstation hinter dem Gasthofe „Znm Auge Gottes"
ist für die Herstellung einer entsprechenden Fnßpassage nnd für die stete Freihaltnng der Einfahrten
zn den HolzlagerplätzenSorge zu tragen.

Über die Anlage dieser Station ist seitens der Gesellschaft noch vor Inangriffnahme der
Arbeiten ein genauer Detailplan vvrzulegen nnd sind sämmtliche Arbeiten i»> Einvernehmen mit
denn Stadtbauamle anszuführen.

6. Für den eisernen Oberbau ist ein Spstem zu wählen nnd der Gemeinde zur Genehmigung
vvrzulegen, welches die volle Gewähr für die Zweckmäßigkeil desselben bietet.

7. Tie Zonenbreite wird bei der eingeleisigen Bahnanlage mit 2.zg Meter, bei den zwei¬
geleisigen Anlagen mit 5.̂ Meter festgesetzt. Innerhalb dieser Zonenbreite sind die Geleise auf
städtischem Straßengrunde , insoweit derzeit eine Pflasterung nicht besteht, mit regulären Granit-
würfelsteinenaus Kosten der Gesellschaft ordnungsmäßig auszupflastern und ist das Pflaster in den
erwähnten Breiten in der ganzen Ausdehnung der Bahn auf städtischem Straßeugrunde auf Kosten
der Gesellschaft stets in gutem, klaglosen Zustande zu erhalten.

Tie Gesellschaft hat weiters für die stete Reinhaltung der Bahn von Koth, Staub und
Schnee, innerhalb der bestimmten Zonenbreiten, sowie für die sofortige Abfuhr der von der Bahn¬
stäche abgezogenenSchmutz- nnd Tchneemassen Sorge zu trage».

8. Mit Rücksichtnahme auf den Bestand der 870 Millimeter und 520 Millimeter weiten
Rohrstränge der Hochguellenleitnng in der Dammsiraße werden die mit dem Gemeinderathsbeschlusse
vom 19. Oktober 1886, Z. 6202, M.-Z. 306.475, anlässlich der Herstellung von Rcbengeleisen in
dieser Straße aufgestellten Bedingungen mit dem Beifügen erneuert, dass die Bohrstränge bei den
Krenznngcn durch die projektiertenGeleiseanlagennach der Angabe und unter Aufsicht des Stadt-
banamtes auf Kosten der Gesellschaft durch Widerlagsmauern, welche mit Traversen zn überlegen
sind, versichert werden.

Die mit dem erwähnten Gemeinderathsbeschlusse gestellten Bedingungen haben auch hin¬
sichtlich der in der Dammstraße befindlichen Brnnnstnbe und Saugcanäle der ehemaligen Schön¬
brunner Hofküchen-WasserleitungAnwendung zu finden.

9. Der »eben denn Ausgangsgebände des Bahnhofes der Südbahn in Meidling befindliche
Wagenanfstellungsplap der Südbahn ist um jenes Flächenmaß zn vergrößern, welches der gegen
ivärtig vor dem Asplhanse der Tüdbahn bestehende nnd nnnmehr anfznlassende Wagenamstellnngs
platz für Einspänner besitzt, damit dvrtselbst zusammen 25 Einspänner und Fiaker, sowie die bereits
gegenwärtig dort Aufstellung nehmenden Omnibuswagen Raum finden.

Ter von der Gesellschaft zn vergrößernde Theil des Ausstellungsplapes ist auf Kosten der
Gesellschaft mit Würfelsleinennnszupflnsternnnd mit Asphalt anszngießen.
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10. Für die im Punkte 6 bedungene Verbreiterung und Umgestaltung der Marx-Meidlinger-
straße, daun für die Riveauherstelluugenin der Dammstraße, sind Detailpläne (Situationspläne im
Maßstabe 1 : 500 und Profilpläuc im Maßstabe 1 : 100( zur Genehmigung vorzulegen.

Weiters ist für die herzustellcndenStützmauern, Entwässerungs-Anlagen und für etwaige
Hochbauten der Baueousens zu erwirken.

11. Der probeweisenEinführung des Pferdebetriebes auf der Theilstrecke„Stelnbauergasse-
Rudolfsgasse-Meidlinger Bahnhof" wird vorläufig auf die Zeitdauer eines Jahres und unter der
Bedingung zugestimmt, dass die ganze Strecke der Bahn in der Steinbauer- und Rudolfsgasse bis
zur Wilhelmsstraße in der entsprechenden Zonenbreite ausgepflastert und instandgehalten werde
(Punkt 7), die bisherige Fahrordnung und die gegenwärtig eingeführten Verkehrs-Zeitintervalle nebst
den gegenwärtigen Tarifen keine Änderung erleiden.

12. Die Gesellschaft hat zur Sicherung der übernommenen Verpflichtungen eine Caution im
Betrage von 2000 fl. in barem, oder in von der Gemeinde zur Enutiousleistung geeignet erscheinenden
Wertpapieren, zu Händen der städtischen Hauptcassa zu erlegen.

13. Tie Gemeinde bedingt sich den Abschluss eines Vertrages mit der Gesellschaft, in welchem
nicht allein die vorstehenden Bestimmungen Aufnahme finden, sondern auch noch jene allgemeinen
Bedingungen und Vorbehalte aufzunehmen sind, welche auf den Beginn der Vertragsdauer, auf die
Modalitäten der Zahlung des bedungenen Bestandzinses, auf den CautionSerlag, auf die Art der
Ausführung der Bahnarbeiten unter Bedachtnahme auf die Sicherheit privater und städtischer Objecte,
auf Gebüren u. s. w. Bezug nehmen.

14. Bor endgiltiger Vereinbarung über die gestellten Bedingungen und Abschluss des vor¬
erwähnten Vertrages dürfen die Bauarbeiten auf städtischem Grunde nicht in Angriff genommen
werden.

Das Bahnnetz der Dampftramways in Wien und Umgebung hatte mit
Ende des Jahres 1893 eine Betriebslänge von 68 .^ Kilometer; die gesammte
Geleiselünge betrug 99 .gzg Kilometer. Als Betriebsmittel standen 64 Locomotive,
245 Personenwagen und 152 Lastwagen in Verwendung.

Ans den Tampftramways wurden befördert:
Personen ' Frachten(Kilogramm)

im Jahre 1889 4,507 .516 63,607 .630
„ „ 1890 4,682 .831 84,372 .340
„ 1891 4,699 .947 88,020 .450
.. 1892 4,879 .100 81,226 .000
., „ 1893 5,205 .608 148,747 .834

Tie vorstehenden summarischen Angaben vertheilen sich auf die einzelnen Tampf-
tramway-Gesellschaften wie folgt:

1. Dampftramway - Gesellschaft vormals Kraus ; L Comp . — Diese Gesell¬
schaft besitzt die Linien „Wien— Stammersdorf — Groß-Enzersdorf " und „Wien—Hietzing
Perchtoldsdorf— Mödling ", sowie die von der letzteren abzweigende Bahnstrecke„Hietzing
—Dber -St . Veit ", zusammen mit einer Betriebslänge von 44 .g,g Kilometer und hatte
Ende 1893 28 Locomotive, 103 Personenwagcn und 23 Lastwagen.

Tie Gesellschaft beförderte Personen
auf den südlichen ans den nördlichen

im Jahre
1889 806 .189
1890 845 .176
1891 847 .172
1892 860 .116
1893 940 .948

1,048 .807
1,118 .651
1,194 .322
1,252 .398
1,279 .109

Linien
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An Lüsten wurden im Jahre 18119: 4,275 .800 , 1890 : 12,708 .500 , 1891:
8,187 .700 , 1892 : 5,621 .200 und 1893 : 5,608 .300 .Kilogramm transportiert.

Wahrend des Berichtsguinguenniums betrugen
im Jahre die Einnahmen die Ausgaben

1889 294 .404 fl. 195 .291 fl.
1890 315 .571 „ 219 .057 „
1891 319 .961 „ 233 .205 „
1892 327 .290 „ 231 .728 ,.
1893 347 .370 „ 243 .815 „

2 . Neue Wiener Tramwaygesellschaft . — Die Gesellschaft besitzt die Danipf-
tramwaylinie „Ehemalige Westbahnlinie — Baumgarten — Hütteldarf " . Ferner findet auf
der Strecke „Schottenring — Nussdorf " , und zwar vom Linienwalldurchbruch bis Nnss-
dorf stets , ans der Zweiglinie „Grinzingerstraße — Heiligenstadt " aber nur an Sonn-
nnd Feiertagen Dampfbetrieb statt . Endlich führte sie bis Mitte Jänner 1893 den
Betrieb der der Actiengesellfchaft der Wiener Localbahnen gehörigen Linie „Wien—
Wiener -Neudorf " , mit Einschluss der Psagestrecke „Steinbauergasse —Matzleinsdorfer-
straste" , im Dampfbetriebe . Die Betriebslänge der Strecken mit reinem Dampfbetrieb
betrug Ende 1893 5 .,.^ , jener mit Mirtebetrieb 7. ôo Kilometer , der Bestand der
Locomotive 21 , der Dampf - und Mixtewagen 114.

Befördert wurden auf der Strecke Sternwartestraße —Nussdorf und Schottenring
—Nussdorf (im Mixtebetrieb)

im Jahre 1889 . 1,372 .851 Personen
„ „ 1890 . 1,404 .479
„ „ 1891 . 1,428 .775
„ „ 1892 . 1,412 .879
„ „ 1893 . 1,472 .833

auf der Strecke Wien— Baumgarten
im Jahre 1889
.. 1890 .
.. 1891 .

834 .762 Personen
840 .925
801 .028

auf der Strecke „Wien— Baumgarten — Hütteldorf " nach Eröffnung der Strecke „Baum¬
garten —Hntteldorf " am 1. Mai 1892

im Jahre 1892 . 896 .355 Personen
„ „ 1893 . 1,018 .477

ini Jahre 1889
.. 1890

1891
„ .. 1892

Im Jahre 1893 wurde dies

Ziegel
(Kilogramm!
59,332 .330
71,668 .840
79,832 .750
75,604 .800

auf der Strecke Wien— Wiener -Nendorf
Personen

. . 223 .722

. . 263 .551

. . 255 .276

. . 285 .975
se Bahnstrecke von der Neuen Wiener Tramway-

gesellfchaft nicht mehr betrieben . In den Ziffern der Personen der Strecke „Wien—
Wiener -Nendorf " sind die Zahlen der auf der Psagestrccke „Steinbanergasse — Matz-
leinsdorferstraße " nicht enthalten , weil sie zum allergrößten Theile in den im folgenden
Capitel „Pferdebahnen " gegebenen Ziffern ohnehin Vorkommen. Die Verfrachtung
anderer Güter als Ziegel ist minimal.
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3 . Die Kahlcnberg - Eiscnbahngcscllschaft besitzt außer der Zahnradbahn
ans den Kahlenberg die Concession zum Betriebe der schmi erwähnten Dampftramwah-
linie „ Wien — Nnssdorf " mit einer Länge van 3 .^ g Kilometer . Die Betriebslänge,
Betriebsmittel und die Anzahl der auf der letztgenannten Linie beförderten Personen
sind in den Angaben für die Neue Wiener Dramwaygcscllschaft eingerechnet , welche
diese Linie namens der bezeichneten Bahngesellschaft innerhalb des ehemals geschlossenen
Stadtgebietes mit Pferden , außerhalb desselben mit Locomotiven betreibt.

Ter Personenverkehr der Zahnradbahn selbst betrug in den einzelnen Jahren der
Berichtsperiode berg - und thalwärts zusammen , und zwar 1839 : 221 . 185 , 1890:
210 .049 , 1891 : 173 .374 , 1892 : 171 .377 und 1893 : 181 .943 Personen ; der
Frachtenverkehr ist unbedeutend . Der Stand der Fahrbetriebsmittel zu Ende 1893
war : l! Loeomotive , 18 Personen - , 4 Güter - und 2 Wasserwageu.

4 . Die Wiener Localbahnen - Actiengesellschaft besitzt die Dampftramway¬

linie „ Wien lMatzleinsdorfj Wiener -Nendors " in der Betriebsläuge von I I .,̂ Kilometer

mst 9 Locomotiven , 10 Personenwagen und 123 Lastwagen.
Tie Gesellschaft beförderte im Jahre 1893 312 .298 Personen und an Laste»

143,139 .534 Kilogramm.

Die Gesammteiuuahmen betrugen 103 .905 fl ., die Ausgaben 97 . 118 fl.

2 . Elektrische Bahnen.

Die Anlagen von elektrischen Bahnen haben in den letzten fünf Jahren eine große
Ausdehnung erhalten . Namentlich in den größeren Städten von Europa und Amerika

sind in dieser Zeitperiode elektrische Bahnen verschiedener Systeme zur Ausführung
gelaugt . Tie immer mehr empfundene Unzulänglichkeit des Pferdebetriebes der Tram¬
bahnen einerseits und die erstaunlichen Fortschritte in der Anwendung der Elcktricität
für Berkehrszwecke anderseits habe » die Anlage elektrischer Bahnen gefördert.

Auch in Wien sind in dem abgelanfencn Quinguennium verschiedene Projectc für
die Anlage elektrischer Bahnen aufgetaucht.

Tie Bauunternehmer Ritter v . Ritscht und Ritter v . Tonello haben ein Project
über die Anlage einer elektrischen Bahn von Wien , Praterstern nach Kagran überreicht.
Hierüber fand am 19 . August 1892 die Tracenrcvisiou und politische Begehung statt,
wobei aber seitens der Gemeinde mit Rücksicht darauf , als ein Beschluss des Gemeinde-
rathes in dieser Angelegenheit noch nicht Vortag , eine bindende Erklärung nicht abgegeben
werden konnte.

Die weiteren Verhandlungen mit der Firma Ritschl L Comp , haben schließlich
zu einem Vertragsabschlüsse geführt ; bis zum Schlüsse der Berichtsperiode war mit
dem Baue dieser Bahn nicht begonnen worden . —

Über ein Ansuchen des Adolf Springer , Realitätenbesitzers in Wien , um
Bewilligung zur Anlage einer elektrischen , schmalspurigen Bahn von der Großmarkt-

halle im III . Bezirke nach Schwechat wurde bei der bezüglichen Tracenrevisions-
commissiou am 14 . April 1893 erklärt:

„Tie Vertreter der Gemeinde Wien sprechen sich insbesondere mit Rücksicht ans die in Anssicht
stehende Regulierung des Dvnnucannles und Anlage eines Sninnielcanatcs am rechten User des
Tvnnncannles , sowie im Hinblicke darauf , dass die Bahnanlagc in Fahr und Feldwegen projektiert
ist , welche nach dem Regulierungsplane aufgelassen werden sollen , gegen die projectierte Tracen-
sührung aus , zumal die Gemeinde Wien dermalen nicht in der Lage wäre , dem tloncessionswer .ber
die Ltraßenbenütznng zur Anlage der in Rede stehenden Bahn zu gestatten ."
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Einem weiteren Ansuchen des genannten Unternehmers nin Straßenbenützung für
die Verstellung einer schmalspurige», elektrischen Buhn von der Aspernbrücke um linken
Donancanalnser bis z>tr Sosienbrücke kennte die (Gemeinde ans dem Grunde keine
Folge geben, als dermulen der Bun des Snmmelcunules in der Unteren Donaustraße
»nd in der Schüttclstraße, die Umgestultnng des Tonaneanales in einen Handels- und
Winterhafen und der Umbau der Franzensbrücke bevvrstcht und weil erst nach Aus¬
führung dieser Anlagen über die allsällige Errichtung einer Bahn in den genannten
Straßen entschieden werden kann.

Weitere Prajeete über die Anlage elektrischer Bahnen stehen derzeit nach in
Berhandlnng. -

Einen vorübergehenden Bestand hatte die schmalspurige Petr ölen in moto re »bahn
des Maschinen-EommissionshändlerSJosef Ed. Bieren, ; in Wien, welche nach dem
System Daimler gebaut wurde. Dieselbe stand im Jahre 1890 während der allgemeinen
land- und forstwirtschaftlichen Ausstellung und im Jahre 1892 während der internationalen
Musik- und TheaterauSstellnng im Betrieb und führte von der Station „Praterstern " der
Wiener Verbindungsbahn ,;nm Westpvrtale der Rotunde im Prater . Hiebei wurde dem
Unternehmer die Kreuzung der Ausstellnngsstraße im Niveau gestattet und von der
Forderung eines Platzzinses für die Straßcnbcnütznng lso wie dies auch bezüglich der
bestandene» elektrischen Praterbahn im Jahre 188.9 bestimmt worden war ! mit Rücksicht
ans den vorübergehendenBestand der Bahn und die Kürze der benützten Strastenstrecke
Umgang genommen.

» Pferdc -Eiscnbahnen.
Das gesummte Pferdebahnnetz, ausschließlich der niit Dampf betriebenen Tramway¬

strecken, hatte am Ende des Jahres 1898 eine Ausdehnung von 100.^ Kilonieter, die
Geleiselänge betrug 198.^ Kilometer.

Wiener Hramway-Kesellkchaft.
Im Laufe des Jahres 1889 sind vom k. k. HandelsministeriumEntscheidungen

getroffen worden, welche auf den Ausbau der Pferdebahnlinien einen ganz besonderen
Einfluss hatten, weiterS sind aber auch Ereignisse eingctreten, durch welche sowohl die
Aufmerksamkeit des GemeinderatheS, als auch das Interesse deS Pnblieums in hervor¬
ragender Weise in Anspruch genommen wurde. In crsterer Beziehung ist vor allem der
Erlass des k. k. Handelsministeriums vom 14. April 1889, Z. 44.959 ex 1888 an¬
zuführen. Aus demselben sind folgende Bestimmungen hervorzuheben:

Die Wiener Tramway-Gesellschaft erhält sofort die Eoncession zum Bane und Betriebe
der im Art. V, Z. II, Punkt 1, 2, 11 und 12 des Nachtragsübereinkommensmit der Gemeinde
Wien vom 4. Mai 1887 angeführten Pferdebahulinie», und zwar:

af für eine durchaus zwcigeleisig zu erbauende Pferdebahnlinie durch die Burggasse;
t>» für eine theils ein , theils zweigeleisig zu erbauende Pferdebahulinie durch die

Gumpendvrferstraste , abzweigend von den bestehenden Geleisen am Lpernriug durch
die Eschenbachgasse bis zur Wallgasse nächst der Gumpendorserlinic:

e) für eine durchgehends dvppetgeleisig herzustellende Pferdebahulinie durch die Wasscr-
gasse zur Verbindung mit der Kowengasse und endlich
für eine doppelgeleisigc Pferdebahulinie voll der Haltestelle„Limmeringerstraße"
der bestehenden Pserdcbahnlinie durch die Himbergerstraße in, X. Bezirke über den
Bürgerplatz bis zum sogenannten alten Landgutc , bezüglich welcher Linie auch die
Zustimmung des niederösterrcichischen Landesausschusses zur Benützung der Himbcrgcr
Landesstraße sür die fragliche Tramwahanlage nachgewiesen erscheint.
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Die Tauer der Concession wird übereinstimmend mit jenen der übrigen gesellschaftlichen
Linien bis zum 31 . December 1925 festgesetzt.

Das Handelsministerium behält sich vor , im Sinne der Bestimmung im Z 92 der
Eisenbahnbetriebsordnung vom 16 . November 1851 , R . G . Bl . Nr . 1 ex 1852 und auf Grund
der Allerhöchsten Entschließungen vom 25 . Februar 1859 und vom 8 . März 1867 , sowie unter
Berücksichtigung der Verpflichtungen , welche von der Gesellschaft als Bedingung für die erhaltene
Bewilligung zur Benützung öffentlicher Straßen für die Anlage und den Betrieb ihrer Pferdc-
bahnlinien vertragsmäßig übernommen worden sind nach Anhörung der Gesellschaft im Ein¬
vernehmen und , soweit erforderlich , unter Mitwirkung der sonstigen competenten Behörden und
Lrgane bezüglich des Betriebes der sämmtlichen gesellschaftlichen Linien ehestens eine Betriebs¬
ordnung aufzustellen . Durch die zu erlassende Betriebsordnung soll eine dauernde Lrdnung der
Betriebsverhältnisse der Gesellschaft herbeigeführt und sollen insbesondere die Verpflichtungen der
Gesellschaft in Absicht auf die Fahrordnung , die Anzahl und die Beschaffenheit der in Verkehr
zu setzenden Wagen und die sonstigen in Betreff des Betriebes und Verkehrs auf den gesellschaft¬
lichen Pferdebahnlinien sich ergebenden Fragen nach Möglichkeit präcisiert werden.

Bei der Aufstellung der vorgedachten Betriebsordnung wird nach Maßgabe der bestehenden
Eompetenzen einerseits den Anforderungen des unbeirrten öffentlichen Verkehres , sowie der Sicher¬
heit überhaupt , dann den thatfächlich bestehenden localen Perkehrsbedürfnissen und den berechtigten
Interessen des die Pferdebahn benützenden Publikums Rechnung zu tragen , insbesondere auf die
Beseitigung des gegenwärtig noch theilweise bestehenden Übelstandes der zeitweisen Uberfüllung
der Pferdebahnwagen hinzuwirken , anderseits aber auch auf die thunlichste Ökonomie des Tram-
wnpbetriebes und auf die Vermeidung nicht unbedingt nvthwendiger Mehrauslngen bei Durch¬
führung des gedachten Betriebes Bedacht zu nehmen sein.

Hiebei soll endlich auch dem wiederholt geäußerten Wunsche der Gesellschaft wegen Hintan¬
haltung einer über das Maß der unumgänglichen Nvthwendigkeit hinausgehenden Mitbenützung
der Tramwayschienen durch andere Straßenfuhrwerke nach Thunlichkeit entsprochen werden.

Als concessionsmäßige Maximaltarife für die Personenbeförderung haben auf dem gesammten
gesellschaftlichen Bahnnetze jene Tarife zu gelten , welche aus den nachstehend angeführten grund¬
sätzlichen Bestimmungen , sowie aus den im Erlasse enthaltenen speciellen Anordnungen sich ergeben.

Grundsätzliche Bestimmungen für den der Wiener Tramway - Gesellschaft anlä sslich
der Concessionicrung der von derselben vertragsmäßig herzustellenden neuen
Linien zu gewährenden cvncessionsmäßigen Tarif für die Personenbeförderung.

7̂ Der Fahrpreis beträgt 7 len . svferne nicht die sub L und V angeführten Tarifsätze
von 5 und 4 kr. zur Anwendung kommen , an W erktagen  für eine direkte Fährt in jeder Richtung
ans den Strecken:

1 . von der Remise I in Simmering , de» Remisen Rudvlfsheim und Hernals , dann von den
innerhalb des Gemeindegebietes und der Vorvrte gelegenen Endstationen bis zur Ein¬
mündung in den Ring , beziehungsweise Quai;

2 . von Dornbach , von Penzing , vor der Remise II in Simmering bis zur betreffenden Ver¬
zehrungssteuerlinie ;

3 . vom Praterstern einerseits bis zum Hotel Union , anderseits bis zu einem Punkte des Ringes
oder Quais;

4 . vom Hotel Union bis zur Lerchenfelder Linie;
6 . von der Lerchenfelder Linie bis zur Gumpendvrser Linie;
6 . von der Neinprechtsdorferstraße bis zur Simmeringerstraße;
7 . auf dem Ring und Quai.

8 . Der Fahrpreis beträgt 5 lrn . au Werktagen  für eine direkte Fahrt aus den nach¬
stehende » Strecken in jeder Richtung:

1 . von den nachstehenden Punkten der Radiallinien , und zwar vom Praterstcru , von der
Sophienbrücke , von der Rvchuskirche , von der Brücke über die Verbindungsbahn am Rcnn-
weg , von der Mayerhofgasse , von der großen Neugasse , von der Kettenbrückengasse , vom
Eßterhazhpark , von der Mariahilferkirche , von der Neubaugasse , von der Lerchengasse , von
der Reitcrkaserne , von der Kochgassc , vom Bürgerversorgungshause in der Währingerstraffe,
vom Liechtensteinpalais bis zur Einmündung in den Ring , dann vom bayrischen Hof bis
zur Einmündung in den Quai;
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2 . vom Centralsricdhofe zur Remise II in Simmering , ferner von der Remise II bis zur
Remise I in Simmering;

3 . vvn Penzing oder Dornbach bis zur Remise der betreffenden Strecke;
4 . von der Remise I in Simmering , vom Landgute , Vvn den Remisen in Rudolfsheim,

Hernals und Währing , dann von den in den Vororten gelegenen Endstationen bis zu den

betreffenden Verzehrnngssteuerlinien Wiens;
5 . vom Praterstern bis zu der Rotunde , zu den Bädern , zur Nordwestbah » , dann durch die

Kaiser Joscfstraße zum lutherischen Hof;
6 . vvn der Schlachthausgasse (Erdbergerstraße ) zur Rvchuskirchc , dann vvn der Landstraße

Hauptstraße ftWassergasse ) bis zur Sophicnbriicke;
7 . auf den nachstehenden Strecken der Gürtellinie : Simmeringerstraßc — Matzleinsdvrferlinie,

Vvn da bis zur Reinprechtsdorferslraße , von der Gumpendorferlinie bis zur Westbahnlinie,
vvn da bis zur Lerchenselderlinie , von da bis zur Alscrstraße , vvn der Alserstraßc bis zum

Hotel Union , vom Hotel Union bis zur Klosterneuburgerstraße , endlich von da bis zum
Nvrdwestbahnhose.

Das Handelsministerium behält sich vor , im Einvernehmen mit der Wiener Tramwah-

Gesellschaft noch weitere Strecken von geringer Ausdehnung ll — 1.5 Kilometer ) zu bestimmen,

oder eventuell auch das ganze gesellschaftliche Bahnnetz in solche Strecken einzutheilen , ans

welchen der ermäßigte Fahrpreis von b kr. einzuhebcn sein wird.

O . Der Fahrpreis beträgt IO kn . an Werktagen für eine Fahrt direct oder mit

Benützung der Cvrrespvndcnzkarte:
1 . zwischen zwei Punkten des gesellschaftlichen Bahnnctzes (mit Ausschluss der Strecken : Remise

Hernals — Dornbach , Remise Rudolssheim — Penzing , Remise I in Simmering — Central-
sriedhos ) , soferne für diese Fahrten nicht die sud II und L angeführten Tarifsätze Vvn

7 , 5 und 4 kr. zur Anwendung kommen;
2 . von der St . Marxerlinie bis zum Eentralsriedhofe und umgekehrt.

O . Der Fahrpreis beträgt 20 kn . für eine Fahrt direct oder mit Benützung der Correspondenz-
karte an allen Tagen Vvn einem Punkte der Strecke Centralfriedhos — Remise I in Simmering

bis zu einem Punkte der Strecken : Penzing —Remise Rudolssheim und Dörnbach — Remise Hernals

oder umgekehrt , dann an Werktagen  von einem Punkte der Strecke Penzing —Remise l zu einem
Punkte der Strecke : Dörnbach — Remise Hernals oder umgekehrt.

ki . Der Fahrpreis beträgt 4 kr . für die directc Beförderung von Arbeitern mit bestimmten
Wagen , welche die Gesellschaft an Werktagen  in den frühen Morgenstunden und in den Abend¬
stunden auf den Radiallinien von den Remisen bis zur Einmündung in den Ring , beziehungsweise
Quai , und eventuell im Falle constatirten Bedarfes auch auf der Gürtellinie in Verkehr zu setzen hat.

Die näheren Bedingungen für den Verkehr solcher Wagen für die Arbciterbeförderung werden
vom Handelsministerium im Einvernehmen mit der Gesellschaft derart geregelt werden , dass hiedurch die

anzustrebcnde billige und rationelle Arbeiterbesörderung in zweckentsprechender Weise ermöglicht wird.
Jnsoferne die Einführung einer solchen Beförderung von Arbeitern mit bestimmten Wagen

nach dem Ermessen des Handelsministeriums Geleiseanlagen zu dem Zwecke erfordern sollte , um

die bei dem Wagenverkehre auf den Radiallinien am Endpunkte nächst dem Ringe oder Quai

anlangenden Wagen ausstellen und sodann auf dem richtigen Geleise znrückbefördern zu können,
soll die Gesellschaft zur Einführung der vorgedachten Arbcitertransporte zu ermäßigtem Fahr¬
preise nur in dem Falle und insvferne verpflichtet sein , als dieselbe die Bewilligung zur Benützung
der öffentlichen Straßen für die diesfalls erforderlichen Geleiseanlagen vvn Seite der Wiener
Gemeinde erlangt.

IQ Der Fahrpreis betrügt 10 kr . an Sonn - und Feiertagen  sür jede Fahrt zwischen
zwei Punkten des gesellschaftlichen Bahnnepcs mit Ausschluß der Strecke „Remise I in Simmering
—Eentralfriedhof " .

Für diese letztere Strecke wird außerdem der Fahrpreis vvn 10 kr. eingehoben.

O . Ter Fahrpreis beträgt S kn . für Kinder im Alter von 2 bis 10 Jahren — und

zwar gleichmäßig an Werktagen , wie an Sonn - und Feiertagen — für jede Fahrt zwischen
zwei Punkten des gesellschaftlichen Bahnnetzes ohne jede Einschränkung , svserne nicht der ermäßigte
Fahrpreis von 4 kr. nach lit . k zur Anwendung kommt.

Kinder unter zwei Jahren sind frei.
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14. Tie Wiener Tramway-Gesellschaft ist verpflichtet, unter den vom Handelsministerium
im Einvernehmen mit der (Gesellschaft festzusetzenden Bedingungen für die im vorstehende»
-ml, X , 0 , <1, I ) und !>' angeführten Fahrten im Abonnement  eine Fahrpreisermäßigung
znzugestehen . welche bei einem Fahrpreise von 10 fr . und 20 kr. per Fahrt 10 Procent und bei
einem Fahrpreise von 7 oder 5 kr. per Fahrt 5 Procent des normalen Fahrpreises zu betragen hat.

I , Die Gesellschast ist berechtigt , die im vorstehenden sad -V bis einschließlich II angeführten
Marimaltarifsätze herabznsepen und sonstige Fnhrbegünstigungen zu gewähren ; insbesondere wird
dieselbe die bestehenden Jahrbegünstignngen im Wochen -, Monats - und Jahresabonnement bis
ans Weiteres auch fernerhin aufrecht halten.

Die Aufhebung solcher von der Gesellschaft aus eigener Initiative eingcführten Fahrpreis¬
ermäßigungen und Frhrtbegünstignngcn unterliegt der vorhergehenden Genehmigung des k. k.
Handelsministeriums.

A n in e r kn n g 1.

Fahrkarten zu 10 kr. (Ilt . 0 und b ) und zu 20 kr. (Ilt . It >, dann die ans der Eombinatio»
der Fahrkarten nach Ut. -V, I! und L sich ergebenden Fahrkarten zu höherem Gesammtpreise,
sowie Kindertarten >llt . Os berechtigen zu einer ans dem kürzesten Wege ohne Unterbrechung fort'
znsetzenden Fahrt mit Benützung der Cvrrespondenz.

Anmerkung  2.

Für de» Fall der Einsührnng eines Fahrkartenstempels ist die Wiener Tramway -Gesellschast
nicht verpflichtet , die Zahlung einer solchen von dem Fahrgaste zu entrichtenden Stempclgebür
ans sich zu nehmen.

Über diesen Erlass fasste der Grmeinderath in seiner Plenarversammlung vom
l l Juni 1880 nachstehende » Beschluss:

„In Erwägung , dass durch die Ertheilung cvneessivnsmäßiger Tarife deshalb kein Recht
der Gemeinde Wien verletzt wurde , weil diese Tarife innerhalb der im is 27 des Vertrages vom
7 . März 1808 stipulierten Grenzen erfolgte und in weiterer Erwägung , dass durch die im Erlasse
des k. k. Handelsministeriums vom 14 . April 1880 , Z . 44 .060 ex 1888 in Aussicht genommene
Betriebsordnung der Gemeinde ein Beschwerderecht an den Verwaltnngsgerichtshof nicht erwachsen
ist , weil die Frage der Betriebsordnung ohnehin Gegenstand von an das Ministerium des Innern
und das Handelsministerium eingebrachten noch nicht erledigten Necursen ist und erst nach
Erledigung dieser Reenrse der Anlass für die Gemeinde Wien gegeben sein wird , Beschluss
darüber zu fassen , ob und inwiefernc eine Beschwerde an den Vcrwaltungsgerichtshof einzubringen
sei — beschließt der Gcmeinderath gegen den Erlass des Herrn Handelsministers vom 14 . April 1880,
Z . 44 .050 keine Beschwerde an den k. k. Verwnltnngsgcrichtshos einzubringen und diesen Erlass
zur Kenntnis zu nehmen ."

Zu bemerken ist , dass die Wiener Tramway -Gesellschaft im 2anse des Jahres 1880
auch nach die Evneession znm Baue und Betriebe der nachstehenden Pferdebahnlinien
erhalten hat:

1. Alserstrasse —Üinderspitalgassr — Alsbachstraße — Hernalser Hauptstraße:
2 . Ungargasse — Fasangasse znm Sndbahnhos;
8 . Beinprechtsdorferstraße Mahleinsdvrferlinie — Simmeringerstraße;
4 . Spitalgasse;
3 . Alserstraße - Skvdagassc Blindcngasse ' .daiserstraßc ' Wallgasse bis zur Gnm-

pendvrferlinie.

Weiters muss hier nach des Erlasses der k. t . n .-ö. Statthalterci vom 4 . Juli 1880,
Z . 24 .652 , betreffend die provisorische Betriebsordnung  gedacht werden , welcher
lautet:

Infolge des vom hohen k. k. Hnndelsministerinm aus Grund des mit dem hohen k. k. Mini¬
sterium des Innern gepflogenen Einvernehmens an die k. k. Statthalterei ergangenen Erlasses vom
14 . April d. I ., Z . 37 .542 ex 1887 , betreffend den Recurs der Gemeinde Wien gegen den h . o.
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Erlass vom 13. September 1885 , Z . 40 .633 , mit welchem eine provisvrische Betriebsordnung für
die beiden Wiener Tramwapgesellschaften genehmigt wurde , wird dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes eröffnet:

Bekanntlich ist zur Zeit der Überreichung des obigen Recurses der Gemeinde Wien dem
Reichsrathc ein von der Regierung eingebrachter Gesetzentwurf Vorgelege» , womit Bestimmungen
für die Anlage und den Betrieb von Straffenbahnen (Tramways ) getroffen werden sollten.

Im Falle der legislativen Genehmigung der gedachten Regierungsvorlage wären für
sä nmtliche Pferdebahnangelegenheiten , und zwar sowohl hinsichtlich der Eompetenz für die Con-
cessivnicrung von Straßenbahnen , als auch hinsichtlich des Baues und Betriebes derselben, ganz
andere Gesichtspunkte , als bisher zur Geltung gelangt ; mit Rücksicht hierauf und in Gewärtignng
der dicssälligen Beschlüsse des Reichsrathes über die obige Regierungsvorlage wurde damals mit
der sofortigen Entscheidung über den fraglichen Recurs innegehalten.

Da inzwischen bei dem hohen k. k. Handelsministerium ans Grund der Eingaben der
Wiener Tramwahgesellschast vom 3. Juni 1887 , Z. 34 und vom 19. Februar 1888 , Z . 760,
die Verhandlungen wegen Concessionierung der von der Gesellschaft in Gemäßheit des mit der
Gemeinde Wien unter dem 4. Mai 1887 abgeschlossenen Rachtragsübereinkvmmens auszusührcnden
Pferdebahnlinien und insbesondere auch wegen Festsetzung eines concessivnsmäffigen Tarifes für
das gesammte gesellschaftlichePferdebahnnetz eingeleitet wurden , schien es geboten , noch weiters mit
der Entscheidung über den von der Gemeinde Wien in Ansehung der in Rede stehenden Betriebs¬
ordnung eingebrachten Recurs zurückzuhalten.

In dem an die k. k. Statthalterei ergangenen Erlasse des hohen k. k. Handelsministeriums
vom 14. April d. I ., Z . 44 .959 ex 1888 , betreffend die Concessionierung der von der Wiener
Tramwaygesellschaft vertragsmäßig herzustellendcn Pserdeeisenbahnen , hat nun das genannte hohe
Ministerium unter Einem auch die entsprechende Verfügung wegen ehethunlichster Ausstellung einer
neuen definitiven Betriebsordnung für die Wiener Tramwaygesellschaft , und zwar unter Wahrung
aller bestehenden Competenzen getroffen. Indem sich das hohe k. k. Handelsministerium Vorbehalten
hat , auch für die Pferdebahnlinicn der Neuen Wiener Tramwaygesellschaft eine definitive Betriebs ''
ordnung zu erlassen, eventuell für beide Pserdebnhnunternehmungen eine einheitliche definitive
Betriebsordnung aufzustellen , wurde die k. k. Statthallerei angewiesen , in analoger Weise, wie dies
mit dem vorbezogenen Handelsministerialerlasse bezüglich der Wiener Tramwaygesellschaft ungeordnet
worden ist, unter Beachtung der im citierten Erlasse bekannt gegebenen Gesichtspunkte vorzugehen
und auf Grund der diesfalls einzuleitenden Erhebungen und Verhandlungen die entsprechenden
concreteu Anträge zu stellen.

Im Hinblicke auf die nach dem Vorstehenden wegen Erlassung einer definitiven Betriebs¬
ordnung für die Wiener Tramwaygesellschasten getroffenen Verfügungen und nachdem die von der
k. k. Slatthalterei unter dem 13 . September 1885 , I . 40 .633 genehmigte , provisorische Betriebs¬
ordnung infolge der dagegen vorgebrachten Beschwerde der Gemeinde Wien bisher überhaupt gar
nicht in Wirksamkeit getreten ist, auch fernerhin nicht zur Anwendung zu kommen hat , fand das
hohe k. k. Handelsministerium auf Grund des eingangs erwähnten Einvernehmens mit dem hohen
k. k. Ministerium des Innern von einer meritorischen Entscheidung über den eingangs erwähntet,,
nunmehr gegenstandslos gewordenen Recurs der Gemeinde Wien timgang zu nehmen.

Ter Magistrat wird hievon unter Bezugnahme ans die Berichte vom 4. und 5. November
1885 , Z. 304 .289 , dann vom 5. Feber 1886 , Z . 5633 mit dem Beifüge » in die Kenntnis gesetzt,
dass unter Einem an die k. k. Polizeidirectivn in Wien die Aufforderung ergeht , unter Zuziehung
aller betheiligten Faktoren auch für die Pferdceisenbahnlinien der Neuen Wiener Tramwaygesellschaft,
eventuell für beide Pfcrdeeisenbahn -Ilitternehmungen eine definitive Betriebsordnung zu entwersc»
und den bezüglichen Entwurf hieher vorzulegen.

Wien , 4. Juli 1889 . Possinger m. p.

Auch diesen Erlass hat der Gemeinderath zur Kenntnis geiwminen, und von der
Ergreifung eines Rechtsmittels dagegen mit dein Vorbehalte Abstand genommen, dass
seinerzeit nach Schaffung der in Aussicht gestellten definitiven Betriebsordnung zu unter¬
suchen ist, ob Rechte der Gemeinde verletzt erscheinen oder nicht, beziehungsweise, welche
Rechtsmittel dagegen zu ergreifen sind. Tie k. k. Polizeidireetivn hat entsprechend den

15Derwaltungsbericht der Stadt Wien.
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Weisungen der k. k. n .-ö. Statthalterei den Entwurf einer Betriebsordnung sowohl für
die Wiener Tramwaygesellschaft , als auch für die Neue Wiener Tramwaygesellschaft
verfasst und denselben dem Magistrate zur Abgabe der Wohlmeinung zugemittelt.

Der Magistrat hat diesen Entwurf in der eingehendsten Weise geprüft und den¬
selben sowohl der Form , als dem Inhalte nach wesentlich abgeändert , dem Gemeiude-
rathe zur Beschlussfassung vorgelegt , welcher denselben in den Sitzungen vom 27 . Jnni,
vom 11 ., 14 ., 18 ., 28 . November und vom 5 . December 1890 durchberathen hat.
Den schwierigsten Punkt bildete das für die Concessionsdauer , also bis 1925 festzu¬
setzende Ausmaß der Fahrleistung , welche Festsetzung seit Jahren von der Gesellschaft
gefordert und im Punkt IX des oben angeführten Erlasses vom 14 . April 1889 seitens
der Regierung in Aussicht gestellt worden war . Da es unmöglich erschien, auf 35 Jahre
vorauszusehen , welche Umgestaltungen der städtische Verkehr durch eine Stadtbahn oder
durch eine Änderung des Tramwaymotor -Systems erfahren kann, befürwortete der
Gemeinderath nach langer Berathung folgende Textierung des H 9 des Entwurfes.

„Die Fahrleistung der Wiener Tramwaygesellschaft und der Neuen Wiener Tramway¬
gesellschaft wird unter Berücksichtigung des Verkehrsbedürfnisses auf den einzelnen Bahnstrecken,
dann der Verschiedenheit des Verkehres während der Sommer - und Wintersaison , an den
einzelnen Tagen und während der verschiedenen Tageszeiten bei der Festsetzung derSommer-
nnd Winter -Fahrordnung bestimmt ."

Ferner wurde beschlossen, in dem Gutachten der Gemeinde hervorzuheben , dass
die Annahme der von der Wiener Tramwaygesellschaft hinsichtlich der Fahrleistung
gemachten Vorschläge, sowie des Vorschlages der k. k. Polizeidirection ohne arge Schädigung
des Verkehres und des die Tramway benützenden Publikums unmöglich sei, und dass
die Festsetzung einer Fahrleistung auf die restliche Dauer der Concession der Wiener
Tramwaygesellschaft überhaupt ohue Gefährdung der Verkehrsinteressen nicht durch¬
führbar sei.

Eine Entscheidung seitens der Regierung ist in dieser Angelegenheit während der
Berichtsperiode nicht erflossen.

In dem eingangs erwähnten Erlasse vom 14 . April 1889 war seitens
des k. k. Handelsministeriums die Einführung des in demselben nach seinen Grund¬
zügen festgestellten Maximaltarifes für  den Zeitpunkt in Aussicht gestellt, in
welchem die betriebsfähige Herstellung der sämmtlichen neuen Pferdebahnlinieu erfolgt ist.

Nachdem diese Bedingung am Ende des Jahres 1891 erfüllt war , verfügte das
k. k. Handelsministerium mit dem Erlasse vom 23 . Februar 1892 , Z . 59 .496 die
Einführung des Maximaltarifs . Dieser Erlass , welcher wegen seiner Wichtigkeit hier
ebenfalls vollinhaltlich ausgenommen wird , lautet:

„Mit Bezug auf die Eingaben vom 22 . Juli , 12 . September , 10 . und 24 . No¬
vember 1891 , Z . 58 , betreffend die Einführung des mit dem h. o. Erlasse vom
14 . April 1889 , Z . 44 .959 ex 1888 , Punkt X bedingungsweise genehmigten Maximal¬
tarifes auf dem ganzen gesellschaftlichen Bahnnetze wird dem Verwaltungsrathe Nach¬
stehendes eröffnet:

Da laut des im Gegenstände erstatteten Berichtes der k. k. n.-ö. Statthalterei vom
22 . December 1891 , Z . 78 .081 die concessionsmäßigen Voraussetzungen für die Ein¬
führung des neuen Tarifes thatsächlich bereits eingetreten sind, besteht nunmehr von
Seite des k. k. Handelsministeriums gegen die sofortige Einführung des mit dem
bezogenen Erlasse vom 14 . April 1889 , Z . 44 .959 genehmigten concessionsmäßigen Tarifes
auf dem ganzen gesellschaftlichen Bahnnetze in Gemäßheit der dem obigen Erlasse bei-
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gefügten grundsätzlichen Bestiinmnngen und unter der Bedingung kein weiterer Anstund,
dass gleichzeitig mit der Einführung des cuncessiunsmüßigenTarifes auch die in den
gedachten grundsätzlichen Bestimmungen lit. 8 , Z. 7, Schlusssatz, vorbehaltene Eintheilung
des ganzen gesellschaftlichen Bahnnetzes in Zonen mit dem Fahrpreise zu 5 Kreuzer im Sinne
der im kurzen Wege vargelegten Behelfe, und zwar der Planskizze des ganzen, in solche
Zonen getheilten gesellschaftlichen Bahnnetzes und des Verzeichnisses der gedachten Tarif¬
zonen sofort bei Einführung des concessionsmüßigen Tarifes aktiviert werde. Die Er¬
klärung der Gesellschaft, die concessionsmäßigen Fahrpreisermäßigungen für Arbeiter
auch ohne Rücksicht auf die bisher noch nicht ermöglichte Anlage von Abstellgeleisen
für Tramwaywagen an den Endpunkten der Radiallinien nächst der Ringstraße und dem
Franz Josefs-Quai sofort eintreten zu lassen, wird unter der Voraussetzung zur Kenntnis
genommen, dass die gesellschaftliche Verwaltung ihrerseits nicht unterlassen werde, alle
jene Maßregeln zu treffen, welche geeignet erscheinen, den Arbeitern die möglichst aus¬
gedehnte Benützung der ihnen hiedurch eingeränmten Begünstigung zu ermöglichen, und
behält das Handelsministerium sich vor, in dieser Beziehung gegebenenfalls die etwa
erforderlichen weiteren Verfügungen zu treffen. Der Antrag der Gesellschaft, die
Arbeiterwagen in der Winterzeit um 6 Uhr Früh und 1/2  7 Uhr abends Verkehren zu
lassen, wird unbeschadet der etwa ans Grund der gewonnenen praktischen Erfahrungen
beim Betriebe sich als nothwendig herausstellenden Abänderung dieser Verfügung genehm
gehalten. Das Handelsministerium nimmt ferner die von der gesellschaftlichen Verwaltung
im kurzen Wege abgegebene Erklärung mit Befriedigung zur Kenntnis, wonach die
Gesellschaft freiwillig die Verpflichtung übernommen hat, unter Vorbehalt des Widerrufes
auch noch die folgenden Tarisermäßignngen gleichzeitig mit dem Concessionstarife kund¬
zumachen und einzuführen, und zwar die Ermäßigung:

I. von 20 Kreuzer auf 10 Kreuzer an Sonn- und Feiertagen vom Umkehrwechsel
in Simmering, Felbergasse, bis zu jedem Punkte des gesellschaftlichen Netzes;

II. von 15 Kreuzer auf 10 Kreuzer an Werktagen, vom Umkehrwechsel in Simmering,
Felbcrgasse, bis zu jedem Punkte des gesellschaftlichen Netzes, mit Ausschluss der
Strecken„Hernals—Dornbach" und „Remise Rndolfsheim-Penzing";

III. von 7 Kreuzer ans 5 Kreuzer auf folgenden Radiallinien an Werktagen in
direkten Wagen:
von der Bellaria bis Ende Lerchenfelderstraße,

. . Bnrggasse,
„ „ Ferdinandsbrückebis Ende Taborstraße stNordwestbahnhof),
„ „ Verbindungsbahnbrückeam Rcnnweg bis Simmering, Remise I, respek¬

tive bis zur Remise in Favoriten,
von der Mayerhvfgasse bis zur Remise in Favoriten,

„ „ Matzleinsdorfer Linie bis zum alten Landgut,
„ „ Großen Neugasse, respective Kettenbrückengasse bis Ende Meidling,
„ „ Mariahilferkirche bis zur Rndolfsheimer Remise,

vom Bürgerversorgnngshause jWähringerstraße) bis Zögcrnitz, respective bis zur
Remise Währing oder Ende Weinhaus,

von der Kochgnsse bis zur Hernalser Remise via Ottakringer Hauptstraße oder
Alsbnchstraße;

15*
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IV. von 14 Kreuzer auf 10 Kreuzer, an Werktagen, in direkten Wagen, von 5 bis
12 Uhr Mittags, für den Tour- und Retourverkehr auf den Radiallinien, wo
keine Remisen sind, bis zu den Endpunkten.
Das Handelsministerium nimmt hiebei keinen Anstand, dem im kurzen Wege gestellten

Anträge der Gesellschaft zuzustimmen, dass, soferne nicht in der Zwischenzeit eine ander¬
weitige Vereinbarung getroffen werden sollte, die Gesellschaft berechtigt sein wird, nach
Ablauf eines Jahres vom Tage der Einführung des neuen Tarifes an gerechnet, jeder¬
zeit die obigen, von der gesellschaftlichenVerwaltung nunmehr zur Einführung zu
bringenden, freiwilligen Ermäßigungen wieder aufzuheben, ohne diesfalls an die in den
cvncessionsmäßigenTarifbestimmungen vorbehaltene Genehmigung des Handelsministeriums
gebunden zu sein.

Es wird demnach zunächst der conccssionsmäßige Tarif, unter Ausdehnung der
Zonen mit dem Fahrpreise von 5 Kreuzer ans das ganze gesellschaftliche Bahnnetz, und
mit Rücksicht auf die von der Gesellschaft freiwillig zngestandcnen weiteren Tarif-
ermüßignngen und sonstigen Fahrbegünstigungen in Gemäßheit der beiliegenden Behelfe
Kundmachung, Planskizze, Zonenverzeichnis) zu erfolgen haben, während im Falle der
Aufhebung der mehrgedachten, freiwilligen Zugeständnisseder Gesellschaft, sofern nicht eine
anderweitige Vereinbarung getroffen werden sollte, die Tarifbestimmnngen im Sinne der
ini weiteren Anschlüsse mitfolgenden Behelfe (Tarifkundmachung, Planskizze und Zonen¬
verzeichnis) in Wirksamkeit treten werden."

Die dermalen, mit Einschluss der obigen Zugeständnisse der Gesellschaft, geltende
Eintheilung der Zonen st 5 Kreuzer ist folgende:

ä,. Radialstrecken:
I. Schottenring—Dornbach: 1. Kochgasse, 2. Remise Hernals , 3. Dörnbach.

II . Schottenring—Währing: 1. Bürgerversorgungshaus, 2. einerseits Währing—Weinhaus
(Endstation), anderseits Remise Währing.

III . Schottenring—Döbling : 1. Biirgerversorgungshaus, 2. Zögcrnitz.
IV. Schottenring—Porzellangasse—Spittelanergasse: 1. Liechtensteinstraße, 2. Spittelauergasse.
V. Franz Josefs-Quai —Augartenstraße—Praterstern : 1. Baierischer Hof, 2. Praterstern.

VI. Franz Josefs-Quai—Taborstraße—Nordwestbahnhof.
VII. Aspernbrücke—Communalbäder—Rotunde: 1. Praterstern, 2. einerseits Praterremise, bezw.

Eommunalbäder, anderseits städtisches Lagerhaus, bezw. Rotunde.
VIII. Aspernbrücke—Sophienbrücke.

IX. Stubenring —Landstraße—Erdbergstraße: 1. Rochusgasse, 2. einerseits St . Marxer Bräu¬
haus , anderseits Schlachthausgasse(Ende Erdbergstraße).

X. Stubenring —Ungargasse—Südbahnhof : 1. Brücke über die Verbindungsbahn am Rennweg,
2. Südbahnhof—Remise Favoriten.

XI. Schwarzenbergplatz—Rennweg—Centralfriedhof: 1. Brücke über die Verbindungsbahn,
2. Remise Simmering I, 3. Remise Simmering II , 4. Centralfriedhof.

XII. Kärnthnerring—Favoritenstraße—Remise Favoriten : 1. Maherhofgasse, 2. einerseits Süd¬
bahnhof, anderseits Remise Favoriten.

XIII. Kärnthnerring—Wiedener Hauptstraße—Matzleinsdorf: 1. Große Reugasse, 2. Matzleinsdorf
(Endstation).

XIV. Kärnthnerring—Margarethenstraße—Hnndsthurm—Meidling-Schönbrunn : 1. Kettenbrücken¬
gasse, 2. Remise Rudolfsheim (Meidling).

XV. Opernring —Gumpendorferstraße: 1. Eszterhazppark, 2. Wallgasse.
XVI. Babenbergerstraße—Mariahilf—Penzing: 1. Mariahilfcrkirche, 2. Remise Rudolfsheim,

3. Penzing (Endstation).
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XVII . Bellaria —Mariahilf —Rudolfsheim , eventuell Penzing : 1. Mariahilserkirche, 2. Remise
Rudolfsheim , 3. Penzing (Endstation ).

XVIII. Bellaria —Burggasse.
XIX. Bellaria —Lerchcnfelderstraße.
XX. Franzcnsring —Josefstädterstraße.

8 . Transversalstrecken.

I . Altes Landgut —Simmeringerstrahe X. Bezirk—Reinprechtsdorserstraße —Hundsthurmer-
straße : 1. Matzleinsdorf (bestandene Verzehrungssteuerlinie ), 2. Hundsthnrmerstraße.

II . Gninpendorferstraße — Kaiserstraße —Hotel Union —Franz Josefs -Bahn — Nvrdwestbahn —
Nordbahn —Praterstern : 1. Westbahnstraße , 2 . Lerchenfelderstraße, 3. Alserstraße , 4. Hotel
Union , 5. Klosternenburgerstrahc , 6. Nordwestbahnhof , 7. Praterstern.

Im Hinblicke auf den bereits erwähnten Gemeinderathsbeschluss vom
14 . Juni 1889 beschloss der Stadtrath in seiner Sitzung Vom 4 . August 1892,
diesen Tariferlass des k. k. Handelsministeriums vom 27 . Februar 1892 lediglich zur
Kenntnis zu nehmen und sich vorzubehalten , Änderungen des Tarifes , soweit die Harten
desselben nicht durch die Fahrordnung hervorgerufcu sind, von Fall zu Fall bei der
Regierung in Antrag zu bringen . —

Von den sonstigen auf dem Gebiete des Tramwaywesens eingetretenen wichtigen
Ereignissen soll hier des von den Kutschern der Wiener Tramwaygeseüschaft während
der Osterfeiertage des Jahres 1889 inscenierten Strikes  Erwähnung gethan werden.

Die schon seit längerer Zeit mit ihrer Entlohnung unzufriedenen Kutscher der
bezeichneten Gesellschaft hatten wiederholt beim Verwaltuugsrathe derselben um die
Erhöhung ihrer Lohne und um eine entsprechende Abkürzung ihrer Arbeitszeit , sowie
auch um die Regulierung ihrer sonstigen Dienstesverhältnisse Petitioniert . Da diesen
Forderungen nicht, oder nicht im vollen Ilmfange entsprochen wurde , stellten die Tram¬
waykutscher am 21 . April 1889 (Ostersonntag) die Arbeitsleistung ein, infolge dessen
an diesem, sowie an den drei folgenden Tagen der Betrieb nicht ordnungsmäßig aufrecht
erhalten werden konnte, ans einzelnen Tramwaylinien sogar vollständig eingestellt
werden musste.

Diese Einstellung des Tramwaybetriebes , welche auch Anlass zu höchst bedauer¬
lichen und argen Excessen in Wien und in den Vororten gab , veranlasste den Gemeinde¬
rath , in seiner Plenarversammlung vom 24 . April 1889 nachstehende Beschlüsse zu fassen:

1. Uber die Wiener Tramwaygesellschaft wird aus dein Grunde , weil sie an den beiden
Osterfeiertagen (21 . und 22. April ) und auch bis heute den Betrieb auf den einzelnen Tramway-
linien nicht ordnungsmäßig aufrecht erhalten und denselben auf einigen Linien sogar vollständig
eingestellt hat , im Sinne des A 43 des zwischen der Gemeinde Wien und der Wiener Tramway-
gesellschaft unterm 7. März 1868 abgeschlossenen Vertrages eine Conventionalstrafe von 50.000 fl.
verhängt , beziehungsweise ein Cautionsverfall von 50.000 fl. ausgesprochen . Die Wiener Tramway-
gesellschaft ist anfzufordern , die Caution sofort wieder zu ergänzen . Weiters wird für jeden weiteren
Tag , an welchem der Betrieb nicht ordnungsmäßig hergestellt sein sollte, ein Cautionsverfall von
10.000 fl. ausgesprochen.

2. An die Regierung ist eine Eingabe zu richten, in welcher gebeten wird , dass dieselbe
die ihr nach Inhalt der Concession vom Jahre 1865 und jener vom Jahre 1877 gegen die Wiener
Tramwaygesellschaft zustehenden Rechte entschieden im Interesse des ordnungsmäßigen Betriebes
der Tramwaylinien wahre , wobei auch auszuführen ist, dass diese Rechte der Regierung schon
gelegentlich der jetzigen Zustände Hütten wahrgenommen werden sollen.

Der Magistrat hat diesen Beschluss sofort durchgeführt . Ein weiterer Cautions¬
verfall ist nicht eingetreten , weil am nächsten Tage der Betrieb auf allen Pferdebahn¬
linien wieder ordnungsmäßig ausgenommen worden war . Auch die Regierung befasste
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sich mit dieser Angelegenheit und wurde von derselben mit allem Nachdrucke darauf
bestanden , dass die Lohn - und sonstigen Dienstesverhältnisse der Tramwaykutscher sofort
geregelt werden.

Die Wiener Tramwaygesellschaft ist der an sie gerichteten Aufforderung , die
Cantion auf die volle Höhe wieder zu ergänzen , nicht nachgekommen , sondern klagte
die Gemeinde ans Rückstellung des als verfallen erklärten Theiles der Caution,
wogegen von der Gemeinde die Klage ans Ergänzung der Caution ans die volle Höhe
angestrengt wurde.

Nachdem mit dem Erkenntnisse des k. k. Oberlandesgerichtes Wien vom 16 . Sep¬
tember 1890 der Jncidenzstreit bezüglich der Competenz des k. k. Handelsgerichtes oder
des k. k. Landesgerichtes zu Gunsten des Letzteren entschieden war , fällte dasselbe am
13 . März 1891 ein zu Gunsten der Gesellschaft lautendes llrtheil , welches vom
k. k. Oberlandesgcrichte mit dem Urtheile vom 16 . December 1891 bestätigt wurde.
In den Entscheidungsgründen wurde ausgesprochen , dass die erfolgte Arbeitseinstellung
der Kutscher als „ höhere Gewalt " anzusehen sei. Infolge des für die Gemeinde Wien
ungünstigen Verlaufes dieses Processes entfiel auch die neuerliche Einbringung einer
Klage auf Ergänzung der Cantion anlässlich des im October 1890 ausgebrvchenen
Ausstandes der Conducteure dieser Gesellschaft . —

Einem anderen Processe gegen diese Gesellschaft , der noch nicht ausgetragcu ist,
liegt folgender Sachverhalt zugrunde . In dem Nachtragsübereinkommen mit der Wiener
Tramwaygesellschaft vom 4 . Mai 1887 ist bestimmt , dass die Pferdebahnlinie durch
die Burggasse nach erwirkter Concession durchaus zweigeleisig zu bauen ist und dass
zu diesem Zwecke unter anderem auch die Häuser Nr . 30 und 32 der Burggasse ein¬
zulösen und zu demolieren sind . Im folgenden Absatz heißt es weiter : „ Dagegen
erklärt die Gemeinde für die anlässlich des Baues dieser Linie durchzuführende Regu¬
lierung der Burggasse der Tramwaygesellschaft einen Pauschalbetrag von 400 .000 fl.
zu bezahlen gegen dem , dass der zur Verbreiterung der Burggasse nach den genehmigten
Baulücken von der Wiener Tramwaygesellschaft in der genannten Gasse einzulösenden
Häuser abzutrctende Straßengruud u . s. w . an die Gemeinde unentgeltlich und lastenfrei
übergeben werde . "

Nun hat die Wiener Tramwaygesellschaft im Jahre 1890 bei Durchführung
dieser Linie die beiden bezeichneten Häuser nicht eingelöst und demoliert , sondern ein
Enteignnngserkenntnis seitens der k. k. n .- ö. Statthalterei erwirkt , wonach bloß die
anyerhalb der Baulinien in die Burggasse fallenden Theile dieser Häuser von der

Gesellschaft cingelöst und demoliert wurden , worauf die Tramwaystrecke durchgeführt
wurde.

Die Gemeinde wollte durch obige Vertragsbestimmungen auch die Durchführung
der Kirchengasse zwischen der Burg - und Nenstistgasse ermöglichen . Die Tramway¬
gesellschaft glaubte jedoch mit der theilweisen , nur die Erbreiterung der Burggasse

bezweckenden Einlösung und Demolierung dieser Häuser ihrer Verpflichtung genügt zu
haben und strengte , als der oben genannte Betrag von 400 .000 fl . ihr seitens der
Gemeinde nicht ansbezahlt wurde , die Klage auf Zahlung an.

Nachdem die I . und II . Instanz dieser Klage stattgegeben hatten , beschloss der
Gemeinderath am 27 . Juli 1894 das Rechtsmittel der außerordentlichen Revision zu
ergreifen . —
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Die Wiener Tramwaygesellschaft war innerhalb der Berichtsperiodc bemüht,
neue Tramwaywagentypen  zu beschaffen. Zu diesem Behufe fand am
24 . November 1890 über Einladung der Gesellschaft die Besichtigung eines von der¬
selben neu konstruierten Probewagens statt, wobei Vertreter der Gemeinde Wien und
der k. k. Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen intervenierten. Trotz der
bei der commissionellen Besichtigung entstandenen Bedenken gegen die Zweckmäßigkeit
der Wagengattung gaben die Vertreter der Gemeinde ihre Zustimmung zur versuchs¬
weisen Inbetriebsetzung des Wagens behufs praktischer Erprobung. Der neue Wagen
fand jedoch, insbesondere mit Rücksicht auf die Dimensionierungder Sitze, die Zustim¬
mung des Publicums nicht und wurde sohin die Gesellschaft vom Magistrate aufge-
sordert, um dem Publicum weitere Unbequemlichkeiten durch Verwendung dieses
Wagens zu ersparen, die Probefahrten mit diesem Wagen einzustellen.

Die k. k. n.-ö. Statthalterei fand sich jedoch bewogen, diese Verfügung aus dem
Grunde aufzuheben, weil die ausschließliche Entscheidung in Angelegenheiten des Baues
und Betriebes der Pferdebahnen den Staatsbehörden zustehe.

Gleichzeitig veranlasste die k. k. n.-ö. Statthalterei durch die k. k. Polizeidirection
eine abermalige Besichtigung des neuen Wagens, wobei die Vertreter des Magistrates
unter Hervorhebung der Mängel des Wagens gegen die Inbetriebsetzung desselben sich
aussprachen. Obwohl nach H 23 des Tramwayvertrages vom 7. März 1868 die
Modelle der für die Pferdebahn bestimmten Wagen der Genehmigung des Gemeinde-
rathes zu unterziehen sind, wurde mit dem Statthaltereierlasse vom 3. August 1891
die Inbetriebsetzung bewilligt „unbeschadet der etwa zu Recht bestehenden vertrags¬
mäßigen Verpflichtungen der Gesellschaft."

Über eine Vorstellung der Wiener Tramway wegen dieses Zusatzes wurde letzterer
mit dem Erlasse vom 27. September 1891 seitens der k. k. n.-ö. Statthalterei zurück¬
gezogen.

Hierin musste die Gemeinde Wien eine Verletzung des vorbezeichneten Vertrages
erblicken und beschritt den Rechtsweg. Mit dem Erkenntnisse vom 16. Mürz 1893,
Z . 996 hat nun der k. k. Verwaltnngsgerichtshof diese Verfügung der k. k. n.-ö.
Statthalterei bestätigt,' jedoch nur aus dem Gruude, weil letztere nicht verpflichtet sei,
über Ansprüche der Gemeinde aus Verträgen ausdrücklich zu entscheiden, „vielmehr die
Geltendmachung der entsprechenden Ansprüche der Gemeinde Wien, soweit sie privat¬
rechtlicher Natur sind, vor den Civilgerichten, sonst aber vor den in Straßenangelegen¬
heiten kompetenten Behörden zu erfolgen hat."

Damit ist der k. k. Verwaltungsgerichtshvf seinem mit Entscheidung vom
12. Juni 1885 gefällten Erkenntnisse, dass die Regierung weder aus dem Titel des
Concessiouierungsrechtes, noch vermöge ihrer Eigenschaft als oberste Wegebehörde
berechtigt ist, die von der Gemeinde formulierten Bedingungen für die Straßen¬
benützung zu übergehen, beziehungsweise diese Bedingungen selbst festzustellen, treu
geblieben.

Mit Rücksicht auf die obige Entscheidung des Verwaltungsgerichtshofes beschloss
der Stadtrath am 21 . Oktober 1893 gegen den Erlass der k. k. n.-ö. Statthalterei
vom 18. Mai 1892, womit der Wiener Tramwaygesellschaftdie Bewilligung zur
Inbetriebsetzung von 20 Wagen nach der neuen Type Nr . 284 ohne Rücksicht darauf,
dass die Gesellschaft die Zustimmung der Gemeinde Wien nicht eingehvlt hatte, ertheilt
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wurde, keine Beschwerde an den k. k. Verwaltungsgerichtshof zu leiten, obwohl durch
die Inbetriebsetzung dieser Wagen an verschiedenen Stellen der Ringstraße, Schön¬
brunnerstraße re. städtische Alleebäume beschädigt wurden. —

In dem mehrerwähnten Erlasse vom 14. April 1889, Z . 44 .959 hatte das
k. k. Handelsministerium der Wiener Tramwaygesellschaftzngesagt, dem Wunsche der
Gesellschaft wegen Hintanhaltnng einer über das Maß der unumgänglichen Nothwendigkeit
hinansgehenden Mitbenützung der Tramwayschienen durch andere Straßenfuhrwerke
nach Thunlichkeit zu entsprechen. Dadurch war die Wiener General-Omnibus-Gesellschaft
in erster Linie berührt, welche mit ihren neuen, nach Art der Tramwaywagen und mit
der Spurweite derselben gebauten Omnibussen, ans Steilstrecken die Tramwayschienen
behufs leichterer Bewältigung der Steigung zu benützen pflegte.

Seitens des Magistrates wurde betont, dass ein diesbezügliches Verbot nicht in
die Betriebsordnung gehöre, sondern lediglich gegen die Omnibus-Gesellschaft wegen
Straßenunfug vorzugehen sei. Auch hatte die Tramwaygesellschaft im K 30 des
von ihr mit der Gemeinde abgeschlossenen Vertrages vom 7. März 1868 aus¬
drücklich anerkannt, dass die Unternehmung kein ausschließliches Recht zur Benützung der
Straßen besitze, daher gegen das Befahren ihrer Geleise durch gewöhnliche Fuhrwerke
nichts einwenden könne.

Trotzdem erließ die k. k. Polizeidireetivn am 2. März 1892 ein diesbezügliches
Verbot gegenüber „den übrigen Straßenfnhrwerken", welchen „das Befahren der
Tramwaygeleise mir dort gestattet wird, wo mit Rücksicht auf die Breite der Fahr¬
straße ein anderer Fahrweg nicht vorhanden oder wo dies zum Zwecke des Answeichens
der Straßenübersetznng oder des Borfahrcns unumgänglich nothwendig ist".

Da diese Kundmachung weit über das Maß der Nothwendigkeit für die Beschränkung
des öffentlichen Wagenverkehres in den von der Wiener Tramway befahrenen Straßen
hinausgreift und die Bewegungsfreiheit des öffentlichen Verkehres in übermäßiger
Weise einschränkt, und weil die k. k. Polizeidirection zur selbständigenErlassung eines
solchen Verbotes mit Rücksicht auf die der Gemeinde zustehende Straßenpolizei gar nicht
eompetent ist, hat der Stadtrath am 16. März 1892 beschlossen, gegen diese Verfügung
den Recurs an das Ministerium zu ergreifen mit der Begründung, dass in dieser
Verfügung ein Eingriff in das Verfügnngsrccht der Gemeinde über die Straßen gelegen
sei und dass im Hinblicke auf die Zweckbestimmung der Straßen („Gemeingebrauch"
im Sinne der Entscheidung des k. k. Verwaltnngsgerichtshvfes vom 12. Juni 1885,
Z . 1619j ein derart umfassendesVerbot überhaupt unzulässig sei. Eine Entscheidung
über diese Beschwerde ist, trotz eines neuerlichen Ansuchens der Gemeinde, bisher
nicht erfolgt. —

Ein ähnlicher Eingriff in die Wegecompetenz der Gemeinde ergab sich, als die
Wiener Tramwaygcsellschaft, entsprechend dem Concessionserlasse vom 14. April 1889
wegen Aufstellung von Arbeiterivagen am Schottenring gegenüber der Votivkirche um
Gestattung der Einlegung eines Stockgeleises ansuchte. Ter Stadtrath beschloss im Jahre
1892 die Einlegung eines solchen Geleises unter folgenden Bedingungen zu gestatten:

1. die Wagenausstellung aus dem in Rede stehenden Verbindungsgeleise darf nur hinsichtlich
der sogenannten Arbeiterwagen , sonach nur an Wochentagen in den bezüglichen Morgen - und
Abendstunden stattfinden;
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2. die Pflasterfugen innerhalb des herzustcllcndcn Geleises sind am Standorte der Pferde
in hinreichender Ausdehnung wasserdicht auszupichen;

3. diese Anlage ist seitens der Gesellschaft stets rein zu halten und täglich nach erfolgter
Benützung zu desinficieren.

Die Wiener Tramwaygesellschaft nahm diese Bedingungen, welche sich ohnehin ans
der Sachlage von selbst ergaben, an; die k. k. n,-ö. Statthalters erklärte jedoch mit
Erlass vom 10. Mai 1892 die Bedingung 8ub 1 als unstatthaft, da sie sich auf den
Tramwaybetrieb beziehe, hinsichtlich dessen nur die Regierung competent sei.

Eine ebensolche Controverse entwickelte sich, als im Jänner 1892 der Magistrat
im eigenen Wirkungskreiseans Grund eines Berichtes des Stadtbauamtes und über
eingelangte Beschwerden des Publicums der Tramwaygesellschaft den Auftrag ertheilte,
das Bestreuen der Troge, das ist des Zwischenraumes zwischen den Schienen, mit
Sand zu unterlassen und das Befanden der Schienen ans das nothwendigste zu
beschränken, um nicht die Staubentwicklungin den Straßen unnöthig zu vermehren. Über
die Beschwerde der Gesellschaft an die k. k. Polizeidirection in Wien sistierte die
k. k. n.-ö. Statthalterei mit Erlass vom 10. Mai 1892 diesen Magistratsauftrag. Da
gleichzeitig mit diesem Erlasse eine staatliche Competenz in Tramwayangelegenheiten
vindiciert wurde, wie sie sonst nirgends besteht, und welche die Autonomie der Gemeinde
hinsichtlich der Verfügung über ihre Straßen in Tramwayangelegenheitcufast absorbiert,
beschloss der Gemeinderath am 22 . December 1893 mit Rücksicht auf die principielle
Wichtigkeit dieser Entscheidungen die Beschwerde an den k. k. Verwaltungsgerichtshofgegen
beide Erlässe zu ergreifen, worüber die Entscheidung dermalen noch anssteht.

Bezüglich der Erweiterung des Tramway netzes  soll hier Folgendes
bemerkt werden.

Nachdem das k. k. Handelsministeriumendgiltig die Art und Weise des Betriebes
auf der schon im Jahre 1888 erbauten Theilstrecke der Linie Erdbergerstraße, von der
Landstraße-Hauptstraße abzweigend bis zur Rüdengasse bestimmt hatte, wurde der Betrieb
ans dieser Theilstrecke am 10. Juli 1889 eröffnet.

An neuen Linien hat weiters die Gesellschaft in Gemäßheit des Vertrages vom
4. Mai 1887 zur Ausführung gebracht:

Im Jahre  1889 : die Verlängerung der Linie Erdbergerstraße, von dieser
Straße zur Rüdengasse (1006 m) und von da bis zum ehemaligen Erdberger Linien¬
amte (577 im und die Verlängerung der Pferdebahn in der Himbergerstraße vom
Bürgerplatze zum sogenannten alten Landgut (1041 m). Erstere Strecke wurde am
10. Juli , beziehungsweise7. November, letztere am 20 . Oktober 1889 eröffnet.

Auch wurden die cingeleisigen Abzweigungen vom Stnbenring gegen die Landstraße-
Hauptstraße und vom Franz Josefs-Quai gegen die Taborstraße in zweigeleisige nmgestaltet.

Im Jahre  1890 wurden weiters in Gemäßheit desselben Vertrages folgende
Bahnlinien errichtet.

Die Linie Spitalgasse—Skodagasse—Blindengasse—Kaiserstraße—Wallgasse (3988
Meter) und die Linie Alscrstraße—Kinderspitalgasse—Alsbachstraße—Hernalser Haupt¬
straße (1614 Meter.)

In Angriff genommen wurde der Bau der Linie Nngargasse—Fasangasse—Süd¬
bahnhof, welcher im Jahre 1890 bis Ende Ungargasse, in der Länge von 1423 Meter
gediehen war, und die Linie Reinprechtsdorfcrstraße—Matzleinsdorferlinie—Simmeringer-
straße, woselbst nur in der Simmeringerstraße ein Theil der Geleise verlegt wurde.
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Abgesehen von der Anlage in der Simmeringerstraße wurden sonach im Jahre 1890
zusammen 7025 Meter Bahnlinien neu erbaut.

Die Lime Spitalgasse — Skodagasse— Blindengasse — Kaiserstraße -—Wallgasse wurde
zum Theile am 5. Juni , in ganzer Ausdehnung am 23 . Juni ; die Linie Alserstraße—
Kinderspitalgasse— Alsbachstraße — Hernalser Hauptstraße am 22 . Juni und die Theil-
strecke durch die Ungargasse am 23 . December 1890 dem Verkehre übergeben.

Im Jahre  1891 hat die Gesellschaft an vertragsmäßigen Pferdebahnlinien aus-
gesührt , beziehungsweise vollendet:

Die Linie Fasangasse— Südbahuhof , als Verlängerung der im Vorjahre bereits
hergestellten Linie durch die Ungargasse (1791 Meter ) ;

die Linie Reinprechtsdorferstraße — Simmeringerstraße , deren Bau bereits im
Vorjahre begonnen worden war (2186 Meter ) ;

die Linie Gumpendorferstraße (2661 Meter ) und die Linie Burggasse (1261 Meter ) ;
die erste Linie wurde theilweise am 30 . April , theilweise zugleich mit der zweiten am
11 . Juni , die dritte Linie am 19 . October und die vierte Linie am 21 . November 1891
dem Verkehr übergeben . In den Jahren 1892 und 1893 fand keine Erweiterung
des Bahnnetzes statt.

Das gesammte Bahnnetz der Wiener Tramwaygesellschaft hatte am Ende des
Jahres 1893 eine Länge von 80 .^ Kilometer . Die gesammte Geleiselänge betrug
166 .gzg Kilometer . Der Wagenpark bestand am Ende des Jahres 1893 aus 636 Wagen,
und zwar aus 114 Sommerwageu , 40 Wiuterwagen und 254 Salonwagen , dann
203 einspännigen und 25 Probewagen.

Der Pferdestand belief sich zu Ende des Jahres 1893 auf 2790 Stück.

In der Berichtsperiode 1889 — 1893 wurden:
1889 189 « 1891 1892

Fahrkilometer zurückgelegt:
11,091 .254 11,711 .521 12,305 .442 13,496 .514

Die Zahl der ausgegebenen Fahrkarten betrug:
40,026 .575 42,893 .416 42,791 .823 47,587 .620

Die Betriebseinnahmen waren:
Gulden österr. Währung

3,495 .511 3,783 .470 3,759 .538 4,305 .119
Die Betriebsausgaben betrugen:

Gulden öftere. Währung
3,193 .188 3,352 .779 3,499 .039 3,825 .839

1893

12,626 .738

49,621 .778

4,467 .460

4,010 .241

Bezüglich der Fahrordnungen  der Wiener Tramwaygesellschaft ist Folgendes
zu bemerken.

In der Sitzung vom 24 . Mai 1889 beschloss der Gemcinderath , der Sonimer-
fahrorduuug pro 1889 unter ausdrücklicher Betonung und Aufrechthaltung des von der
Gemeinde Wien in ihren Recurseu , betreffend die Erlassung der Betriebsordnung durch
die Staatsverwaltung eingenommenen Rechtsstandpuuktes zuzustimmen, jedoch hiebei aus¬
drücklich zu erklären , dass die Zustimmung zur Hinausschiebung des Zeitpunktes des
Jnslebentretens dieser Fahrordnnng bis 1. Juni 1889 nur ausnahmsweise ertheilt werde
und die Forderung zu erneuern , dass die Sommerfahrvrdnungeu in Hinkunft für
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die Zeit vom 1 . Mai bis Ende September eines jeden Jahres festgesetzt werden,
sowie dass die Sommersahrordnung pro 1889 auf die Zeit bis 30 . September 1889
ausgedehnt werde.

Weiters wurde eine Reihe von Forderungen und Wünschen erneuert.
Dieser Beschluss wurde der Wiener Tramwaygesellschaft direct durch eine Zuschrift

des Magistrates intimiert . Weiters wurde an die k. k. n .- ö. Statthalterei das Ersuchen
gerichtet , die Wiener Tramwaygesellschaft zur Berücksichtigung der Wünsche der Gemeinde
Wien zu Verhalten.

Da diese Forderungen und Wünsche der Gemeinde jedoch sowohl in der von der
Gesellschaft vorgelegten Winterfahrordnung pro 1889/90 , als auch bei Vorlage der
weiteren Fahrordnungen innerhalb der Berichtsperiode unberücksichtigt blieben , beschloss
der Gemeiuderath von Fall zu Fall diesen Fahrorduungen seine Zustimmung zu
versagen.

Gegen die Entscheidungen der k. k. n .-ö. Statthalterei , womit diese Fahrordnnngen
mit Außerachtlassung der Forderungen der Gemeinde genehmigt wurden , wurde der
Recnrs an das k. k. Handelsministerium ergriffen , eine Erledigung dieser Recurse
erfolgte jedoch in der Berichtsperiode nicht . —

ZumZwecke einer Beschleunigung des Fahrtempos  innerhalb der zulässigen
Grenzen hat die Wiener Tramway bei der k. k. Polizeidirectivn in Wien um Auf¬
hebung der Anordnung des schrittweisen Fahrens hinsichtlich einiger Punkte ihres Netzes
angesucht . Der Stadtrath gab hierüber am 28 . December 1891 sein Gutachten dahin
ab , dass er das Ansuchen der Gesellschaft mit Rücksicht auf die veränderten Verhält¬
nisse in den betreffenden Straßen bezüglich sechs Streckentheile befürwortete.

Ein weiteres Anstichen der Gesellschaft betraf das Überfahren der Halte¬
stellen.  Der Stadtrath hat sich am 19 . Februar 1892 dagegen ausgesprochen , weil

durch das Überfahren von Haltestellen eine Verschiebung der Intervalle beim Verkehr
zwischen den einzelnen Wagen stattfinden muss , wodurch die Controle bezüglich der
Einhaltung der Intervalle erschwert wird , weil der Erfolg der ganzen Maß¬

regel lediglich von der Aufmerksamkeit , Pünktlichkeit , Gewissenhaftigkeit und Intelligenz
des Conducteurs und Kutschers abhängt , und weil weiters die begründete Besorgnis besteht,
dass zwischen Fahrgästen und dem Conducteur über die Frage , ob angehalten werden
solle oder nicht , häufig Streitigkeiten entstehen werden und der Verkehr durch diese
Neuerung sogar eine Verschlechterung dann erfahren wird , wenn das nachträgliche An¬
halten in ein und derselben Haltezone wiederholt oder im Falle des Überfahrens einer

größeren Anzahl von Haltestellen beim Anhalten in jeder oder in einer größeren Zahl
von Haltezonen auf einer und derselben Route stattfindet . —

Einen lebhaft beklagten Übelstand bildet in Wien schon seit Jahren die Über-
füllnng der Tramwaywagen.  Die k. k. n .-ö. Statthalterei sah sich in dieser
Beziehung veranlasst , im Jahre 1892 eine Enqnete - Commissivn zu berufen , welcher
die Erörterung der Mittel zur Abhilfe der Tramwayüberfüllung übertragen wurde.

Diese Commission war aus Vertretern der k. k. n .-ö. Statthalterei , der k. k.
Polizeidirection in Wien , der k. k. Generalinspectiou der österreichischen Eisenbahnen , der
Gemeinde Wien , der Wiener Tramwaygesellschaft und der Neuen Wiener Tramway¬
gesellschaft zusammengesetzt , und hielt die erste Sitzung am 16 . November 1892 ab,
bei welcher folgende Fragepunkte vorgelegt wurden:
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k. Kann die Übersiillung der Pferdeeiscnbahnwagen nicht auch in Wien durch die verallgemeinerte
Einführung einer Wagentype beseitigt werden , welche nach ihrer Eonstruction eine Überfüllung
von selbst ausschließt und die noch überdies die Eigenschaft einer gefälligeren Form zu besitzen
hätte?

II . Wäre es auch wünschenswert , zu diesem Ende die Einschränkung oder das gänzliche Verbot
des Rauchens in Aussicht zu nehmen?

III . Soll nicht der Übersiillung durch bessere Einhaltung der Fahrordnung und durch Einführung
eines neuen Betriebes abgeholfen werden , der es ermöglicht , in den mehr frequentierten Strecken
Reservcwagen einzuschieben und der besonders in der theilweiscn Trennung des Ring - vom
Rndialverkehre zum Ausdrucke zu bringen wäre?

Nach einer eingehenden Debatte , bei welcher aber eine Einigung der Ansichten
nicht zu erzielen war , wurde zum Schlüsse vvm Vorsitzenden die Wiener Tramway-
gesellschaft aufgefordert , noch einmal positive Vorschläge im Rahmen der commissionellen
Erörterungen zu erstatten.

Über die von der Wiener Tramwaygesellschaft im Monate November 1892
abgegebene Äußerung über die Fragen einer neue» Wagentype und Trennung des Ring¬
verkehres vom Radialverkehre behufs Beseitigung der periodischen Wagenübersiillung,
dann wegen des Ausbaues des Tramwayuetzes und Verlängerung der Radiallinien in
die Innere Stadt hat der Stadtrath am 11 . Juli 1893 folgende Beschlüsse gefasst:

1. Der Stadtrath kann aus eine vollständige Trennung des Ring - vom Radialverkehre
wegen der damit verbundenen Erschwernisse des Verkehres und der Belästigung des Publikums
durch oftmaliges Umsteigen nicht einrathen , erblickt hingegen in der theilweiscn Trennung des Ring-
vom Radialverkehre in der Art , dass unter Ausrechthaltung der durchlaufenden Routen eine ge¬
nügende Anzahl von Locnlwagen auf allen frequenten Linien eingeführt werden , welche aus einem
Stockgeleise in der Nähe der Ringstraße Aufstellung zu nehmen haben , ein geeignetes Mittel , der
Wagenübersiillung theilwcise vorzubeugen und eine gesteigerte Leistungsfähigkeit des Tramway¬
betriebes zu erzielen und macht hiebei aufmerksam , dass die Tramwaygesellschaft keine Veranlassung
hat , der Übersiillung wirksam zu begegnen , weil dieselbe in ihrem finanziellen Interesse liegt.

2 . Der Stadtrath erblickt in der Einführung des elektrischen Betriebes auf einem großen
Theile des Tramwaynetzes ein geeignetes Mittel zur Beseitigung zahlreicher Übelstände im Tramway¬
verkehre, zur Erleichterung der Fortsetzung einzelner Tramwaylinien durch die Innere Stadt und
zur Erhöhung der Fahrleistung in Bezug auf Masse und Geschwindigkeit der Beförderung ; nur
dürfte sich diese geänderte Betriebsform nicht bloß , wie von der Wiener Tramwaygesellschaft
geplant ist, aus de» Ring und die Praterstraße erstrecken, sondern müsste ans alle frequenten
Radien ausgedehnt werden . Der Stadtrath wird jedoch die Einführung des elektrischen Betriebes
nur dann befürworten , wenn und insoferne hiedurch keine Änderung des Rechtsverhältnisses zwischen
der Gemeinde und der Gesellschaft eintritt.

3 . Die Ausgestaltung und Verbindung der gesammten Straßenbahnen in Wien zu einem
einheitlichen Verkehrsnetze ist eine dringende Ausgabe , zu welchem Zwecke der Ausbau des Tramway¬
netzes durch Schaffung neuer Rundlinien , welche dft einzelnen Bezirke durchquerend den Ring¬
verkehr zu entlasten und direkte Verbindungen der einzelnen Bezirke untereinander herzustellen
geeignet sind, erforderlich ist.

4. Die von der Wiener Tramwaygesellschaft in ihrem Programme vom Jahre 1890 pro¬
jektierte Verlängerung der Radiallinien in die innere Stadt , theils mit Kopfstationen daselbst, theils
mit maschenförmiger Durchfahrt kleiner Theile dieses Bezirkes , ist aber gegenwärtig bei der Enge
der Straßen daselbst, die ohnehin von anderem Fuhrwerke und von Passanten überfüllt sind, und
mit Rücksicht auf die mit der Errichtung von Kopfstntivnen verbundenen sanitären Übelstände,
Communicationshindcrnisse und ästhetischen Bedenken , eine nicht zu empfehlende Maßregel . Es
wird jedoch Aufgabe der Tramwaygesellschaft sein, der Gemeinde Wien solche Propositionen wegen
der im Falle der Durchquerung der inneren Stadt mit Straßenbahnlinien unerläßlich notywendigen
Httusereinlösungen zu machen, welche die Gemeindevertretung in die Lage versetzen, sich für die
Ausführung solcher Linien durch die Innere Stadt zu entscheiden.
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ö. Die Verlängerung einzelner Tramwayliuicn nach den ehemaligen Vorortegemeinden und
durch dieselben erscheint dem Stadtrathe als ein unabweisbares Gebot der Nothwendigkeit im
Interesse des allgemeinen Verkehres , der Besiedlung dieser Stadttheile und ihres wirtschaftlichen
Gedeihens . Es gilt dies insbesondere von der Einbeziehung der ehemaligen Gemeinden Grinzing,
Sievering , Gersthof , Potzleinsdorf , Neuwaldegg unter Verlängerung der Linien Dornbach , Otta¬
kring, dann von Hetzendorf und Nltmannsdorf in den Trainwayverkchr und richtet der Stadtrath
an die k. k. n.-ö. Statthalterei die dringende Bitte , mit dem ganzen Gewichte ihres Einflusses die
Herstellung dieser Linien fördern zu wollen.

6. Was die Ausführung elektrisch zu betreibender Untergrundbahnen zur Durchquerung der
Inneren Stadt anbelangt , so steht dieses für die Vervollständigung der gesammten Verkehrsanlagen
wichtige Projekt in Verbindung mit der nunmehr im Zuge befindlichen Ausführung der Stadt¬
bahn und wird daher vorerst abzuwarten sein, ob die in dem Verkehrsanlagenprogramme in Aus
sicht genommenen Kreuzungslinien durch die innere Stadt — wie dies im allgemeinen Interesse
gelegen wäre — im Anschlüsse an das Localnetz der Stadtbahn in absehbarer Zeit zur Ausführung
gelangen sollen. Sollte diese Erwartung sich nicht rechtfertige», so wäre die Herstellung solcher
Kreuzungslinien am besten im Anschlüsse mit weiteren , das Stadtgebiet durchziehenden elektrisch zu
betreibenden Radiallinien anzustreben.

7. Der Stadrath kann seine Zustimmung zur Einführung von Wagen jener vier Typen,
von welchen Zeichnungen von der Gesellschaft vorgelegt wurden , nicht ertheilen , weil durch dieselben
der Überfüllnng infolge der Constrnctivn des Wagens nicht vorgebeugt ist oder den Anforderungen
der Sicherheit der Passagiere nicht entsprochen wird , was insbesondere auch von jener Type gilt,
welche von der am 26. Juni 1893 stattgefundenen Eommissivn begutachtet worden ist.

Durch den Ausbau des Tramwaynetzes , einen zweckentsprechenden Betrieb desselben , eine
den Verkehrsbedürsnissen Rechnung tragende Betriebs - und Fahrordnung und die genaue Ein¬
haltung derselben, eine Vermehrung des Wagenparkes , Verkürzung der Intervalle , Erhöhung der
Fahrleistung der Gesellschaft wird dem Übelstande der Überfüllnng voraussichtlich vollständige Abhilfe
geschaffen.

8. Es wird daher an die Regierung das dringende Ersuchen Wege» Erlassung der Betriebs¬
ordnung für die Tramwaygesellschaften in Übereinstimmung mit der von der Gemeinde Wien im
Jahre 1891 erstatteten Äußerung gerichtet.

9 . In Betreff der Verbesserung in der Fahrordnung wird vom Stadtrathe auf seine Äußerungen
über die Winterfahrordnung 1892/93 und die Sommerfahrordnung 1893 hingewiesen.

10. Znm Zwecke des Ausbaues neuer Linien und der Einführung des elektrischen Betriebes
wäre es nothwendig , dass die Wiener Tramwaygesellschaft die bezügliche» Projekte ehestens in
Vorlage bringe und sich wegen des Rechtes der Straßenbcnütznng und des Abschlusses eines
Übereinkommens hierüber und über die Wahrung der sonstigen Rechte und Interessen der Gemeinde,
sowie bezüglich der Häusereinlösungen mit derselben ins Einvernehmen setzt.

11. Im Interesse der raschen Abwicklung des Verkehres ist es nothwendig , dass ein
Eorrespondenz - und Päageverkehr zwischen den öffentlichen Verkehrsunternehmungen im Gemeinde-
amtc von Wien cingeführt werde.

Nachdem die Wiener Tramwaygesellschaft mit der Eingabe an die k. k. n.-ö.
Statthalterei vvm 9. August 1893 ihrer Ansicht über die vorstehenden Beschlüsse des
Stadtrathes Ausdruck gegeben hatte, fand am 1. September 1893 die zweite Sitzung der
Enquetecommissionstatt, bei welcher folgende Punkte auf die Tagesordnung gestellt waren:

1. Trennung des Ring- vom Radialverkehr;
2. Wagentype;
3. Ausdehnung des Rauchverbotes;
4. Änderung der Fahrvrdnung behufs Durchführung einer theilweisen Trennung

des Ring- vom Radialverkehre.
In der hierauf gepflogenen Debatte wurde von den fämmtlichen Enquetemitgliedern

mit Ausnahme der Vertreter der Wiener Tramwaygesellschaft, acl Punkt 1, die
entsprechende Trennung des Radial- vom Ringverkehreals wesentlich geeignet zur
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Beseitigung der Überfüllung der Tramwaywaggons bcizutragen, anerkannt, zu welchem
Zwecke sich die Anlage van Stackgeleisen in der Nähe der Ringstraße und die Ver¬
wendung der Einschubwagen zur Förderung des Verkehres ans den Radialstrecken als
empfehlenswert darstellt.

Bezüglich der Aufstellung einer Wagentypc, welche constrnctiv eine Wagenüberfüllung
hintanznhalten geeignet ist, wurden die Non der Wiener Tramwaygesellschafkbisher
gemachten Vorschläge von der Gemeinde Wien als entsprechend nicht anerkannt. Zur
Berathung über die pan den Vertretern der Wiener Tramwahgesellschaft vor¬
geschlagene Type wurde ein Comite bestimmt, welches Vorschläge zu erstatten hatte,
und sollte erst nach Durchführung der Comitearb eiten der endgiltige Beschluss über die
Frage der Wagentype gefasst werden.

In Bezug auf die Ausdehnung des Rauchverbotes wurde von keiner Seite eine
Verschärfung, beziehungsweise Ausdehnung desselben über jenes Maß, welches in dieser
Hinsicht dermalen schon besteht, befürwortet. Was endlich den 4. Punkt der Tages¬
ordnung, nämlich die Feststellung des Fahrplanes für den Winter 1893/1894 anbelangt,
so wurde die Vorberathung hierüber ebenfalls dem oben erwähnten Co mite zugewiesen.

Nach Beendigung der Cvmiteberathungenund Vorlage des Berichtes dieses Comites
fanden am 3. und 16. November 1893 wieder Sitzungen der Enquetecommission statt,
welche zu folgenden Resultaten führten:

a) Wagentype.  Vom Comite wurden zwei Wagentypen zur Annahme empfohlen,
und zwar eine besonders für den Winterverkehr berechnete Type mit 32 Sitzplätzen in
zwei Coupes, von deren eines für Raucher bestimmt ist, ferner mit zwei Stehplätzen
auf der vorderen und vier Stehplätzen auf der rückwärtigen Plattform ; zusammen für
38 Personen per Wagen und eine für den Massenverkehr berechnete Type mit 28 Sitz¬
plätze» in zwei Coupes, von denen eines für Raucher bestimmt ist, zwei Stehplätzen ans
der vorderen und vier Stehplätzen auf der rückwärtigen Plattform , ferner mit 18 Deck-
sitzplätzcn lJmperialej , zusammen also für 52 Personen per Wagen.

Von dem Vorsitzenden wurde constatiert, dass sich sämmtliche Enquetemitglieder
in der Anschauung einigen, dass die vom Comite in Vorschlag gebrachten Wagentypen
zweckmäßig und zur probeweise» Einführung geeignet sind, dass sich ein Verbot der
Überfüllnng als erforderlich darstellte, welches eine Strafsanction sowohl gegen den
Wagenführer, als auch gegen die Fahrgäste enthält, dass endlich dieses Verbot nur für
die neuen Wagentypen erlassen werden könne.

Nachdem der Wiener Stadtrath seine Zustimmung zur Inbetriebsetzung von
25 Wägen nach der erstbezeichnetenType und von 50 Wagen der zweiten Type gegeben
hat, stand der Absicht der Wiener Tramwaygesellschaft, eine frequente Linie ausschließlich
mit Wagen der neuen Type zu befahren, kein Hindernis entgegen.

b) Fahrordnung.  Die Verhandlungen, welche sowohl im Comite, als auch in
der Enquetecommission mit den Vertretern der Wiener Tramwaygesellschaft wegen Ver¬
besserung der von der Gesellschaft vorgelegten Fahrordnnng für den Winter
1893/1894 gepflogen wurden, führten zu keinem Resultate, indem die bezeichnet«:» Ver¬
treter erklärten, dass diese Fahrordnung ans Grund des der Gesellschaft zu Gebote
stehenden statistischen Materiales ausgestellt sei, und dass eine Änderung des Fahrplanes
nur ans Grund neuer statistischer Erhebungen erfolgen könnte. Fm Schoße des Comites
wurde die Frage der Schaffung einer Verkehrsstatistik für die Wiener Tramway ein¬
gehend besprochen und es hat das Comite in dieser Beziehung beantragt:
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1. Die Zählung der Passagiere hat in den Wagen durch den Condueteur zu erfolgen;
2 , diese Zählungen sind an für die einzelnen Strecken noch näher zu bezeichnenden Stellen , nach
stattgehabtem Wechsel der Ein - und Ansgestiegenen vorzunehme » und sind hiezu bestimmte Fvrmu-
larien zu verwenden ; 3, diese Zählungen wären durchzuführen:

al in der ersten Woche eines jeden Monates durch die ganzen sechs Tage und in allen Strecken,
t>) in der zweiten Woche am Montag und Donnerstag,
e) in der dritten Woche am Dienstag und Freitag,
ck) in der vierten Woche am Mittwoch und Samstag;

4. die Controle über die bezüglichen Ausschreibungen der Evuducteure hat durch die hiezu
bestimmten amtlichen Organe zu erfolgen.

Schließlich richtete der Vorsitzende an die gesellschaftlichen Vertreter die stricte Auf¬
forderung , ohne Rücksicht auf ihre privatrechtlichen Verpflichtungen der k, k, n,-ö, Statthalterei
jenen Fahrplan vorzulegen , welchen die Gesellschaft selbst nach ihren wiederholten Aus¬
führungen und dem ihr vorliegenden , eigenen statistische» Materiale als genügend flexibel
und überhaupt für geeignet halten würde , um den heutigen Missständen und deni
Verkehrsbedürfnisse des Publikums abzuhelfen.

Nachdem endlich noch die Fragen 1, über den Ausbau des Tramwayuetzes , betreffs
Verlängerung der Radien gegen den Mittelpunkt der Stadt , Durchquerung des I , Bezirkes,
.Verstellung einer äußeren Ringlinie , Verlängerung der Radien gegen die Peripherie
der Stadt;

2 . über die Einführung des elektrischen Betriebes;
3 . über die Einführung des Correspondenzdienstes mit den anderen öffentlichen

Verkehrsinstituten
besprochen waren , wobei die Vertreter der Gemeinde Wien die vom Stadtrathe in dieser
Hinsicht am 11 . Juli 1893 gefassten Beschlüsse bekannt gaben , erklärte der Vorsitzende
die Enqueteverhandlungen für geschlossen, behielt sich jedoch vor , sobald der Fahrplan
von der Tramwaygesellschaft vorgelegt sein wird , denselben der Berathnng des Subcomites
zu unterziehen und nöthigenfalls die Enquete nochmals einznberufen.

Mit Rücksicht auf die Ergebnisse der dnrchgeführten Tramway - Enquete hat die
k, k, u .- ö. Statthalterei die Tramwaygesellschaft mit Erlass vom 2 , December 1893
beauftragt , bei der Aufstellung der künftigen Fahrordnnngen dem Grundsätze einer
thcilweisen Trennung des Ring - vom Rndialverkehrc Rechnung zu tragen , und wegen
Durchführung der zur Erlangung der Daten über die thatsächliche Verkehrsbewegnng
erforderlichen Zählung der Tramwayfahrgäste , nach den bei der Enquete vom Subcomite
gestellten Anträgen , die geeigneten Vorbereitungen mit aller Beschleunigung zu treffen,
und die bezüglichen grundsätzlichen Bestimmungen , sowie die an das Gesellschaftspersonale
zu' erlassenden Instructionen der k, k. n,-ö. Statthalterei zur Genehmigung vorzulegen.
Mit dem weiteren Statthaltereierlasse vom 26 , December 1893 wurden die von der
Wiener Tramwaygesellschaft in Antrag gebrachten grundsätzlichen Bestimmungen hinsichtlich
der an bestimmten Tagen in jedem Monate dnrchznführenden Zählungen der Personen-
freqnenz auf den gesellschaftlichen Linien , welche sich auf die Fixierung der Zählpunkte
in jeder Linie und aus die Art der Zählung durch die Conducteure beziehen, genehmigt
und die Anordnung getroffen , dass diese Zählungen mit 1, Jänner 1894 zu beginnen
haben und durch ein Jahr fortzusetzen seien; was die amtliche Controle betrifft , so
wird dieselbe auf Kosten der Gesellschaft von ümtlich zu bestellenden Controloren unter
der Leitung der k, k, Pvlizeidirection in Wien vorgenommen . Mit demselben Erlasse
wurde weiters der Gemeinde Wien freigestellt , sich au der Controle des Zähldienstcs
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aber auf eigene Kasten , im Einvernehmen mit der k. k. Palizeidirectian zu
betheiligen . Mit Rücksicht auf diese ungleiche Behandlung der Gemeinde und die Art
der Controle fasste der Stadtrath am 23 . Jänner 1894 folgenden Beschluss:

„Die Gemeinde Wien lehnt die Theilnahme (insbesondere ans eigene Kosten) an
der Controle der durch die Wiener Tramwaygesellschaft im Jahre 1894 stattfindenden
Zählung der Personenfreguenz mit Rücksicht darauf , dass bei der geringen Anzahl der
zur Controle verwendeten Amtsorgane ein zuverlässiges Resultat nicht zu erwarten ist, ab . "

Über die erfolgten H er stc llnngen v on T r a m w ay ob j e cten a nf städt i schem
Grunde  ist Folgendes zu erwähnen.

Der Gemeinderath hat mit dem Beschlüsse vom 22 . Jänner 1889 der Wiener
Traniwaygesellschaft ans Widerruf und und unter gewissen Modalitäten die Bewilligung
crtheilt , eiserne Pferde -Ilnterstandshallen in der bisher üblichen Form an nachstehenden
Punkten zu errichten:

1. vorbehaltlich der vvn der Wiener Traniwaygesellschaft zu erwirkenden Zustimmung
des Stadterweiternngssvndes auf dem diesem cigenthümlich gehörigen Grunde zunächst
der Radetzkybrücke und dem Gitter am linken Wienflussufer;

2 . am Kolowratring , beim Ansgange der Pestalozzigasse;
3 . am Franz Josefs -Quai , gegenüber dem Schottenring , an Stelle der zu

beseitigenden Personen -Wartehalle und in Verbindung mit einem Warteraum für das
Publicum;

4 . an der Ecke der IlnivcrsitätSstraße und des Franzcnsringes . Das Ansuchen
der Wiener Traniwaygesellschaft um die Bewilligung zur Aufstellung einer solchen
Pferde -Ilnterkunftshalle in der Bartensteingasse , an der Ecke der Stadiongasse , wurde
mit demselben Beschlüsse abgelehnt.

Endlich hat der Gemeinderath am 10 . April 1889 auch seine Zustimmung crtheilt,
dass die Pferde -Unterstandshalle in der Museumstraße , Ecke der Bellariastraße , an
die Ecke der Nenstiftgasse in die Gartenanlage des Stadterweiternngsfondes versetzt
werde und die Bewilligung zur Straßenbenützung für die Einlegung eines elektrischen
Kabels von dieser Pferde -Ilntcrstandshalle bis zum Hause Or .-Nr . 12 Bellariastraße gegen
Widerruf und gegen Einhaltung der diesbezüglich ausgestellten Bedingnngen gegeben.

Über das von der Wiener Traniwaygesellschaft vorgelegtc Detailproject für die
Einlegung eines Dvppelgeleises vor dem Hanse Or .-Nr . 1, Kinderspitalgasse , aus Anlass
des Baues der Pferdebahnlinie durch die Kindcrspitalgasse, hat der Gemeinderath am
4 . März 1890 beschlossen, vom Standpunkte der Gemeinde als Straßengrundeigenthümerin
die Zustimmung zur Herstellung einer doppelgeleisigen Bahn nach dem vorgclegten
Projekte längs des Hauses Nr . 1 Kinderspitalgassc, d. i. Profil O.g, und O.gg unter
der Bedingung zu ertheilen , dass die Gesellschaft sich verpflichte, wenn der Bestand
des Dvppelgeleises an dem erwähnten Orte als verkehrsstörcnd sich erweisen sollte, an
dessen Stelle ein einfaches Geleise nach den bei der politische» Begehung vom 9 . Jänner 1890
festgesetzten Bestimmungen einzulegen.

Weiters hat der Gemeinderath mit dem Beschlüsse vom 17 . October 1890
zugestimmt, dass bei der Anlage der concessionierten Pferdebahnlinie — llngargasse — Fasan¬
gasse— Südbahnhof , die Bahn in der Strecke von der Mitte des Hauses Or .-Nr . 9 , bis
zum Hause Or .-Nr . 20 llngargasse und in der Strecke vom Hanse Or .-Nr . 4 Fasangassc, bis
zur Gerlgasse , entgegen der ursprünglichen eingeleisig geplanten Trace , zweigeleisig
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hcrgestellt und die Bahntracc längs des Südbahnhofes nach der von der Wiener
Tramwaygesellschaft vorgclegten Variante geführt werde . Ferner wurde am 14 . Oktober
1890 das Projcet der Gesellschaft für die Umgestaltung der eingeleisigen Bahnanlage längs
der Häuser Or .-Nr . 110 bis 116 Hundsthurmcrstraße im V . Bezirke in eine zwcigeleisige
Anlage genehmigt nnd über ein Ansuchen der Gesellschaft die Herstellung eines
Abstcllgelcises von den Pfcrdebahngeleisen in der Ausstellungsstraße für die Dauer der

land - und forstwirtschaftlichen Ausstellung bewilligt , wobei von der Entrichtung eines
Playzinses für die Benützung des städtischen Straßengrundes Umgang gcnommcn wurde.

Auch zur erbetenen Herstellung eines Maschengeleises am Praterstern hat die
Gemeinde zufolge des Stadtrnthsbeschlusses vom 14 . Juli 1891 ihre Zustimmung
crtheilt.

Ebenso wurde dem Ansuchen der Wiener Tramwahgesellschaft um die Bewilligung
zur Benützung städtischen Straßengrundes behufs Legung von zwei Weichen und zwei
Manipulationsgeleisen , ferner Errichtung einer mit einem Expeditionslocale combinierten
Personen -Wartehalle vor der Remise Hernals zufolge Beschlusses des Stadtrathes vom
27 . Oktober 1893 Folge gegeben.

Der Betrieb der nenerbanten Pferdebahnlinie in der Gumpendorferstraße erforderte
mit Rücksicht ans die großen Steigungen dieser Straße die Verwendung von Vorspann¬
pferden ; für die Unterbringung dieser Pferde hat die Gemeinde unter gewissen Bedingungen

die Herstellung eines Gallerieeinbaues in die Stützmauer des Esterhazygartens und
die Aufstellung einer eisernen Pferdenuterstandshallc in der Gumpendorferstraße am
24 . März 1892 ans Widerruf bewilligt.

Mit dem Beschlüsse vom 3 . August 1893 wurde vom Stadtrathc , da der Tramway¬
pferdestandplatz in der Sechsschimmelgasse im IX . Bez ., vor dem Hotel „ Union " , wegen
des lebhaften Wagenverkehres , der nunmehr nach Aufhebung der Verzehrnngsstencrlinic
in dieser Gasse unbehindert nach und von Währing sich bewegt , nicht belassen werden
konnte , der Wiener Tramwahgesellschaft die Errichtung einer mit einem Persvncn-
Warteraume combinierten eisernen Pferdestandhalle vor der Tetailmarkthalle im
IX . Bezirke , Alserbachstraße , auf Widerruf gestattet.

Ebenso ertheilte der Stadtrath am 5 . Mai 1893 der Wiener Tramwahgesellschaft
die Bewilligung zur Herstellung einer mit einem Personenwarteraum verbundenen eisernen
Pfcrdeunterstandshalle gegenüber dem Hanse Or .-Nr . 3 , Jnvalidenstraße , im III . Bez .,
in der dem Stadterweiterungsfonde gehörigen Alleeanlage und eines eisernen Warte¬

häuschens an der Kreuzung Rennweg — Fasangasse — Ungargasse , im III . Bezirke.

Wegen weiterer Ausgestaltung des Tramwaynehes  hat der Stadtrath außer
den im Punkte 5 des oben angeführten Beschlusses vom 11 . Juli 1893 erwähnten
Strecken , weiters den Bau folgender Linien bei der k. k. n .-ö. Statthallerei befürwortet:

1 . Eine Linie abzweigend von der bestehenden Tramwaylinie bei der Einmündung der
Poststraße in die Schönbrunnerstraße über die Poststraße nach Baumgarte » nnd Hütteldorf;

2 . eine Verbindungslinie der derzeitigen Penzinger Linie der Wiener Trammaygesellschaft
mit den durch Hietzing n . s. w . führenden Linien der Dampftramwaygesellschaft (Beschluss vom
3 . August 1893 ) ;

3 . die Anlage einer Pferdebahn in der Tegetthoffstraße zur Verbindung der Tramwaylinie
in der Schönbrunner Hauptstraße in Meidling mit der Schönbrunncrstraße in Rudvlfsheim;

4 . die Anlage einer Rundlinie Lederergasse — Strozzigasse — Neubangasse — Amerlingstraße—
Hvsmühlgasse — Pilgramgasse — Ziegelofeugasse — Rainergasse re. bis zur Belvederelinie;

5 . die Verbindung der Tramwaylinie in der Reinprechtsdorferstraße mit jener in der
Gumpendorferstraße (Beschluss vom 25 . August 1823 ) .

Verwaltungsbericht der Stadt Wie». 16
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Infolge wiederholter Anregungen im Gcmeinderathe hat sich nnch der Magistrat
wegen des Baues neuer Strecken in die mit Berkehrslinien spärlich bedachten neuen
Bezirke wiederholt direct an die Wiener Tramwaygesellschaft gewendet.

Letztere hatte zwar am 2 . Sctober 1890 anlässlich ihrer Äusserung über die
Hintanhaltung der Nbersüllung selbst den Ausbau ihres Netzes bei dem k. k. Handels¬
ministerium beantragt , hiebei jedoch vor allem die Führung von Ouerlinien in die
verkehrsreichen Theilc des I . Bezirkes im Auge.

In ihrer Antwort vom 27 . Octobcr 1891 berief sich die Gesellschaft aus dieses
Bauprogramm , erklärte jedoch , „ nicht in der Lage zu sein , sei es diesem Programme
oder anderen , im Schoße der Gemeindevertretung hervortrctenden Wünschen nach dem
Bau neuer Linien näher treten zu können , insolange nicht die ihr concessionsmäßig
zugesichertc Betriebsordnung , aus welcher sie das Maß der von ihr geforderten Leistungen
kennen lernen werde , erlassen ist ; erst dann werde sie in die Lage versetzt , jede neue
in Frage kommende Linie von dem für sie sehr wichtigen finanziellen Standpunkte aus
prüfen zu können " .

Tie Verhandlungen wegen Vereinigung der in einer Strecke von ungefähr 250 in
nebeneinander liegenden Oieleise der Wiener Tramway und der Neuen Wiener Tramway
in der Alserbachstraßc im IX . Bezirke wurden behufs Abschlusses eines Peagevertrages
zwischen den beiden Gesellschaften von der Gemeinde Wien im Jahre 1893 weitergeführt.

Ter Umstand , dass sich die Linien dieser beiden Gesellschaften vielfach gegenseitig
ergänzen , lässt eine Verkehrserleichterung in der Hinsicht wünschenswert erscheinen , dass
das Umsteigen von den Linien der einen Gesellschaft auf jene der anderen bei einmaliger
Fahrpreisentrichtung ermöglicht , dass also ein Correspondenzdienst zwischen den beiden
Gesellschaften eingerichtet wird.

Tiesfalls wurden aus Anlass der Erweiterung des Gemeindegebietes im Jahre
1891 beide Gesellschaften zur gegenseitige » Vereinbarung dieses Correspvudenzdienstes
vom Gemeinderathe eingeladen , jedoch fanden die bezüglichen Vorschläge der Neuen
Wiener Tramway bis jetzt nicht die Zustimmung der Wiener Tramwaygesellschnst.

Neue Wiener Hramwaygekellschaft.
Tas Bahunetz dieser Gesellschaft hatte zu Ende des Jahres 1893 eine Betriebs¬

länge von 30 .izg Kilometer , wovon 17 .424 " >0 den Pferde -, 5 .^ auf den Tampf - und
7 .400 "us den Mixtebetrieb (Pferde - und Dampfbetrieb ) entfielen . Darunter ist auch die
obenerwähnte Strecke „ Liniendurchbruch — Nussdorf " , für welche die Kahlenberg -Eisen-
bahn -Gesellschast die Concession besitzt . Tie gesummte Geleiselänge betrug im ganzen
62 .400 Kilometer , davon 44 .ggg für Pferde - und Mixtebetrieb . Der Wagenpark bestand
für sämmtliche Betriebsarten aus 210 Waggons , der Pferdestand belief sich auf 512 Stück.
In der Vcrwaltungspcriode 1889 — 1893 wurden (einschließlich des Dampfbetriebes ) :

1888 1890 1891 189S 1893
Fahrkilometer zurückgelegt:

2,642 .900 2,737 . 183 2,748 .380 2,782 .792 2,882 .563
Personen befördert:

9,595 .749 9,962 .106 9,876 .619 9,718 .957 10,245 .044
Die Betriebseinnahmen betrugen:

Gulden österr. Währung
761 .229 787 .416 782 .710 ' 776 .890 835 .375

Die Betriebsausgaben betrugen:
Guide 11 österr. Währung

568 .239 595 .715 602 .948 ' 609 .834 635 .029
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Zur Abhilfe einiger im Verkehre auf der Pferdebahnlinie „Opernring—Stcinbancr-
gasse" bestehenden Übelstande fasste der Gemeinderath am 10. September 1883 folgende
Beschlüsse:

1. Die Nothwcndigkeit der Errichtung einer Personenwartchalle an, Margarcthengürtel, in
der Ausiniindungder verlängerten Arbeitergasse, zwischen de» Geleisen der Neuen Wiener Tramwa»-
gcscllschaftund der Actiengesellschaft der Wiener Lokalbahnen wird nicht anerkannt, weshalb von
einer Aufforderung der Neuen Wiener Tramwaygcsellschaft, daselbst eine Wartehalle zu erbauen,
Umgang genommen wird.

2. Die Neue Wiener Tramwaygesellschaft ist zur Errichtung einer Personenwartehalle bei
der Haltestelle„Johannagasse" aufzufordern.

3. Der von der Neuen Wiener Tramwahgesellschaft vorgeschlagenen Bctriebsinodisication
beim Übergange der aus Meidling kommenden Züge ans dem Tampsbctriebe in den Pferdcbctrieb
wird vom Standpunkte der Straßenbeniitzung probeweise auf Widerruf die Zustimmung crtheilt.

4. Die Neue Wiener Tramwahgesellschaft ist zu beauftragen, hinsichtlich der Behebung der
bestehenden Mängel an der Schienenconstruction Vorschläge zu erstatten.

Dem von der Gesellschaft vorgelegten Entwürfe der Sommerfahrvrdnnng pro
1830, und der Winterfahrordnnng pro 1880/31 , hat der Gemeindernth unter der
Bedingung zugestimmt, dass die Winterfahrordnnng nur für die Zeit von, 1. November
1880 bis Ende April des Jahres 1831 zu gelten habe, dass ferner von Meidling je
6 Minuten nach Ankunft eines Zuges der Südbahn ein Tramwaywagen abgelassen
wird und dass der Verkehr von Nussdvrf über den Gürtel so einzurichten ist, dass die
letzten von Nussdorf abgehenden Wagen einen entsprechenden Anschluss an die zur
Mariahilferlinie verkehrenden Wagen erhalten, ferner dass jene Haltestellen der Neuen
Wiener Tramwahgesellschaft, wo keine Häuser stehen, entsprechend beleuchtet werden.

Bezüglich der von der Gesellschaft vorgelcgtcn Sommerfahrordnnngen 1831—1833
hat sich die Gemeinde jeweilig zustimmend geäußert und ergab sich nur bei den letzten
Winterfahrordnungen eine Differenz.

Über das Ansuchen der Gesellschaft, hatte nämlich der Stadkrath die Einführung
des versuchsweisen Pferdebetriebes auf der von der Nnssdorfer-Trambahn abzweigenden
Strecke nach Heiligenstadt ans der Grinzingcrstraße am 17. August 1832 gegen Wider¬
ruf und gegen dem gestattet, dass durch die Ersetzung des Dampfbetriebes durch Pserde-
betrieb die bestehende Fahrordnnng in keiner Weise geändert und die bestehenden Ver¬
bindlichkeiten der Gesellschaft unverändert aufrecht erhalten werden. Ta jedoch die
Gesellschaft in ihren letzten Winterfahrordnungen die Auflassung des Betriebes auf
dieser Strecke während der Wochentage beabsichtigte, hat der Stadtrath gegen diese
Verkehrsrednction Stellung genommen und behufs Einrichtung eines rationelleren
Betriebes auf dieser nur O.z Kilometer langen Mgelstrecke die Fortsetzung derselben
bis Grinzing und Sievering angeregt.

Am 15. Jänner 1833 wurde von der Gesellschaft die Linie „Steinbanergasse—
Meidlinger Bahnhof" mit einer Streckenlänge von l .ß Kilometer, welche bisher im
Eigenthnm der Actiengesellschaftder Wiener Localbahnen war und mit Straßenlocomotiven
befahren wurde, in ihr Eigenthum übernommen und, nachdem der Stadtrath seine
Zustimmung zur endgiltigen Einführung des Pferdebetriebes ans dieser Strecke, mit dem
Beschlüsse vom 27 . Oktober 1833, unter Vorbehalt aller der Gemeinde ans dem mit
der Actiengesellschaft der Wiener Localbahncn am 23. März 1833 und ans dem vom
niederösterreichischen Landesansschnsse mit der Neuen Wiener Tramway abgeschlossenen
Vertrage vom 15. Jänner 1886 Anstehenden Rechten crtheilt hatte, der Pferdebetrieb
dauernd eingerichtet.

16*
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Wegen weiterer rationeller Ausgestaltung des Netzes in den einverleibten Vororten
hat die Gesellschaft über diesbezügliche Anregungen seitens der Gemeinde Wien im
Jahre 1891 erwidert , dass sie geneigt wäre , das Netz in rativneller Weise auszu-
gestalten , dass aber , svlangc die näheren Umstande rücksichtlich der Ausführung der
Ttadtbahnlinien nicht bekannt sind , eine bindende Erklärung nicht abgegeben werden
kenne . Mit Rücksicht ans das nunmehr klargestellte Projcct der Stadtbahn , insbesvndere
der Gürtellinie , wurde neuerdings in dieser Hinsicht an die Gesellschaft herangetreten
und sind die Verhandlungen nach anhängig.

Insbesvndere hat der Stadtrath am 25 . August 1893 auch die Verbindung der
Linie „ Sperugasse — Wienstrasie " mit der Gürtellinie dieser Gesellschaft durch Erbauung
einer Linie „ Wienstrasie — Pilgrambrücke — Mollardgasse " — als im Interesse des
Verkehres gelegen bezeichnet und bei der k. k. n .-ö. Statthalterei befürwortet.

Das Gesamintnep der Pferdebahnen
Ende des Jahres 1893 folgende Ausdehnung.

und Tampftramways  besasi am

Betriebs - Gesammte
länge Geleiselänge

Kilometer

80.
17
12.
44.

5.
11 .

171.

117

42«

166. 080

917

70k

S20

310

S40

35.

26 .24g

lO .ig«
I8 .1117

817 312. 178

Wiener Tramwaygcsellschaft (Pferdebetrieb ) .
Neue Wiener Tramwahgesellschaft (Pferdebetrieb ) .

„ „ „ „ (Dampf - und Mixtebetrieb)
Dampftramwaygesellschaft vorn :. Kraus ; L Comp . (Dampfbetrieb)
Kahlenberg -Eisenbahn -Gescllschaft (Zahnradbahn , Dampfbetrieb)
Wiener Localbahnen -Acticngesellschaft (Dampfbetrieb ) . . . .

Summe

Bei der Dampftramwaygesellschaft vormals Kraust  L Comp ., sowie bei der
Wiener Localbahnen -Actieugesellschaft sind in den vorstehend angeführten Zahlen auch
die ausierhalb des Gcmeiudegebietes gelegenen Bahn -, respective Geleiselängen mit-
iubegriffen.

li) Krücken.
Gelegentlich der ini Jahre 1891 erfolgten Einbeziehung der Vorortegemeinden

wurde eine grosie Anzahl von Fahr - und Gehbrückeu in die Erhaltung der Gemeinde
Wien übernommen . Mit Beschluss vom 4 . August 1891 ordnete der Stadtrath au , dass
diese Brücken rücksichtlich der jährlich vorzunehmenden Untersuchung , der Überwachung
und Erhaltung in gleicher Weise wie die Brücken in den ehemaligen zehn Bezirke » auf
Grund der vom Gemciuderathe am 27 . September 1887 genehmigten Vorschriften zu
behandeln sind.

Unter diese » Brücken ist besonders die vom uiederöfterreichischen Laudesausschusse
im Jahre 1889 erbaute eiserne Fahr - und Gehwegbrücke über den Tvnaueanal zur
Verbindung der Brigittenau mit Hciligeustadt zu erwähnen , zu deren Kosten die Gemeinde

Wien einen Beitrag von 45 .000 fl . geleistet hat . Tie erwähnte Brücke , welche den
Namen „Kaiser Franz Ioses - Regierungs - Iubiläumsbrücke"  erhielt , wurde am
4 . Sctvber 1889 in feierlicher Weise dein Verkehre übergeben . Behufs Verbindung
derselben mit der Brigitteuaner Ländeftrasie genehmigte der Gemcinderath die Herstellung
einer AusfahrtSrampe im Kostenbeträge von 1633 fl . 10 kr. und weiters die Beleuchtung
der Brücke mit dem jährlichen Kostencrforderuisse pro 289 fl. 62 kr. auf Rechnung der
Gemeinde.
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In Berücksichtigung des Umstandes, dass die über den Dvnaueaual bestehende
Franzensbrücke den großen stets steigenden Verkehrsanforderungennicht vollkommen
entspricht, hat der Gemeinderath am 22. Sctober 1891 die Herstellung einer neuen,
stabilen Brücke an Stelle der Franzensbrücke beschlossen und zugleich genehmigt, dass
für die Zeit dieses Brückenbaues eine hölzerne Nothbrücke ausgeführt werde.

Die Ausführung dieser Nothbrücke erfolgte auf Grund der gepflogenen Ofsertver-
handlung gegen eine Pauschalentschädigungvon 36.500 fl. in der Zeit vom 5. Te-
cember 1892 bis 20 . Juni 1893 . Am 22 . Juni 1893 wurde die Brücke dem Ver¬
kehre übergeben.

Gleichzeitig mit dem Baue der Nothbrücke sind auch die zur Brücke führenden
Straßenrampen im Kostenbeträge von 8737 fl. 97 kr. zur Herstellung gelangt.

Die Gemeinde hat ferners die Erbauung einer neuen eisernen Fahr - und Geh-
brücke über den Halterbach  in Hütteldorf im Zuge der Dornbacherstraße mit einem
Kostenaufwand«: von 6529 fl. 62 kr. beschlossen. Die betreffenden Ausführnngsarbeiten
wurden am 22 . März 1893 begonnen und ist das Sbject am 5. Mai 1893 dem öffent¬
lichen Verkehre übergeben worden.

In den Jahren 1889 bis 1893 sind weiters folgende größere Arbeiten an
städtischen Brücken  zur Ausführung gelangt:

im Jahre  1889 : die Ernenernng des Anstriches und die theilweise Auswechslung
der Holzconstructionstheile an dem mit der Nordbahnbrücke über die Donau verbundenen
städtischen Gehsteg (Kosten 4300 fl.), die Reconstruction der Fußwege und die Neu-
Pflasterung der stromaufwärts liegenden Fahrbahn der Franzensbrücke(Kosten 7230 fl.) ;
die Ernenernng des Anstriches der Aspernbrücke(Kosten 1280 fl.), die Reconstruction
der Fußwege und die Neupflasternng der Leopoldsbrücke(Kosten 1550 fl.) ; die Reu¬
pflasterung der Fahrbahn der Tegetthosfbrücke mit einer Betonunterlage (Kosten 3350 fl.)
und die Reconstruction der Zollamtsbrücke (Kosten 4550 fl.) ;

im Jahre  1890 : die theilweise Auswechslung des Pfostcnbelages an dem mit
der Nordbahnbrücke über die Donau verbundenen städtischen Gehsteg (Kosten 2200 fl.),
die theilweise Erneuerung des Belages und der Längsträger an den Fußwegen der
Brigittabrücke (Kosten 1000 fl.), die Erneuerung des Holzstöckelpflasters und die theil¬
weise Auswechslung der Bruckstreugehölzc an der Fahrbahn der Augartenbrücke(Kosten
5200 fl.), die Erneuerung der Bestreuung und des Holzstöckelpflasters an der Fahrbahn
der Aspernbrücke(Kosten 6300 fl.), die Erneuerung des Holzstöckelpflasters an der strom¬
aufwärts gelegenen Fahrbahn und die theilweise Reconstruction der Steingesimse an den
Pfeilern der Franzensbrücke (Kosten 5900 fl.), die Nenpflasterung der Fahrbahn und
die Erneuerung des Anstriches an der Nevillebrücke(Kosten 1000 fl.) ;

im Jahre  1891 : die Reconstruction des flussabwärts liegenden Fußweges der
Ferdinandsbrücke (Kosten 8500 fl.), die theilweise Auswechslung der Bruckstreuhölzer
und die Erneuerung des Holzstöckelpflasters an der Pilgrambrücke (Kosten 5000 fl.) und
die Neuherstellung der Fahrbrücke über den Krotenbach in der Holzstraße in Heiligen¬
stadt (Kosten 1000 fl.) ;

im Jahre  1892 : die Erneuerung des Anstriches an der Brigittabrücke (Kosten
1570 fl.), die theilweise Erneuerung des Anstriches an der Stephaniebrücke(Kosten 1200 fl.),
die Reconstructiondes stromaufwärts liegenden Fußweges der Ferdinaudsbrücke(Kosten
7772 fl.), die theilweise Erneuerung der Bruckstreuhölzer und des Holzstöckelpflasters
der Leopoldsbrücke(Kosten 2670 fl.), die Reconstructionund Verbreiterung des Bahn-



246 X. Verkehrswege und Verkehrsmittel. --- Verkehrswege. -I) Vrückeit.

stegeS über den Wienflnss in Hacking l.besten 2600 sl.>, die Recvnstrnetion der Knhstand-
brücke, Sceschlachtgrabenbrücke, der Schivechat-Fahrbrücke nnd der Mühlbrücke in Kaiser-
Ebersdors (Kosten 4160 fl.) ; endlich

im Jahre  1096 : die Erneuerung des Anstriches, die Reparatur des strom¬
aufwärts liegenden Fußweges nnd die theilweisc Auswechslung der Dccorations -Eisen-
theile an den Hanptträgern der Angartenbrücke (Kosten 6600 fl.) nnd die Reparatur
der Fußwege an der Sophienbrücke (Kosten 1660 fl.st

Im Folgenden erscheinen die Angaben über die Anzahl , die Herstellungsart nnd
den Belag der im Be filze der Gemeinden befindlichen Brücken sowie über die Gesammt-
area derselben am Beginne nnd am Schlüsse der fünfjährigen Berichtspcriode gegen-
über gestellt.

Es betrug am Anfänge
des Jahres

am Ende
des Jahres

188»
die Gesammtzahl  der im Besitze der Gemeinden
befindlichen Brücken . 26 92

Bon denselben führten:
über den Tvuaucanal. 8 9

„ „ Wicnfluss. 15 62
„ verschiedene Büche. — 50
„ die Wcstbahngclcise. — 1

Erbaut  waren von denselben:
aus Holz. 4 44

„ Stein. 4 21
„ Eisen. 15 27

Belegt  waren von denselben:
mit Hvlzdielen. 4 64

„ Holzstöckeln. 12 18
„ Klinkerstciuen. 2 5
„ Granitsteinen. 5 5

Die Gesammtarea  dieser Brücken betrug . 15700 m? 19000 in?

Weiters ist der Gehsteg , welcher einen Anbau zu der über de» Donanstrom
führenden Brücke der k. k. privilegierte » Kaiser Ferdinands -Nordbahn bildet , Eigenthum
der Gemeinde Wien.

Außer den vorbezeichneten Brücken führen über den Donaucanal 2 und über den
regulierten Donaustrom 6 im Eigenthume verschiedener Bahngesellschaften befindliche
Eisenbahnbrücken  nnd 2 mit Gehwegen versehene Fahrbrücken , von welchen eine auf
Koste» des Donauregnliernngsfondcs , die andere auf Staatskosten erbaut wurde.

Die Auslagen der Gemeinde für die Erhaltung der städtischen
Touaucanalbrückeu  mit Einschluss der Kosten für die Erhaltung des mit der
Nordbahnbrücke über die Donau verbundenen städtischen Steges betrugen im Jahre
1009 : 15 .681 fl. 87 kr., 1890 : 28 .647 fl. 88 kr., 1891 : 11 .862 fl. 11 kr., 1892:
12 .427 fl. 68 kr. und 1898 : 7082 fl. 67 kr., jene für die Erhaltung der Wien¬
flussbrücken  im Jahre 1889:  17 .256 fl. 40 kr., 1890 : 4858 fl. 77 kr., 1891:
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8173 fl. 63 kr., 1802 : 8875 fl. 84 kr.. 1893 : 10.235 fl. 43 .« kr. endlich die
Ausgaben für die Erhaltung der in den ehemaligen Varorten gelegenen Brücken im
Jahre 1892 : 4269 fl. 92 kr., 1893 : 2059 fl. 21 kr.

Die Gesammtkosten für die Erhaltung der im Besitze der Gemeinde befind¬
lichen Brücken (einschließlich des Steges an der Nordbahnbrücke) betrugen daher im
Jahre 1889 : 32.588 fl. 27 kr., 1890 : 33.006 fl. 65 kr., 1891 : 19.505 fl. 74 kr.
1892 : 25 .573 fl. 44 kr. und 1893 : 19.377 fl. I .z kr.

6>Wasserstraßen.
I . Donauregulierung.

Im Wiener Donancanale  wurden in den Jahren 1889 bis 1893 keine Neu¬
bauten ansgeführt.

Da die Gemeinde Wien auch hinsichtlich der außerhalb Wiens gelegenen Donan-
strecke in Niederösterreich insoweit betheiligt ist, als sie in Gemäßheit des Landes¬
gesetzes vom 2. Juni 1882 , L. G. Bl . 52 zu Gunsten dieser außerhalb Wiens befind¬
lichen Stromstrecke auf einen Theil ihrer jährlichen Antheile au den Einnahmen der
Donauregulierungscommissionfür die Zeit bis zum Jahre 1902 verzichtet hat, so finden
hier alle im Donaustrome innerhalb Niederösterreichs überhaupt während der Jahre
1889 bis 1893 erfolgten Neubauten Erwähnung:

An der Strecke Ikpermündung —Nussdorf.
Im Jahre  1889:
1. Die llferschutzbautenam linken Donanufer zunächst der Spitzerbachmündung

in einer Länge von 164.z Nieter zur Verhinderung des Abbruches der Ufer, Vergrößerung
der beiden Flossländen nächst dem Srte Spitz und zur Erleichterung der Schiffahrt.

2. Ein Steinwurf zwischen Wösendorf und Weißcnkirchen in einer Gesammtlänge
von 793.4 Meter ; derselbe wurde über Ansuchen der Gemeinden Joching und Weißen-
kircheu au acht Stellen hergestellt, um das Ufer vor Abbruch zu sichern.

3. In Fortsetzung der im Jahre 1888 begonnenen Reconstruction der Donauländc
bei Stein wurde im Jahre 1889 nächst der Reisperbachmündung eine 143 Meter lange
Uferversicherung mit gepflasterten Böschungen und drei je 3 Meter breiten Stiegen,
sowie einem vorgelagerten Steinwurfe ausgeführt.

4. Die im Jahre 1888 begonnene Hebung der Donauländc bei Stein wurde im
Jahre 1889 vollendet. Diese neue Lände hat nunmehr eine Länge von 804 Meter, ist
von 50 zu 60 Meter mit je einer 3 Meter breiten Stiege und 80 Meter stromaufwärts
vom Bauende mit einem 25 Meter breiten Ansstreifplatze versehen. Durch erhebliche
Baggerungen wurden die Schiffahrtsverhältnisse daselbst bedeutend verbessert und die
Naufahrt längs der Lände bedeutend erweitert.

5. Der Jnundationsdamm bei Krems wurde im Jahre 1889 im Anschlüsse an
den im Vorjahre hergestellten Damm um weitere 511 Meter verlängert; die Böschungen
wurden gepflastert und zwei je 3 Meter breite Fahrrampen, sowie zwei Stiegen her¬
gestellt. Das zur Herstellung des Dammes erforderliche Anschüttungsmaterialc im Aus¬
maße von 59.700 Cubikmeter wurde nächst der Steinerlände gebaggert.

6. Die Fortsetzung des von der Staatsverwaltung unterhalb der oberen Knödl-
Hüttenau-Schütt hergestelltcn Abschlussbaues wurde iu einer Länge von 129 Meter
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dnrchgesührt, dieser Abschlnssban gepflastert und mit beiderseitigem Grnndwnrfe versehen,
Iveit der Strom das Bestreben zeigte, sich gegen den hinter diesem Abschlnssbaue befind¬
lichen Seitenarm zu tuenden und Uferbrüche zn verursachen.

7. Die noch von der Staatsverwaltung hergestellten Leitwerke am oberen Mühl¬
hausen und Wiedenhausen unterhalb Tulln waren wegen der geringen Höhe und Breite
für den Gegenzng nicht praktikabel, weshalb der Gegenzng auf das linke Ufer verlegt
werden musste. Diese Leitwerke wurden im Jahre 1889 auf eine Länge von 2146 Meter
reconstrniert und auf eine Höhe von zwei Meter über Null und 2.̂ Meter Kroncnbreite
gebracht.

8. Die im Jahre 1888 begonnene Berlängcrnng des Grundwurfes bei dem Leit¬
werke Langlebarn-Mnckendorf wurde im Jahre 188!> in einer Länge von 1250 Meter
fortgesetzt.

!1. Desgleichen wurde das im Jahre 1888 begonnene Leitwerk bei dem Spillingcr-
tvasser, -gegenüber von Greifenstein, in einer Länge von 86.- Meter fortgesetzt, ganz
eingepflastert und mit beiderseitigem Steinwurfc geschützt.

10. Ans Anlass der von dem n.-v. Landcsansschnsscin Angriff genommenen
Arbeiten zur Regulierung des tvdten Dvnanarmes bei Llostcrncnbnrg musste die Ver¬
sicherung der Einmündung dieses EanaleS theils als llferban, theils als Leitwerk mit
vorliegendem Stcinwnrfc in einer Gesamnitlängcvon 650 .7 Bieter ausgeführt werden.

11. Die im Jahre 1888 bereits begonnene Leitwerksherstellung am Langen
Haufen unterhalb Lang-Enzersdorf wurde fortgesetzt und das Leitwerk um weitere
655 Meter, jedoch nur als stromseitiger Grundwurf verlängert.

Im Jahre  1800:
12. Die Versicherung des rechten Stromnsers zwischen Sarling und Sänsenstein

erfolgte durch einen 668 Meter langen Steinwnrf , um eine llnterspülnng und Nach¬
rutschung desselben zu verhindern.

18. Oberhalb der Spitzcrbachmündnngbei Spitz wurde am linken Stromnfer
zur Behebung des bestandenen Uferbrnches ein 108 Meter langer Steinwnrf ausgeführt.

14. Das linke Stromnfer zwischen St . Michael und Wösendorf musste gegen
weitere Beschädigung durch einen 280 Meter langen sehr starken Steinwnrf geschützt
werden.

15. Nächst der Ansmündung des Bergernerbaches bei Hnndsheim in den Strom
wurde zum Schutze des der Abspülnng ansgesetzten rechten Stromnfers ein Steinwnrf
in einer Länge von 66.^ Meter ansgeführt.

16. Im Anschlüsse an die bereits im Jahre 1888 hcrgestellte Ilferversicherung
der Steinerlände wurde stromabwärts ein 476 .g Meter langer stromseitiger Grundwurf
ansgeführt und hiedurch die Naufahrt erheblich verbessert.

17. Der Jnundationsdamm bei Krems wurde abermals um 084 Meter ver¬
längert, besitzt nunmehr eine Länge von 2274 Meter und schützt die Stadt Krems
gegen eine directe Überschwemmung.

18. Am unteren Theile der Bergan, gegenüber von Zwentendorf, musste die
Reguliernngstrace durch einen 597 Meter langen Steinwnrf fixiert werden, nachdem
der Stromstrich bereits gegen das linke Ufer gedrängt und das Uferland brüchig wurde.

19. Der noch von der Staatsverwaltung hergestellte und im Jahre 1885 durch
eine» Grundwurf verstärkte Abschlussbau an der Kleinen Polakenau am linken Stromnfer



X . Verkehrswege und Verkehrsmittel . — H.. Verkehrswege . «) Ivasserslraßen. 249

lvurde vollständig ansgebant : cg Ivurdc ein Leitwerk von 255 Bieter Länge ans einem

gepflasterten Schvtterdamm mit beiderseitigem Steinwurfe ausgeführt und fohin das
Hindernis für den Gegenzug beseitigt.

20 . In dem 5 .g Kilometer langen Donauarm Krumpen oberhalb Tulln war im

Jahre 1885 hinter dem Nenhaufen eine Traverse hcrgestellt worden . Um nun diese zu
entlasten , wurde ca . 2500 Meter stromabwärts dieser Traverse eine zweite 223 Meter

lauge , mit Bruchsteinen und Flechtzäunen versicherte Traverse zur Ausführung gebracht.
21 . Der in den Jahren 1887 und 1888 bei Ober -Aigen zur Abbauung der

dortigen übermäßigen Strombreite hergestellte Steinwurf wurde im Jahre 1890 um
360 Meter verlängert und der alte Wurf auf 70 Meter Länge aufgeholt . Die Über¬
breite ist hiedurch auf eine Länge von 1154 Meter abgebaut.

22 . Bei dem im Jahre 1889 hergestellteu Leitwerke Langlcbarn — Muckendorf
musste , 1 Kilometer von der stromabwärts gelegenen Leitwerks Wurzel entfernt , eine

Faschinentraverse in einer Länge von 147 Meter hergestellt werden , nachdem sich zwischen
dem Strvmwasser und dem Wasser der abgebauten Strvmtheile eine Wasserspiegeldifserenz
von l .g? Meter ergab und ein Wasserübersturz bei cintretendem Hochwasser hintangehalten
werden musste.

23 . Bei der scinerzeitigen Verhandlung für die Herstellung eines offenen Gerinnes

bei Klosterneuburg wurde beschlossen , außer der Ausführung der Canaleinmündung auch
noch im Kritzendorferwasser zur Sicherung der Spülwasserzulcitung einige Traversen
herzustellen . Da aber mittlerweile im Bette des Kritzendorfer G ' schirrwassers Ver¬
änderungen sich zeigten , die es für richtiger erscheinen ließen , statt der beantragten
Traversen die beiderseitigen Canalufer herzustellen , so wurde ini Jahre 1890 ein
Grundwurf am rechten Ufer in einer Länge von 250 Meter ausgesührt.

24 . Das Rothsamer Leitwerk unterhalb Klosterneuburg wurde aus Schiffahrts¬
rücksichten im Grundwurfe um 380 Meter verlängert.

25 . Das Leitwerk am Laugeuhaufeu bei Lang - Enzersdorf , dessen Bau in dem
Jahre 1888 begonnen wurde , wurde im Jahre 1890 um 723 Meter verlängert und
in der Schwarz -Lackenau in der Regulierungstrace ein 120 Meter langer Cunettenbau,
sowie eine 72 Meter lange Faschineutraverse hergestellt.

Im Jahre  1891:

26 . Der Steiuwurf bei Spitz wurde im Jahre 1891 durch die Herstellung eines
vollständigen 135 Meter langen Uferbaues ergänzt.

27 . Der durch das Hochwasser im September 1890 beschädigte Steinwurf zwischen
St . Michael und Wösendorf wurde durch einen 78 .g Meter laugen regulären llferbau
gegen weitere Angriffe geschützt.

28 . Der im Jahre 1890 zwischen der Steinerlände und der Eiseubahnbrücke der
Linie Krems — Herzogenburg hergestellte stromseitige Grundwurf wurde verlängert und
das Leitwerk in der ganzen Länge von 814 .g Meter vollständig ausgebaut . Desgleichen
wurde 108 Meter oberhalb der bezeichuetcu Cisenbahnbrücke ein 65 Meter langer und
20 Meter breiter Landungsplatz für Dampfschiffe hergestellt , welcher durch eine 117 .g Meter
lauge und 5 Meter breite Traverse mit dem alten Ufer verbunden ist . Durch diese

Herstellungen wurden die Schiffahrtshindernisse daselbst ganz beseitigt.
29 . Ter Bau des Juuudationsdammes bei Krems wurde fortgesetzt und dieser

Damm um weitere 1218 .^ Bieter verlängert , so zwar , dass die Gesammtlänge dieses
Dammes am Schlüsse des Jahres 1891 3492 .^ Meter betrug.
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30 . Tie i» der Weichselan oberhalb THallern destehenden beiden Wasserarme
wurden durch zwei Dämme van 218 .? Meter und 61 Meter Länge abgesperrt und ein
28 <>.g Meter langer Uferball hergestellt , um die Gefahr der Überschwemmung der
Ortschaften Thallern und Wolfsberg bei höheren Wasserstünden zu verhindern.

31 . Am Wlirmsaume unterhalb Holleuburg wurde , um eineu weiteren Abbruch
des unversicherten Ufers hintanzuhalten , ein 300 Nieter langer Uferbau hergestellt.

32 . Gegenüber von Zwentendorf wurde an der Bergan zum Schutze des unver¬
sicherten Ufers ein 375 .z Bieter langer Uferbau und ein 306 .g Meter langes Leitwerk
ausgeführt und der stromseitige Grnndwurf um 40 .7  Meter verlängert.

33 . Unterhalb Zwentendorf wurde zur Verbesserung der Stromverhältuisse nächst
dem großen Renning ein alter Sporn in einer Länge von 30 Meter abgetragen und
zwischen dem Renning und dem Goldwäscherhaufen am linken Ufer ein stromseitiger
Grnndwnrf von 250 Meter Länge für das in den folgenden Jahren nusznführende
Leitwerk hergestellt.

34 . Zur Beförderung des Berlandens wurde beim Leitwerke Langlebarn -Mncken-
dorf eine zweite Traverse in einer Länge von 373 Meter ausgeführt.

35 . Ter von Zeiselmaner bis Altenburg bestehende Jiinndativnsdamm , welcher
durch Hochwasser im Jahre 1890 an zwei Stellen durchbrochen wurde , wnrde ans eine
Länge von 760 Bieter bis auf 4 Meter ober dem Nullwasser erhöht und mit 2 Bieter
Krvnenbreite hergestellt.

36 . Der im Jahre 1888 hergestellte Grundwurs zwischen dem großen Sauhaufen
und dem Sonnhagl nächst Kvrneuburg wurde in einer Länge von 211 .4  Bieter zu einem
vollständigen Leitwerke ansgebaut.

37 . Der Ausbau der beiden Ufer der Klosterneuburgcr Canaleinmündung bei
Höslein wnrde fortgesetzt und der rechtsseitige Grundwurf aus eine Länge von 204 .g Bieter,
der linksseitige Grnndwurf auf eine Länge von 633 Meter bei 2 Bieter Kronenbreite
bis 1 Bieter ober dem Nnllwasser hergestellt.

38 . Zur Beseitigung der Schiffahrtshindernisse und Untiefen zwischen Kloster¬
neuburg und Langenzersdors wurde am linken Ufer das Leitwerk am Langenhanfen und
am rechten Ufer das Leitwerk am Rothsaum im vollen Normalprofile auf eine Länge
von 536 Meter , beziehnngsweise 57 Meter ausgebaut und für das Leitwerk Kuchelau—
Nussdorf ein 480 Bieter langer Grnndwnrf ans eine Höhe von einem Meter über dem
Nullwasser und einer Kronenbreitc von 2 Meter hergestellt.

Im Jahre 1892:

39 . Die Herstellung des Leitwerkes sammt Traverse bei Klein -Pöchlarn , wofür
der Grnndwnrf in einer Länge von 150 Bieter ausgeführt wurde und wodurch die
Anlage einer fliegenden Brücke zwischen Klein -Pöchlarn und Stadt Pöchlarn ermöglicht
werden soll.

40 . Um das rechte Stromufer bei Rührsdorf zu fixieren , wurde ein 1167 Bieter
langer Grundwurf zwischen St . Lorenzen und Rührsdorf ausgeführt.

41 . Das Steiner Leitwerk wurde in diesem Jahre vollendet , der Landungsplatz
in einer Länge von 65 Bieter hergestellt und eine an der Krone 5 Bieter breite ab¬
gepflasterte Traverse für den Wagenverkehr zum Landungsplätze ansgeführt.

42 . Der Jnnndationsdamin auf der Grenzinsel bei Krems wurde in diesem Jahre
mit einer Kronenbreite von 5 Nieter sammt einer landseitigen 4 Bieter breiten Berme
vollendet und hiedurch Krems gegen eine Überschwemmung gesichert.
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4 '!. Der Bau des Leitwerkes bei Krems unterhalb der Kremser Eisenbahnbrücke
wurde fortgesetzt , und eine Traverse , sowie ein Theil des Grundwurfes derart hergestellt,
dass die Aufstellung einer Badeanstalt und die Anlage eines Ausstreifplatzes ermöglicht wurde.

44 . Der Ban des Leitwerkes in der Bergan gegenüber van Zwentendorf wurde

fortgesetzt und bis auf eine Lange von 1242 Bieter hergestellt.
45 . Für das Leitwerk Renning -Goldwäscherhaufen gegenüber von Klein -Schönbichl

wurde die Abtragung des alten Spornes nächst dem Renning fortgesetzt und der im
Jahre 1891 hergestellte 250 Meter lange Grundwurf verstärkt.

46 . Für das Leitwerk am Lenbacherhanfen unterhalb Tulln wurde der Grund¬
wurf auf eine Länge von 131 Bieter hergestellt.

47 . Ter Jnundationsdamm von Zeiselniauer bis zum Eisenbahndamm bei Alten¬

berg , welcher durch das Hochwasser im September 1890 zerstört wurde , wurde mit
einer Kronenbreitc von 2 Bieter und O.z Bieter höher als dieses Hochwasser wieder

hergestellt und die alten Dämme des Wolfpassingcrgrabens , sowie des Brandgrabens
erhöht.

48 . Zur Herstellung des linken Users für den Klosterneuburgercanal , sowie für
den Ausbau der Ufer dieses Canales wurden die Arbeiten fortgesetzt und ein 150 Meter
langer Uferbau ausgeführt . Desgleichen wurde der im Jahre 1891 wegen eingetretene»
Frostwetters unterbrochene rechtseitige Userbau vollendet.

49 . Zur Verbauung des Kritzendorfer G 'schirrwassers behufs Verlandung des
todten Donauarmes wurde mit dem Baue einer Traverse aus Stein mit einer Kronen¬
breite von fünf Bieter begonnen , die Arbeiten wurden jedoch wegen eingetretenen
Frostes und Eisrinncn eingestellt.

50 . Nachdem die Verlandung bei dem im Jahre 1886 hergestellten Grundwurfe
für daS Tuttendörfel -Leitwcrk genügend weit vorgeschritten war , wurde im Jahre 1892
der untere Theil dieses Leitwerkes hergcstellt und hat dasselbe eine Gesammtlänge von
1748 Bieter erhalten.

51 . Das Leitwerk Kuchelau -Nussdorf wurde theilweise ansgebaut und ein Aus¬
streifplatz angebracht . Das Leitwerk hat eine Kronenbreite von 10 Bieter und eine

Höhe von 3 .g Bieter ober Null.
52 . Der Bau des Leitwerkes und der Cunettenbau am Langenhaufen wurden

durch die Herstellung eines Grundwurfes bis zum Anschlüsse an den Kahlcnbergerhanfcn
fortgesetzt.

53 . Ilm die Differenz des Wasserspiegels vom Hauptstromc und des hinter dem
Leitwerke Kuchelau liegenden Wasserspiegels zu verringern und um eine Communication
zwischen dem Leitwerke mit dem Treppelwege herzustellen , wurde der Bau einer
Traverse begonnen.

54 . Im Herbste 1892 wurde die Rcconstruction des Douaugraben - , Mühl - und
Hubertusdammes begonnen , nachdem sich bei dem im Juni dieses Jahres stattgehabten
Hochwasser die Nothwendigkeit einer Erhöhung und Verstärkung dieser Dämme heraus¬
gestellt hatte . Der Donaugrabendamm wurde auf eine Höhe von 6 .g Meter ober Null
gebracht und mit einer Krvnenbreite von vier Meter versehen.

Von der Einmündung des Donaugrabens in die Donau bis zum Uferwirtshause
wurde der Damm durch eine 933 Meter lange Stützmauer bis auf eine Höhe von
sechs Meter ober Null verstärkt . Vom Uferwirtshause bis an die Verschneidungsstelle
mit deni Hubertusdamme wurde der Tamm landseitig verstärkt und die zwei Meter



252 X . Verkehrswege » iid Verkehrsmittel . — Verkehrswege , e) IVasferßraßen.

breite , 5, ^ Meter vber 9>ull liegende Tammkrone auf eine Breite von vier Meter und
cmf eine Höhe von 6 .g Bieter gebrecht . Bon der vorgenannten Berschneidungsstelle
bis zum Anschlüsse an de» bestehenden Jnundationsdanim in der Schwarzen Lacke wurde
der alte , nach einer sehr gewundenen Trace angelegte Damm in eine gerade Richtung
umgelegt , hievon 50 Procent der Cubatnr in diesem Jahr geleistet und die stromseitige
Dammumlegung auf eine Kronenbreite von vier Meter und eine Höhe von 6 .g Meter
ober Null gebracht.

55 . Bei Ibbs , Melk und Zwentendorf wurden die alten hölzernen , theilweise
schon zerstörten Pegel durch solide Pegel aus Granitsteiu ersetzt.

Im Jahre  1893:
56 . Das Leitwerk bei Klein -Pöchlarn sammt Traverse wurde vollständig aus¬

gebaut , nachdem im Vorjahre der Gruudwurf hiefür auf eine Länge von 150 Meter
hergestellt worden war.

57 . Der Grundwurf am Rührsdorfer Leitwerk wurde um 167 Meter verlängert.
58 . Bei der Roßatzer Mühlnu wurde der Seitenarm bei der Mnhlau abgebaut

um das Wcitergreifen der Uferbrüche , welche durch den Eisgang im Frühjahre 1893
entstanden , zu verhüten.

59 . Die Förthoflacke bei Stein a . T . wurde zugeschüttet . Dieselbe ist eine
abgebaute Bucht oberhalb der Reisperbachausmündung in die Donau , in welcher der
Förtbach und einige Canäle mündeten und bildete eine stagnierende Wasscrlacke . In
dem oberen nicht verschütteten Theile dieser Lacke wurde durch Legung von Thonröhren
in das Förthofleitwerk für genügende Communieation des Wassers Sorge getragen;
die daselbst herrschenden sanitären Übclstände können als beseitigt betrachtet werden.

60 . Beim Leitwerk Renning -Goldwäscherhaufen am linken Ufer , gegenüber von
Klein -Schönbichl , wurde die Abtragung des alten Spornes fortgesetzt und der strom¬
seitige Gruudwurf des Leitwerkes verstärkt ; der Bau des Leitwerkes selbst wurde
ebenfalls fortgesetzt.

61 . Am unteren Mühlhaufen verursachte der Eisgang im Februar 1893 einen
530 Meter langen Uferbruch . Durch theilweise Herstellung eines Wurfes wurde mit
dem Abbau des Ufereinrisses begonnen und die Versicherung der Bruchränder mittels
Steinbelag durchgeführt.

62 . Der Abschlussbau bei Zeiselmauer am rechten Ufer in der Strecke von
26 — 26 .g Kilometer wurde auf die normale Uferhohe erhöht , nachdem die Krone dieses
alten Abschlussbaues um mehr als einen Meter niederer war , als der anstoßende
Trcppelweg und daher schon bei etwas höherem Wasserstande stets ein Überrinnen des
rechten Ufers stattfand.

63 . Das linke Ufer des Stromes bei der Klosterneuburger Canaleinmündung
wurde in diesem Jahre vollendet.

64 . Zur Verbauung des Kritzcndvrfer G 'schirrwassers wnrdc die im Straßenzuge
zwischen Klosterneuburg und dem am linken Ufer befindlichen Überfuhrlairdungsplatze
liegende Steintraverse gänzlich vollendet . Dieselbe wird als Überfuhrstraße benützt und
erleichtert die Communieation zwischen Klosterneuburg und Kvrneuburg.

65 . Der Donaugraben - , Mühl - und Hubertusdamm wurde im Frühjahre 1893
vollständig vollendet , ist dermalen durchwegs auf eine Höhe von 6 .z Meter vber Null
angelegt und derart verstärkt , dass jedem Hochwasser mit Beruhigung entgegengesehen
werden kann.
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66. Zur Activierung des Verkehres zwischen dem alten Treppelwege und dem
lausenden Leitwerke in der Kuchelau wurde eine Traverse, deren Ban im Vorjahre
begonnen wurde, hergestellt und vollendet.

67. Ter Ban des Leitiverkes am Langenhaufcn, sowie der Cuncttenbau daselbst
wurden fortgesetzt und ein in diesem Leitwerke eingebauter Ausstreisplatz hergestellk.

Au der Strecke Nussdorf—Alvern.
In dieser Stromstrecke wurden während der Berichtsperiodc nur in den Jahren

1892 und 1893 Neubauten ausgeführt, u. zw.
Im Jahre  1892:
1. Tie Reconstruction des Freudenaner Riickstaudammcs, der sich längs dem

Winterhafen von dem stromabwärtigcn Ende der Anschüttung am rechten Tonauufcr in
der Krian hinzieht und bei Hochwasser und Eisgang einen großen Wasserdrnckwiderstand
zn leisten hat, wurde im Jahre 1892 in Angriff genommen, das Niveau der Tcheitel-
linie ans 6... Meter ober Null erhöht, die Krone von 3 auf 6 Nieter Breite gebracht
und die wasserseitige Böschung bis aus 5 Meter ober Null eingepflastert.

2. Die Erhöhung und Verstärkung des linksseitigen Jnundationsdammes von der
Stadlauerbrücke bis zum Rettungshügel in der Loban, welcher im Jahre 1874 mit
schwächerem Profile ausgeführt worden war und daher keine vollkommene Sicherheit
gegen die Überflutung des Hinterlandes gewährte, musste im Jahre 1892 begonnen
werden. Es wurde die Erhöhung des Dammes von 5.g ans 6.g Meter ober Null und
die Verstärkung durch eine Verbreiterung der Krone auf 6 Meter und Anlage einer
Berme von 10 Meter Breite bis ans 4 Nieter Höhe ober Null an der Landseite
beschlossen und ein Theil dieser Arbeiten in Ausführung gebracht.

Im Jahre  1893:
3. Die Erhöhung und Verstärkung des Jnundationsdammes am linken Stromnser

von der Stadlauer Eisenbahnbrücke bis zum Rettnngshügel in der Lobnu wurde fort¬
gesetzt, die landseitige Berme auf die projectierte Höhe gebracht und die Tammkrone
theilweise auf 6.z Meter ober Null gehoben. Die vollständige Fertigstellung in der vollen
Länge von 6.z Kilometer erfolgte erst im Frühjahre 1894.

In der Strecke Alvern Weöen
gelangten folgende Arbeiten zur Ausführung:

Im Jahre  1889:
1. Das Dorshanfenleitwerknächst Mannsdors am linken Stromufer wurde um

120 Meter durch einen geböschten Steinwurf verlängert.
2. Ter Fadenbach, ein längst abgebanter Donauarm, welcher sich in vielen Serpen¬

tinen vom (Proß-Enzersdorfer Tonauann beim unteren Rohrwerth bis gegen Wildnngs-
inaner sortzieht, daselbst sich mit dem Rosskvpsarmc vereinigt und sich mit diesen«bci
Stopfenrenth mit dem Hauptstrome verbindet, musste durch 12 Faschmcn-Traversen von
je 25 Meter Länge und 3 Nieter Kronenbreite, sanimt einer 4 Meter breiten Schotter¬
anschüttung an der stromaufwärts gelegenen Seite in einzelne Bassins abgetheilt werde»,
damit durch den großen linksseitigen Jnnndationsdamm, welcher schon sehr durchlässig
ist, bei höheren Wasserständen im Tonaustrome kein Sickerwasser mehr durchdringt und
die Beschädigung dieses Dammes hintangehalten werde. Die genannten Traversen wurden
an jenen Stellen des Fadenbaches angebracht, wo bestehende Wege denselben kreuzen
und können nunmehr auch als Fahrwege benützt werden.
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3 . In der 2 .g Uilonietcr lange » Dvnaustrecke Hirschensprnng — Orth wnrde ein
Uferschutz - und Lcitlverksban begonnen und derselbe auch im selben Jahre beim Elender¬
haufen in einer Länge von 40 Meter und zwischen dem Elenderhaufen und Antenhanfen
in einer Länge von 380 Meter vollständig hergestellt . Im Anschlüsse an diesen Ban
wnrde weiters noch ein 1240 Meter langer Grundwurf ansgeführt.

Dieser Bau musste in Angriff genommen werden , weil sich längs des Äntenhanfens
bereits ein starkes Rinnen bildete , das gefährliche Dimensionen anzunchmen drohte und
der Strom in dieser Strecke eine Überbreitc von mehr als 100 Meter besäst.

4 . Der linksseitige Jnundationsdamm wnrde um weitere 3970 Meter von der

Stockmais bis zum Ganzschädel znm Schutze des Marchfeldes gegen Überschwemmungen
verlängert.

5 . Um die neue Reguliernngstraee zu markieren und die Verlandung des Elender
Armes thunlichst zu fördern , wurde vom Albernhanfenende bis zum Anschlüsse an die

gegenüber von Regelsbrunn befindliche Insel ein Stcinwnrf in einer Länge von 430 Meter
hergcstellt.

6 . Am Rohrhaufen unterhalb Petronell wnrde in der Reguliernngstraee ein
225 Meter langer Cnnettenbau und in dessen Fortsetzung ein 162 Meter langer Grnnd-
wurf ansgeführt , weil im Mai 1889 das bisher unversicherte Ufer durch das Hoch¬
wasser stark angegriffen und an einer Stelle hinter der Reguliernngstraee sogar ab¬
gebrochen worden war.

7 . Zur Verstärkung des im Jahre 1888 bei der Ruine Rottenstein , unterhalb
Hainbnrg hergestellten Anschlussbancs wurde noch eine Traverse in einer Länge von
131 Meter zur Ausführung gebracht.

8 . Der im Jahre 1888 nach der Reguliernngstraee hergestellte Stciuwurf an der
Marchhoferwiese , oberhalb der Marchmüudung , wurde um weitere 377 Meter verlängert,
weil das Ufer daselbst stark im Abbruch begriffen und weitere Beschädigungen der
Ufer zu befürchten waren.

Im Jahre 1890:

9 . Das Leitwerk am Dorfhauscn , nächst Schönau , wnrde im Anschlüsse an das
im Vorjahre hcrgestellte Leitwerk um weitere 150 Meter gegen den Pfarrgraben zu
verlängert , um die groste Überbreitc des Stromes daselbst zu beseitigen.

10 . An denc vorgenannten Leitwerke wnrde weiters ein 203 Meter langer strom¬
seitiger Grundwurf zur Ausführung gebracht.

11 . Im Gernstciner Donauarmc , nächst Orth , wurde eine 122 .g Meter lange
Traverse hergestellt , um die große Wasserspiegeldifferenz daselbst zu mildern und Durch¬
brüche in den Bauten bei größeren Wasserständen hintanzuhalten.

12 . Ter linksseitige Jnundationsdamm wurde vom Ganzschädel bis zur Hausau,
gegenüber von Regelsbrunu um weitere 3285 Meter verlängert.

13 . Zwischen dem kleinen und großen Mühlhausen , gegenüber von Regelsbrnn »,
war die dort bestehende Einbuchtung bis auf eine 88  Meter breite Öffnung geschlossen.

Diese Öffnung wurde geschlossen und außerdem an dem vorhandenen Leitwerke 945 .5  Bieter
lang der Wurf aufgchvlt.

14 . Am linken Stromufer vom Hirscheuspruug , gegenüber der Fischamüudung bis
zum Orther Uferhause wurden in dem ganz unversicherten Ufer die uöthigen Abschlüsse
gemacht , ein Theil des Grnndwurfes in der Reguliernngstraee ausgeführt nnd das Leit¬

werk auf eine Länge von 1256 Meter ganz ausgebant.
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15 . Zur Fixierung der Regulieruitgstrace am grüßen Mühlhausen , gegenüber von
Wildungsmauer , ivnrde daselbst ein Grundivurf in einer Länge Vvn 1306 Meter ans-
geführt.

16 . Bom Schinderhausen bis zum Rübcnhanscn nächst Petronell wurde am rechten
Stromuser ein vollständiges Leitwerk in einer Länge vvn 588 Meter hergestellt , nach¬
dem das bisher ganz unversicherte Ufer im Abbruche begriffen war.

17 . Im Witzelsdorfer Wasser nächst Stopfenrcuth wurde eine 293 .z Meter lange
Faschinentraverse hergestcllt , die stromaufwärts gelegene Böschung derselben durch eine
Schotteranschüttnng und die stromabwärts gelegene Seite durch einen Steinwnrf geschützt,
nachdem der Betrieb der Überfuhr von Dentsch -Altcnbnrg nach Stopfenrcuth infolge der
in dieser Gegend statthabcnden Donauregulierungsarbeiten , insolange sic unvollendet sind,
bedeutend erschwert ist und durch diese Traverse insofern erleichtert wurde , als dieselbe
von den Benützern der Überfuhr als Brücke verwendet wird . Bei der in dieser Strom¬
strecke bestehenden Confignrativn ist der Ausbau des definitiven Leitwerkes nicht durch¬
führbar , da der Strom hiedurch zu sehr eingeengt würde.

18 . Die in den vorhergehenden zwei Jahren begonnene Herstellung eines Stein-
Wurfes an der Marchhoferwiese nächst der Ansmündung der March in die Donau wurde
fortgesetzt und derselbe um weitere 474 Meter verlängert.

Im Jahre  1891:

19 . Zum Schutze von Fischamend gegen Überschwemmungen durch Hochwässer und
um das Eindringen der Hochwässer in den dermalen als Winterhafen benützten Theil
des Fischaflusses zu verhindern , wurde ein Jnnndationsdamm vom Steilrande der Loos¬
straße , 200 Meter oberhalb vom Dorfeingange von Fischamend an mit Benützung eines
alten Dammes zur Straße Fischamend — Landungsplatz und dem Fischaslusse entlang,
100 Meter hievon entfernt , bis zur Fischamündung am Saurüssel in einer Höhe von
6 .z Metern über dem Nullwasser mit einer Kronenbreite von 6 Metern in einer Theil-
länge von 400 Metern hergestellt.

20 . Das Leitwerk am Dorfhaufen nächst Schönau wurde im Anschlüsse an das
im Jahre 1890 hergestellte Leitwerk um weitere 221 .g Meter verlängert.

21 . Die vom Hochwasser des Jahres 1890 durchrissene Traverse zwischen dem
Balkowitz - und Stritthaufen bei Maria -Elend wurde in einer Länge von 60 Meter , in
einer Höhe von l .z Meter über dem Nnllwasscr und einer Kronenbreite von 4 Meter
neu hergestellt.

22 . Das Leitwerk am Saurüssel , an der Fischamündung , wurde im vollen Normal¬
profile auf eine Höhe von 2 .^ Meter ober dem Nullwasser um 150 Meter verlängert.

23 . Der in den früheren Jahren bereits zum Theile ansgeführte strvmseitige

Grundwurf für das Leitwerk Schinderhaufen -Rübenhaufen , nächst Wildungsmauer , wurde
durch Herstellung eines 225 Bieter langen Grnndwnrfes vollständig durchgeführt.

24 . Der linkseitige Jnnndationsdamm wurde im Jahre 1891 in der Hansau um
weitere 3014 Meter nach dem bestehenden Nvrmalprofile verlängert , so, dass dessen
Gesammtlänge mit Hinzurechnung der in den Jahren 1890 und 1889 und der bereits

früher ausgeführten Theilstrecken am Ende des Jahres 1891 48 .649 Meter betrug.

25 . Die gegen den Strom offenen Theile des Witzelsdorferwassers , nächst Eckartsan,
wurden durch zwei Traversen , und zwar eine in der Kvpsstätteran in einer Länge von
104 .g Meter und die zweite bei der Thiergartenau in einer Länge von 206 .5 Meter,
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beide bis zu einer Höhe von I .Z Meter und einer Krvnenbreitc von 6 Meter hergestcllt
und gegen den Strom abgeschlossen , um das regellose Durchreißcn der vor dem Damme
übrig gebliebenen Stromarmweitungen bei hohem Wasserstande zu verhindern.

26 . Nächst der Treuschüttau wurde im Witzelsdorserwasser gegen das Bieglcrwasscr
zu eine 133 .5 Meter lange Traverse in einer Höhe von 1 Meter über dem Nullwasser
mit einer Kronenbreite von 3 Meter hergestellt , um die Herstellung des Jnundations-
dammes im nächsten Jahre zu erleichtern und die Berlandung des Witzelsdorferwassers
zu befördern.

27 . Desgleichen wurde zu vorgenanntem Zwecke durch das Witzelsdorserwasser
nächst Stopfenreuth zwischen der Brücklwiese und dem Schanzelhaufe » eine Traverse in
einer Länge von 293 .g Meter , in einer Höhe von l .^ Meter ober dem Nullwasser und
in einer Breite von 5 Meter hergcstellt , die derzeit von den Bewohnern von Ttopfeu-
renth als Zugang zur Donau -Überfuhr am Schanzelhaufeu benützt wird.

23 . An die bestehende und nach dem Hochwasser des Jahres 1890 reparierte
Traverse im Mühleigl oberhalb Tentsch -Altenbnrg wurde eine 48 .5  Meter lange Traverse
im gewöhnlichen Profile in der Richtung gegen Teutsch -Altenburg angebaut und auf die
Höhe des dortigen Ufers gebracht.

29 . Der iu der Regulieruugstrace am Rohrhaufen nächst Petronell bestehende
Cunettenbau wurde in einer Länge von 195 Nieter bis zum Anschlüsse am Alsterhaufen
stromabwärts fortgesetzt und das strvmaufwärtige Leitwerk am Pankrazhaufen bis zum
Anschlüsse an das Leitwerk am Rohrhaufen in einer Länge von 325 Meter fertiggestellt,
nachdem im Mai 1891 der Stromstrich sich stark gegen das rechte Ufer wendete und
dasselbe anzngreifen drohte.

.30 . Ter bestehende stromseitige Grnndwurf zwischen dem Herrgottshaufen und
Schanzelbaufc » , nächst Tentsch -Altenbnrg , wurde verstärkt und um 280 Nieter verlängert,
nachdem der Stromstrich daselbst sich gegen das linke Ufer wendete und dasselbe bedrohte.

Im Jahre 1892.

31 . Das Leitwerk Bnchenau -Hirschensprnng wurde durch einen 52 Meter langen
stromseitigen Grundwurf verlängert.

32 . Das Torfhaufen -Leitwerk wurde durch Herstellung eines 61 Meter langen
Grundwurses verlängert.

33 . Ter Ausbau des Jnundationsdammes am rechten Stromufer zwischen Fischamend
und dem Saurüssel erfolgte bis aus eine Länge von l .gz Kilometer , d . i . vom Jäger-
Pause im Torfe Fischamend bis zur großen Wiese im Markte Fischamend . Dieser Tamm
hat eine Höhe von 6 .5 Meter ober Null , ist au der Kroue 6 Meter breit , hat landseits
eine 4 Meter ober Null liegende 5 Nieter breite Berme und ist mit Auffahrtsrampcn
versehen.

34 . Ter Schönauer Rückstaudamm wurde in der Strecke vom Marchfelder Schutz¬
damm bis über die Grenze Schönau — Mühlleitcn in einer Länge von 5 .^ Kilometer mit
dem Aufgebote aller verfügbaren Kräfte soweit hergestellt , dass derselbe bei eintretendcn
Eisgängen und Wassergefahrcn Stand halten kann , n„ d das Niarchfeld von Schönau
abwärts vor Wasscrgefahren geschützt ist.

35 . Zur Beschleunigung der Berlandung des Galgenscheidtgrabcns wurde am
Hirschensprung eine circa 28 Nieter lange Traverse ausgeführt.
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36. Zur Beförderung der Berlauduug des durch das Leitwerk Hirschensprung-
Eleuderhaufeu abgebauten, beim Orther Uferhause eiumiindeudeuDonauarmes wurde
vom Mühlschüttel zum Elenderhaufeu eine 99., Meter lauge Faschinentraverse eingebaut
und die beiden Landeiubindungenmit Steinen versichert.

37. Zum Schutze des Ableitungsgrabens in der Orther Oberau wurde der Bau
einer Steiutraverse mit hölzernem Durchlässe begonnen und soweit ausgeführt, dass
hiedurch der Bestand der Ufer, sowie des Durchlasses gesichert ist.

38. Das durch einen Gruudwurf und durch Faschinenpackwerk in der Regulierungs-
trace fixierte Leitiverk am Aussetzhaufenwar durch Hochwasser und Eisgänge stark
beschädigt, weshalb die Reconstruction desselben in einer Länge von 770 Meter im
Normalprofile durchgeführt wurde.

39 . Am Alberhaufen, gegenüber von Regelsbrunn, wurde eine 385 .g Meter lange
mit Grundwurf versicherte Traverse guer durch den bestandenen Naufahrtsarm hergestellt,
damit die Verlandung daselbst befördert und die Gestättenlehne gegen Unterwaschung
geschützt werde.

40. Das am rechten Stromufer vom Alberhanfen bis zum Landungsplatz bei Wildungs-
mauer bestandene Leitwerk wurde zur Beseitigung der Schiffahrtshindernisse auf eine
Länge von 270 .g Meter im Normalprofile weiter ausgcbaut.

41 . Der Grundwurf am großen Mühlhausen unterhalb Wildungsmauer wurde,
um die Schiffahrtsverhältnissedaselbst zu verbessern, um 110 Meter verlängert.

42. Der Marchfelder Schutzdamm wurde bei Witzelsdorf um 326 Meter ver¬
längert ; dieser Jnundationsdamm hat nunmehr eine Länge von 26 .̂ Kilometer erreicht.

43 . Wegen Herstellung eines Abzugsgrabens ans dem närrischen Arme in das
Witzelsdorferwasser wurde nur die Dichtung des Jnundationsdammcs in der Länge von
670 Meter durch Vorlage einer Erdberme von 3.z Meter Breite und 5 Meter Höhe
ober Null vorgenommen, die Herstellung des Abzugsgrabens jedoch auf das nächste Jahr
verschoben.

44 . Zwischen dem Stritthaufen und der Trenschüttau gegenüber von Petronell
wurde zum Abbaue und zur Beschleunigungder Verlandung des dahinter liegenden
Donau-Armes ein 312 Meter langer Gruudwurf hergestellt.

45 . Im Altenburger Wörth wurde zur Hintanhaltung eines Landeinsturzes des
bereits wesentlich verlandeten Donau-Armes ein in der Regulierungstrace liegendes Leit¬
werk von 239 .z Meter Länge hergestellt, an welches sich Uferbauten zur unteren Seite
in der Länge von 20.? Meter anschließe».

46 . Nachdem der Donau-Arm zwischen Rottenstein und dem Aigl an der Ein¬
mündung durch einen Gruudwurf bereits abgebant war, war cs nothwendig diesen Arm
an seiner Ausmündung ebenfalls durch die Anlage eines Grundwurscs zu schließen um
die hier vorhandene Überbreite zu beseitigen, hiedurch die Naufahrt zu fördern und
diesen Tonauarm der Verlandung znznführen.

Dieser Gruudwurf ist 423 ., Meter lang und am oberen Ende durch einen
127.g Meter langen und am unteren Ende durch einen 56.g Meter langen Uferbau
gegen Umgehung durch den Strom geschützt.

47 . Von den zwischen Rottenstein und dem Aigl befindlichen abgebanten Donau¬
arme zweigen zwei kleinere Tonauarme ab , welche durch zwei Traversen in einer
Gesammtlänge von 39.2 Bieter gegen Ausweitung geschützt wurden.

VerwaltungLbericht der Stadt Wien. 17
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Im Jahre 1893:
48. Der Abbau des alte» Schwcchntbachgerinncsbei Mannswörth wurde über

Ansuchen der Gemeinde ans sanitären Rücksichten durchstachen, um den Abfluss der
stagnierenden Gewässer zu ermöglichen.

49. Der linksseitige JnnndativnsdammvvmRettnngshügelinderLabaubis zum Schön¬
auer Wasser wurde zum großen Theile auf 6.§ Meter aber Null erhöht und dürste dieser Bau
im Jahre 1894 zur Vollendung gelangen. Diese Herstellung wurde nothwcndig, weil
der Damm einerseits vielfach alte Arme kreuzt und ein tiefliegendes Hinterland besitzt,
also bei Hochwässern und Eisgängen sehr gefährdet war, anderseits die Dammkrone
wiederholt bei Hochwasser und Eisgang abgcschürft wurde.

50. Der rechtsseitige Jnnndationsdamm in der Strecke Fischamend—Saurüssel
wurde um weitere O.gg Kilometer verlängert und im Zuge der Straße Fischamend—
Landungsplatz eine große Fahrrampe hergestellt.

51 . Längs des Fischamcnder Schntzdammcs wurde ein Sammelgraben zunächst dem
stromseitigen Dammfuße in Ausführung gebracht, um die nach Hochwässern und größeren
Regengüssen zurückbleibenden Gewässer ableiten zu können. Dieser Sammelgraben wird
erst im Jahre 1894 zur Vollendung gelangen.

52. Der bestehende Schlitz im Jnnndationsdamme bei Schönau musste reconstruiert
werden, damit die hinter dem Damme am linken User ausgehenden und durch den Damm
sickernden Wässer abfließen können. Diese Reconstruction gelangt erst im Jahre 1894
zur Vollendung.

53. Ter Rückstandamm bei Schönau wurde bis zum Gemeindedammbei Groß-
Enzersdorf um 5.̂ Kilometer verlängert und fertiggestellt. Derselbe besitzt nunmehr
eine Länge von 10. Kilometer.

54. Zur Verstärkung des linksseitigen Jnnndationsdammes vom Anschlüsse des
Schönauer Rückstaudammes bis Orth wurde eine Erdberme in einer Länge von
5.^ Kilometer bis 4 Meter ober Null hcrgestellt.

55. Die Gestättenlehne stromabwärts von Maria -Elend, welche beim Eisgang
im Februar 1893 stark beschädigt worden ist, wurde auf eine Länge von 200 Meter
gegen Unterwaschung am Fuße versichert.

56 . Die anstoßenden Ufer nächst der Traverse, welche in dem Elender Donauarm
nächst Croatisch-Haslau besteht, wurden gelegentlich des Eisganges im Februar 1893
abgebrochen. Damit nun diese Traverse bei einem neuerlich eintretenden Hochwasser oder
Eisgänge nicht durchbrochen wird, wurde das alte Ufer nächst dieser Traverse in einer
Länge von 145 Meter versichert.

57. Das Leitwerk am rothen Wörth wurde um weitere 598 .g Bieter verlängert
und sohin vollständig ansgebant. Dasselbe besitzt nunmehr eine Gesammtlänge von
1032.g Meter. Gleichzeitig mit dem Ausbau dieses Leitwertes wurde auch die Repa¬
ratur eines 100 Meter langen Theiles desselben, welcher beim Eisgänge im Februar
1893 zerstört wurde, ausgcsiihrt.

58. Im Mühleigl bei Dentsch-Altenburg wurde die Herstellung einer Faschinen¬
traverse begonnen, indem das alte Ufer zunächst der Landeinbindung der Traverse in
einer Länge von 32 Bieter versichert wurde. Tie vollständige Fertigstellung wird im
Jahre 1894 erfolgen.
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59 . Behufs Fortsetzung des Schutzdammbaues bei Fischameud wurden Bohrungen

ausgeführt , um die Brauchbarkeit des in Aussicht genommenen Materiales zu eonstaticreu.

Die Verwendbarkeit dieses Materiales wurde erwiesen.

Tie Erhaltungsarbeiten  i » sämmtlichen drei Theilstreckeu bestanden in der

Ergänzung abgezogener Steinwürfe , Wiederherstellung zerstörter Pflasterungen und

Treppelwege , Aushölung abgestreifter Traverse » , Ersatz schadhafter Holzobjecte , Herstellung

von Geländer re. Auch wurde der Damm am linke» Douaucanalufer bei Wien erhöht
und verstärkt.

Baggerungen  wurden für Neu - und Erhaltungsarbeiten im Dvnaustrome und

ini Wiener Tonaucanale vorgenommcn , und zwar:

im Jahre 1889:
Cubikmeter

1 . für die Herstellung der Donaulände bei Stein . 196 .500
2 . „ den Juundatiousdamm bei Krem ? . 59 .700

3 . „ die Herstellung des Leitwerkes beim Spillingerwasser gegen¬

über von Greifensteiu . 16 .600

4 . für die Versicherung des Klosterneuburger Cauales . . . . 14 .900

5 . „ die Verbesserung der Schiffahrt von der Vonwillcrischen Dampf¬
mühle bis zum Donau -Dampfschiffahrts -Quai . 131 .400

6 . für denselben Zweck zwischen der k. k. Militärschwimmschule und

der Stadlauer Eisenbahnbrücke . 61 .200

7 . sür die Herstellung des linksseitigen Jnundativnsdammes bei Orth 273 .400

im Jahre 1890:

8 . für die Dammfortsetzung bei Krems . 132 .170

9 . „ „ Verlängerung des Rothsamer Leitwerkes . 30 .040

10 . bei der Einmündung des Wiener Donaucanales bei Nussdorf . 12 .414

11 . für die Herstellung des Leitwerkes Hirschensprung — Orth 69 .530

12 . für die Fortsetzung des linksseitigen Jnundationsdammes . . 260 .660

im Jahre 1891:

13 . für den Ausbau des Steiner Leitwerkes . 78 .100

14 . „ die Fortsetzung des Kremser Dammes . 107 .500

15 . „ den Uferschutzbau Weichselau . 7 .300
16 . „ das Leitwerk Sonnhagl . 8 .600

17 . „ „ „ Langenhaufen . 47 .300

18 . „ „ „ unterer Rothsaum . 42 .900

19 . bei der Kronpriuz -Rudolfsbrücke . 43 .400

20 . „ „ Stadlauer Eisenbahnbrücke . 136 .000

21 . sür die Verlängerung des Dorshausen Leitwerkes . . . . 7 .000

22 . „ den linksseitigen Jnundationsdamm . 246 .500

im Jahre 1892:

23 . im Donaudurchstiche beim Communalbade . 146 .800

24 . „ Dvnaueanale nächst dem Sporne in Nussdorf . . . . 55 .832
17*
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im Jahre 1893:

25 . im Donaudurchstiche nächst der k. k. Militärschwimmschule;
26 . im Dvnaueanale nächst dem Spvrne in Äkussdorf;

27 . Rechenbaggerung bei Tulln und Greifenstein ; die Quantitäten der letzteren
drei Pasten sind noch nicht endgiltig erhoben . Außer diesen Erhaltuugsbauten wurde
noch die Kilometrierung des Donaustromes iu der niederösterreichischeu Strecke durch¬
geführt , wobei der durch den StefanSthnrm gehende Meridian als Kilometer 0
bezeichnet wurde . Bon hier aus beginnt die Kilometerzähluug sowohl stromauf - als strom¬
abwärts.

Als Kilomcterzeichen sind an beiden Ufern weiß getünchte Säulen , an welche
Blechtafeln mit der Kilomcterzahl weiß auf schwarzem Grunde in arabischen Ziffern
angebracht sind , ausgestellt worden . An jenen Stellen , wo die sciucrzeitigen Ufer des
regulierten Stromes bereits festgelegt sind , wurden außer den Säulen die Kilometer

durch iu den Grat versetzte , die jeweilige Kilometerzahl tragende Steine markiert.

Die Stromlänge oberhalb Wien bis zur Jspermüudnng beträgt auf Grund der
durchgeführteu Kilometrierung 136 .g Kilometer und unterhalb Wien von der Reichs¬
brücke bis Theben 49 Kilometer.

Finanzielles . In der Berichtsperiode betrugen

im Jahre die Einnahmen : die Ausgaben:

1889 . 2,767 .336 fl . 22 kr. 1,738 .632 fl . 95 kr.

1890 . 2,619 .218 „ 36 .^ „ 1,629 .161 „ 64 .z „

1891 . 2,520 .417 „ 19 „ 1,583 .834 ., 82 „

1892 . 1,963 .713 „ 82 „ 1,946 .628 „ 32 „

1893 . 1 .774 .408 „ 98 .^ ,. 2,676 .690 ., 20 .z „

Am Ende des Jahres 1893 verblieb ein Cassarest von . 51 .387 „ 44

Die eigenen Einnahmen des Donaurcgulierungsfondcs aus dem Erlöse von ver¬
kauften Gründen , ans den Zinsen fructificierter Fondsgelder , ans den Pacht - und Miet¬
zinsen , dem Mautertrügnisse der Kaiser Franz Josefsbriicke re. betrugen in den Jahren
1882 bis einschließlich 1888 . 2,631 .499 fl. 72 kr.

im Jahre 1889 637 .478 „ 02 „

,. ,. 1890 547 .794 „ 39 .g „

., ., 1891 529 .003 „ 73 „

„ „ 1892 523 .223 ,. 54 .g „

,. „ 1893 . ' . 525 . 129 „ 73 .5 »

mithin im ganzen . 5,394 .129 fl . 14 .g kr.

In jedem Jahre waren nach den gesetzlichen Bestimmungen über die Donau-
regulieruug iu Niederösterreich 300 .000 fl . aus den eigenen Einnahmen für Donau-
regulierungszwecke zu verwenden und von den Bruttoeinnahmen gewisse dieselben
betreffende Auslagen in Abzug zu bringen.

In der Bauperiode 1882 bis inclusive 1886 ergab sich bei den eigenen Ein¬
nahmen ein Gesammtüberschuss von 312 .330 fl . 75 kr., welcher zu je ein Drittel bereits
an die drei Curien abgeführt wurde.
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Im Jahre 1887 ergab sich ein Deficit van . . . . 145 .957 fl . 81 .g kr.
und im Jahre 1888 ein solches van . 151 .621 „ 11 „

Diese Abgänge resultierten zum grüßten Theile aus der Ausführung größerer
Straßenbauten im Terrain der Dvnaustadt und ans den nathwendigen Baggerungen bei

den an die Verkehrsanstalten verpachteten Landungsplätzen.

Im Jahre 1889 ergab sich nach Deckung der vorgenannten Deficite wieder ein
Überschuss van 5061 fl . 86 .g kr., welcher an die drei Curie » mit je ein Drittel
abgeführt wurde.

Im Jahre 1890 betrugen die eigenen Einnahmen des Danauregulicrungsfandes
547 .794 fl . 39 .g kr. Nach Abschlag des hieraus für Danauregulierungszweckc zu ver¬
wendenden Betrages von 300 .000 fl . und der weiters aus den eigenen Einnahmen zu
bestreitenden Auslagen per 162 . 181 fl . 3. 5 kr., zusammen per 462 . 181 fl . 3 .g kr.,

ergab sich für das Jahr 1890 ein Überschuss Vau 85 .613 fl. 36 kr.

Im Jahre 1891 ergaben die eigenen Einnahmen des Donauregulierungsfvndes
den Betrag von 529 .003 fl . 73 kr. Nach Abschlag des hieraus für Donauregulierungs¬
zwecke zu verwendende » Betrages von 300 .000 fl. und der aus den eigenen Einnahmen
zu deckenden Auslagen per 202 .566 fl . 12 kr. , zusammen per 602 .566 fl . 12 kr.,
ergab sich für das Jahr 1891 ein Überschuss von 26 .437 fl. 61 kr. , welcher so wie
jener des Jahres 1890 bereits zu je ein Drittel an die drei Curie » abgeführt
worden ist.

Im Jahre 1892 ergab sich ans dem Entgegenhalte der eigenen Einnahmen per
523 .223 fl. 54. z kr . gegen die hieraus zu deckende» Erfordernisse (inclusive des Betrages
von 300 .000 fl .) aus den eigenen Einnahmen im Betrage von 447 .095 fl. 84 .^ kr.

ein Überschuss von 76 . 127 fl. 70 kr.

- Im Jahre 1893 endlich betrugen die eigenen Einnahmen des Donauregulierungs-
fondes 525 . 129 fl . 73 .- kr . Nach Abschlag des hieraus für Donauregulierungs¬
zwecke zu verwendenden Betrages vvn 300 .000 fl. und der weiters aus de» eigenen

Einnahmen zu bestreitenden Auslagen von 160 .350 fl. 18 .g kr., zusammen per
460 .350 fl . 18. g kr., ergab sich ein Überschuss von 64 .779 fl . 56 kr.

Die Active » des Donauregulierungsfvndes betrugen im Jahre 1893:
an Activrückständen . 700 .229 fl . 66 kr.

an Wert der Realitäten (auf Basis der bisherigen Bewertungen)
inclusive des Hauses des Donauregulierungsfondes am Erzherzog
Karl -Platze , der Kaiser Franz Josefsbrücke , der Materialien und
Jnventargegenständc rc . 12,927 .428 „ 55 „
und ein Cassarest von . 51 .387 „ 44 „

Summe . ^ 13,679 .045 fl . 55 kr.

Die Passiven betrugen . 574 .347 „ 93 „

woraus sich ein reines Activnm von . 13,104 .697 fl . 62 kr.
ergibt , an welchem der Gemeinde Wien zufolge des Reichsgesetzes vom 8 . Februar 1869,
R . G . B . Nr . 20 , vom 20 . Juli 1877 , R . G . Bl . Nr . 70 und vom 6 . Juni 1882,
R . G . B . Nr . 68 , das Eigenthnmsrecht auf ein Drittel znsteht.
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D ou a n r cg u l i c r u n g s g r ü nde.

1. Baugründe am rechten Donanstromufer in Wien, oberhalb der Stadelauerbrücke:
U) parcelliertc Gründe (inclusive der noch nicht

genehmigten aber bereits beantragten Par- Quadratklafter ka LT

cellierungen ) zusammen.
c>) nicht parcelliertc Gründe zusammen

95 .43 5 .44 Quadratklafter - 34 Iiu 32 ur
47 .g irr? nach Abzug der Flächen für öffent¬
liche Straßen und Plätze (beide mit 40 "/g

324 l I .3 .47 116 57 21 «2

angenommen) . 57 .261 20 59 47 .7g
c) disponible Landungsplätze. 38 .046 13 68 38 .4,
6 ) die Bäder mit zusammen. 14 .282 — 5 13 67g5
e) die öffentlichen Landungsplätze zusammen . 19 .602 7 05 01 5Z
t) die öffentlichen Zugänge zusammen . . 1.731 — — 62 25 .^

die verpachteten Landungsplätze zusammen 73 .356 — 26 38 65 .g?
Diese Flächen ergeben zusammen . 528 .391 .47 ^ 190 04 88 .42

Behufs Bewertung  dieser Flächen sind
vom obigen Ausmaße abzuziehen jene Flächen, welche
keinen Ertrag liefern , das sind:

u) die Bäder mit. 14 .282 — 5 13 67 .25
b) die öffentlichen Landungsplätze mit . . 19 .602 7 05 01 .58
c) die öffentlichen Zugänge mit. 1.731 — — 62 25 .84

also zusammen Flächen per 35 .615 — 12 80 94 .gg
Es verbleibt demnach als Rest die Fläche von 492 .776 .47 ^ 177 23 43 42

Dieses Terrain umfasst:

aj Die verpachteten Landungsplätze per 73 .356 lH" ^ 26 kn 38 nr 35 .gg ^
welche einen Ertrag von jährlich 91 .700 fl. abwerfen . Dieser Betrag zn 4h/.//o
eapitalisiert ergibt eine Capitalsumme von 2,037 .000 fl. ;

b) das übrige Terrain im Restflächenmaße von 419 .420 .^ E) o 150 sin 85 nr
8 .gg in ^ (mit 15 fl. per Quadratklafter zn bewerten ) , ergibt den Betrag von
6,291 .302 fl. 55 kr.

2 . Die Baugründe am linken Ufer:
Quadratklafter Na ar

а ) parcelliertc Baustellen und Gruppen bei den
Kaisermühlen . . 27 .153 ., 9 76 61 .g

5) parcelliertc Baustellen und Gruppen in Florids¬
dorf . 1.663 — — 59 81 .2,

e) nicht parcelliertc Baugründe bei den Kaisermühlen 1.475 ---- — 53 05 .^
б ) nicht parcelliertc Baugründe bei Floridsdorf . . 54 .056 ^ 19 44 20 .54

Somit ergibt sich als Summe der Baugründe am
linken Ufer mit . 84 .347 ., - -- 30 33 68 .gg

Diese Gründe sind zu bewerten , wie folgt:

Die Gründe bei den Kaisermühlen per zusammen 28 .628 .4 ID" --- 10 kn 29 ar
66 .gg in ? mit 8 fl. per Quadratklafter ergeben die Summe von 229 .027 fl. 20 kr.
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Die Gründe bei und in Floridsdorf im Gesammtciusmaße von 55.713 20 kg
04 gr OI.74 in?, ergeben zum Werte von 4 fl. per Quadratklafter die, Wertsumme von
222 .876 fl.

3. Das rechtseitige Terrain unterhalb der Stadlauerbrücke.
Dasselbe besteht aus folgenden Gründen:

Quadratklafter Iia ar
g) das Terrain der Schisfmühlenplätze . . . . 29 .600 - - 10 64 60.84
k) „ „ öffentlichen Landungsplätze. . 9.378 3 37 29.gg
e) .. „ Zugänge . . . 296 — 0 10 6^ ki
6) „ „ „ disponiblen Landungsplätze. . 4.399 ---- 1 58 21 -88
e) das Hinterland der öffentlichen Landungsplätze 9.899 ----- 3 56 03 .Z4
l) außerdem sonstiges Terrain unterhalb der

Stadlauerbrücke bis Kaiser-Ebersdorf . . . . 485 .976 -- 174 78 85.gz
Die Summe dieser Flächen ergibt. 539 .548 - 194 05 65 34
Zur Bewertung dieser Area müssen von derselben abgezogen werden die ertrag-

losen Flächen, und zwar:
Quadratklafter ka ar

suk k) . 9.378 ---- 3 37 29 -gg
sub cfl. 296 ----- 0 10 6^-81
und die Fläche des Winterhafens per . . . . 200 .000 — 71 93 30

zusammen 209 .674 - 75 41 29.gg
wornach sich eine Fläche von 329 .874 HI" — 118 ka 64 gr 41.gz in? ergibt, welche zu
3 fl. per Quadratklafter bewertet de» Betrag von 989 .622 fl. repräsentiert.

4 . Das Jnnndations -Derrain mit der Fläche von 1349 Joch 881 HI" — 776 kg.
61 gr 78 m?. Dasselbe liefert nach den gegenwärtig aus denselben gewonnene» Pacht¬
zinsen für Grasnutzung, Jagdnutznng und Weidengewinnnng, zusammen den Betrag von
circa 3000 fl.

Dieser Betrag zu 4 /̂2"/g capitalisiert, ergibt den Wertbetrag von 66.666 fl.
5. Das Terrain des alten Stromes.
Dasselbe umfasst 463 Joch 1094 HI" ----- 226 Irg 83 gr 33 m?.
Die Bewertung desselben ergibt sich in folgender Weise:

Jährlicher Eispachtzins . 24 .000 fl.
Pachtzins für Gondclfahrten . 1.000 „

zusammen pro Jahr . . 25.000 fl.
Es ergibt sich somit zu 41/2"/g capitalisiert an Wert von 555 .555 fl.
6. Die Kaiser Franz Josefs-Brücke eingestellt mit den Baukosten per 2,449 .410 fl.
7. Das Haus des Donauregnlierungs-FondcS am Erzherzog Karl-Platz Nr . 11

im Bauwerte (ohne Grundwert) von 72.000 ft.
8 . Wert der Bauhütten und Jnventargegenstände 13.970 fl.
Im ganzen ergibt sich daher ein Betrag von 12,927 .428 fl. 55 kr.
In den Jahren 1889 bis inclusive 1893 fanden folgende Grundverkäufe  statt.

Es wurden Gründe veräußert:
im Jahre 1889 an 16 Parteien im Ausmaße von 12.247 .4gH!" - 4 kg 40 gr

48.7g mit dem Gesammtbetragevon 380 .591 fl. 22 kr. ;
im Jahre 1890 an 17 Parteien im Ausmaße von 8023 .gg lH" 2 kg 88 gr

47.g m?, mit dem Gesammtbetragevon 164.099 fl. 81 kr. ;
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im Jahre 1891 an 18 Parteien im Ausmaße von 8744 .̂ ^ 0 3 Uu 14 ur
öl .̂ g mit dem Gesammtbetrage von 200 .229 fl. 29 kr. ;

im Jahre 1892 an 14 Parteien im Ausmaße von 5196 .4 bflo ^ 1 Uu 86 ur
89 .g4 in ?, mit dem Gesammtbetrage von 129.762 fl. 5 kr. ;

im Jahre 1893 an 16 Parteien im Ausmaße von 10.598 .̂ lH" — 3 Iru 81 ur
17.zz in? mit dem Gesammtbetrage von 240 .337 fl. 50 kr.;

Im Jahre 1890 gelangten mehrere für Wien hochwichtige Fragen zur Ver¬
handlung ohne endgiltig ausgetragcn zu werden, und zwar:

1. Die Herstellung des Donau - Odercanales. — Diese betreffend hat der
Donanverein schon im Jahre 1889 Eingaben an die Landtage von Niederöster-
rcich, Mähren und Schlesien, sowie an den Gemeinderath von Wien zu dem Zwecke
gerichtet, um von diesen Körperschaften eine bindende Erklärung zur Übernahme von
Stammactien für die Erbauung des Donau-Odercanales zu erlangen.

Nach dem bestehenden Prvjecte dieses Schifsahrtscanales beziffern sich die appro¬
ximativen Herstellungskosten auf 40 Millionen Gulden, wovon circa 20 Millionen Gulden
durch die bezeichneten Körperschaftenund die Regierung, und die weiteren 20 Millionen
Gulden durch das Privatcapital aufgebracht werden sollen.

Über die Höhe des von der Gemeinde Wien für diesen Ban zu garantierenden
Betrages sind die Verhandlungen im Gemeinderathe noch nicht zum Abschlüsse gelangt.

In der Zwischenzeit wurden jedoch von verschiedenen Banunternehmungen, Con-
sortiumA. Hallier , Petellier Frercs und I . Baratonx  in Paris , ferner dem Hydro-
tekten Heinrich Hobohm  in Wien und endlich dem Civilingenienr Johann Podhysky
von Kaschauberg  in Wien auf Grund von Vorconcessioncn des k. k. Handelsministeriums
Vorstudien sowohl für den Donan-Oder-, als auch den Donan-Moldau-Elbe-Kanal
fortgesetzt.

2 . Die Regulierung und Schiffbarmachung des Wiener Douau-
canales. — Schon im Jahre 1883 wurde ein diesbezüglicher Antrag in Verhandlung
gezogen und in der Sitzung des Gemeinderathes am 14. März 1884 beschlossen, bei
der am 17. März 1884 stattgehabten Tracenbcgehung der Fogerty'schen Stadtbahn für
die Gemeinde Wien nachstehende Erklärung abzugeben:

„Die Herstellung einer sogenannten Borgrundbahn mit gleichzeitiger Umwandlung des Donau-
canales in einen Schiffahrtseanal muss als die beste Lösung dieser Bahnbaufrage gefordert werden ."

Weitere Beschlüsse wurden in dieser Angelegenheit im Wiener Gemeinderathe nicht
gefasst; erst am 10. März 1890 wurde diese Frage durch den nachstehenden Antrag
wieder anfgegriffen:

a) Die Gemeinde wolle im Wege einer an die Staatsregierung zu richtenden Petition , sowie
im Wege der ihr zustehenden Einflussnahme bei der Donauregulierungs -Commission dahin
wirken, dass die Regulierung des Donancanales , beziehungsweise die Umwandlung des¬
selben in einen für die Schiffahrt brauchbaren Schleusencanal endlich in Angriff genommen
werde.

lfl Der Gemeinderath beschließe, es sei der Magistrat zu beauftragen , wegen Herstellung eines
rechtseitig und linkseitig des Donaueanales liegenden Hanptsammelcannles ans communale
Kosten die erforderlichen Vorlagen zu machen.

Diese Anregung hat im Jahre 1892 ihre befriedigende Lösung durch das mit
dem Reichsgesetze vom 18. Juli 1892 kundgemachte Programm für Verkehrsanlagen in



X. Verkehrswege und Verkehrsmittel. — Verkehrswege, e) Wasserstraße». 265

Wien, insbesondere Artikel V und VI gefunden und sind die bezüglichen Details aus
dem unter dem Artikel „Stadtbahn " dieses Berwaltungsberichtes abgedruckten Texte des
Programmes ersichtlich.

Die Inangriffnahme der Arbeiten am Donancanale durch die Donauregnlierungs-
Commission beginnt mit der Erbauung einer Schleuse nächst dem sogenannten Sporn bei
Nnssdorf.

3 . Die Herstellung eines Winterhafens im Donanstrome nächst
Wien.  Hierüber ist zu bemerken, dass der Gemeinderath bereits in seiner Sitzung am
2. März 1886 beschloss, ein diesbezügliches Ansuchen an die Donauregnlierungs-
Cvmmissivn zu richten. Über dieses Ansuchen hat die Donaureguliernngs-Commission dem
k. k. Handelsministerium ihre Ansicht über die Errichtung des genannten Winterhafens
mittels Schreibens vom 16. Juni 1889 , Z. 991 , mitgetheilt und um die Einberufung

^einer Enquete für die gedeihliche Losung dieser Angelegenheit ersucht.
Dieses Schreiben wurde vom k. k. Handelsministeriumder Gemeinde Wien behufs

Entsendung ihrer Vertreter zur vorgenannte» Enquete übermittelt, worauf der Gemeinde¬
rath in seiner Sitzung vom 4. Oktober 1889 den Delegierte» der Gemeinde Wien bei
dieser Enquete die Weisung gab, nachstehende Äußerung abzugebcn.

a) Die Gemeinde Wien besteht darauf, dass die Anlage des Winterhafens an dem im Punkte IV
des mit Allerhöchster Entschließung vom 12. September 1868 genehmigten Doiiauregulie
rungsprogrammesbestimmten Platze erfolge und dass der in dem vom Stadtbauamte ver¬
fassten Plane markierte, bis zur Stadlanerbrücke reichende Theil des Donaueanales in die
Hafenanlage einbezogen werde.

b) Die Donaureguliernngs-Commission wird ersucht, ehestens das Projekt für die Ausführung
dieses Winterhafens vorznlegen, wobei sich ergeben wird, ob überhaupt Kosten erwachsen,
welche von anderen Interessenten als der DonanregnlierungS-Eommissionzn tragen sein
werden.

Die diesbezügliche Enquete fand am 18. November 1889 statt und ergab ein
im Sinne der Bestrebungen der Gemeinde Wien günstiges Resultat. Eine Entscheidung
in dieser Angelegenheit war bis znm Schlüsse der Berichtsperiode nicht erflossen.

4. Die Verbesserung des Donauumschlages bei Wien.  Zum Behufe
derselben hat das k. k. Handelsministeriumam 11., 12. und 19. November 1890 eine
Enquete aller Interessenten abgehalten, wozu seitens der Gemeinde Wien zufolge Be¬
schlusses des Gemeindcrathcs am 10. Sc tob er 1890 drei Vertreter des Gemeinderathes,
der Magistratsdirector, der Stadtbaudircctor und der Lagerhausdirector als Delegierte
entsendet wurden. Die weiteren diesbezüglichen Verhandlungen sind gegenwärtig noch
beim k. k. Handelsministeriumanhängig.

2 . Wicnflussrcgulierung.
Nachdem auch in der Reichsrathssessivn des Jahres 1889 eine Regierungsvorlage

in Betreff der Wienslussregnlierungnicht eingebracht worden war, sah sich der damalige
Bürgermeister-Stellvertreter und Landtagsabgevrduete Dr . Prix  veranlasst , im nieder-
österreichischen Landtage eine auf diese Angelegenheit Bezug nehmende Interpellation an
die Regierung zu richten.

In der Landtagssitzung vom 6. November 1889 wurde diese Interpellation seitens
des Statthalters Graf Kielmansegg  in nachstehender Weise beantwortet.

„In der Sitzung vom 25. Letober haben die Abgeordneten Dr. Prix und Genossen an die
Regierung die Frage gerichtet, ob dieselbe geneigt sei, da? Werk der Wienflussrcgulierung, bezichungs-
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weise der Einwölbung des Wienflusses durch entsprechende Beitragsleistung aus Staatsmitteln zu
unterstützen, und im bejahenden Falle, wann die Regierung den entsprechenden Gesetzentwurf dem
Reichsrnthe vorzulcgcn gedenke.

Ich habe die Ehre, im Namen der Regierung auf diese Frage Folgendes zu antworten:
Die Regierung hat sich mit dem von der Gemeinde Wien vorgelegten Projekte eingehend

beschäftigt und hat die seitens der technische» Staatsorgane vorgenommene Prüfung des Projektes
und das Gutachten des Lbersten Sanitätsrathes im allgemeinen ein günstiges Resultat ergeben.
Da sonach die geplante Regulierung nach dem vorliegenden Projekte von den berufenen Fachmännern
sowohl aus sanitären, als aus Verkehrs- und anderen öffentlichen Interessen empfohlen wird und
sich in der Thal als eine nicht nur für den weiteren Aufschwung der Reichshauptstadt förderliche,
sondern auch für die an dem Wienflusse liegenden Vororte Vortheile bietende Angelegenheit darstellt,
glaubt sich die Regierung gegenüber dem Ansinnen ans Gewährung eines entsprechenden, die
Ausführung dieses Rcguliernngswerkes sichernden Beitrages aus Staatsmitteln nicht ablehnend
verhalten zu sollen und behält sich vor, in einem angemessenen Zeitpunkte mit einem diesbezüglichen
Anträge an die Reichsvertretung heranzutreten.

Die Regierung ist jedoch derzeit noch nicht in der Lage, bestimmte Zusagen darüber zu
machen, dass sie den unter allen Umständen aus eine längere Reihe von Jahren zu vertheilenden
Staatsbeitrag in der vollen vom niederösterreichischen Landtage gewünschten Höhe von der Reichs-
Vertretung beanspruchen werde, weil, abgesehen davon, dass an und für sich von einer Beitrags¬
leistung des Staates gegenüber dem in Frage stehenden Unternehmen örtlicher Natur keine Rede
sein kann, zunächst auf die allgemeine Lage der Staatsfinanzen Rücksicht genommen werden muss
und weil als nothwendig erkannt wurde, vorerst noch die Verhandlungen in einigen Punkten zu
ergänzen und insbesondere den durch das in Frage stehende große Unternehmen zu gewärtigenden
Kostenaufwand näher zu präzisieren, als dies durch die bisherigen Vorlagen geschehen ist. In
letztgedachter Beziehung wird die weitere Mittheilung der Stadt Wien sofort zukommen."

Der Erlass der k. k. n.-v. Stntthalterei , in welchem diese Mittheilung dem
Herrn Bürgermeister gemacht wurde , lautet:

„Euer Hochwohlgeboren! Ich habe, wie Euer Hochwohlgeboren bekannt, in der Sitzung des
niederösterreichischen Landtages vom heutigen Tage die an die Regierung gerichtete Interpellation
wegen Gewährung eines Staatsbeitrages zu den Kosten der von der Gemeinde beabsichtigten
Regulierung, beziehungsweise theilweisen Einwölbung des Wienflnsses beantwortet. Bezugnehmend
bierauf beehre ich mich, Euer Hochwvhlgeboreuin Kenntnis zu setzen, dass noch nachstehende
Punkte der näheren Erörterung zu unterziehen wären:

1. Wird es eingehender Erwägung bedürfen, wie das Projektierte Regulierungsunternehmen,
welches jedenfalls auf Grund des niederösterreichischeu Wasscrrechtsgcsetzes des wasserrechtlichen
Eonsenses bedarf, mit den längs der durch die Regulierung innerhalb des Stadtgebietes und durch
dieselbe bedingten Vorkehrungen am S verlause des Wienflusses betroffenen Strecke aufrecht bestehenden
Wasserrechten in Einklang zu bringen sein wird, eventuell ob und in welchem Maße aus diesem
Grunde Ablösungen stattzufinden haben werden, durch welche das Detailproject und der Kosten¬
voranschlag eine Abänderung erleiden könnten.

2. Weiters wird zu erwägen sein, ob und inwiefern!? das gedachte Unternehmen durch die
von Franz Zeiler von Zeilcnthal  im Jahre 1882 erworbene und von ihm im Laufe des
gegenwärtigen JahreS an den Realitäteubesitzer Theodor Brezina  übertragene Eoncession zu
einer Wienthal-Wasserleitungbei dem Umstande, als dieses Unternehmengleichfalls die Anlage von
Wassersammelbecken im Überläufe der Wien anstrebt, etwa wesentliche Erschwernisse und damit
verbundene Kosteuerhöhungen oder vielleicht eine Förderung erfahren könnte, und wird die Rück¬
wirkung des Bestandes der in Rede stehenden Wasserleitungsconcession auf das Wieuflussregulierungs-
Project und dessen Kostensätze eingehend klarzustellen sein.

3. Endlich ist Aufklärung darüber geboten, aus welcher Grundlage die im Kostenanschläge
enthaltene Berechnung beruht, dass sich durch die Verwertung der durch die Regulierung gewonnenen
Gründe ein Erlös von mehr als sechs Millionen Gulden ergeben werde, da mit dieser Berechnung
die Höhe des zu bedeckenden Abganges und des von der Gemeinde Wien erbetenen Landes- und
Staatsbeitrages in wesentlichem Zusammenhänge steht.
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Euer Hochwvhlgeboren wolle » sich daher , soweit es erforderlich sein wird , auch mit dem
Herrn k. k. Bezirkshauptmann in Sechshaus , welchen ich wegen kräftigster Förderung dieser
Erhebungen unter Einem entsprechend verständige , in das Einvernehmen setzen und gefälligst ver¬
anlassen , dass das Resultat der erwähnten Verhandlungen mir sobald als möglich bekanntgegeben
werde ."

In Beantwortung der vorerwähnten rücksichtlich der Durchführung des Wienfluss-

Regulierungsprojectes seitens der Regierung gestellten Anfragen wurden vom Gemeinderathe

am 23 . Mai 1390 folgende Beschlüsse gefasst:
1 . Die Gemeinde Wien lehnt vor Erledigung der sinanzicllen Frage die Einleitung des

wasserrechtlichen Verfahrens über das Wienfluss -Regulierungsproject als nicht nothwendig und nichl

zweckmäßig ab . WaS die etwaigen fremden Wasserrechte betrifft , so sind diese nach einem umfassenden
Berichte des Stadtbauamtes von keiner Bedeutung und ist selbst für die Befriedigung solcher

Ansprüche in dem Kostenanschläge ausreichend Vorsorge getroffen.
2 . Ein gemeinsames Vorgehen der Concessionärc der Wienthal -Wasserleitung mit der Gemeinde

Wien , hinsichtlich der Wicnflussregnlierung und des Zustandekommens der erwähnten Wasserleitung
kann nicht stattfinden , da eine derartige Cnmnliernng mit Rücksicht auf die ganz heterogenen Ziele
der beiden Unternehmungen nicht zweckentsprechend erscheint.

3 . Hinsichtlich der Frage der Regierung bezüglich des Wertes der zu gewinnenden Baugründe

ist der Bauamtsbericht , nach welchem diese Gründe mit sechs Millionen Gulden bewertet werden,
mitzutheilen.

Im Hinblicke auf die bereits im Abschnitte X „ Eisenbahnen " erwähnten Beschlüsse der

Commission für Berkehrsaulageu war es erforderlich , für die Wienflnssregulierung ein

neues Project auszuarbeiten , für welches , dem Ergebnisse der Vorverhandlungen gemäß,

das sogenannte eintheilige Profil jWienflusseinwölbung in einer Spannweite ) als Grund¬

lage zu nehmen war . Weiters waren in das Project der Wienflnssregulierung die

Hochwasserbassins aufzunehmen und der Rücksicht auf die Eiuwvlbung bis zur Einmündung

des Lainzerbaches Rechnung zu tragen . Desgleichen war die Einwölbuug , den Be¬

dingungen des Programnies für Verkehrsaulagen entsprechend , derart in Aussicht zu

nehmen , dass die Herstellung der Bahnanlage (Wienthallinies in finanzieller Beziehung

eine möglichst günstige werde . Hierauf bezieht sich folgende Stelle des Programmes:

„Die Projectsversassnng für die Wienflnssregulierung hat gleichzeitig und im steten Einklänge

mit jener der Wienthallinie der Stadtbahn , sowie derart zu erfolgen , dass den ökonomischen
Interessen beider Unternehmungen in gleichem Maße Rechnung getragen wird ."

Als Grundlage musste jenes Project der Wienthalliuie angenommen werden,

welches von der Dampftramway -Gesellschaft vormals Krauß  Le Ev . eingebracht und am
30 . Mai , sowie den folgenden Tagen der Tracenrevision unterzogen worden war.

Aufgabe des Projectes musste es ferner sein , einen Kostenanschlag festzustellen,

nach welchem die Kostenvertheilung für die programmäßige Bauzeit bis zum Jahre 1900

vorzunehmen war.
Auf dieser Basis wurde das Project seitens des Stadtbauamtes ausgearbeitet

und Ende 1892 sertiggestellt . Tie Gruudzüge desselben sind folgende:
1 . Die Herstellung von Reservoirs mit einem Fassnngsranme von 1,600 .000 Kubikmeter

in Weidlingau.
2 . Direct daran anschließend nach abwärts , ein reguliertes Flussgerinne für die Maximal¬

menge von 600 Kubikmeter , welches von Weidlingau bis zur Franz Karlbrücke in Hacking offen

gehalten und beiderseits durch Böschungen begrenzt ist . Von letztgenannter Brücke bis zum Portale

der Einwölbung beim Lainzerbach ist wohl das Profil offen gedacht , doch ist aus die Einlage der

Bahnlinie Hietzing — Hütteldors Bedacht genommen . Auf der Bnhnseile ist statt der Böschung seitens
der Bahn eine Wassermaner anszuführen . Die Niveaux der Straßenziige sind mit jenen der
Nivellettc und der regulierten Wienflusssohle in einem solchen Zusammenhänge , dass Bahn¬
überbrückungen überall möglich sind.
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3 . Lein Lainzerbach in Hiehing bis zum Donaneanalc ist die Einwölbnng als Grundlage
genommen , und zwar so, dass die llferbegrenzungen durch Quaimauern gebildet werden , deren
Maßverhältnisse , die Einsetzung der Gewölbe nachträglich zur beliebigen Zeit gestatten . Da die
Kosten der Einwölbnng die Gemeinde allein treffen, so wurden dieselben ausgeschieden und in
zwei Theile zerlegt , in jene der Widerlagerverstärkung , welche die Einwölbung verlangt und in
das Gewölbe selbst. Letzteres kann beliebig später eingebaut werden . Die Quaimauern sammt der
durch Wölbung verursachten Verstärkung , in einer solchen Form , dass die Einsetzung des Gewölbes
jederzeit erfolgen kann, müssen aber sofort zur Durchführung gelangen . Für die vermehrten Er¬
fordernisse dieser „rückgeschnittenen Mauern " wie sie die Einwölbung bedingt , ferner die Ersetzung
der bestehenden Brücken durch Gewölbsringe uud Einwölbung einzelner Strecken, welche sofort
vollzogen werden müssen, wurden weitere 6 Millionen Gnlden von dem Gemeinderathe beansprucht.

Die Weite der Eiuwölbung wechselt je nach den Gefällen der Strecke zwischen 16 und 23 Meter
reiner Spannweite . Die vorerst auszuführenden Mauern sind aber um das Maß der mit den
Gewölben zugleich auszusührendcn Mauern rückgesetzt nnd wechselt conform den obigen Maßen die
Entfernung von 21 bis 30 Bieter.

Die Sohle wird durchaus gemauert und mit einer Cunette versehen.
4. Die Ausführung von beiderseitigen Sammelcanälen bis zur Grenze des Gemeindegebietes.

Die bestehenden Choleracanälc können links vom Magdalcnenstege an , rechts von der Franzens¬
gasse an nach abwärts belassen werden . Weiter aufwärts müssen die alten unzureichenden
Bestände durch neue größere Profile ersetzt werden . Diese Sammelcanäle reichen links bis zum Halter¬
bach in Hütteldvrf , rechts bis zu den letzten Häusern von Hacking.

Tie Gesammtkosteiidieser Arbeiten beziffern sich ans 20 Millionen Gnlden, wovon
-t.z Millionen Gnlden ans die Reservoirs, 2 .2 Millionen Gnlden auf die Sammelcanäle,
13.g Millionen Gnlden auf die eigentliche Flussregulieruug entfallen. Zur vollständigen
Einwölbnng bis Hietzing wären weitere 8 Millionen Gnlden erforderlich.

Eine Eigenthümlichkeitdieses Projektes ergab sich noch durch die im Programme
geforderte Bedachtnahme auf die Stadtbnhnanlage. Es konnte infolge dessen nicht nach
der gewöhnlichen Regel die Herstellung der um 2 bis 3 Meter (gegenüber der heutigen)
vertieften Sohle vom Donaucanale aus erfolgen, sondern musste unter besonderen Maß¬
nahmen für die Hochwasserabfuhrdie Sohle vorläufig belassen und die Herstellung der
Bahnmauer von Hietzing bis zum Schikauedersteg in erster Linie ins Auge gefasst
werden.

Mit Rücksicht ans die noch nicht endgiltig festgestellte Trace der Stadtbahn zwischen
dem Schikanederstege und dem Donaucanale, sowie im Hinblicke auf die gleichfalls erst
später zu bestimmende BerbanungSart dieser Strecke musste die Möglichkeit offen bleiben,
die Regnlierungstrace zu verschieben; auch eine solche Berschiebung kann nach dem
Projekte vorgenommen werden, ohne dass hiedurch die Kvstenansätze wesentlich beein¬
flusst würden.

Dieses Rcguliernngsprojcct wurde, nachdem es seitens des Magistrates uud des
Stadtrnthes der Vorberathung unterzogen worden war, dem Gemeinderathe vorgelegt,
welcher in seiner Sitzung vom 3. Marz 1893, folgende Beschlüsse fasste:

i.

1. Der Bericht des Stadtbauamtes wird zur Kenntnis genommen.
2. Das vorliegende , ans Grnnd des Programmes für die öffentlichen Vcrkehrsanlagen in

Wien ausgearbcitete Projekt des Stadtbauamtes , betreffend die Regulierung des Wienfluffcs unter
gleichzeitiger Anlage beiderseitiger Sammelcanäle wird genehmigt.

3 . Die Commission für Verkehrsanlagen ist um die Einleitung des wasscrrcchtlichen Ver¬
fahrens zu ersuchen.

4. Hinsichtlich der Kostenauftheilung für die mit der Bnhnsührung nnd Grnndeinlösnng
gemeinsamen Auslagen ist mit der Evmmission für Bcrkehrsnnlagcn die Verhandlung zn pflegen.
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II.
Die Ausführung der Wienflussregulierung in der Strecke Weidlingau —Schikanederbrücke

einschließlich der Stauanlagen , sowie der Saiumelcanälc hat nach ertheilter Zustimmung durch die
Eommission für Verkehrsanlageu in Wien auf Grund des vorliegenden Projektes zu erfolgen.

III.

Für die Strecke Schikanedersteg —Dvnaucanal hat unter Einhaltung der bereits aufgestellten
hydrotechnischen Vorschläge eine nochmalige detaillierte Vorlage mit genauer Bestimmung der Trace
des Gerinnes zu erfolgen im Einklänge mit dem aufzustelleuden Regulicruugs - und Verbauungsplane.

Hiebei ist an der in Aussicht genommenen Einwölbung der Strecke Schwarzenbergbrücke bis
zum Schikanederstege festzuhalten.

Sodann wurde das Prvject an die Commission für Berkchrsanlagen geleitet,
welche dasselbe in ihrer Vollversammlungvom 17. Mai 1893 bezüglich der Strecke
oberhalb der Schikanederbrücke genehmigte, bezüglich des unterhalb dieser Brücke gelegenen
Theiles aber das Prvject zwar principiell annahm, sich jedoch vorbehielt, über die
Trace des Wienflnsses erst nach dem Einlangen der diesfälligen Anträge der Gemeinde
Wien endgiltig Beschluss zu fassen.

Gleichzeitig wurde beschlossen, dass die Ausführung der Wienflussreguliernng in
der Strecke Weidlingau—Schikanederbrücke der Gemeinde Wien auf Grund eines zwischen
dieser und der Commission für Verkehrsanlagen nbzuschließenden Banübereinkommens
zu übertragen sei.

Auf Grund dieses Beschlusses wurde von der Commission für Berkchrsanlagen
die Ertheilnng der wasserrechtlichen Bewilligung für das RcgulierungSproject bei der
k. k. Bezirkshanptmannschaft Hiehing—Umgebung angesncht, welche von der k. k. n.-ö.
Statthalterei mit dem Erlasse vom 6. April 1893, Z . 21 .622 im Sinne des K 72,
Abs. 2, n.-ö. W. N. G. zur Durchführung dieser Verhandlung delegiert worden war.

Parallel mit diesen Schritten liefen Verhandlungen, welche entsprechend dem
Punkte IV , Abs. 6 des Programines die Verthcilnng der Kosten jener Anlagen zum
Gegenstände hatten, welche sowohl die Wienflussreguliernng, als auch die Wicnthallinic
der Stadtbahn betreffen. Hiebei kamen namentlich die Kosten der gemeinsamen Mauer,
sowie der Grundeinlösungenin Betracht; Grundbedingung eines Übereinkommenswar
die Einigung über eine fixierte Axenlage der Bahn- und der Wienflussregnlierung.

Diese Verhandlungen wurden zwischen Vertretern der Gemeinde und der Tampf-
tramway-Gesellschaft vormals Kraus;  8c Co ., welch letztere die Evncession für die
Localbahnlinien der Stadtbahn anstrebte, unter gleichzeitiger Intervention von Ver¬
tretern der k. k. Generalinspectivn der österreichischen Eisenbahnen geführt. Dieselben
begannen am 1. März und wurden am 29. März beendigt. Das Ergebnis war ein
Übereinkommen, welches auf dem Grundsätze basierte, dass die Kosten der Grund-
cinlösung in jenen Strecken, in welchen Bahnanlage und Wienflussreguliernng in
nnmittelbare Berührung treten, von der Bahnuntcrnehmung getragen werden, wogegen
die gemeinsamenMancrwcrksanlagen ans Kosten der Wienflussregnlierung hergestellt
werden.

Ter Wortlaut dieses Übereinkommens ist folgender:
Protokoll

ausgenommen am 29. April 1893 , im Bureau des Bürgermeisters der Stadt Wien in Gegenwart
der Gefertigten.
Gegenstand

bildet eine zwischen der Gemeinde Wien mit Zustimmung der Evmmission für Vcrkebrsanlagen in
Wien einerseits und der concessionSwerbenden DampstranuvapgcseUschast vormals Kraust L Comp.
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anderseits zu treffende Vereinbarung der Grundsätze für die Vertheilnng der Kosten jener Anlagen,
welche sowohl die Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn , als auch die Wienslussregulierung und
die Saimnelcanäle treffen.

Vortrag.
In der Erwägung , dass eine der wichtigsten Voraussetzungen für die Veranschlagung der

Kosten der Localbahnlinien der Wiener Stadtbahn und mithin der Finanzierung und Concessionie-
rung der letzteren die vorhergehende Feststellung der Grundsätze für die Vertheilnng der Kosten
jener Anlagen bildet , welche sowohl die gedachten Bahnlinien , als auch die Wienslussregulierung,
beziehungsweise die Regulierung des Wiener Donaucancckes und die Herstellung der Sammel-
canäle betreffen , wurde seitens des hohen k. k. Handelsministeriums das Zustandekommen einer
diesfälligen Vereinbarung zwischen dem Vertreter der eoncessionswerbenden Firma einerseits und
dem Stadtbauamte anderseits als wünschenswert bezeichnet und die k. k. Generalinspection der
österreichischen Eisenbahnen mit der Durchführung der bezüglichen Verhandlung beauftragt.

Demgemäß traten die Vertreter der k. k. Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen
des Stadtbauamtes und der eoncessionswerbenden Gesellschaft zu einer Vorverhandlung zusammen,
um zunächst die Beziehungen der Loealbahnen der Wiener Stadtbahn zu der Wienslussregulierung
und den Sammelcanälen zu ermitteln.

Hierauf wurde nach eingehender Erörterung deS Gegenstandes in einer bei dem Herrn
Bürgermeister der Stadt Wien abgehaltenen Conferenz unter Intervention der gefertigten Vertreter
der k. k. Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen zwischen der Gemeinde Wien , welcher
gemäß Punkt VIII . Absatz 6 des gesetzlich genehmigten Programme -; , für die Wiener Verkehrs¬
anlagen die Ausführung der im Punkt IV dieses Programmes festgesetzten Wienslussregulierung
von der Commission für die Vcrkehrsanlagen in Wien zu übertragen ist einerseits , und der
eoncessionswerbenden Dampftramwahgesellschaft vormals Krauß L Comp , anderseits nachstehendes
Übereinkommen getroffen:

IIbereinko m m e n.
I. Wienslussregulierung.

Die oberhalb der Einmündung des Lainzerbaches in den Wienflnss gelegene
Strecke.

Bon der Stelle angefangen , wo die Wienthnllinie von Hütteldvrf kommend an das rechte
Wienflussufer tritt , bis zur Einmündung des Lainzerbaches in die Wien ist derzeit eine Ein¬
wölbung nicht in Aussicht genommen und ist in dieser Strecke lediglich auf die Einhaltung einer
minimalen Sohlenbreite von 20 Bieter vom unteren BöschungSrandc des linken WienflnssuferS
bis zur flussseitigen Begrenznngsmancr der Bahn gemessen, Bedacht zu nehmen.

Es kann demnach in der bezeichnet« ! Strecke sowohl die dermalige rechte Uferböschung als
auch jener Theil der dermaligen Flusssohle , welcher bei Sffenhaltnng einer 20 Meter breiten Sohle
noch erübrigt , für die Anlage der Bahn benützt werden.

Tie in dieser Strecke am rechten Ufer für die Bahn nothwendig werdenden Herstellungen
haben nur nach Maßgabe des Bedürfnisses des Bahnbaues zu erfolgen und sind von der Bahn¬
unternehmung auf deren alleinige Kosten auszuführen.

Das bei der Demolierung der bestehenden rechtsseitige» Uferpflasterungen rückgewonnene
Steinmateriale bleibt Eigenthum der Gemeinde Wien.

Zu einer Kosimanftheilung zwischen der Wienslussregulierung und der Wienthalbahn gibt
daher nur die Strecke von der Mündung des Lainzerbaches abwärts Anlass , und zwar sowohl in
Betreff der Kosten der Grnndeinlösungen als auch in Betreff jener der baulichen Herstellungen.

Anstatt nun die Anftheilnng bei jeder dieser beiden Kostenkategorien nach dem im Punkt IV.
Absatz 6 des Progrnmmes ausgestellten Principe gesondert dnrchzuführen , hat es sich im Lause
der Diskussion , insbesondere im Hinblicke auf die freiere Bewegung bei den Grundeinlösungs-
verhandlungen als zweckmäßig herausgestellt , darüber in Ansehung der Strecke von der Einmündung
des Lainzerbaches bis zum Schikanedersteg die folgenden Pauschalvereinbarungen zu treffen.

L. Strecke von der Mündung des Lainzerbaches bis zum Schikanedersteg.
1. Grundeinlösung.

Für die Strecke von der Mündung des Lainzerbaches bis zum Schikanedersteg ist überall
dort , wo die Bahnanlage und die WienflusSregnliernng in unmittelbare Berührung treten , das ist
von der Mündung des Lainzerbaches bis zur Stiegerbrücke und dann von der Viehtriebbrücke bis
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zum Schikanedersteg die gesammte Einlösung vvn Grundstücken und Objecten innerhalb der unten
beschriebenen und im beigeschlossenen Grundeinlösungsplane dargestellten Grenzen von der Local¬
bahnunternehmung aus deren alleinige Kosten durchzuführe». In dein erwähnten beigeschlossenen
Grundeinlösungsplane sind die Axen der Wienflussregulierung und der Wienthalbahnlinie durch
rothe Linien , die äußersten Grenzen der Bahn und der Wienflussregulierung durch blaue Linien
und die Grundeinlösungsgreuzeu durch rothe , au den Bruchpuukten durch kleine rothe Ringe
gekennzeichneteLinien bezeichnet.

In den Bereich dieser Grundeinlösungsgreuzeu fallen insbesondere die gesammteu mit nach¬
benannten Orientierungsnummern in der Magdalenenstraße , resp. mit den Grundbuchseinlagen-
und Catastralparcellen -Nummern des VI . Bezirkes bezeichnet,:« Realitäten.

Orientierungs -Nr. Grundbuchseinlageu-
Nr.

Eatastral -Parcelle
Nr.

1 660 267 , 268
3 561 270 , 269/2
5 563 271

7 564 274

9 566 275

11 568 278

13 570 279

15 572 282

17 574 283

19 576 285

21 577 286 , 287

23 578 288 , 289

25 580 290/1

27 682 291/1 , 291/2

29 684 294

31 586 295

33 588 297

35 ^ 689 298/1 , 298/2
!

Zum Zwecke dieser Grundeiulösuug hat die Commission für Berkehrsaulagen in Wien der
Localbahnunternehmung das der ersteren für die Wienflussregulierung und für die Herstellung der
Sammelcanäle zustehende Enteiguungsrecht zu übertragen , nöthigenfalls selbst um die Expropriation
einzuschreiten und das Exprvpriationserkeuntnis der Bahnuuteruehmung zur Verfügung zu stellen.

Sollten von den in voraugeführten Grundbuchseinlagen Z. 560 bis einschließlich 589 des
Grundbuches für den VI . Bezirk inliegenden Realitäten einzelne entweder ganz oder theilweise
nicht expropriiert werden können und aus diesem Grunde von der Bahn nicht eingelöst werden,
so hätte die Bahnunternehmung der Gemeinde Wien für die nicht eingelösten Objecte jenen Betrag
zu ersetzen, welcher dem nach den Grundsätzen der Expropriation ermittelten Werte dieser Reali¬
täten entspricht.

Die Bähnunternehmung hat die Grundeiulösuug derart rechtzeitig durchzuführe», dass die
Einhaltung des Bauprogrammes nicht gehindert wird.

Sollte sich infolge vvn ProjectSänderungen eine Änderung der Gril »dcinlösung gegenüber
den in der Beilage ersichtlich gemachten und oben beschriebenen Einlösuugsgrenzen als nothwendig
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erweisen , so sind die aus solchen Änderungen resultierenden Mehrkosten der Einlösung von jenem
der vertragschließenden Theile zu bestreiten, auf dessen Beranlassung diese Änderung vorgenommen
werden muss , oder welchem Vertragstheile dieselbe behördlich aufgetragen wurde.

Jene Theile der von der Bahnunternehmung eingelösten Flächen und Realitäten , welche
außerhalb der beiden Bauobjecte , jedoch noch innerhalb projektierter Straßen verbleiben , übernimmt
die Gemeinde Wien in ihr Eigenthum gegen Ersatz desjenigen Wertes an die Bahnunternehmung,
welcher diesen Flächen als Straßengrund zukommt.

Von der Bahnunternehmung eingelöste Flächentheilc , welche weder für Wienflussregulierung
nocb für die Stadtbahn bcnöthigt werden und auch nicht in den Bereich projektierter Straßen
fallen , welche somit eine anderweitige Verwertung zulassen, ist die Bahnunternehmung auf ihre
Rechnung wieder zu veräußern berechtigt.

Jene Theile der eingelösten Flächen , welche zwischen der rückwärtigen Flucht der flussseitigen
Mauer der Bahnanlage und der äußeren Flucht der landseitigen Bahnabschlussmauer liegen , gehen
als Eisenbahngrundstücke in das Eigenthum des Bahnunternehmens über , und zwar dort , wo die
Flächen an Privatgründe anschließen, einschließlich eines 1 Meter breiten Schutzstreifens.

Hingegen gehen die zwischen der rückwärtigen Flucht der flussseitigen Mauer der Bahn¬
anlage und der linksseitigen Bauwerksgrenze der Wienflussregnlicrnng gelegenen Theile der cin-
gelösten Flächen unentgeltlich in das Eigenthum der Gemeinde Wien über.

Es ist selbstverständlich, dass im Sinne des Punktes XIII , 8 des Programmes für die Vcr-
kehrsanlagen die Bahnunternehmung für jene bereits im Besitze der Gemeinde Wien befindlichen
Flächen des Wienflussbettes und der Wienflussufer , welche für die Wienflnssrcgnliernng oder für
die Bahnanlage bcnöthigt werden , und welche nicht schon als verkäufliche Baugründe anznsehcn
sind, an die Gemeinde Wien keinen Einlösungs - oder ServitntSbestellnngspreis zu bezahlen
haben wird.

2. Bauliche Herstellungen.

Hinsichtlich der baulichen Herstellungen in jenem Theile der Strecke von der Mündung des
Lainzerbackes bis zum Schikanedcrsteg , wo die Bahnanlage und die Wienflnssregnliernng in un¬
mittelbare Berührung treten , gelten folgende Bestimmungen:

Jene Herstellungen , welche für die ausschließlichen Zwecke der Wiciiflussrcgnlierung oder der
Wienthalbahn zu dienen haben , sind von der betreffenden Unternehmung selbst zu tragen.

Die gesammten Manerwerksanlagen des rechtsseitigen Widerlagers der Wieneinwölbung,
sowie deren Ausmauerung bis auf die in dem diesem Protokolle beigeschlossenen schematischen
Querprofile mit a in bezeichnet? Höhe , welche einen Meter über den für 600 Cubikmeter sekund¬
lichen Abfluss berechneten Hochwasserspicgel liegt , einschließlich der erforderlichen Deckschichte, sonach
sämmtliche im schematischen Querprofile von der schraffierten Figur abollelgl , il - linn  um¬
schriebenen Arbeiten einschließlich des hiebei erforderlichen Erdaushubes sammt Verführung wird
die Gemeinde Wien für Rechnung der Wienflussunternehmung ausführen , jedoch hat die Bahn¬
unternehmung der Gemeinde Wien die Kosten für jenen Theil des von letzterer bewirkten Fundament¬
aushubes sammt Verführung zu vergüten , welcher in das Kunstprofil der Bahn fällt und im
schematischen Querprofile mit I a o p I umschrieben ist.

Schließlich wird noch bestimmt , dass das in der Strecke von der Einmündung des Lainzer-
baches bis zur Stiegcrbrücke bei der Demolierung der bestehenden Ufermaner der Dampftramwc »)
gewonnene Steinmateriale , insoweit diese Demolierung durch die Stadt erfolgt , in das Eigenthum
der Gemeinde übergeht , und dass das bei der Demolierung der llferpflasterungen in der Strecke
von der Stiegerbrücke bis zum Schikanedersteg rückgewonnene Steinmateriale Eigenthum der
Gemeinde verbleibt.

3. Ausführungsmodalitäten.
In Betreff der Modalitäten der Ausführung der gemeinsamen Zwecken dienenden Her¬

stellungen werden nachfolgende Vereinbarungen getroffen:
In der Strecke von der Mündung des Lainzerbaches bis zum Schikanedersteg wird die

rechtsseitige Ufermaner der Wienflussregulierung einschließlich des das eigentliche Einwölbungs-
widerlager überragenden , im Punkte 2 bereits erwähnten Manertheiles von der Wienflussregnlic-
rnngs -Unternehmung ausgcführt.
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Alle übrigen für die Bahn » vch erforderliche » Herstellungen werden durch die Bahnnnter-
nehmung selbst bewirkt.

In der Strecke zwischen der Badhausgasse in Hiehing und der Stiegerbrücke wird der Betrieb
der bestehenden Dampftramway bis zur Fertigstellung der rechtsseitigen Usermauer eingestellt.

Die Gemeinde wird die Arbeiten in dieser Strecke derart betreiben , dass die Betriebscin-
stellung der Dampftramway auf das geringste Mast und auf die Zeit 0vu Mitte September bis
Anfang Mai zweier aufeinander folgender Jahre eingeschränkt werde . Überdies wird die Tampf-
tramwaygcsellschaft Normals Kraust L Comp , der Stadtgemeinde noch jene Bedingungen bekannt-
gebeu , deren Aufnahme in den mit dem Unternehmer abznschliestende » Bauvertrag die genannte
Gesellschaft im Interesse des Betriebes der bestehenden Dampstramwap wünschen würde , und wird
seitens der Gemeinde die thnnlichste Berücksichtigung dieser Wünsche , soweit dieselben mit den Inter¬
essen der Gemeinde Wien nicht kollidieren , zugesichert.

Für die Dauer dieser Betriebseinstellung hat die Gemeinde Wien zu gestatten , dass in der
Wiengasse in Hietzing ein provisorisches Geleise für den Betrieb der Dampftramway ausgeführt
werden darf , ebenso , dass die in der Nähe der Station Hietzing der Gemeinde Wien gehörige»
Grundstücke der Bahn aus die Dauer der Betricbseinstellung , jedoch mit der Einschränkung unent¬
geltlich zur Verfügung gestellt werden , dass allfällige bestehende Pachtverhältnisse durch die Bahn
abgelöst und der früheste Zustand der Grundstücke seinerzeit wieder hergestellt werde.

Sollte die Verlegung des Lainzerbaches in die Badhausgnsse in Hietzing nothwendig werden,
so verpflichtet sich die Dampftramwaygesellschaft vormals Kraust L Comp ., während der Dauer
dieses durch die Gemeinde zu bewirkenden Canalbaucs auch den Betrieb der in der Badhausgasse
liegende » Dampftramwaystrccke eiuzusteklen.

In diesem Falle wird seitens der Gemeinde Wie » der Bahnuniernehmnng gestattet werde » ,
in der Lainzerstraste eine gröstere provisorische Gcleiscanlagc für die Abwicklung des Verkehres
herzustellen.

Die Gemeinde wird diesen Canalbau innerhalb der für die Betriebseinstellung in der Strecke
Badhausgasse — Stiegerbrücke festgesetzten Zeitperiode in möglichst kürzester Zeit vollenden.

Die Gemeinde erklärt , die Wienflussregulierung nach Möglichkeit derart fördern zu wollen,
dass die Bahn mit Ende 1897 dem Betriebe übergeben werden könne.

II . Sammelcanäle und Nothauslässe.

Dort , wo die Bahnanlage von bestehenden oder erst hcrzustellenden Sammelcanäle » , resp.
Nothauslässe » gekreuzt wird , sind diese Sammelcanäle , resp . Nothauslässe auch im Bereiche der
Bahn von de» Unternehmungen der Wienflussregulierung , beziehungsweise der Sammelcanäle und
auf deren Kosten auszuführen , wogegen die Bahnunternehmung ans ihre Kosten die nöthigen bau¬
lichen Sicherungen zu treffen hat , damit diese Canäle und Nothauslässe infolge des Bestandes und
Betriebes der Bahn nicht beschädigt oder in ihrer Fnnetioniernng gestört werden.

Schliesslich erklären beide Theile , bei der Ausführung der Bauarbeiten und insbesondere bei
der Reconstruction der Wienbrücken sowie auch der Aufrechterhaltung der bestehenden Commnni
cation überhaupt beiderseits das weitestgehende Entgegenkommen beobachten zu wollen.

Für vorstehendes Übereinkommen wird die Genehmigung des Wiener Gemeinderathes und
der Commission für Verkehrsanlagen in Wien Vorbehalten.

Die cvncessionswerbende Dampftramwaygesellschaft vormals Kraust L Comp , erklärt jedoch
schon derzeit , an dieses Übereinkommen bis zur definitiven Entscheidung des Wiener Gemeinde¬
rathes und der Commission für Verkehrsanlagen in Wie » gebunden zu bleiben.

Die Giltigkeit dieses Übereinkommens wird einverstündlich an die Bedingung geknüpft , dass
die Erfüllung der in demselben von der Dampftramwaygesellschast übernommenen Verpflichtungen
dem Concessionär in den Cvnccssivnsbedingnissen auferlegt wird.

Für die Dampftramwaygesellschast vormals Kraust L Comp . :
Hallama  in . p.

Für die Gemeinde Wien :
vr . Prix  n >. x.

Für die k. k. Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen:
Doppler  m . ze., k. k. Sberbaurath . C . Werner  in . p ., k. k. Jnspcctor.

18Verwaltungsbericht der Stadt Wien.



274 X. Verkehrswege und Verkehrsmittel. — Verkehrswege, e) Wasserstraßen.

Dieses Übereinkommen wurde vom Gemeinderathe mit dem Beschlüsse vom
6 . Jnni 1893 , von der Commission für Verkehrsanlagen mit dem Beschlüsse vom
1. Jnli 1893 , von dem k. k. Handelsministerinm mit dem Erlasse vom 9 . August 1893,
Z . 9440 genehmigt.

Inzwischen war von der k. k. Bezirkshauptmannschaft Hietzing— Umgebung mit
der Kundmachung vom 24 . Juni 1893 , I . 14 .625 iiber das Projekt das Aufforderungs¬
verfahren im Sinne des A 78 des Wasserrechtsgesetzes eiugeleitet und die commissionelle
Verhandlung für den 7 ., 9 ., 10 ., 12 . und 14 . August anberaumt worden.

Bei diesen commissionellen Verhandlungen , welche der k. k. Bezirkshauptmann
Ernst von Roretz  abhielt , wurden die Einwendungen der Interessenten entgegen-
genommen und sodann für den 30 . August die Abgabe der Äußerungen der Gemeinde
Wien und der Commission für Verkehrsanlagen , gleichfalls im Wege einer öffentlichen
Kundmachung, festgesetzt. Demgemäß erfolgte auch au dem letzterwähnten Tage die Abgabe
dieser Äußerungen , sowie der Gegenbemerkungen einzelner Interessenten ; schließlich
wurden die Gutachten der behördlichen Sachverständigen erstattet.

Von verschiedenen Interessenten , so von der Wienthalwasserleitung , welche ihre
Einwendungen jedoch im Laufe der Verhandlungen wieder zurückzog, von der Gemeinde
Hadersdorf -Weidlingau , von einer Anzahl von Gewerbetreibenden , welche des Waffer-
beznges aus dem Wienflusse für industrielle Zwecke bedürfen , u . a . wurden Bedingungen
gestellt, die zum Theile von der Commission für Verkehrsanlagen zugestanden wurden,
zum Theile der Entscheidung der Wasserrechtsbehörde unterzogen werden müssen.

Die Bestimmung der Entschädigungsbeträge für die Grundeinlösuugen wurde einer
abgesonderten Verhandlung Vorbehalten.

Es erschien jedoch wünschenswert , die Grundeinlösungen soweit als möglich, ins¬
besondere soferne es sich um größere Grundflächen , wie sie für die Bassinanlagen
benöthigt wurden , handelte , im Wege der Vereinbarung zu bewirken und die Commission
für Verkehrsanlagen trat daher mit einzelnen Grundeigentümern , so namentlich dem
k. k. Hofärar , der Wiener Baugesellschaft, Freiherrn von London  u . a . in Verhandlung.

Zum Abschlüsse gelangte » hievon im Jahre 1893 die Verträge mit Freiherrn von
London,  von welchem um den Preis von 64 .989 fl. 68 kr., und mit A. Kempny,
von welchem um 13 .800 fl. Grundflächen in Hadersdorf -Weidlingau erworben wurden.

Um einer Anzahl von Personen im XII . Bezirke, welche bisher Wienflusswasser,
wenn auch ohne ein Wasserbenützungsrecht zu besitzen, zu gewerblichen Zwecken ver¬
wendeten , den Wasserbezug auch nach Durchführung der Regulierung zu sichern und so
den Fortbestand dieser Gewerbebetriebe zu ermöglichen, fand sich die Commission für
Verkehrsanlagen bestimmt, am 19 . October 1893 mit den betreffenden Personen ein
Übereinkommen wegen Zuleitung des Wassers aus dem regulierten Flussgerinne in
die betreffenden Realitäten abzuschließen.

Infolge des bedeutenden Preises , welchen die Wiener Baugesellschaft bezüglich der
für die Herstellung des ersten Bassins am Wienflusse von ihr zu erwerbenden Grundflächen
stellte, musste in Erwägung gezogen werden , ob diese Grundeinlösung nicht durch eine
Änderung des Projektes der Stauanlagen vermieden werden könne. Thatsächlich schritt
das Stadtbauamt zur Ausarbeitung eines diesbezüglichen Abäuderungsprojeetes , welches
im December sertiggestellt und dem Magistrate vorgelegt wurde.



X . Oerkehrswege und Verkehrsmittel . — X. Verkehrswege , ch lvusserstraßen . 275

In der Hauptsache bestund diese Prvjeetsändernng durin . dass dus erste Reservoir

vom Wienfllisse un den Muncrbuch uns die Grundfläche verlegt wurde , welche die

Evminissivn für Verkehrsunlugen vonc Freiherrn dun London zn einem angemesseneren

Preise bereits erworben Hütte . Gleichzeitig wurden in dem neuen Projectc der Stau¬

anlagen unch jene Änderungen vorgenvmmen , welche durch dus Ergebnis der Ivusser-

rechtlichen Bcrhundlung bedingt wuren.
Dieses Abändernngsproject wurde noch im Teccmbcr un den Studtruth geleitet.

Tus ullgcmeine Interesse , welches der Wienflnssregnliernng cntgegengebrucht lvnrde,

bekundete sich unch durch dus Auftunchen von Projecten , durch ivelche eine nuch An-

schunnng der Projectunten vorthcilhuftere Lösung erzielt werden sollte.
So legte die Firmu G . A . Wuyss L Co . ein Projcct für die Regulierung und Ein¬

wölbung des Wienflnsses unter Anwendung der Cementeisenconstrnction System Monier vor.

Schließlich möge noch hervvrgehoben werden , duss für die Regulierung des Wicn-

slnsses vom Schikunedersteg ublvürts soivvht uns technischen ulS unch sinunziellen
Gründen die Bestimmung der Bunlinie für die un dieser Strecke des WienflnsseS

gelegenen Studtthcite von besonderer Wichtigkeit ist . Für diesen Theil der Wien-

stnssrcgnliernng ivird ulso dus Ergebnis der Evncnrrenzverhundlnng von Bedeutung sein,

ivelche behufs Feststellung des Ttudtbuuplanes ubgchulten ivvrden ist.

» . Tonstige Wasserbauten.
Wicnffusscunette.

Wie in den Borjuhren ivurdc die Wienflnssennette in den Fuhren 188 !)- 1891

im ulten Wiener Gemeindegebiete und in den Jahren 1892 und 1893 auch im gesummten

erweiterten Gemeindegebiete in eigener Regie uusgeführt . Die Auslugen hiefür bezifferten

sich im Jahre 1889 mit 2822 fl . 8 kr ., 1890 mit 2984 fl . 72 kr., 1891 mit

4028 fl . 38 .z, 1892 mit 9997 fl . 39 kr. und 1893 mit 13 .006 fl . 65 kr.

Bezüglich der Erhaltung der Wienflussobjecte ist Folgendes zu bemerken.

Das um 27 . Mürz 1889 im Wienflusse eingetretene Hochwasser beschädigte einen

Theil der Uferversichernng um linken User , nnmittelbnr unterhalb der Stubenthorbrücke

und weiters auch un verschiedenen Stellen die Talondpflusternngen . Im Jahre 188 !)

musste dus Stukettengitter um linken Wienflnssnfer von der Reinprechtsdorferstrußc bis

zur Schluchthunsbrücke vollständig erneuert werde » .

Am 28 . April 1890 verursachte ein Hochwasser erhebliche Beschädigungen u» den

gepflasterten Uferböschungen , und zwar un mehreren im V . Bezirke gelegenen Stellen

des linken Ufers oberhalb der Schikunederbrücke und um rechten User nächst der

Stnbenthvr - und Rudolfsbrücke . In demselben Jahre lvnrde das Stukettengitter um

linken Ufer zwischen der Wäschergusse und der Pilgrumbrücke vollständig erneuert.

Im Jahre 1891 verursachten die um 4 . Juli und den folgenden Tugen ein-

getretencn bedeutenden Niederschläge un den Uferversichernngen des Wienflnsses einzelne

Beschädigungen.
Im Jahre 1892 wurde das bis dahin noch nicht versicherte linke Ufer des Wien-

slusses von der Hollergasse bis zur Maria Theresien -Brücke im XIII . Bezirke mit einer

soliden Uferversichernng , bestehend ans einem Betonfundamente und einer Tulvudpflusternng,

versehen und daselbst , sowie um linken Ufer , in der Strecke von der Hietzingerstruße bis

zur Einmündung des Ameisbuches im XIII . Bezirke ein neues Stukettengitter hergestellt.
Im Jahre 1893 wurden nur kleinere Reparaturen vorgcnvmmcn.

18 '^
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Für die llorbczeichneten Erhaltungsarbeiten Ivurden während der Berichtsperiode
verausgabt:

für Neuherstellung und für Erneuerung und
Ausbesserung der llfer- Ausbesserung des Wienfluss-

im Jahre Versicherungen Stakettengitters
1889 . . . . 3.131 fl. 48 kr. 1830 fl. 86 kr.
1890 . . . . 3.394 „ 29 ,. 1014 „ 07 ,.
1891 . . . . 1.585 „ 97 „ 69 .. 92 ,.
1892 . . . . 13.815 „ 96 „ 2878 .. 27 „
1893 . . . . 4.600 ., - .. 400 „ - „

8 . Verkehrsmittel
s ) kohufllhrwerk.

Die bemerkenswerteste Veränderung, welche für das Quinquennium 1889 bis
1896 auf dem Gebiete des Lohnfuhrwesens zu verzeichnen ist, bildet die Einführung
einer neuen Betriebsordnung sammt Maximaltaxtarif für die Fiaker und
Einspänner.

Auf Grund der häufig laut gewordenen Klagen aus einheimischen und fremden Kreisen
über das Wiener Lohnfuhrwerkswese» sah sich die k. k. Statthalterei im Jahre 1890
bewogen, der Frage einer Revision der Wiener Fiaker- und Einspännerordnnng vom
16. Deccmber 1873 , L. G. Bl . Nro. 57 näher zu treten und insbesondere eine An¬
passung des Taxtarifes an die seit seiner Einführung wesentlich veränderten Verkehrs¬
verhältnisse anzubahnen.

Über Anregung der k. k. Statthalterei stellten zu Beginn des Jahres 1890 die
Gemeinde Wien, sowie die durch das Gesetz vom 19. Deccmber 1890 L. G. Bl . Nr . 45,
mit Wien vereinigten Gemeinden und die Gemeinden Donaufeld, Floridsdorf, Jedlesee
und Jedlersdorf den Antrag, die k. k. Statthalterei wolle mit Rücksicht auf die vielfach
geänderten Verhältnisse die Festsetzung eines neuen einheitlichen Maximaltaxtarifesvornehmen.

Hierauf wurde von der k. k. Statthalterei eine Enquete zur Berathung über die
Reform des Taxtarifes und der Betriebsordnung einberufen, die sich dafür aussprach,
es sei an dem bisherigen Principe der fixen Standplätze festzuhalten, jedoch nach Maß¬
gabe des Bedürfnisses auch die Errichtung freier  Standplätze als zulässig zu erklären;
bei Festsetzung des Tarifes seien die Taxansätze derart zu bemessen, dass in denselben
auch die entsprechende Entschädigung für die verwendete Zeit zur Rückfahrt zum
Standplatze  mit leerem Wagen enthalten sei; für länger andauernde Fahrten sei eine
der größeren Abnützung des Fahrmateriales entsprechende Entschädigung festzusetzen; als
Taxsystem wurde die Streckentaxe mit Coursbuch  in Vorschlag gebracht und ferner
ausgesprochen, es sei in Fällen, wo etwa die Zeittaxe subsidiär zur Anwendung kommen
sollte, als Zeiteinheit zur Bemessung der Taxe die Viertelstunde  anzusetzen.

Das auf Grund des Ergebnisses dieser Berathungen ausgearbeitete Taxproject wurde der
Behandlung nach tz 51 des Gewerbegesetzes unterzogen, und es erfolgte hierauf mit Verordnung
der k. k. n.-ö. Statthalterei vom 1. December 1891, Zahl 65.593, L. G. Bl . Nr . 53
die Erlassung der neuen „Betriebsordnung sammt einem Maximaltarife für die an
öffentliche » Orten im Wiener Pvlizeirayon zu jedermanns Gebrauche bereit
gehaltenen Zweispänner - und Einspänner - Lohnfuhrwerke,"  deren hauptsächliche
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Bedeutung inder Einführung eines von dem bisherigen gäuzlichverschiedenenTaxshstemes liegt.
Dasselbe entspricht durchwegs den von der Enquete aufgestellten Gesichtspunkten, begegnete
jedvch gleich nach seiner Einführung dem lebhaftesten Widerspruche sowohl der Fuhr¬
werksbesitzer als auch des Publicums. Es wurde insbesondere die Compliciertheit
der Berechnung für combiuierte Fahrten und die Vertheuerung,  beziehungs¬
weise die Verbilligung  einzelner Fahrstrecken bemängelt.

Symptomatisch für den damaligen Widerstand der Fuhrwerksbesitzergegen die
neu eingeführte Betriebsordnung war die im Frühjahre 1892 erfolgte gänzliche Betriebs-
einstellnng seitens sämmtlicher Fiaker und Einspänner Wiens in der Dauer von 8 Tagen.

Nachdem am 5. Mai 1892 im Laudesgesetz- und Verordnungsblatte Nr . 25
die Entscheidungdes k. k. Ministeriums des Innern vom 2. Mai 1892, Zahl 8661
kuudgemacht worden war, mit welcher einzelne Punkte der Betriebsordnung (betreffend
bestellte Fahrten, Nachtbereitschaft, Wartezeit, Extragcbüren, Rastzeit, Tagesfahrten,
Fahrten zu den Wettrennen in der Freudenau) abgeändert worden sind, wurde im
Jahre 1893 eine abermalige Revision der Betriebsordnung und des Taxtarifes eiuge-
leitet, welche sich mit Abschluss des Jahres 1893 noch im Stadium der Erhebungen
befand.

Jedenfalls kann nicht geleugnet werden, dass die Ermittlung eines einheitlichen,
einfachen und in allen Beziehungen gerechten Taxshstemes für das Wiener Lohufuhrwerk
ganz besondere Schwierigkeiten bietet, weil das gegenwärtige Gemeindegebiet von Wien
Terrainvcrschiedenheiten aufweist, wie sie in anderen Großstädten nicht Vorkommen, von
diesen jedoch der höhere oder geringere Wert der Leistung des Fuhrwerkes zum großen
Theile abhängt. —

Infolge der territorialen Erweiterung des Wiener Gcmeindegebietes wurden die
sogenannten „Linienzeuge"  unter die Wiener Fiaker und Einspänner eiugereiht.

Die Linienzeuge oder „verschönerten Kleinfuhrwagen" hatten ihre Standorte in
den außerhalb der alten Linien Wiens gelegenen Gemeinden, dienten zum Personcn-
transporte gemäß Z 15 Punkt 4 der Gewerbeordnung, wurden auf Grund von Con-
cessiouen der competentenk. k. Bezirkshauptmannschaften in Betrieb gehalten und konnten
je nach Wahl des Eigenthümers mit einem Pferde oder mit zwei Pferden bespannt
werden.

Sie waren jedoch, da sie hauptsächlich nach und in Wien verkehrten, zur Zahlung
der nach der Leopoldinischen Verordnung vom 2. December 1697 der Stadt Wien zn-
steheuden Licenzgebüren (im jährlichen Betrage von 15 fl. 75 kr.) verpflichtet und
wurden zum Zwecke der Evidenthaltung fortlaufend mit Ziffern in weißer Farbe
numeriert, welche behufs Unterscheidung von den Nummern der Wiener Fiaker und Einspänner
mit einem weißen Ringe umfasst waren.

Die Besitzer dieser Linienzeuge hatten sich bis zum Ende des Jahres 1891 zu
erklären, ob sie in Hinkunft ihr Gewerbe als Zwei- oder als Einspänner zu betreiben
beabsichtigen; die Wagen wurden sodann anschließend an die bisher für die zur Bezeichnung
der Wiener Fiaker und Einspänner verwendeten Nummern neu numeriert.

Bon den Besitzern solcher Fuhrwerke ist nunmehr die für die Fiaker, beziehungs¬
weise Einspänner vvrgeschriebene Gebür zu entrichte» ; dagegen wurde der svwvhl
diesen, als den Stellfuhrinhabern von den nunmehr einverleibten Gemeinden für die
Benützung der Standplätze nuferlegte Zins  mit Stadtrathsbeschluss vom 22 . Juni 1893
aufgehoben. —
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Fiaker . — Die Anzahl der Fiakerwagen ist von 054 im Jahre 1880 auf 068 zu
Ende des Jahres 1803 gestiegen. An der Vermehrung participieren 11 ehemalige
Linienzeuge.

Folgende Standplätze  für Fiakerwagen wurden neu errichtet:
I . Bezirk: Akademiestrafic(Grand Hotel), Am Peter , Schulerstraße.

V . Bezirk: Griesgasse.
VIII . Bezirk: Feldgasse.

IX . Bezirk: Ferstelgasse.
XIII . Bezirk: Hietzinger Hauptstraße.
Von diesen Standplätzen sind zwei selbständig, die übrigen sind Wechselplätze.
Auf gelassen  wurden die Fiakerstandplätze vor der ehemaligen Lerchenfelder-

nnd Mariahilfer Linie und in der Wattgasse in Ottakring.

Einspänner. — Die Anzahl der Einspännerlicenzen ist innerhalb der Berichts¬
periode von 1221 im Jahre 1880 auf 1509 im Jahre 1893 gestiegen. Der Hanpt-
antheil an dieser namhaften Vermehrung betrifft 231 ehemalige Linienzeuge.

Folgende Einspänner - Standplätze  wurden neu errichtet:
I. Bezirk: Fleischmarkt(Hotel Rabl), Akademiestraße, Kvhlmessergasse, Jnden-

platz, Schreyvogelgasse.
II . Bezirk: Jägerstraße (Ecke der Wallensteinstraße), Obere Donanstraße

(Stefaniebrücke).
III . Bezirk: Wassergasse, Veithgasse.
IV . Bezirk: Wohllebengasse(Ecke der Heugasse), Weyringergasse.
V . Bezirk: Matzleinsdorferstraße Nr . 11, Wehrgasse, Pilgramgasse.

VI . Bezirk: Ammerlinggasse, Mollardgasse, Gumpendorferstraße Nr . 163.
VII . Bezirk: Neustiftgasse(Deutsches Volkstheater).

VIII . Bezirk: Strozzigasse.
IX . Bezirk: Pelikangasse, Kolingasse, Pramergasse.
X . Bezirk: Simmeringerstraße (Keplerplatz).

XI . Bezirk: Simmeringer Hauptstraße (3 Standplätze).
XII . Bezirk: Meidling, Schönbrunnerstraße Nr. 166.

XIV . Bezirk: Rudolfsheim, Schweglerstraße.
XV . Bezirk: Fünfhaus, Nenbaugürtel (Hotel Wimberger).

XVI . Bezirk: Ottakring, Ottakringerstraße (Ecke der Veronikagasse) ; Vppengasse;
Hnbergasse; Kirchstetterngasse(Ecke der Thaliastraße) ; Wattgasse.

XVII . Bezirk: Hernals, Alsbachstraße.
XVIII . Bezirk: Währing, Kirchengasse(Ecke der Kreuzgasse).

XIX . Bezirk: Döbling, Alleegasse(Ecke der Hirschengasse) ; Hauptstraße (nächst
dem Casino Zögernitz) ; Feldgasse.

Von diesen Standplätzen sind neun selbständig, die übrigen sind Wechselplätze.

Omnibusfuhrwerk . — Die Verminderung  des im Betriebe stehenden
Omnibnsfuhrwerkes, die bereits in dem Verwaltungsberichte für das Jahr 1888
eonstatiert worden ist, hat seither weitere Fortschritte gemacht, indem seit dem Beginne
des Fahrer- 1880, trotz der Neuverleihung mehrerer Licenzen, die Gesammtzahl von
640 auf 588 Licenzen gesunken ist.
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Im Zusammenhänge mit dieser Verringerung der Fahrbetriebsmittel steht auch
die Auflassung einer Reihe von Fahrstrecken. Es wurden in der Zeit von 1889 bis 1893
folgende Fahrstrecken eröffnet und wieder aufgelassen:

Hetzendorf—Meidling—Wien, Ober-Laa—Wien, Gaudenzdorf (Dampftramway)—
Wien, Hauptpostamt Wien—Postamt Kaisermühlen, Neulerchenfeld—Burggasse—Stefans¬
platz—Marxerlinie, Ober-St . Veit—Hietzing, Kaiser-Ebersdorf—Simmering—Wien (vor¬
läufig außer Betrieb).

Von früher bereits bestandenen  Fahrstrecken wurden folgende ausgelassen:
Kalksburg—Wien, Nussdorferlinic—Sechshaus , Franz Josefs-Bahn- Meidling,

Heiligenstadt—Hof.
Fortwährend befahren werden folgende neu ervffnete  Strecken:
Neustift am Walde—Währingerlinie, Hernals (Elterleinplatz)—Neuwaldegg (vom

15. Mai bis 15. September au Sonn- und Feiertagen), Wiedener Hauptstraße—Matz-
leinsdorferliuie—Kaiser Franz Josefs-Spital (X . Bezirk), Neubaugttrtel—Märzstraße—
Schweglerstraße—Moritzgasse.

Ein zeitweiliger Omnibus Verkehr  findet von einzelnen Theatern und Circus-
Etablissements nach Schluss der Vorstellungen statt; ferner gelegentlich von Ausstellungen
und Festveranstaltungenin der Rotunde, anlässlich des internationalen Saatenmarktes
(zwischen der Productenbörse und dem städtischen Lagerhause), gelegentlich der Ruder¬
regatten und Wettschwimm-Meetings (nach und von der Kagrancrbrücke, beziehungsweise
dem Communalbade) und an den Tagen Allerheiligen und "Allerseelen(von und zu den
Friedhöfen).

Der territoriale Umfang der Genossenschaft der Stellfuhriuhaber, welcher früher
auch die nach Wien verkehrenden Stellfuhriuhaber der politischen Bezirke Hernals,
Sechshaus, Brucka. d. Leitha und Korneuburg in sich begriff, wurde mit Statthalterei-
Erlass vom 19. September 1892, Z . 52.440 , beziehungsweise Handelsministerial-
Erlass vom 29. Mai 1893, Z . 55.488/92 auf das Gemeindegebiet von Wien
eingeschränkt.

b) Uerkrhr aus dem Wiener Donauranal.
In de» Jahren 1889 bis 1893 ist in dem Bestände der Überfuhren im Wiener

Douaucanale keine Veränderung eingetreten. Die bei der ehemaligen Spittelauerlinie
bestehende Rollüberfuhr wurde im Jahre 1889 mit Zustimmung der k. k. n.-ö.
Statthalterei an den Unternehmer "Anton Wagner  mit der Concessionsdauer bis
30. April 1890 übertragen.

Aus Anlass der Verlegung der Abgangsstiege für die Propellerüberfuhr beim
Kaiserbade hat die k. k. n.-ö. Statthalterei mit Erlass vom 18. Juni 1889 , Z . 22.543 die
Verrückung der Fischergeschirre im Douaucanale stromabwärts gegen die Stephaniebrücke
genehmigt.

Weiters hat dieselbe mit Erlass vom 27. Mai 1890 , Z . 31.379 die Eoncession
für den Betrieb der Rollüberfuhren des Johann Ev. Leeb  nächst der Kricgler- und der
Wassergasse bis 14. Mai 1895 und mit Erlass vom 6. Juni 1890, Z . 31.099 die
Eoncession für den Betrieb der Rollüberfuhr nächst der ehemaligen Spittelauerlinie bis
30 . April 1895 verlängert.
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Die Eonccssion der Ersten k. k. prid . Dvnandanrpsschiffahrts -Gesellschaft zu einem
regelmäßigen Verkehre auf dem Wiener Donaucanale mit kleinen Dampfbooten wurde
mit Erlass der k. k. n .-ö. Stntthalterei dam 30 . März 1889 , Z . 4815 in den Pnnkten
2 , 3 und 6 dahin abgeändert , dass dieselben nunmehr lauten:

„2. Hiezu ist die nach Maßgabe des sich zeigenden Bedarfes erforderliche Anzahl von Local¬
dampfboote » in Betrieb zu setzen , wobei insbcsvnders die mit dem Erlasse dom 18 . Oktober 1888,
Z. 42.681 genehmigten Localdnmpfbovte mit der Bezeichnung I bis einschließlich VI zu berück¬
sichtigen sind.

3 . Bei Benützung anderer Schiffe als der vorerwähnten Localdampfboote ist vorher unter
Vorlage der SchiffSPläne im Sinne des mit der Ministerialverordnung vom 21 . April 1884,
R . G . B . Nr . 61 abgeänderten 8 26 der provisorischen Schiffahrts - und Strompolizeiordnung für
die Donau ;I1 . Abschnitt ö III ) um die h . o. Genehmigung anzusuchen.

6 . Die Ausnahme oder das Absehen von Personen oder Gepäck darf nur bei den eigentlichen
Landungsplätzen stattfinden . Das bloße Anlegen oder Ankern der zur Localfahrt verwendeten
Schiffe ist jedoch außer den im Punkte 4 bestimmten Landungsplätzen auch noch an jenen Ilfer-
stellen gestattet , für welche die Gesellschaft eine besondere Genehmigung der k. k. Statthalterei
erwirkt hat ."

Endlich hat die k. k. n .-ö. Statthalterei mit Erlass vom 12 . April 1889 , Z . 19 .459

der Ersten k. k. priv . Donau -Danipfschisfahrts -Gesellschaft die Bewilligung zur Auf¬
stellung eines Laudungsobjectes am linken Touaucanalufer in der Freudenau und zwar
1108 g Meter unterhalb der Axe der Staatseisenbahnbrücke , beziehungsweise zur Ver¬
legung der bereits mit der Cvncessiou genehmigten Landungsstelle Freudenau ertheilt,
und niit Erlass vom 5 . Juni 1889 , Z . 10 .826 zum Anlegen und Anken , der Local¬
schiffe nachstehende Userstrecken des Wiener Dvnnucanales bewilligt.

1 . Die 515 Meter lauge , am rechte » Ufer von der Donauuferbahnbrücke bei
Nussdorf stromabwärts gelegene Strecke;

2 . die 180 Meter lange , von der Axe der Augartenbrücke am linken Ufer strom¬
abwärts gelegene Strecke;

3 . die 227 Meter lauge , von der Axe der Stephaniebrücke am rechten Ufer strom¬

abwärts gelegene Strecke , in welcher sich auch die genehmigten zwei Landungsplätze
befinden;

4 . die 230 Meter lange , von der Axe der Aspernbrücke am linken Ufer strom¬
aufwärts gelegene Strecke;

6 . die 170 Meter lange , von der Aspernbrücke am linken Ufer stromabwärts
gelegene Strecke . —

Niit der Verordnung des k. k. Handelsministeriums vom 9 . December 1889,

R . G . Bl . Nr , 190 wurde der K 21 des II . Abschnittes der provisorischen Schiffahrts¬
und Strvmpvlizeiordnung für die Donau vom 31 . August 1874 , R . G . Bl . Nr . 122,

welcher Abschnitt die Bestimmungen für den Donancanal enthält , abgeändert . Der
bezeichnet «: Paragraph lautet nunmehr , wie folgt:

„Mit dem Beginne des Eisrinnens am Donnnstrome bei Wien , oder wenn der Wasserstand
am Schwimmthorpegel in Nussdorf ans vis Meter unter Null fällt , wird das Schwimmthor an
der Mündung des Wiener Donaucanales bei Nnssdvrf vorgclegt und hiedurch die Eannleinfahrt
thalwärts gespertt . Die Einfahrt von Wasserfahrzeugen , welche zu Berg in den Canal einfahren
wollen , ist von diesem Zeitpunkte an nur mit Bewilligung der Strombehörde (k. k. n .-ö. Statt¬
halterei ) gestattet.

sobald das Schwimmthvr anlässlich des Eintrittes der winterlichen Ereignisse eingehängt
ist , dürfen — mit Ausnahme der Nettungszillen und der Fischergeschirre — » nr jene Wasser-
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fahrzeugc und schwiiumcnden Bauwerke im Wiener Donaueanal belasse » , gegebenenfalls zur Über¬
winterung aufgestellt werden , für welche die specielle Bewilligung der Strombehörde (k. k. n .-ö.
Statthalterei ) erwirkt wurde.

Insbesondere dürfen Wasserfahrzeuge vou 32 Meter Länge und darüber nur in der Canal¬
strecke von der Brücke der privilegierten österreichisch -ungarischen Staatseisenbahn -Gesellschaft abwärts
überwintern ."

Mit Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 1 . August 1890 , Z . 31 .097 wurde dem

August K r o i die Evucessivn zum Betriebe einer Propellerttberfuhr über den Dvnaustrom
Vvm Handelsquai beim städtischen Lagerhause nach Kaisermühleu ertheilt ; der Unter¬
nehmer hat jedoch von dieser Concession noch keinen Gebrauch gemacht.

Den kleinen Flößen (Welsen, , Vierzwingern und Wachanern ) wurde mit Statt-

Halterei - Erlass vom 11 . Juni 1892 , Z . 35 .160 die unmittelbare Einfahrt in de»
Wiener Donaucanal bis auf Weiteres gegen Widerruf unter nachstehenden Bedingungen
gestattet:

1 . Als Lände für die bezeichnet «»! Flöße wird vorläufig das linke Ufer des Wiener Donau-
cauales in der Strecke von der Kaiser Franz Josefs -Regierungs -Jubiläumsbrücke aufwärts iu
einer Länge von 600 Meter bestimmt ; am stromauf - und stromabwärtigeu Ende dieser Lände
werden Tafeln angebracht , welche eine diese Widmung der Uferstrecke kennzeichnende Aufschrift tragen.

2 . In dieser Caualstrecke haben alle der vorbezeichneten Floßgattungen angehörigen Fahr¬
zeuge zu landen ; an dieser Landungsstrecke werden alle jene Amtshandlungen vorgenommen
werden , denen sich die Führer von Ruderfnhrzeugen sonst vor der Einfahrt in den Wiener Donau¬
canal zu unterziehen haben.

3 . Die directe Einfahrt ist von 7 ' / » Uhr morgens bis Sonnenuntergang mit Ausnahme
jener Zeit gestattet , wo das aus Linz kommende große Persouendampfschiff an der Station
Nussdorf liegt.

An Soun - und Feiertagen in der Zeit vom 1. Mai bis 18 . September ist die Einfahrt
ans jene Stunden beschränkt , während welcher auch bisher die Einfahrt von Fahrzeugen in den
Wiener Donaucanal zulässig war.

4 . Außer dieser Zeit darf in den Donaucanal nicht eingefahren werden , ebenso dann nicht,
wenn der Donaucanal etwa wegen eines Schiffsunfalles oder aus einem ähnlichen Gninde
abgesperrt werden muss . Behufs Signalisierung dieses Verbotes wird bei der Agentie der Donau-
Dampfschiffahrts -Gesellschaft in Nussdorf beim Wächterhause Nr . 7 der k. k. Staatsbahnlinie
Wien — Eger in Kahlenbergerdorf und beim Stromaufsichtsposten in der Kuchelau eine blanweiße
Fahne aufgezogen . Sobald die blauweißen Signalfahnen aufgezogen find , haben daher alle für
den Donaueanal bestimmten Fahrzeuge außerhalb des Canales anzulegen.

8 . Die vorläufig als Ländeplatz bestimmte llferstrecke oberhalb der Jubiläumsbrücke darf
nur für Ländezwecke benützt werden , unter keinen Umständen darf dort ein Ausladen von Waren
insbesonders von verzehrungssteuerpflichtigen Gegenständen erfolgen.

6 . Itraßenpolizei.
Passageordnung. — Zur Regelung des Straßenverkchres wurde » vom

Magistrate innerhalb der Berichtsperiode folgende Kundmachungen erlassen:
1. vom 9 . April 1889 , Z . 322 .906 , für das Kohlen - und sonstige Lastenfuhr¬

werk in der Löwengasse im III . Bezirke;

2 . vom 13 . Juli 1889 , Z . 179 .389 , für das Heu - und Strohfnhrwerk zn den
k. k. Magazinen in der Florianigasse im VIII . Bezirke;

3 . vom 26 . März 1892 , Z . 52 .481 , über die Verwendung von Cabs zu
Materialverführung;

4 . vom 15 . September 1892 , Z . 165 . 196 , bezüglich des Kohlen - und sonstigen
Lastensuhrwerkes von der Unteren zur Oberen Augartenstraße im II . Bezirke;
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5. vom 5. November 1892 . Z. 168.168. betreffend die Reinhaltung der Straßen,
Plätze und Hänfer im Wiener Gemeindegebiete;

6. vom 7. Jänner 1893. Z . 205 .205 , für die von und zur Türkenschanze ver¬
kehrenden Lastwagen;

7. vom 4. März 1893 , Z . 150.737, rücksichtlich des Führens von mehr als
zwei nebeneinander gekoppelten Pferden durch den engeren Theil der Johannesgasse in
Weinhaus, im XVIII . Bezirke;

8. vom 16. September 1893 , Z . 132.248 , für den Verkehr der Wagen zum
und vom Wildpretmarkt im I. Bezirke;

9. vom 26. August 1893 , Z . 212 .294 ex 1892 , bezüglich der Verladung und
des Transportes von Eisenobjecten;

10. vom 7. Oktober 1893 , Z . 154.497 , betreffend die Reinigung der Trottoirs
und Gehwege von Schnee und Eis im Wiener Gemeindegebiete;

11. vom 7. Oktober 1893 , Z . 158.768, bezüglich des Lastenfuhrwerkes durch
den engeren Theil der Johannesgasse in Grinzing im XIX . Bezirke;

12. vom 21. Oktober 1893 , Z . 8041 , betreffend Steckschilder, Sonnenschutz-
plachen, Laternen rc.

13. vom 2. December 1893 , Z. 189.628 , betreffend die Zn- und Abfahrt beim
Raimundtheater im VI . Bezirke.

Benützung städtischen Grundes durch Private. — Im Laufe der
Berichtsperiode wurden und zwar während der Jahre 1889—1891 im ehemaligen, in
den Jahren 1892 und 1893 im gesammten erweiterten Gemeindegebiete Bewilligungen
ertheilt:

im Jahre

zur Anbringung von:
188« 1890 1891 189S 189»

Gewölbsportalen mit Machen . . . 83 72 125 85 75
„ „ ohne „ . . . 26 22 29 77 53

Schaukästen. 102 76 68 99 63
Sonnenfchutzplachen. 26 16 10 42 4
Gewölbsportal-Laternen. . 194 84 228 102 42

Die Zahl der vom Magistrate, beziehungsweise den magistratischen Bezirksämtern
gefüllten Straferkenntnisse  wegen Übertretung von straffen-, sicherheits- und reinlichkeits¬
polizeilichen Vorschriften bezifferte sich im Jahre 1889 mit 5454 , 1890 mit 7689,
1891 mit 6664 , 1892 mit 6455 und 1893 mit 7279.
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